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AN DiE MITGL I EDER I]ER JtJRY DE!l ]N,|,l.:RNATloNALEN TRIBuNALS

(lem. Art. l9 der Verfassung der Republik Türkei genıeRt
jedermann persönliChe Freİ.heit und sicherheiL.

Gem. Art. 20 hat jederınann das Recht, d j.e Achtung seines
Pr iv,ıı.lebens und Familien].ebens zu verlangen. Die Geheim-
sphdre des pri.vaten und Fami],ie ııl,_.}.ıcııs ist unVerletzliCh
.- so postu}iert e5 ArL ?o.

Nicht nur für den m;innl r chen 'rei. l
tiirkischeıı ltev.;lkeruna sind drese
MakkLıi.lL|rr.

der kttrdi sı:hen und
Grundrech t5pos tu l a L.J

Für Frauen In der Trırkei ıınd KurdisL.ııı gibt es weder
persönl iche §ictıı_,r }i,: i L und Freiheit noch einen Schutz ihrer
Intim- und Privatsphöre. l'r.]l)t rü w.rtcıı in f ast allen
ı"t.]i 1.;cI,ıprozessen, die se j.t l980 inszeni.ert wıırden, angeklagt
und wurden verur te i l t _

Frduen waren uııd sı.nd inhaftiert, sie wıırden und
werden gef o] tert
Haben Sle 51Ch pol itisch betaLigt gder wird ihnelıı ı,,,i t_.hes
VQtgeworfen, wercten Sle gefoltert, umır"Gestendnisse" zu
eı pressen und rht en V1] len zu brechen']
sirıd :jle nur zuf a] l ıg Ehef raıı , Mut Le r (_}der schwester
eınes verfolgten Manl,]cs. werden sie zum Folter 1nstrumerlt
umfunktionıert, um "Gestöndnisse" Vom Mann zu erpresIl_.ll _

nas Bestehen einer Famili,e r5t nicht schutz vor Verfolgung,
sondern Anld|3 f ii ı V.-ı,f olgung.

Die Intrm5phöre vt-ın L'rauen ist, niCht etwa die ].etzte
Schranke, vor der 5tadtl iChe Organisierte Unterdrückunq
zıırilckııeichen würde, 1m Gegenteil :

Mit Vergewa]tİgungen oder zwangswe j.se durchgeführten
gynakologischen Untersuchungen werden Frauen einer gerade
auf iiır Fi.rı.ısein abzielenden MiBhandlung unterworfen,
ihre Int im5phere wird ı,,ıf lı Tiefste verl el.zt.

organisationsfrelheit g]bL es auch für Frauerı IıiclıL
Versıl,:he Von Frauen, zur DurChsetzung bereChtigterj.ntere5Serı Frauetlorganlsationen zu gründen, r^rerden
durch Verhlaf tungen und dre bekannten FoltJı:ıııaBnahmen
zuniChte gemd ch L

Frduen-

Dle Mr Ig] reder tlt ı .lury werden aufgefoI dcr t , festzu-
stellen, da6 Frauen in der Türkei und Kurd j.Stan frauen-
s!,tzi.rrscher Folter und unterdrückung unterworfen werden.
sie !"rerden dufgerordert, die praktizierte "5ippenhaf t''
zu verur teilen urıd auch rür die i'raııerı iıı dı_.ı Türkei
und'Ktır,]i5tan Meirıungs- und organisationsrrei,heit
zıı [,.ıı ı_i..r n.
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Gelsenkirchen, den 08.12.1988

An das

rnternationale Tribuna1

5000 Köln 1

Betr.: Das Gutachten über rechtliche Grundlagen der staatlichen Repression
j,n der Türkei und die Verfassung von 1982

1- Mit derı 12. septenber wurde von dern Putschisten in der Türkei der
Rechtsstaat aufgehoben, ı.ıas für das Volk Rechtslosigkeit und Rechtsııill-
kürlichkeit bedeut,et. Diese lra kann als tlie Wiederholung des unter Ludıüig
des XIV. in Frankreich durchlebten Verst5ndnisses '' Loi cğsE moi also
der Staat bin ich " angesehen r.ıerden. Das becleutet, dass alles, was diese
fünf GenerHle sagen, machen und befehlen, RechE ist.
2 - Dieser Zustand der Rechtslosigkeit und Rechtswillkürlichkeit begann
am 12. september 1980 um 04.00 lJhr und dauert, rrenn auch in etwas abge -
schıılchter Forıı, heute noch weiter an. rn dieseın Sinne stellt selbst der
Putsch, ııie in anderen LHndern auch, ein Schr.ıerverbrechen dar, auf deın
die Todesstrafe steht.

3 - Da hier auf alle Einzelheiten dieser Unrechtsstaatlichkeit nicht ein -
gegangen werden kann, möchEe ich mich auf einige, besonders schwerwiegende
Punkte beschrHnken.

Die Aktionen der puEschisten beschrEnkten sich nicht nur auf die
I

Aüfschaffung des politischen Regimes und der elementaren Menschenrechte,
wie das Recht auf Leben, das Recht auf politische ı Betğtigung, das Recht

Gutachtliche Ste]lungnahme
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auf unantastbare Menschenıüürde, dass auch das VerbÖt der Folter :=::ı.-,a-:et.
Sj-e erstreckten sich auch auf Eingriffe.in sonstige Bürgerrechte, ııie z.B.
das Eigentumsrecht und das Erbrecht. So wurde nicht davon zurückg esch:-eckt ,

durch ein von den 5 GenerHlen, die sich selbst zurn National Sicherheitsrat
ernannt hatten, an 11.08.].983 ınit der Nr. 2876 verabschiedetes GeseEz das
gesamnte EigenEum der GesellschafLen für türkische Sprache und t,ürkische
Geschichte zu beschlagnahmen. Die Tatsache, dass Atatürk personlich di.ese
Gesellschaften gegründet und einen Teil seines Verınögens in seinem Tasta-
ment diesen vermacht, hatte, stellte kein Hindernis für diese Beschlagnahıne
dar. Durch das Gesetz wurde das Tastarıent von Atatürk einfach angefochten
und ausser Kraft gesetzt.

4 - Als ein anderes ııichtiges Beispiel für diese Unrechtsstaatlichkei t
ınuss auch die Vorbereitung und Verabschiedung der Verfassung von 1982 an-
geführt ı.ıerden. Die 5 GenerHle also Nat,ional Sicherheitsrat gründete zur
Vorbereitung der Verfassung einen Beratungsrat, dessen lÇlitglieder von ihm
selbst ernannt ,ü,Jurden. Obwohl dieser Beratungsrat von ihm gegrünrlet wurde,
sprach sich der National Sicherheitsrat durch das Gesetz vorn 29.06.198l
die letzte Entscheidungskompetenz , in der Frage der verfassungsverabschiedung,
selbst zu. So ııurde der neue Verfassungsen twurf des deralungsrates von
dem NaEional Sicherheitsrat in wesentlichen Punkten abgeÜndert.

6 - Als wei-terer verst,oss gegen Grundprinzipien der Recht,ss taatlichkei t

5 - Vor der Volksabstimınung über die Verfassung wurde es verboten, gegen

sie in der Offentlichkeit stellung zu nehmen oder Propaganda zu betreiben.
Aufgrund des Verstosses gegen dieses Verbot wurden Viele inhaftiert und
verurteilt. Dagegen behielLen sich die Generllle, insbesondere Herr Evren,
vor, durch die Medien und auf Kundgebungen uneingeschrHnkğ für die Ver -
fassung Propaganda zu betreiben.

Gen. Evren bekrEftigte in dieser Propagandareihe immer wieder, dass
eine Ablehnung der verfassung lıei der volksabstimmung der Ablehnung der
Demokratie durch das türkische Volk gleichkoınmen ııerde. Die Sorge und
Angst über eine ungewisse zukunft veranlassLen das volk diese verfassung
rıit einer 92 Z Mehrheit eızxııhıtı angenonmen zu haben. Folglich ınuss

8esagt ıüerden, dass die nassiven Einschüchterungen das Volk zu dieser
Entscheidung gezrrungen haben.
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muss die Bestimııung des verfassungsentwurfes angeführt werden, die iın
Fa1].e der Verfassungsannahme Herrn Evren ohne Wahl zum Staatspr5sidenten
erhob.

7 - Das Wesen dieser Verfassung, die ohne frei Willensbildung vom Volk
an8enommen wurde, liegt darin, dass sie das Individium und seine Rechte
und Grundfreiheiten nicht berücksicht i-gt , stattdessen jedoch den st,aat
zur Allmachtigkeit erhebt.

8 - In dieser Verfassung sind keine Grundrechte gewğhrleistet. Und ııenn
in dieser verfassung einige Rechte aufgeführt sind, ist ihre praktische
Bedeutung ğusserst zweifellhaft, wei1 sie der freien Elnschrlnkbarkeit
durch den Staat unterliegen. Sogar das Recht auf Leben unter].iegt der
Willkür der staat].ichen Verwaltung. Gem8ss dem Art. 17 Abs. 4 sind
Tötungen durch StaatskrHfte şHhrend des Ausnahınezustandes legitim.

9 - Nach deıı Art. 19 Abs. 6 wurde die Dauer der Untersuchungshaft ohne
richterllchen Haftbefehl auf 15 Tage erh,eitert. Darln liegt die Haupt-
sache von Folterungen.

10 - Nach dieser Verfassung ist die Executive die mHchtigste Staatsgewalt.
Das prinzip der unabh5ngigkeit der Gerichte ist besonders bei den staats-
sicherhei tsgerichten aufgehoben worden. Die frei und unabhğngige vertei-
digungsmöglichkeit vor Gerichten ist nicht rnehr möglich. In dieseın sinne
sind die Anwaltskarnınern nicht unabh5ngig. Aus diesen Gründen wurden gegen
ınich fünf Strafverfahren eingeleitet und ich wurde sogar inhaftierğ.

11 - Kurzurn kann mit Herrn Prof. Server Tanilli gesagt werden, dass diese
Verfassung ei-ne " Kasernenordnung '' darstellt, und wle Herr Aziz Nesin
sagte, sind heute in der Türkei a],1e Gesetze allen vorangehend die Ver -
fassung uniforniert.

Hochachıungsvo11

T. ARINIR
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V0]' --. !: :

]]e_ne ],i e'ıeı -,a.,ı,: j nnen lr]aar ire.,1rj e ı

ılie ııit ja':]--. :'?s ]]e,ıime r.les I?. []entcniıaı 2rrf ,:i e .nk1, -a',?a-',

ejn"s j nte]^a.,::, -1r],e! --raiblln2 ls zıı set.en, ]-]?he i_c" -c:.-s .'_s
o:.1 . i-.,,1,L.- ,:-' ..r,' e],]r:! -cs ' n'--]a,'ın,oı] .,5n _-,"'A|,

:.r ji..geı ':,,-, c''"] cı s jlc!ı e:'-:-ı :ol c}ıes -i1| ,],r'l ,, -.,*İ"]^lf : , j:,
,a.\ c-: , - , .: ]_ r _| a, , n ,] -.-|,. .j.]\- -..-.,a'

, ej -o]1 . '...]och '1c "_:" .:11,1:, e jcb es :]- cl.ı "']"l .,j-1. , e1ıhe ı1. ,-.i,1.

.eCınkeı i ı-ı r.ieser :]ıche e,],ch ,ı: t:,,,te:_ıen.
lıı . nso--er ':"j- hr+ ije iensi,b j.l jt4t i6,7 ıi,rj li§ierlien eırse'i-ı-

he j i - -_q . r.r,,: chenT.C\.-_e ,ınri - re:.h,eiten i-ıe.-z,j f ''t. s91.6\p 2ss.]
2n,.,ej-.]r.ıan, qcı,ias_s j.ne !leıiıres, -: je r]iese ,"i i ijsseı t-e],en,
".o;1:, .-.i ,ı -r-ııe,ancli1lıTaş 'ri']]..r,.a-! ,,a_fi:'.1.+ ,,aj-aa,ı. :ı- lıaboı -ic'ıİ
r.I€-.-aıı ıe.!ı, -s_q ıioi, ,ıi.c:..,i l:nie- . cit ..ıs ! .-.^,ı"z,j'-ın j,.;6,hc -- a r"-i,-a

].or .] ^ra ''i_-ısse l r - r j_b.-na 1'' ",eqen sa j ner 'eIbrechen j r. ]' j_e jnın
aır.?',..Art ].,opl .11 ist. lipses Tr_i_lı.,ııal 11ıi: 9;ne hj_stor:iscL,.. ] i.ssion

-!,ı c'. ,'ıs .,el.j.ı.e jes ]_1. S'e!ı];ernlıeıı jn ier '-"rke j i st eı'ne-s, a,ı

i] aSse| i',ı." ıı ' l ı,'; 'l.'],eh ];

l'ia.^ö Telj_r^p s,-e] lt -"Qr_q'] . j naı "er^rei a.n .,ısereı. e j ı-çnç1,

schj ch,l-e d. a.:ı. -as ıe.-j,ıne, .]a.s sicl-ı !nsere]: i',iıı 'lı'],irı,n.ısh.- -e,-,a.li
ent,.-e,-ens -. e'ı--l-t . --e ı_che auf j-hre 'ahne se,j t rıehr 2 ts 15o .iahren
r] en ,a.rnoj- i:ı, e j.ne ıınab]r/ln3if,e , 'e,nolıralı5cbe r,]1.1 'la.izis,];isc]"-e

,}ese Llsc}ra.l't schrieh, hat a.l1e j];rrr,-rnl,ens ch a -ten (l je sp]] ]re.,.e.ı:nı
7,c.astöT i. [:leine '-.'e,ı,fassı;ng, 4je nj,chts a_n,reres qls eine _asernen-
orCnr;ng ist ,ı:rncj. i.ie ihrero Geist entsprechenc]_ ı.rerabsch.i e.r eten
|}esei?,. 'ijhren ı;ns cie Eeispiele :'ii_r diese zerstör..nı o'"en ],roT

zi,i o 4ııoan

ijö-hrend- t'jas I-egime einerseits dies a._Lles vo1_1zog, rıerijb,l;e es
a n.] e:ü,ı?r^Seit s gePeniibar d en -orts chritt l j chen, ı,,' eln6l1ra ti S chen
1] n.]_ ]:evo]_,._--|iondren l_rA 'ten, ._'ie :]en -la"np' 'l-]ı -']ie --ı:-j cl^t,,nj
e j.ner ı]nabh5ngi gen, d eınokratis cb en lrnd 1a izisti s ch en }es e l ls cha:"t
i'ühren, die brrrta-fsten }iorCe. Diese bela.n,.'enen 'l,ıorde ı..ic],ers pre chen
nictt ı":, ren bes-iehanCen !.eclrt ir eiı-enen -!eı.ıd, son,r e-r.n rmso
ı:'scL-,.e],eıe'p1 .ı p,n ,,ej+-eığsser 'ocht :,-l deı ?c1.9çl,ıf ir,ıla j,f .

Im ,,and Lflırd e ein ljtaat des Terrors insta.llier i, ." enschen 1.ıırrd en
-,eitrn j ].^lrea ".nscl]a],Unıon in nje '-]efğngrrisse geı.lorfen, rr eı:' liolter.-.

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



2

l]ngen alıs,,ese:::. bei Scharıprozessen vor ?e fbhls enpfd:_--ı:- =:--:::ten
an,-ekl_agt unı :,-ıch ,..ir lkürliche 'lrtei]-e das l,eben ııerı-,:_._:1:,
Dazı,ı ı.nırd en j,,::ae - enschen iro blühenden Alter, ohne i,ach--3_:- ::Ssefl 1

ı,,as sie getan habeı, cem Penker au§{ieliei"ert. Arı' ]:,.:ni :el --r:eile
digser Gerichie jristen noch herrte Taıısende ihr '-eb en hin;er ,:ıtern
al lein ,/:egen ih:er '|le f tanscha.rj,.-,ı.ng rınd_ jıunderte :,-arten a,-r. i :3n ag,
an d.em sie hiıgeıichtet ı.ıerden sol1en.
Tc]ı ,,n; ss nicb-, ıb '!r i er ıoch ı]ez, v,l1sUt,Z,l_i chen ,-ıı-ğhn,.,nı, tıona]"',
,,,ıe]cher leoression und, lerrormassna-hmen da,s lıı,rdisehe Yolk 21,-.sıe-

-r1,:,' I r],, ,l:1^-- '^9sı*1 '!1innl,s, ,'"ss j_l-rı i:i_e nı*j cnı"]*-.ramo]a].ıı j ın\aı
-,echte İ/orentbe ].t en .,_i.rd.

)ieses ı/erab s cheuungs,ıiirtlige Pegiıne besteht r,] o c'q her,rte, _l,,,n| er eineı,
zivi]-en 'assade ı-eiter. Die ııiec]erholten }-]eha ı,ı ntrıngen der offiziellen
S:tel Len, dass d.ie Tü.rkei zıır llenol-ral;ie zırii c1,<ı"el: ehrt se j_, hat nichts
rnit d er Pealitdt zu tun. Inder Tii,rkei existiert ledielich ein i-a.ııpf
.ıol_r_er '|lbehrr,ngen der fortsc!ız,j tt:l.j chen, demolıratischen ı:nr_r r€-
rro"],:t,i.on5ren ]-rğ-fte filr ]]emokrp-t j e 1rnd, i]ens chenre cht e .

3erade in einer solchen sitıration ist es berleı.ıtsa,n ılas leoirce rj. es
12. !leptember vor einem interıa.t:i onı.len T ribı-ına. _']_ zu ızerı,:rteilen.
"lehr noch, Tnan hette das vief +riihe]. 'iu.n können, Auf Crunc seiner
iraktiken sol1te da-s Regime ı-ınter Berilcksiehti4ı;ng rler f,-ınc1amentalen
nechtsıı,inzj_ıien de:: zivilisj erten ]'enschheit ı_ıni iez, in. ,,.se]^e:,

l'.eit nı:n,ıehr a,ls k]-assisch zu- bezej.chnenden l.jens chen.re ch t snorrn en,
zıı1 P6çh6ng cba-ft gezggen ııerd en, Aı:ı f diese iieise ı,n'iı:d e erre j_cht
,l.ercen, ı:a.sş einerseits der Sch]_eier der liige, .,elcher r]as li_eg_,i me

souohl im In- als auch Ausland vor die Arıgen der l{enschen h4l.t,
herrııt ergeri s sen rrnd a.ndererseits eine nicht zıı veı:gessenC,e ',_int er-
stittzlrng f,iir das lJor",drts streb en der f orts chritt:l-i chen, demoltrati-
sehen ıınd revolı,ıtionğren trr?ı.ft e geleistet ı.ıird,.
rch_ l.ri'nsche eıırer Arbeit vj.cl_ Erİolg ':nd vermittnle eııch ,nei.ne

'iriis se rr.nd lllo chachtuİrg.

?rof. Serııer T.n_}T Il
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K.plt.l xll

Dss lnl€rnat|onalo Trauhındıyıtam

Artikol 75

Die Vereinlen Nationen orrlcfit6n unlor lhrer Auto-
rit5t ein internaiionales Treuhandsyst€m für dlo Ver
waltUng Und Beaufsichtlgung dsr Hoheltsgoblgt6, dlo
auf Grund spölerer Elnzolabkommsn ln dlssos sv-
slem einbezogen werden. Diese Hoholtsqeblete wg'r-
den im folgenden als Treuhandg€biete bsz€lchnol.

Artikel 76

lm Einklang m|t den ln Artlkel 1 dios€r char|a dar-
gelogten zielen der Vorointen Natİon€n dl6nt das
Treuhandsystem hauptsğcfi llcİı folg€nden zwock€n :

a) den weltfrieden und di€ intornational€ sichorh6it
zu festigen;

b) den politischen, wİrtsc*ıaftl|Cİıgn, sozlalen und sr-
zieherischgn Fortscüriü d€r Einwohn€r d€r Tr€u-
handgebiete und ihİo forısc*ıreitondo Entwlcklung
zür selbstregierung oder Unabhanglgkeİt so zu
fördern, wi6 es den besondersn verhğllnissen g|-
nes jeden dieser Hoheltsg6biete und seiner Bevöl-
kerung sowie d6İen frel goğuBertgn wünsdlon
entspricht und in dem di€sb6zü9lid)en Treuhand-. abkommen vorgesshen isl;

\' c) die Achlung vor den Mensdüonrecfiten und Grund-
freiheiten für alle ohne unterscfiied der Rass6. dos

_ Gesctılec*ıts, der sprache od6r der Rgligion zu
fördern und das BewuBtsgin der geg€nsgitlgon Ab-
hangigkeİt der Völker der weli zu starken:

d) dio Gleichbehandlun9 alleİ Mitglisder dor Ver6ln-
ten Nationen und ihrer staatsangehörlgen in 9o-
zialen, wIrtscfıattlicfien und Handelsangel69enh6l-
tgn sowie di€ Gleicfıbehandlung dieser staatsange-
hörigen in der Rechtspflege sicfierzustellen, ohne
jedoch die Verwirklidlung der Vorgenannten zw€k-
ke zu beeintracfıtigen; Arıik9l 80 bleibt unberührt.

z Al'gemelne E]kıarung deİ Menscrıenİecİıt6

Von der Generalversammlung der Vereinten Natlonen
durcfi Resolution 217 A (lll) Vom 1o. Dezember.l948

an9enommen und proklamİert.)

prııambel

Da die Anerkennung der allen Mitg liedern der mensch-
lichen Familie innewohnenden würde und ihrer
gleic*ıen und unverauBerlichen Rechto die Grund-

lage d€r Fr€lhglt, d8r Ggrocht|gkolt und dos Frlg-
d6ns ln dor wolt bild9t,

da V€rkgnnung und M|Badıtung dor Monsc$onrecfıt6
zu Akt€n d6. Barbar€l fühİt6n, dla da8 Gawlsssn
d6r Monscfiholt ll€f verlstzt hab6n, und da dla
Schalfung 6lngr welt, ln dsr don Monsc*l6n, fr€l
Von Furcht und Not, Fl6do- und Glaubensfrelh€il
zutell wlrd, al8 das höcfıste B63lrob6n doİ
Mensdıhğlt v€rkünd6t wordon lst.

da es ws96ntllch ı8l, die Menschenrochtg durcfı dİ€
Horr§dıart des Rechısğ zu Ecfıützon, damlt dor
Monsdı nlc*ıt zum Auf8tand g6gsn Tyrannol und
Untordrückung a19 l6tzt6m Mitt€! oezwunggn
wlrd,

da a§ w88ontlldl lgt, dlo Entwlctlung fr6und3üart-
llch6r Bozl6hung6n zwlsctı€n don Nationan zu
fördern,

da d16 Völk€r dor Vğrglnlon Natlongn ln d6r salzuno
lhrsn Glaubon an dle grundl€g€nden Mengcfıen--
r€chte, an dl6 würd6 und d6n wort dar mensdı-
lldı6n P€rson und an dlo Gleıc*ıbored|tlgung von
Mann und Frau orn6ut bgkrefi|gt und bescfılossen
haben, don sozlal€n Forlsdlrlat und basserğ Ls-
bgn9b6dlngung6n bel gröBorer Frsihsit zu lör-
dorn,

da di€ Mitgllodslaaton gldü V€rpİllcht€t habgn, in zU-
sammanarbolt mlt dgn vorglnten Nation€n die
allg€melng Adltung und Verwirkllcfıung der Men-
schenrocht6 und Grundfrelheıten durchzusetzen.

da elne g€msin6am6 Auİfassung über dlose Rechte
und Fr€lh€lton von gröBtar wlütlgkğlt für di€
vollo Erfüllung dlesğr V8rprllcfitung ıst,

Prokıamıert dla Genolalveİrımmlung
diese Allggmolno Erklörung dor Mens(fıenrechte
als das von al|sn Völkern und Nalionen zu €rrei-
clıende g€m€ln9am6 ldgal, damİt jğder oinz€ln€
und alle organe dğr Go9sılscfıaft 8ldı diese Er-
klerung st€tg gegenwğrtlg ha|t6n und gidı bemü-
hen, durd! Untorrlc*ıt und Erzlohung dl6 Ad|tung
dles€r Rechte und Frelhelten zu förd€ın unğ
durch fortsctr€lt6nd6 MaBnahmsn lm nationatan
und intornationalen Be16İc*ıg ihrğ allggmoino Und
tatsechlldl6 Aneİk€nnung und Verwlrkll€fıung bol
der B€Völkerung sowohı d6f Mitgllodstsaten wis
der ihrsr ob€rhohğit untor8ıohgnd€n Gebietğ zu
gewğhrlelsten.

Artikel 1

Alle Menscİıon sind fr€i und gleıcfı an würd6 und
Rechten geboren. sls slnd mlt Vernunft und G€wıs-
sğn begabt Und sollon 6lnander lm Golste der Brü-
derlichkeit begegnen.

Artlksl 2
Jedermann hat Anspruch au' dio ln dı8ser Erkle-

rung proklamlerten Recfite und Freiheiten ohne ir-
gendeine Unterscheidung, wlo 6twa naü Rasse, Far-
be. Geschlecht, sprach6, R€llgion, politl3cİüer oder
sonsliger Uberzeugung, nationaler oder sozialer Her-
kunlt, nach Veİmögen, G€burt od6r sonstİgem status.

weiter darf kelno untorsctığldung gemacht werden
aul Grund dğr poIltischen, r6chtlich€n oder internatio-
nalen stellung des Landes oder G€bigtes, dem eine
Person angehört, ohne Rücı(Sichl darauf, ob es unab-
hğngig ist, unter Treuhandschaft stoht, kalne selbst-
regierung b6sitzt oder irg€ndsingr andaren Boscfiren-
kung seiner souveranitat Untsrworfgn lst.

') Englisüer und französi§d]er Toxt u. a. ln d€r von d€n
Vereinten Naljonen 2um ,,lnternationalen Jahr der Men-
schenlechle l968" herausgegeb6nen sammlung,,Human
t,tlghts-A compilaiion o' lnternalional lnslıum€nts of lho
Uniüed Na|ion9" (lranzös. Tilel .,Dıoiıs de l'Hommo-Rocueil
d'lnslrıJmenls InlernaIionaUx des Nalions Unies''), united
Natıons, New York, 1967, sales No, E 68. XlV. 6 - 1973 lst
eine eıwe,lerte NeUaürsgabe dieser sammlung erschlenon,
sales No. E 73 XlV.2. soweil sich der englische Texl derh",jen U\ t,r!Dnqcher.e.h|spar|" Van 196d'mit dem eng-
lischen Text von Bege,n der Allgemelnen Eıkl6lung deckt,isl die deulsche ÜbeıselzUng der betle''enden Slelten deiAllg Eİklaüüung nach Moglichkeil der amllichen deulschen
Ute|5etzung,l-,bc.dcü, P3kte (vgl. Unlen ll 6 A U. B) an-geglichen, l.n übllgen ist hıer dio in dem Buch von w.schalzel .,Die Charla der Vereinlen Nalıonen mit Nebenbo_
slimmungen", München 1967, abgedruckle deutscho Übor_
§etuung der Allgemeinen Erkldrun9 V€rw€ltet,

Artik€l 3
Jgd€rmann hat das Bscht au' Leb6n. Frslh€lt und

sicheıheit der poıson.

ahr, dio
,]eralver-
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Internationales Tri.buna1 sesen das Reqime in der Türkei

Urteilsverkündung der Jurynitglieder und -nitgliederinnen:

Wir, die Mitglieder der Jury des Internationalen Tribunals aus

der BRD, Hol1and, Schrıeden, Griechenland, Agypten, Iran und Azania
( Südafrika ), haben uns an lO. und Il . 12. 1988 in Kiiln getroffen.
Die uns von aufrufenden koordinationskommitee unterbreiteten Doku-
rıente haben wir studiert. Wir haben Zeugen und Experten unter-
schiedlicher Staatsangehörigkeit, vor allem aber türkische und

kurdische Betroffene angehört. Auf dieser Grundlage sind wir zu

folgenden Ergebnis gelangt :

Der Militarputsch von 12. 9. 1980 - Generalangriff auf die poli-
tischen und sozia]-en Rechte der Völker der Türkei - hat uner-
neBliches Leid über ııeite Teile der türkischen und kurdischen
Bevölkerung gebracht und groBe Teile der Politischen 0pposition
physisch oder psychisch handlungsunföhig gemacht.
Seit den |2.9. l980 starben ınindestens 229 Menschen durch Folter,
50 rıurden hin8erichtet, mehrere Hundert in anderer Weise ermordet.
Über eine Million Menschen wurde Brınittlungs - und Strafverfahren
unterworfen, 650.000 Menschen wurden festgenomrnen, 2l0.000 Prozesse
wurden eingeleitet. 30.000 Menschen nuBten wegen ihrer politischen
Auffassung ihre Heimat verlassen.

Dies ist die Bilanz von 8 Jahren Militarherrschaft in der Türkei

Die Verabschiedung der Verfassun8 voIn 7. 11. 1982 hat die Militiir-
diktatur nicht zu einer Deınokratie werden 1assen.Mit der Verfassung
und den nachfolgend verabschiedeEen Gesetzen zur RegeJ_ung des
gesellschaftspo]"itischen Lebens ( Parteiengesetz, Vereinsgesetz,
Hochschulgesetz usw. ) sind die politischen Ziele der Mi].itars,
nöın].ich die Aufrechterhaltun8 <ler Machtverhaltnisse und die Aus-
schaJ,tung und Einschüchterung der politischen 0pposition fest-
geschrieben rıorden
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I

|.i:_
- ]Art. l5 der Übergangsregelungen verbietet jegliche Kritik und

I

3'dden Zweife1 an der VerfassungsnöOigkeit der MaBnahmen der Junta
seit deın 12. 9. 1980 ı 

l

-Art. 14 der Verfassung schlieO't u. a. jegliche narxistische oder
sozialiğtische BeEetigun8 aus

-Bücher sozialistischen Inhalts werden verbrannt oder dürfen nicht
verbreitet werden

-Die Grundrechte, traditionell Schutzrechte des Bürgers gegen

den Staat, stellen in ihrer konkreten verfassungsıı5Bigen Ausge-
sta].tung nur noch Sicherungsma0nahnen zur Aufrechterhaltung der
Militiirherrschaft im zivilen Gewand dar.

- Die pressefreiheit existiert nur als eine vom wohlııollen der
Militars abhöngige. Jeder kritisch berichtende Journalist nu8
jederzeit nit Strafverfahren und Inhaftierung rechnen.

- Die l980 begonnenen Massenprozesse ııerden auch nach Aufhebung

des (riegsrechts vor MiliEar8erichten fortgesetzt.
- Das berüchtigte Folterzentrum DAL existiert fort, es wird rgeiEer

8efoltert
Es ist nur eine Geııerkschaf t zugelassen. Ger.ıerkschaf tliche Rechte
und Freiheiten sind im Interesse der Unternehner erheblich einge-
schrdnkt und unterliegen sEaat]. j.cher (ontrol1e. Versammlungen
in der Nöhe des ArbeiEsplatzes werden sErafrechtlich verfolgt,
es bestehE Denonstrationsverbot arı 1. Mai. Den nach dem Militer-
putsch verbotenen Gewerkschaften ıüird die Wiederaufnahne ihrer
Aktivitğten nicht erlaubt, ihre Mitglieder werden verfo1gt. Die
Untersuchungen der internationalen Arbeitsorganisation ILO in
der Türkei belegen diese Tatsache. Darüberhinaus ist es ver-
schiedenen Teilen der Gesellschaft verboten, Vereine und Vereini-
gungen zu gründen. Die Türkei ist eins der ııenigen Lönder, in
denen die geııerkschaftliche Organisierung von Lehrern, Angestel].ten
und MitgJ.iedern eini8er anderer Berufe durch die Verfassung
verboten ist.

Nach den Militörputsch r.,urden die Rech!e der Frauen erheblich
eingeschrönkt. Sie unEer].ie8en spezie11 auf ihre Würde als Frau
abzielenden Folterungen und Diskriminierungen. Oft sind sie als
Ehefrauen oder Mütter politisch Verfol8ter in Form der Sippenhaft
besonderen UnterdrückungsmaBnahnen ausgesetzt.
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Ii
Das Regine versucht, die gesellschaftliche Rol1e der Frauen atıf

| " Kirrd"r, f,üche und religiöse Erziehun8 " ,t, reduzieren und sie
danit aus dem gesel!.schfatlichen Leben weitgehendi auszugrenzen.

Die Jury muB aufgrund zahlreicher Beııeise feststellen, daB die

türkische Regierung d,ie Existenz der eErıa 12 Mi.].1ionen Kurden

auf den Territoriuı! der Türkei leu8net. sie setzt dabei alle Mitte1
der Unterdrückung und Repression gegen die ganze BevöJ,kerung ein,
un die historisch ger+achsene Existenz dieses volkes zu negieren.

Sie schreckE dabei ni-cht davor zurück, den Kurden das Sprechen

ihrer Muğtersprache und die Benennung ihrer kinder mit kurdischen
Namen zu verbieEen und mit dem Strafrecht zu verfolgen, Diese
politik verstöBt eindeutig gegen das selbstbestimmungsrecht der

Völker, wie es in Art. 2 der UNO. - Charta, den beiden Menschen-

rechtspakten von 1966 und in zah]"reichen UN - Resolutionen als
zwingendes völkerrecht anerkannt ist. Die türkische Regierung 8reift
in diesem Zusaınnenhang auch zu den MitEeln der Deportation, die
ein weiterer eklatanter Versto0 gegen das in den Genfer Konventionen

von 7949 nornierEe Verbot darstellt. Von dieser Politik sind auch

andere nationale und religiöse Minderheiten betroffen.

Die Jury ist der Meinung, daB genauso rıie diejenigen schuldig
sind, die Polizei - und Militeroperationen zur Einschüchterung
der Bevölkerung durchführen, auch diejeni8en sich schuldig machen,

die diese Kröfte ausbilden und nit Waffen versorgen.

3

Mehrere wesiliche Staaten, vor allem die BRD und die USA, haben

dem Regiııe vom 12. 9. 1980 politische und militörische Unterstützung
gewiihrt, die ıüesentlich zum Erfolg des Militerputsches bei8etragen
haben. Diese Unterstützung und die feste Einbindung der Türkei
in die NATO haben eine wichtige Hilfe für die Istitutionalisierung
des beschriebenen Machtapparates gespielt. Ohne die Zusannenarbeit
von Polizei und Geheindiensten der Türkei, der BRD und den USA

nach den Putsch hötte der von der Polizei ausgeübte Terror nicht
derarEige Ausna8e und Wirkungen erreichen können.
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Verurteilt werğen nuB auch die Zusannenarbeit und Unterstüİzung
i

<le1 Verfolgung politischer 0ppositione1]-er auBerhalb der Türkei
soııie'die Einsqhr6nkung beziehungsıüeise das ,Verbot des RechEs auf
freie politische Betatigung für im Ausland 1ebende Bürger und

Bürgerinnen der TürkÖi. Versuche, durch eine EG - weite Regelung

des Asylrechts das poliEische Asylrecht weiter einzuschrönken,
verurteilen wir..Die Jury des Internationalen Tribunals sieht den

(anpf gegen die antidemokratische Politik eines autoriLören Mili-
terre8 j.mes als 1e8itimen Ausdruck des Selbstbestirnmungsrechİs und

des Rechts auf Demokratie der Völker an, die es zu unterstützen
gilt. Sie stellt daher als Ergebnis des Tribunals folgende Forde-
rungen auf :

- Die politische Justiz und dİe ihre zugrundeliegende Gesetzgebung

des 12. September ınuB nit a].1en ihren Drohungen und Folgen, die
schııer auf der Bevölkerung 1asten, revidiert L,erden.

- Eine Generalamnestie mu0 er].assen, a]-1e politischen Gefangenen

sofort entlassen, die Todesstrafe abgeschafft, die Fo]-ter und MiB-
handlungen und die menschenunııürdi8en Haftbedingungen beendeL ıüer-
den.

- Das Recht auf Selbstbestimrnung der Völker der Türkei und die
endgültige Beendigung der Deportationen nuB durchgesetzt werden.

- Die für die Folterungen und Massaker verantwortlichen Regierungs-
nitglieder, Polizei - und Armeeangehörige soııie ihre Hinterııenner
nüssen angeklagt und bestraft werden.

- Die freie gewerkschaftliche und politische 0rganisierung und

Betetigung muB gerıdhrJ"eistet sein.
- Den Junta - Führern und - nitgliedern darf durch die Einladungen
denokratischer Regierungen keine denokratische LegiEimation ver-
schafft r.ıerden. sie nüssen vielnehr nachdrücklich und bei jeder
sich bietenden Gelegenheit auf die Verletzung der Menschenrechte
angesprochen und auf die Einhaltung aller internationalen Abkomnen

verpflichtet werden.

- Die Aufnahne in die EG nuB solange ausgesetzt werden, ııie nicht
die Einhaltung der Menschenrechte in der Türkei nachııeislich
garanİiert ist.
- Einstellung jeglicher Militörhilfe und Unterstützung an das Regine
des 12. Septeııber.
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I,rir, die Jur - MitgJ.ieder, rufen alle RegierLng,en, alleI
tionalen und regionalen OrganisaEionen, denokratischen Or

l

i

I

1

ğ

nterna-
anisa-

tionen und Einzelpersonen auf, sich verstörkt fiir die Realisierlıng
der genannten Forderungen einzusetzen. Wir fordern insbesondere
die Bundesregierung und die Behörden der Bundesrepublik auf , nicht
durch adninistraİive Ma8nahnen oder poliEische Prozesse ge8en
politisch aktive Türken und Kuı,den dem türkiıchen Rıgine Unter-
stützung zukonnen zu 1assen.

5
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12 ErI,İn, REJİMİNE KARŞr uLUSLARARASI MAItrEI,!E

Jüri üyelerinin kararı

Bizler Federal Almanya, Hol1anda, İsveç, Yunanistan, Belçika, Fili-
pin, İran ve Azanyal daı gelen Uluslararasr Tribünallin jüri üyeleri
o]_arak 10 ve 11 Aıallk tarihlerind.e Kölnı d.e to_olandık.

Bizlere çağTı. yapan Koord.inasyon Konitesilnin hazır]-aıırş oJ-d.u-

ğu belgeleri inceled.i}, değişik ül_keJ_erd.en, arna çoğrınlukla .Türk ve
Kürtlerd.dn oluşan çok sayrda tanak ve uzrnan]- dinledik. Tüm bi:rrl a.:ern

sonucrınd.a şu sonuca ulaştık:
Türk ve Kürt halklarrırn politik ve sosyal hakJ-arına genel bir

salĞırr o1aı 12 ğ*ylül ]-9BO Askeri Darbesi toplı:m,ın çok büyiik bir
bölümüne ölçüleniyecek d.ereced.e acı- verıni_ş, politik ınuhalefeti:n
ezici ç o ğuıl uğrııu fizik ve psikoloj!f< o1arak haıeket ed.eınez hale
get irıni ştir.

12 EYlü1 198Olden buyana en az >29 kişi işkencede öldürülrıüş, !O
kişi idan edilniş, yüzlercesi de Ceğişik şekillerC.e ölclürülınüşl er-
d.,i r. -l nıilyonıın üz erind_e insan için soruşturma aç:-1oış, 6!0 bin kişi
tutuklaırcrş, 210 bin d.ava açıJ-ıırştır. Politik d.üşünc e'l erind.en d.o1ayr
JO bin i ısan ülkelerini terk, etrıe!: zo!,un^ a kaı nl ş,ilr.

8 yıllrk askeri yönetiroin bilançosu bud.rır.

7.I\.\982 tarihinde kabul ed"i]-en Aıayasa askeri d.iktatörlüği.i bir
deıookrasiye ç e.ıirenneınişt ir. Taırı teısine: Darbenin ç,oJ-i_tik hed.eii
o1an egeııen ilişkileri koruıra ve siyasi ınuhalefeti tünden baskr
altına alma bu anayasa ve u.ygun hazırlanrı:_ş yasalarla (si-yasa] oar
ti] er kanıııu, d.ernek ve Yüksek ÖErenim Kanunu) gerçek] eştj ril-
mj_ş ve kalrc:_ hale getirilmiştir.

- Anayasan]_n geçici 1!.ınad.desi cunlanln t2 §J]_ü1 ?OiCen itit,areı
yaptlğa türn uy3ulamaların AnayasaJıa ui,3uılu3ıEuı tartısı 1nas]_n1 ıre

el e ştiril!ıesinj- yasakl arır şt ır.
- Anayasanın 14.ınad.Cesi her türlü ınar]isist ve sos7ali st siyasi

faal iyeti yasaklanm:.ştrr.
Sosyalist içerikli kitaplar, yakr'] nı_ş ve d.eğı talnal arr yasak'ı an-

ml şt 1r.
- KişileiJin hak ve özgürlüklenini devtete karşı güvence altına

alna tene1 prensibi bu aııayasad.a askeri re jiıııin sivil giysi]-er a]_-
tında deıranırn:- güvence a'l trna şekild.e ifaCe ed.ilnıiştir.

- Basrıı öz5):1üğii se.dece askerlerin istekleri ö}çüsüıd.e tanın-
maktadrr. Her eleştirel haber veren gazeteci her an tuıırklanna ı.ıe

hakkrnda d.ava açrlna cı_ı,r,uııu j_le kaısr k3..lJ/a -elelıilrr.
- 19,qOıden sonra başl.ayan toplu d...valar s ı.iır;ıAnet _i_ ıi::. ]rali.ırr1-

n:.sınciaı son::a la aske:i n?.hkeınal. e:d- s';ııi,.irrilır.:!:ı,d ir.

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



- Ünlü işkenc e ınerkezi DAT.,ı hala varlrğını_ sürd.ürırıekted.ir , hala
Türkiye ı d.e işkence d.evam etmekted.ir.

- Sad.ece d.evlete bağ. lr bir send.ikal konfederasyona iz j_n veril-
rnekted-it. §endikal }rak ve özgürlükler işverenlerin çıkarları d"oğrul-
tusuıd.a oldukça srnrrland-ır:-1mı ş ve d.evletin kontro]-ü a]_tına sokul-
muştuf. İşyeri yakrnınd-a toplantı yapma hakkı ortad.an kald.rrrlmrş,
l Mayısıd-a gösteri yapınak yasaklanıoıştır. Darbed.en sonra yasaklanan
send.ikalarrn faaliyetlerine yenid.en başlamalarına izin veri}rneınek-
ted-ir. Bu send.ikaların üyeleri halen takibe uğraınaktad.ır. ,Illus].ar-
arasr Çalışrna Örgütü(rLo) ı niiı belgeleri bunu kaırıtlaınakt ad.ır. Bunun
d.ışrnd.a toplumun büyiik bir kesiınine deĞnek ve örgüt kurna yasal<J-an-
mrştrr. Türkiye bugün öğretnenlere, ınenr-ırlaıa ve çeşitli d.iğe r
ıneslek gruplarrna sendikal örgütlennenin Anayasaca yasakland.lğr- az
sayrd.a ülkeden biridir.

- Askeri Darbe ı den sorrra kad.ın ha}ları öneınli- öJ.çüile srnırland.ı-
rılınıştır. Öze1 o1arak kadınlık gururunu zedeleyici işkence ve aşa_
ğrlamalarla karşılaşnışlard ır kad.ınlar. Siyasi takibata uğrayan kişi-
lerin eşi ya d.a annesi olclukl arınd.arı d.olayı, suş ortağr gibi görü1-
ınüş ve bu ned.enle öze1 baskr uygu]-amalarına tabi tutulııuşlard.ı-r.

- Rejim kad"ınrn toplı:rn içind.eki rolı:nü çocu}, rnutfük ve d.ini eği-
time ind.irgerneye ve onu toolumsal yaşarıın önerıli ölçüd.e d.işına it_
ıneye çaba gösteriyor.

- Jüri çok sayıd.a d.eli] e d ayanarak Türkiye hijkiirıetinin Türkiye
s]_nlrlaı]- içind.e yaşayan yahlaşlk 12 ınilyon Kiiıt ıün varlığınr inkar
ettiğj-ni tesbit etmiştir. Eer türlü baskr araql aır kullanılarak bu
halkrn tarihse]_ varlağ1 ;rok sa;ıılfoaktad.ar. Eatta, Kürtlerin aıa
d.illerıni kullanna, çocuklarlna kend.ö isinle=ini verrneleri yasaklan-
rnakta ve bunlar c ezaland.ırılııaktad.ır. Bıı oo1itika, Birl esmiş i.lillet-
Ier karar]-arını_n ihlalid.ir. Türk hiikiiınet i 1949 Cenevre Anlaşnıası ta-
rafınd.an yasaklanan siirgiin politikasına d.a srk sık başvurmaktad.rr.

- SD, Alınanyaının d,a içind.e yer alCr;r tıir çok üJ-ke, 12 fflül
politikalarının başarılr uygulanmas]-na yarayan yard,rml arını esir ge-
med.i]_er. Sözkonusu baskr araçlar]_n]-n sağl aıılaştr-rılnas rnCa bu yaa-
d.ırnların çok önenli rolü olmuştur. Türki 7e i]-e Aııerika ve Alınanya ı -
nrn polis işbirliği olrnad.an polisin Tüı.kiyeıd-eki terörü bu boyutlara
uJ-aşarnryacaktı.

Jüri şu görüştedi-r ki, halkı po]_is ı/e askeri oıerasyonlarla mahfei
deıler kad,ar onlara silalı teınin eCenler ve onları eğiteıler d.e suç-
luCuılar. Yargrl ananlar aıasrnd.a yırtCrşrn.,i.a buluııan Tüık vatand,aş-
1arrna siyasi hakları yas:kla;,an ;|a Ca srnırlayan uy5u_L ana]_ ar ve
siyasi karş.l1ga, koğuştıı:ıan j-sbirlikleri d.e bu'] ı:ıınaktadrr. Aırruş a
too1rı'1 ,:f: icin bağla;rıcr 'oir iltica kanı_ını: cı!:aııı -ir j:inl_e.ı:i ile
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iltica ha]d<rnın yoheclilnesini mahkum ed.iyoruz. Tiirkiye ı d.eki_ rejime
karşı, j,iiri otoriter bir re jiıne karşı ve onı:n anti-dernokratik poli-
tj_kaları-na karşı- nücadeleyi meşru görnekte ve kendi kad.erini be-
lirleroe ve ha]_klarrn d.erıolcasi hakkr. d.oğ:nultusuıöaki bu ınücad.ele-
yi d.esteklemektedir. Brırıdan başka Mahkeıne'nin sonucu o1arak şrın-
1arı- talep etmekted.ir:

- Ea]kın üzerine bütün ağırlrğıyla çöken 12 E}lüliin politik adale-
tininve hukukı:nı:ı ipta1 ed-iloesi
- Bir gene1 af ilan ed j-lıneli_, tüm siyasi tutuklulaı d.erhal serbest
brrakrlrnalr, ölün cezas]- kaldırr]-malı, işkence, kötü ınuamele ve
cezaevlerind.eki insanlık d-:-ş:- yaşan koşuJ-la-rı son bulna] ıi[ır.
- fiirkiye ha]klarının kendi kaderlerini kendi tayin hakları
taıınınalı, siirgün uyg,uJ-arnaları kesinlikle son bulrnalıtlır.
- İşkence ve katliaınlarrn sorumlusu olan hükürnet ve devlet görev-
lileıi, polis ve oralu mensuplar:_ ve bı:nlarrn arkasınd.a]<i giiçler
yaıgalanmalr ve c e z al and.rrılmal rd.rr.
- 0zgür siyasi ve send.ikal ör'gütlenme ve faaliyet hal<kı pratik
o1ara]< gerç ekleştirilıneliclir.

- Cı:ıta önd.eıleri ve üyelerine clenokratik h,ii]çünetl erc e yapllan
davetiyeler sonucu d.eınohatik neşruiyet sağlannaoalıd"ır. Aksine
bu kişiler her yerde ve frrsatta insan haklarr ihlalleri konu-
srnda uya3llnalı ve fiirkiye ı nin u]-uslararasr anlaşnalara uyrnas1

sağl anııal ıd.ır.
- 0iirkiye'd.e insan hakları_ kan:_tlanrr bir şekilde garanti altına
alrnrncaya kad.ar, Tiirki_yel nin Awrup a Topluluğuna girişi erüelen-
rnelid.ir -

- liirkiye'ye yapılan askeri yaıdamlara ve rejiıne verilen d.estekle-
re son verilınelidir.

Biz jüri üyeleri, tiim hiikiimetleri, türo uluslararası ve yerel ör-
. _',lgütleri ve kişileri yukaılda say]-laıl taleplerin gerçekleşmesJ-

için çabalarrnı- artırrnaya çağlıayoruz. Özellikle I'ed-eral hiik,iıne-
ti ve -A,lınarrya ınak aınl ar.' nr Alrnanya ı cla siyasi f aaliyet yapan t,iirk
ve kürtlere karşı_ siyasal takip rıetcd.lar:_ uygulayarak ve d.aval aı
açarak türk rejiınine verdiği destekden vazSeçüneye çaaiı.r,lyor,
bı:nu kendi]-erind.en talep ed.iyoruz.
Jüri üyeleri II Ar:lrk I98B, saat IJ.OO
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Karola BIOCH (Yazar, Alınanya)
Gerci Pfisterer (Rheinhausen-Krupp fabrikasınd.a işçi temsilcisi,

Almanya)
Prof. Noıınaı Paech (Hanburg E<onoıni Politik Yüks ek okulu profösörü)
Ellen O1ıns (Alman parlarnentosıınd.a yeşi1 mill etvekeli)
Barbara Kl a,w itteıı (avukat, Cuııhıııiyetçi Avukatlar Birliği terısilcisi)
Monika Ganseforth (sosya1 Demokrat Parti- mi]-]-etvekili, Alnanya)
Susanne Rieger (}. lünya ülkeleriyle dayanrşuıa örgüt ve inisyatifleri' Feilera1 Alrıanya Eonferansı teınsilcisi)
Jef Ulb,.ır3hs (Awrupa Parlarnentosu üyesi, Bel-çika)
Zoey Mogkad.i (?an Afrikan Kongresi temsilcisi, Güney Afrika)
Auke td"zen3a (Mi]-li şeker işçileri sendikas:_ deJ-egesi, Filipinler)
Karaın KneJ-la (Iazaı, Mıs. r)
Bahnan Nirı:mand. (Yazaı, İran)
Hjörd"is Levin (tarih bilimcisi, İsveç)
Iphigenia Voınva ( Iunan parlamentosu üyesi Rula (aklaııanakis ad.rna

taıı yetkili)
George Belavilas (Yunan So1 Partisi)
Joost Lagend.ijk ( Pasifist Sosyalist Parti Uluslaıarası sekreteri,

Hotland.a)
Christian Schickert ( Yeşil p"rİi, İsveç)
Eesse Karlsson (Koııuıist Partisi İsveç)
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knl,ş İLo.^.*.,^"r, ( az-r)

le|:erlİ ]( or]]_]}( tar; l]os t lar, kard e:,,f tl ı,.

l: iVl,ij] ::ejiı;ıiIne ııarsr i]lus iarıraıı .,:ı]ı]...,,e ],oarrdinas,ıon ,ionıitesi
i:tiıı:a si,zleri eıı r_ieriı dal,ıri:lşrıa 

"1ilıp...ı 
i ,] Tj ,,. l;. ,.ı,:;;ııl.ı-.,crum.

Bugün l0 Araf 1l,:'. insa-n i.al:lıi,ı ir,: , :.- ı : : ı ıii ıgesi 'nin kx Ei:]-eşni ş

1.1illetlerce kaıu.]. eiifişiııiı ]ıırk: ncı r,r_]ı.' jı,i.-.ıj.r .] ti.rçok ülkes:nde iı::

siizleşne gereğince teı;:e] haiı ve öz;gi_irl.-Jlı;leı, giiı,ence a] tlna alınrnıştrr.
TürkiYe ise brı sözieşı:neyi inzaf ar]1 ş olnıası ıııı rag en teı:e1 halı ve öz-

,v''gürJ-ıik}eri kitf e.lere j<ullaıdr rtnaı,ari 'ıi r si.,p..iJj.aıal düzeni lıelin15661ş
bi'-' <iev,] ettil:.İızılrikle ]_i) EJ-],j l l:]ij,._ ,:,iııı_tı,:ıı: :.cıra .ja.i"1 ,,aı rji;zerle_
nlef erle er,e ııq| ;,:':lı g'iiçleriııft tı'i; ]..: -..r; |'.;5:: ıL .- r:: ...;_-,sa]ıf::ırı1|.it: i,.Ve
Lu 1,as:,l-. r,..n,r_yajj.: ve di,',ei, ]Ias2__:],]ı :,,:.,:: .:;.. ::, . ı._ -r rı L,: rl..rr.

?a ı
12 -li3'lir1 tarihinin aTi]_acır ıı kşı, ]ıa]i,ııı i ]:]:: .ıe i.ız] cr yakınrjan bi.lne1<-

teyiz.1i, Ey]üf ı }ı;:-lka ve rıelıçilererivi.,., ı,e ı-j:zef e ait ne varsa bunlarıl
, elMlas}(er postafı af tıııda /çeİ)A,ıı}a giriıiü]i.i..]. ,.,. Lii l , c ı:,ı ı. i:l,a } i zıni n ve tei<e1-

ci serrııayenin huzur ]re güveni i-çin nil;rın];, ı:ca ,iıısarın lesk1 ve zlt]_ü,r po-
li tikala rly J"a s,,.ıı.ı tiı rulrna!! i s t enme si e i r..

İşte iş}ıe ıcı 1erjiş te iriaı: ve }ir]t ]: ,ı_ -i. ilşte toplu tutuklamala w
işte ]iürt ha]_}<rna uygu]_anan zulüm...

v"§ ,n bı:
<.

ıı :,: ap a 4 xkx n r_te dEiık e E

nf a_ rı,ı,,ı _,-rıllı-l rdan asai:ı ]1-:1,;; ]a:.-ıri]ı:aıl te ı,ı]_inCe inşa
editren 12 Elı]ii1 t.e jimi. . .

.]{.,\IiDr] ,a
ş ].],,ı,

ftirı<ıvelde]^:i.,durr_rlT apaçı}< ortacayj(eI] iktiriar bi:vi.i]( bir j,ki.;jjzl,ülük
örneği sergi ] e.i:e],ek demokrasi-denrAvrı;ıa !6-of:ı]pl;plna ü-r. ofmaktaı.] sözedi-
;,,or.laşta iedera.] Alnanya o]ma}ı üze.e bı|ı-ii1: bıiılı c]eviı.,r";Üİ:;:Y..lu,
askeri ve ei;oıoıi,lk çı}tarla 11 İ]e .leı,iy}e ' ]ııi,,i,,eı]eiıj. iiüzçği'üi ,0askf c1--VaSak_
ç]. düzeni destckli;ıorl Evren ve aza)| a }ü]:ca]( açııa{ için iirbir]erivle varı-
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:|

ş1].o rla r.IJtinya ha1](ları Ve

f etiıi.},ec el: ti r.
işçi sırııfı, faşistJ_ere kucak açanla11 as]_a af-

I|EGEI-LI }iOiiUKiAIi trrE DOST].,Al-i,

tsazı lraksız]_rklar ve suçlar vardırki yıllar sonra pçfğa çll(arx ve Jaar-
gı.lanı_r.12 Eylüliün suçları daha i.Lk günlerde açığa çrktr.12 Dylü1 tün yar-

ğılanması için yıJ_lar:.n geçmesiıi $ckJ_eıııeve 6erek .1.oktur.12 u}lül Rejimi
hala suç işüemeye devarı edivor.12 }]ylül'ün bütün suçları ortadayken Türkj--
ye egenen s:_-ıf]-ar:, i]_e batıİx ü]_ke.lerİnin ;röneticiteri 12 Eylü] tü unut-
turrnaı,,a çal:.şı;ıorlar. on]-ara görer12 Eyliil 8 y]_1 öncesine ait bir o1a1....

oysa Türkiye ve Türkiye Kürdistanında yaşayanJ.ar biliyorlarki,12 Lylü1
Rejimi hafa devam ediyo r. Inr-rığf,ETrtğ €nexçı. halk güçlerirıizx 12 Eylülcüle-
r|n .','argı ianıp rezalanrjı rılmasını İstivor.rn azı day,: Yunanistanlda ve .,ir_

janiinlde o}duğu gibi cuntacılardan hesaı sorulri]as]_ı1 isti..or }ıafklarırnız.
lie varki,ne hül<ür:letrne r]e muhalefet partilerinfi uııyre bir po].itil<asr

J,ok.-uncaı sonra da mevcut partilerin 12 Dy]-ü]_ıü yargı lavacaklarlna dair
J"hernangi bir işaretlyok.

BöYle o1unca 12 EYlülıii ya.rg:.lamak ve demokrasiyi kazannak eııekçi halk
güçlerine düşeı bir görev olmaktarj:.r.

Işte biz, bu göreviı yurtdışına diişen böJ-ümünü yerine getirmeı.e ça]ı-
şa toruz.

Ve diyoruzkirbaşta generaller ve suç ortakları
yapılışına ve ku rumlaştı. rı fmasına katılan herkesten

o1mak

he sap

o1an

üzere, J_2 Eylül lün

s oruima]_ı dr r. }ia]_-

ka ] kaf d]. ran]_ar , emekçilere ve on]ar:.n bj.r pa rças 1 devrimci-demokra-
tik güçlere kurşun slkanlar cezalaıdırrlmad].rx.

*+x ,l
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1

Xnjl]lEŞ]rlrR,

Tiirlıi}e ve aürki,,,,e ]{ür.d.] stanrnda P vr ] Jı r r-iışanar:lar qösteriyor1(1 , ]2

IYlül}e hesaplaŞmırian insaı :ı:,;:l:, ı-ı.,,ien.l{ra,.] j ı.e sos.ıa]izm Vönünde adrı, at-
rnal.ı mümkün değilCir.i:erkir iıi,.]]-.]L,lr]-: i_-,:: ,,e !ecej<, özrj..{ hir ton]_am ve de_

mo](ratik bir düzeı, ister,121 1;ı,,J.ül'Je hcsaiıl;;ı,,ııı].ı zorundadlc.

İugün Iürki],,eıyc l-.alit]1:]-ıııırzcia bu i-ıesaıı._ı aşI]]1nln yavaş yavaş başiad:_ğı-

nl gÖ rÜ§ro ruz.

}-üksek Hakern ı'urufulnuı] ve devletirı r,asai<]arınr dinlemeden greve çrkan,
so]ıaklara dökülen işçiferin eyfemi;IaK'ün l.e ıo}isin tehdit]_erine rağmen

dernek kl: ran, yü rü5.üs.: Yaıan genç.Lerin l-ıa.relretleri 1ri r r,ö.üyle l2 JJylülle he-
saplaşnıadır. Iine, gögüslerini gere gere l,_'jr' ol;uklar-ınıhıiı,kıran_lar xrxiüxt
kaikıaxN-r
ü ın -ı,üı-q &-

4 l t1'l"rr" hesaplaşrıakta. r ılır. Cezae,ııle ıini] e ölii, jj f,az.,alap di nenenJ_er, e.,ı-

latlarlru_ yalır:ız bırakrıa;;aı :ına}ar, kardeşler, be |]alar ıre i_ieı:icj_ güçler, bir
yönüyfe 12 Eylülle hesaplaşııalr tadr r]ar.

İSte TürkiYetniıı qelece'i bu }ıesaplaı,ı;aı,ııiı ha._rıaiın bütün a]_anlarln]_

kucak]_ayı!r geniş]_eürieSİne ba!:lıdrr.İiz l,unuıı başarrlaccll1na inagoyIıEuz.
Ve bu inanç].a bıırarlan bi r }<e ı:e daha kax ğlan edi.ior ızki rI2 l,}rlü ] dö-

neminde kaybettiğimiz her şeyi, şel.ıitf erimiz hariç kavbetti ğimiz herşpyi
söke söke geri alacağı z.

Şehitlerimi zİ ise; i şk en ced e, i dam sehpala rrnda, sokak ortalarlnda ve dağ-
larda kal]_e eğt atleCi ] en i ğit J_ e rimi zi. alplerimizde ve nücad e]. eınizd e

,Jg§ataaeğrz-
_tsunun için söz verivoruz...
lunun için and'| içiyoruz.....
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Gesprğchsnoti z zum TYeffen an 28.3.88

Am 28.3.88 farıd im }laus der Kirche ein Gesprech zlırn Ttı€ma "Tıirkei " statt,
bei dem die folgerıden Rlnkte angesprochen ııurden ı

- Vcrı einer DğIdrratisieruİ}g der Tiirkei karrrı bis heute keine Rede sein.
In den Geföngnissen wird gefoltert, die gelterksclıaf tlichen Rechte si.nd
sirui bis auf Ausserste eingeerıgt, sozialistisches Gedarı]<eıı,qut wird
unter Stıafe gestellt, die nichttijıkischen Bevölkenrngstel]e r,Eroen
unt€rdri.bkt wıd verfolgt.

- Aıfgrurıd wirtschaft]_icher ıınd nilitğİisctıer Inteİessen unterstützt die
Buidesregienng die ü,rachtİaber in Anka_ra. Auch die Presse der BRD kcrmt
ihrer Aııfgabe, ,über die Zustlnde in der Ttirkei zu inforrnieren, nu! wider-
willig uııd sehr unvollkorrıen nach.
Die Sitııation ist jedoch widerspri.ichlich. Die einsej.tig auf lJnterdriickı,ıng
urıd tiirk)-schen G)aıJviİigrnjs ausgerichteten lterrschaftgrethoden des RegjİEs
ha]_ten die Ti.irkei kul,ture[ und ökoncrrü.sch auf eineın sehı niedıigen Stand
(Arıa]_phabetign ıs, nie<İrige ProduktivitAt) , der selbst aus der sicht von
r\apita]interessen prob]_ematisch ırıerden kaıın.

- }Erıschenrechte ıırıd DeJrDkİatie in der Ti.irkei konnen nicht vğn Ausland her
geschaffen rerden, sie miissen jJn Land selbst erkğİrçft nerden. Die demokra-
tischen Kröfte in EulcPa sind jedoch a^tit verant]ıtcrtlich, verbesserte
interrıati@ale Bedingurıgen fi.ir diesen r(anPf zu sc}affen. Die rdt diesen ziel
uııterncımEnen Anstrengungen verschiedeııer deıDkatischeı itefte verden
ı.ın so erfolgreicher sein, je besser es gelingt, sie zu koordtıieren.
Dies Heutet scı,voh.]., dass ggreinsarre Aktionen L.ırtd Veransta]-tı.ıngerr durcLı-
gefijhıi t ieıden sollten, als auch, dass Aktiorıerr urıd Vera:rstaliungerı einzel-
ner Gİuppen vcı-ı arıde:en mit genutzt ıırıl verstarkt ı.,erden,

- EirE zentralle Rol1e ko[mt zr.ıİ zeit der Infonrıatiorı ijber die politischen
Prozesse uİtd iiber die Betıandlurıg der Festgerıoıırenen, IJüıaftierEen und
Gefangerıerı zu. Die politischen Prozesse konzeİıtİieren sich auf
- die Verfolgurıg von sozialistischem Gedaİ.kengut
- die Verfolgı:ng der rıatiorıalerı lündeıheiteıı.

Bei den Prozessen gegen die linke opposition miissen soıch1 der jetzt an]-au-
ferıde H.ozess gegen die Generalsekretğre Kutlu urıd Sargİn als aı.ıch die
Plozesse gegen arıdere liıı]G Grı_ıppienıngerı, die das RegiJrE jetzt schne1l
abzuschliessen benüht ist, beriicksichtigt l.Erden.
Die Straf- ı:rıd ProzessbestiJrmrıngen souıie auch die faktisctıe Beiıandlurıg der
BetrofferEn nachen eindrucksvoll deutlich, wie l{eit die Ti.irkei neh vorı
dgıııkrati schen verhAltnissen entfernt ist.

- EirE w-ichtige Aufgabe ist die Infoİ:rnation der öffenttichkeit auf verschie-
deren &enerı. Hierzu gehört, das GesprAch ırı_it Potitikern urıd nit der Presse
geİ]auso w"j.e die InforİOation der breit€n öffent]-ichkeit. Giinstige !,1oglicbkeiten,
wie sie aİı der Universitet urrd in nnrrchen schulen besteheıı, mi..ıssen besser
afs bisher geJrutzt ııeİden.

In Veİlauf des Gesprdcİıs wuİderr eine Reiİıe kor*reter Aktionen angesPr@hen,
daruİıteİ: eire Verarısta].turrg des VdJ (İ,litte/Eıde April) zı.ın Prozess gegen
die Gerıeralsekretare voı TKP urd TtP, eine l"tatınliache zrm Prozessbegiffı,
eİrE Infonnationsverarıstaltıııg zıJİn wirtschaftİich,/gesellscİnftlichen Hinter-
gnlrlür der Ereignİsse in der Tiirkei, eine Vera.rıstalturıg zu Fatsa.
Die Diskussion soll aİn 12.4.88 fortgesetzt ıerde;ı.
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7 JAHRE NACH DEM MlLITliRPinScH - EINE BTLANZ

,Ç 1< t,;,

ı'1

Die Ausgangslage var eindeutig: Als am 12.September 1980 das Militar in
der Türkei durch einen Putsch die Macht übernahm, wurden Demokratie, Freiheit
und Menschenrechte zu Fremdworten. Mit unnenschlj_cher Hğrte'brdnete''die
Junta das Land. Nach bürgerkriegsehnl ichen Auseinandersetzungen zwischen
Rechts und Links vor 1980 zog nun die Wi llkürherrschaft der Militers
ein und forderte Opfer - vor alleın bei den demokratischen und linken Kraft,en
und bei den kurden. fm ersten Jahr nach dem putsch errnordeten die "sicher-
heitskrğftell 459 Menschen bei rnj"litarischen Operationen und in den Folter-
kammern. Über 2O0.0OO Personen vurden seit dem 12.September aus politlschen
Gründen festgenor nen; nahezu 42.000 Menschen hat man seither ln politischen Ge-
richtsverfahren verurteilt. Bis heute wurde allein die Todestrafe 593 ma1

verhangt gegen 508 1inke "Töter" und 85 rechteTöter. 300.000 Menschen

erhielten ein Berufsverbot; di-e "Seuberungen" in Bildungsbereich führten zu

Entlassungen von rnindestens 40.000 Lehrern/innen. 110.000 Menschen wurde di.e

Ausreise aus der Türkei verveigert und annöhernd , .//C. ö00 im

Ausland lebender Flüchtllnge die tijrkische Staatsangehöri8kei t aberkannt.

Trotz dieser offensicht ]. ichen Anzeichen für eine drastische staatliche Re-
pression 1aBt die türkische Regierung seit langem verlautbaren, das Land

kehre zur Demokratie zurück, der Demokrat i.s ierungsprozeB schreite permanent

voran. Und in der Tat: in der Türkei. tut sich einiges. Es gab zı.ıei Volks_
abstirntnungen, 1982 zur Verfassung, 1987 zur Aufhebung des Verbots der poli-
tischen Betatigun8 für die ehernaligen Politiker. Es wurden au8erdem zııei
allgeıneine Wahlen durchgeführt, 1983 und ].987, bei denen die Regierungs-
partei ANAP jeveils den Sieg erran8. Liest man heute Zeitungen oder Zeitschrif-
ten, So erfahrtio?an auch von. Streiks, Protestkundgebungen, Diskussionen
über Folter und Todesstrafe, über den zustand der Denokratie. Selbst die
Situation der Kurden wird öffentlich, rıenngleich vorsichtlg, thematisiert.
Forma1 scheint demnach atles in Ordnung zu sein: Wahlrecht, demokratische
Verfassung und Pressefrei.hei t , Aufhebung des Kriegsrechts, Konstituierung
eines Parlaments sind ı{,ichtige Etappen auf dem Weg zur Demokratie.

Also tatsachlich Deünokrat isierung ?

Eine rein formale Betrachtungswei se der türkischeı lnnenpolitik regj-striert
nicht, daB Ç Lurf" der 8Oer Jahrejesondere Machtstruktur in der Türkei,
ja eine neue Gesel lschaftsordnung herausgebildet hat, deren Kennzeichen
Unterdrückung und Unfreiheit sind - aber in l|demokrat i schem'' Gewand.

An den Wahlen 1983 konnten lediglich drei von den Militars lolerierte bzıü.

mit8egrünete Parteien teilnehmen. Für die Par lamentswahlen 1987 schuf man

gar ein neues Wahlgesetz, so daB die ANAP-Partei nit einem Drittel der
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li;",

E

abgegebenen Stimnen zwei Drittel der Parlamentssitze erhielt. Die türkische
Verfassung wurde unEer Anleitung der Militörs ent!,/orfen, und ihre Abstiınmung

war gekoppelt an ein Votum für den Staa tsprasidenten Evren. Zudem liest
sich dlese Verfassung nicht wl eıf"Gese 11scha f tsvertrag" , der das Zusarnrıenleben

von Menschen in einem demokratischen Staat regelt, sondern eher wie die Haus-

ordnung eines Zuchthauses. Denn die Verfassung iıı Verbund mit einem veranderten
Strafgesetzbuch und zusötzlichen Verbotsgesetzen hat den Grundstein für eine
von ınassenhaften Verboten begrenzte Gestlschaft gelegt. So entstand eine Grund-
ordnung, der die "freiheitlich demokratische'l Ausrichtung fehlt.
Folgende Ver fassungsart ike 1 schnüren die türkj-sche Gesjllschaft in ein enges
Korsett:

-\rt. 13 - Begıenzung dcr Ausübung dcr Grundıechte und -freihciten.
Art. 14 - Verbot dcr Gnındıechtc und -frcihciten im Fa]lc ehes lliBbrauchs, insbcsondcrc,
wenn die Existcnz des Staateı gefiürdct wird oder wenn die Vorherııschaft eİner sozialcn
Kİass€ arıgcstrebt wÜd.
Art. 26 - Bcgrcnzung des Rcchts auf freic }lcinuıgsiu0erung u.a. zwccks Verhindcrung von
Straftaten und Bcstrafung der Schuldigen.
Aıt. 28 - Beschıiinkung dcr Presscfrcüeit im Fallc von Nachrichtcn und Anikcln, dic die
sicherheit dcs staatcs bcdrohcn oder zu straftatcn bzw. Aufstand crmuntcm.
Aıt. 33 - Verbot der poütischcn Aktivitet fiir Verciıc.
Art. 52 - Verbot der poütischcn Aktivitit fiir Gcwerkschaftcn.
Art. 54 - Vcrbot von poütischen Streiks sowie Soüdaritats- und Gcncralstreiks.

]\rt. 68 _ Verbot der Griindung von Parteien, die die Verfcchtung und Errichtung von Klaı,
ıcnhcrrschaft zum Grundsatz hücn.
Art. 69 _ Verbot der Zusammenarbcit von Parteien mit Vcreinen, Gewerkschaften, Stiftungcn

und Bcrufsorgan_isationen.
§- i+l a., SÖ - Vcrbot von organisiertcn Aktivitaten mit dern ZicI der Vorhcrrschaft eıner

sozialen klassc.
§ l42 des SG - Veöot dcr Propaganda mit dcm Zicl dcr Vorhcrrsc'haft cincı sozialcn Klasse.

§ r*o a.. SG - Bcharıdlung ,oh -Straftatcn wie deı Versuch cincr gcwaltsamcn Verinderung
dcı Verfassung, Unruhcstiftung bzw. Ermuntcrung zu Stıaftatcn,

(SG - S trafgesetzbuch )

Eine derartige Reglementierun8 von Grundrechten und -freihei.ten hat Selbst-
verstöndlich ııeitreichende konsequenzen; sie laBt .jede person zum straftdter
rrerden, die gegen die Grundprinzipien der Verfassung verstöBt. Und das ist
schne11 geschehen: wer sich als Gewerkschafter für eine Gesel lschaf tsve r-
önderung , engagi.ert, wer sich einer linken Partei oder Bewegung zugehörig
fühlt, wer sich für die Belange des kurdi.schen Volkes einsetzE oder die
Benachtei 1igungen ethnischer oder religiöser Minderheiten in der Türkei
t,hematisiert, wer AnstöOiges publiziert, das den einge8renzten Spielrauın
tolerierter Meinungen verliiBt, ]-auft Gefahr, 0pfer politischer Verfolgung zu

ı.,erden. Die Sanktionen sj.nd in solchen Fdllen erheblich. Da bereits ııj-nimale
politische 'ıVergehen" durch die RechEsordnung zu Hochverrat sde likten stili-
siert werden, drohen den Tötern/innen jeweils lange l,!aft- oder TodessLrafen.
Ein aggressiver Antikoınmunismus und ein extrener Natj-onalismus sind als Grund-

-2
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pfeiler in die türkische Verfassung miteingearbeitet worden. Sie werden flan-
kiert durch Beschrönkungen, die im Vereins-, iın Polizei-, im Parteiengesetz,
im S prachenver bot Sgeset z , das bereits die Benutzung einer anderen als der
türkischen Sprache durch türkische Staatsangehörige unter Strafe stellt,
und in besonderen S treikvorschri f ten niedergelegt sind. Der VerstoB gegen

diesen Katalog der Verbote ist vorprogrammiert, solange iiberhaupt noch

eine Verönderung der türkischen Gesllschaft angesprochen oder propaglert, wird.

Aber das ist genau das, was erst die Militarjunta und jetzt die ANAP-Regierung
ınit allen Mitteln ausschlieBen wi1l. Es soll weder eine öffentliche Debatte
über die politischen Strukturen des Landes noch über die Nationalitatenfrage,
geschweige denn über das derzeitige Wir tschaf tsprogramrn anheben, die den vor-
geschriebenen Weg generel1 in Frage stellt.

Und so kann auch die WirtschaftspoliEik Turgut Özals, die den Anregungen Mj-lton
,

Friedınanıls folgt und Verelndung und MassenarmuE heraufbeschwört , nicht massiv
krit,isiert werden. Dabei şurden die Reallöhne seit 1980 um etr^ra die Helfte
gesenkt; di-e Inflationsrate liegt heute bei 67 Z, uıd mehr als 237" der ar-
beitsföhigen Bevölkerung sind arbeitslos. In den türkischen GroBstedten
wachsen die Gecekondus (Slums) an, die Prostitution nirunt zu,und rıan schötzt,
daO 5 Mio. Kinder für ihren Lebensunterhalt arbeiten müssen - ohne Versicherung
und zu Minimallöhnen. wenn Arbeiter gegen diese Zustönde etü^,as unternehrnen

wollen, müssen sie sich bereits in die l],legalitet begeben. Denn weder

ein politisch motivierter Streik noch eine entschj-edene politische opposition
gegen das staatliche Wirtschaf tsprogrmn ,,,erderı geduldet.
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4. Die Sicherung einer idealen Ausgangsbasis, um militarischen
Einflu0 und gegebenfalls militerischen Druck auf die

Völker im Nahen und Mittleren Osten sowie auf die
Sowjetunion ausüben zu können.

r\llein seit de:ı Puisch I18o i)at <.iie i, ıındcsregierung die tair-
kisclıe Junta ınit 2,4 ".illiarden [), : unterstützt.Zu.;ı İ/erslcich:
von r964 bis ı98o,.t/aren es o,7 lilliarden Di,i. Diese Sumıne,
zusa ıiı, nen iasse n<i als ,,Iürkeihilfe" bezeiclınet, unıfaBt soıvoiıl
i,;ittel tijr die Ausrüstung und Ausbildung von i,lilitirs (z.J. die
sogenannten,,Anti-l'error-'[ruppen", die in,(urdistan zum 9in-
satz ion:;ıen) als auch ,,i,n tvıİİ k ltıngsh ilfe" und iiredite. Auch
iıı 8undeshausiıalt ı988 sind ivierjer 260 iiio. D,,i ,,'İiirkeih il fe''
eingcplant. C|ıne solc]ıe Unterstijtzunq iıönnte sich die fasciıi-
stişche :iliterjt:nta keinesfalls an der -lacIıt halten.

|)ie lnteressen, die die i3 i-l D 3e3eı er der Türkei verfolgte
und ver iolgt, sind:
ı. die ı,.,eitere 3rschlieBung des tiirlı, :hen ], larktes für ıvest-
deutsches iiapital tınd die Expansion auf die i,ilrkte des ı iittle-
ren Ostens;
2. die: Ausbeutun3 der türkischen und kurciischen
A rbe itee
3. die Ausplün/erung der in der Türkei zu findenden ilohstoffe
und

.\Il r.jiese Inteıessen waren durcll die Entıvicklung vor den]
Pııtsch geif,hıdet. ilach deın Putsclı vermeldete <iie deutsclıe
l]otschaİt in cjer Türkei ,,ged[ıııpf ten Optirnisınus", "ıveil die
.. irtschaftsnolitik ietzt ohne die Instabilitıt der vergangenen
'. onate sic]İer bess.-er 3rcift, vornehrnlich iıı 3ereicl,ı der Pro-
duktionss te i3e.ungen.i Die tsotschaft fi.ihrte un m iOverstiindliclı
aus: ,,is 3ibt zur Zeit keine Streiks nıehr . .."

Die ,, [rschlie i]ung" rles tijrkischen ]larktes ist seit den
t)utsci] ]ir5fti3 Voran:lekoin nen: Allein von ı979 bis rçı8z ver-
Cocoelte sicIı Cer tür:(iscile Aııl}eniıanCel, der ,,andel nıit der
.,,İ j stieı so.iar uı) ı.e]ır als çias l)reiiaciıe. l;acir ien,ı i)utscl],
von ı9ı:,o.ıis ıç6z, stie3en die ausl5ndisciıen l) irektinvestitio-
nen in cer Tür[ei urn übİr 6oc i,iio. Dollar, nıehr als Coppelt so-,

viel, ıvie in ien z5 Jahren von I9s5 bis I980. Die Junta hat durc]-ı

brıjtale Linterdrückung der ı\rbeiterklasse, Curch Loiınsenkuı-ı-

.1en, Ver5ot von Ce."erksclıaften und Dolitischen Parteien ein
İe-.rl"İ.İİ"r, iUr ausllndisciıes iapi tal 3escha{.ren. Gleichzci-
tiq lıat tlie Junta cie i lö3Iiciıkeiten İtır die .\nlage ausl5ndisclıen
iiİoitals z.l]. auc,ı in steuerlicl:er i:insiciıt verbessert,

i)ie :'il) ist ]ıeııie Cer qrö]lte aıısl5ndisclıe Investor auf deiı
türkisc ıen ].larkt. ltı,ıa ı I ooo türkische Loi,ınabhiııgige i,;erden
in ,.vestJeutschen i,jieC erlassu ngen in der Türkei aus.gebeutet.
lhr StunCenlohn betrug ıo85 uiıgerechnet etıva r D],. pro Stun-
Ce. Sicnens, /rlG, i)rinler-lienz, i,iannesrnann, i-losch, 3ayer,
BAS..', i;oecİıst u.a. groiJe Konzerne sind Cabei. l.,'ie ıvenig_es iıei
diesen Direktinvestİaionen etwa um die Entwicklung der Türkei
gelıt, ıvirci<|aran deutlich, da3 Dainıler-llenz von ı93ı bis ı984
İ3 ,\,lio. D}.l in der Türkei investiert hat, im gleichen Zeitrau,,n

?

Die Interessen der Bundesrepublik in der Türkei und Türkisch-Kurdistan
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jedoclı z5_,liq._l:i an Geıvinnen aus der Tijrkei herausgeholt
.!ıat. )ie LKi'-Produktion von Daiı.ıler in der Tijrkei ist nic|ıt
nur f ıjr rjie'iürkei Şestiııt, sondern auciı f ür den ,]xıort in ien' .itrIereıı ı )ste n.
Als 

"ccgenlcisıun8" haben bundesdcu§che Un_ .

ternehmen freie Hand bci lnvesıitioeneıı in deı
Tiİkci: Subventioııen durch die tiıİliscbc Re8ic,
run8,Sıeuerfreihciı,Billigstlöhnc,einc fehlendc
Sozialgeseızgebung,fıkıirhe Sııeikveıboı gıan_
üren ihncn Protite in Traumhötrn. E5 eri§tic_
ren Filialen 30 bun@eutscher Koozcmc in &r
Tüıkei, so ı.B.Oıomı-rsın (Mecedes 8cnz), Nc,
ıas(Siemens }...

rıerden. Darüberhinaus soll der Stausee der Beı.ıösserung
dienen. Zigtausende Kurden sollen unterdiesen Vorr.rand

aus den Provinzen Urfa, Mardin, Gazi.antep, Adiyaman,

Diyabakir und Siirt deportiert rüerden, auch uın deren
Befreiungskampf zu schwachen.

Die 'i'ürkei veriü;:t iiJer rcicIıe Vorkonınıen an Stein- unC
3raunkonle, Bauxit, ıiorax, lisenerz, ,,anqan. ](uofer tınci
Ciıroıı. Direkt naclı de]ı Putsch ,ı,urce i]ber eine ..1,esİdeutsche
ieteili3un3 icı Stein- ıın<j i]ra unkolılenber3ı.au verlıandelt, bis
dahin,vareıı ausl5nCische D irektinvestitionİn im i}erı;bau pİak-
tisch a usgesclı lossen. Von grö8erem Interesse fılr diİ'iılllj sind
auch llohölvorkom nen in (urdistan.

Die türkische ıiegierung betreibt ıııit aller ;.iacht iiıren jin-
tritt in die EG. ,.,inisterpr5sidant i.;zal erkIerte in eine!n lntcr-
vieıv zu den Vorteilen iür die iC: ,,I)as hei8t, daB sie (die'i'Lirkei,
d. Verf.) Cen europ5isciıen Unternİiı;.-ıen viele Auftr5gc beschej
ren kann: l)5ınme und liraftvıerke, Straljen und Autobaİınen
ı;üssen ge5aut ,.,..erden ... durcjı ciirekte lnvestitionen ebenso
iıie ciurch .(recjite. In ineinen AıSen ıv5re es geradezu ein Spiel-
pJatz für europ5ische Unternehrner.'' Ein,,SpTelplatz'' ist ıvİeder
l(urdistan,.vo ein riesi3es Sta uda m ınorojekt direkt an den ira_
k isch/iran ischen/syr isc iıen Grenzen i,n i]-au ist. i Iier soll in Zu-
kunft ein fi.inftel der elektrischen 5nergie dcr Türkei produziert

Die L]|t]) hat an der Türkei un<l cjabei ıvieder beson<jers an kur-
discl,ıen Gebieten, ein gro8es nıilit5rstrate3isches lnteresse.
L-'ie Türkei ist seit I952 li^TO-',lit3lied uncj stellt den strate-
:ischcn 3ckfeiler fiir die Durchsetzung heqcnonialer ı\nsorü-
6he 3c:ent:ber cienı )iahen und : littleren Csten d2r. Die \/erfü-

3unğli5er rJie Türl<ei srıielt eine ı,ıiclıtige itollc lür Cie ],{ontrolle
ıibeİ ll" irtjölvorkom ı-ne n in dieser ilegion. l) je i]RD deckt ca.
ıoiı] iiıres 3rdölbeCarfs aus Cem iiittleren L]sten, zuin Ver-
3le.ic:ı: tiie iJS,\ nur zu 3';. l)ariiberhinaus stellte scllon r9ar) die
Ze itsc,ıriİt,,Europa-Archiv" İest: l)ie Türkei ,,ist der best3eei-
qnetc ıl,tıs 1anqsrİunı iiir einen Sclılag 3egen die ıviclltig§ten
İncius tr ieobjek-te der Soı,,_ietunion. Von ihr aus sind die Flu3ıvege
kiirzer als von jecjern ıııderen i"jATO-Land."
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Die Bundesrepublik wendet sich vehement gegen alle
Störungen ihrer auBenpolit ischen und auBenwirt-

schaftlichen InEeressen in der Türkei - seien

sie nun durch volksbet^,egungen in der Türkei
oder durch Volkserhebungen in Türkisch-Kurdistan
hervorgerufen.

Türkei und Nato

,' i)ie Ausolıinderung cer völker der Tlirkei und kurdistans
ir;;h;İ; lİftD ist dİrch Cen :,'iderstandskanıpf in der Türkei
,na iİrİairtrn, gefel]rdet. Deshalb unterstützt die Bundesregie-
;;;s ;;ha nur İas tl-irkisc|ıe .icginıc bei Jer Unterdriickung.in
cjer-Ti:rkei und l(urdistan, soniern verfolgt auch dieJen_ıgen, üıe

in der 3IlD diesen i(aııpf unterstijtzen, Iııı letzten Veriassungs-

,İırİru.İİ*İ lİ.rt ri"İ das so: ,,ı)urch ihre .{ktiviteten auf

aİrİr"i,,.," i-]oden beeintrichti3en ausldndis.ciıe.'xtreııisten
rvie in den Voriaiıren ciie innere Siciıer]ıeit so"vie iyıc;]tıge ınnen-
,"İ 

"rg."*litiscIıe 
8elange der Uuııiesrcpublik Deutschland,

D.U.İİ.tİn siciı pal5stin6nsische, kur<,Jische,_ iranische, tür-
kische. . . Extremi;ten besonders hervor." Die Bundesregierung
Üİİİtİnlcl,t bei solchcn Feststellungen stehen, ı\nfang der 7oerj;; ;.;İ sie palastinensische br3anisatione_n, Anfang dcr
Soİ .lrİ.r. türkiİclıe Arbe iteror3an isa tionen, Jetzt, le3t sie
,"o*n.in" kurdisc!ıe Or:anisation unter dem ı/6çı','and der ,,Iİİl-
Erİ"'.İ"l, t-İ-İiİtir.nğn Vereiniqung" (§ ız9a StGB) ernıitteln,
).]inİestens elf .(tırden nıit dieser Ansclıuldigung verhattet wor-
den und befincen siclı in tsolations;ıa ft.

fil.,"-"-rtl,
Skkn

Die übeıaus positive Haltung der BRD
zum türkischen MilitArputsch kann ü
Folge des starken politischen, wirtschaftü-
chen und militiirischen Engagem€nts der
BRD auch im Rahmen der EG, sowie der
NATO, angeseheo werden.
Aufgrund der geograPhischen l-age der
Türkei, die seit ı952 der Nato an8chört, ist
sie in der Lage, ein Dritteı aller Grenzen
zwischen der Nato und dem waıschauer
pakt zu kontıollieren.
Diese Rolle des Gendarmen im Nahen
osten, die seit 1980 nur ein Militenegrme
in der Türkei befriedi4erfiillen kann, hat
im impe riatist isc he rytlegeneıicüıııı#h
eine gıoğb Eedeutung -vor allem scitdem
der Iran und auch Afghanistan fiif diesc
Aufgabe weggefallen sind.

Mit Agypten und Israel bildet die Türkei
so, ein strategisches Dıeieck zur Wahrung
der Interessen der NATo.
Hieıbei liegt das gıöBte Augenmerl aü
Nordkurdastan, als militirisches. Sprung-
brett ftir den Nahen ost€n. Die Unter-
drückung des kurdischen Volkes und ihrcs
Befreiungskampfes hat somit über die Tüı-
kei hinaus Bedeutun8. Unmöglich. unter
bestehenden B€dingungen, dem Autono-
miebestreben des kurdischen volkes auch
nur den kleinsten Raum zu geben, so zu-
dem in diesem Teil des Landes die gröBten
Rohstoffvorkommen zu verzeichnen sind.
HieI kommt auch del Gro8teil def Unter-
stützungsmaBnahmen der BRD zum
Zuge, wie z.B. die GSG9lrainienen tüı-
kischen Sondereinheiten zur Aufstandsb€-
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kdrnpfung, der Einsatz der »Puma«-Pan-
zer., d€r speziell als "leichtes Fahrzeug zuı
BekAmpfung von Guerillaeinhe iten im
lnnland" cnrwicke|t wurde, -gegen sepıe-
rati5t]sche Angnffe im Südosıen",
Dazu zahlt auch die deuısche Firma »Gra-
epel",.die t967 cinen gıo8en Auftrag zur
Produktion von Stach€ldraht erhielt] der
zur Aufnistung der südlichen Grenzen d€r
Tüfkei dienı.
Nichı zu vergessen die NATO-Manöver,
im Juni und Sepıember l987 in Erzuram,
die immer don stattfinden, wo es beson-
den wichıig ist, NATO-Interessen abzu-
stecken.
Geplant, in Konya, isı eine weitere statio-
nie rung ciner NATO-Tie fflugbasis (zur
Entlasıung empf, ndlicher, weİtdeutscher
Ohren).

Bundeskanzler kohl in eioem Brief an
Özal (Herbsı t9E?, nach der Lıeferung
von Puma Panzern der Fa. Krauss Maf-
fei)
,Die zusammenaıbeit zwischen unseren
Linderı auf dem Gebiel der Waffen,
industie nimmı seit langem ia unseren
Beziehungcn einen gcwichıigeo Pıau
ein. Die Bundesrepublık hat als einziges

euroPiii*hes Land seit 20 Jahıen An,
streigungen lnıemommen, um die
Kampfkrafı der tijıkiyhea Strciıkdfte
zu erhöhen. Die Hilfe, die Deuaçhland,
ohne jede Bediunglng zırr VertigunB ge,
stellt hat, beİ]eg. mehr als j,3 Milliar,
den DM und ich bin sicheı, daB das deut,
sche parlament in zukunfr noch mehr
Hilie zusagen ürd.*

r

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



zur situation der Menschenrechte in der Türkei

Der Ubergang zur Demokratie sei weitgehend vo].lbracht, lautet eine Behauptung,
die in der Türkei vom ge8enwartigen Regime und den staatlich gelenkten Medien
mlt groBem Propagandaauf r.rand unter der Bevölkerun8 verbreitet \.rird.

Gebetsmühlenhaf t ıüiederholte Bekundungen, man achte sovohl die Menschenrechte
wie das internationale Recht, und der wechselseitige Austausch von Besucherdele-
gationen sollen die euroPaische Öffentlichkeit vom Vermeintlich 1iberalen
Charakter des türkischen Slaats überzeugen. Am l1.Januar'88 gar unterzelchnete
die Türkei die Antj. fol terkonvention des europdischen Rates und profilierte
sich damit als Gegener der Folter und ınensc henentwürdi gender Formen der
Gefangenenbehand lung. Aber sol1 man/frau sich durch soviel offizie],l zuı:

Schau getragene Freiheits- und Menschenliebe tauschen lassen ? Ob in
einen Land Demokratie und Menschenrechte vervirklicht werden, ist nicht eine
Frage der Propaganda, sondern bevei.s! sich in der gesel lschaf t l ichen Wirk-
lichkeit.
Mit dem Militörputsch vom J.2.September 1980 setzte in der Türkei eine bi.s

heute andauernde Unterdrückung ein, deren opfer vornehmlich die KrefEe der
Sozialistischen Linken, fortSchrittliche Deınokraten und Kurılen sind. Das
Miltitar rechtfertigte sein Eingreifen l98O als Rettung inletzter Minute.
politisch verant!,ortlich geınacht für die bürgerkriegsöhnlichen zustdnrle
vor 1980 ııurde und ııird imıner noch die Linke, obııohl allein die faschistische
M-H.P. den Massenmord an Tausenden Revolutionören, fortschrittlichen Demo-
kraten und unbeteiligten Menschen begangen hatte. Ein8angs belegte di-e Militar-
junta alle politischen ströınungen - seien es parteien, ceverkschaften, seien
es Jugendorganj-sationen oder Verbönde miE einem Po].j.tikverbot. Den alten Par-
teien des bürgerlichen Spektrums gelang es jedoch Anfang der 8Oer Jahre
sich durch ein Referendum von jeglicher schuldzuveisung für die Bürgerkriegs-
situation vor 1980 zu befreien und sich als Partei_en iın öffentlichen Ge-
schehen zu reetablieren. Ausgenomnıen von dieseıı proze8 waren durch staatliche
Repression bewuBt ].inke Gewerkschaften, dernokratische Massenorganisat ionen,
Jugend- und studentenverei nigungen und organisationen der sozialistischen Lj.n-
ken und der kurden. Über deren angebliche verantwortun8 für ı|Anarchie und chaos
vor 1980" besteht seither eine eigentürnliche Einigkeit bei der Militğrjunta,
dann der ANAP-Regierung und be, den wieder zugelassenen Parteien. Prominente
opfer der staatlich beschrdnkten politischen Auseinandersetzung wurden
Ende i987 die beiden kornmunistischen Parteiführer Haydar Kutlu (TKP) und
Nihat Sargin (TIP). Als die bej.den Par teivorsi tzenden im Noveııber des vergan-
genen Jahres aus ihrem Exil in die Türkei zurückkehrten mitder Absicht, die
Türki.sche Vereinigte Ko nunistische Partei legal zu gründen, wurden si.e
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kurzerhand bei ihrer Ankunft in der Türkei verhaftet, ins Zent ralgeföngnis
von Ankara überführt, dort gefoltert und schlieBlich angeklagt, sich Vergehen

nach den berüchtigten Paragraphen l40 bis l43 des S t rafgese tzbuc hs schuldig
gemacht zu haben.Beiden drohen horrende Hatsstrafen. Das BeispieJ, zeigt,
eine offene Diskussion über die Hintergründe des Militerputsches unter der

notwendigen Beteiligung des gesamten Spektrums Politischer Posi!ionen wird
in der Türkei bis zur Gegenııart mit allen Mitteln verhindert.

Den gezielten Beschrönkungen der politischen Meinungsbildung entsprechen die
Praktiken der Rechtsver folgung und die Überwachung, MiBhandlung wie Unter-
drückung politisch Andersdenkender durch Polizei, Geheimdienst oder MiliaerS
in der Türkei. Leidtragende sind in erster Linie for tschr ittl iche Kreise und

Kurden. Zwar führte der Staat ebenso Prozesse geg,en islarnische FundanenEal i sten
und Mitglieder der faschistschen M.H.P. - letzteren wurden allein in eine,n

einzi"gen Proze8 600 Morde und 200 weitere Delikte angelastet. Aber man

verurteilte diese Angeklagten wegen krimineller Handlungen und kriııineller
BandenbiJ.dung, was İie nicht von vornherein von einer möglichen spateren
Annestie ausschlieBt, und brachte die anhdngigen Prozesse bis 1987 zum AbschluB,

Ganz anders gestaltet sich die Situation für linke Gewerkschafter, fortschri Etliche
Demokraten, Kurden und die soziali"stische Linke: 1.,ıerden sie generel1 ı^,egen

sogenannter Vergehen gegen den türkischen Staat angekla8t; damit sind sj,e

von einer möglichen Amnestie ausgenoünen - schon aufgrund der Del iktdefinition.
Und 2. hier sind die anhangigen Prozesse noch langst nicht abgeschlossen, ob-

woh1 zahlreiche Angek].agten seit Jahren in den Gefdngnissen der Türkei
ei,nsitzen. So sind gerade die fort schri tll ichen Krefte Opfer einer Verfolgungs-
kampagne von gigantischerı AusınaB, in deren Verlauf über 1,6 Mio. Menschen nach

geheimdienstlicher und polizeilicher Überprüfung in einer Sonderkartei
erfaBt rıurden und nahezu 250.000 Personen wegen politischer "Delikt,eı' eine

Anklageschrift erhielten. Tausende leben sei-t Jahren

unter überwiegend unmenschlichen Bedingungen in den Geföngnissen, oft ohne

rechtskraftige Verurteilungen. Hier kornınt die "Untersuc hungshaf t|' der Be-

strafung gleich. Die Prozesse vieler Inhaftierter Sind nicht abgeschlossen;
die Anklageschr if ten sprechen von Vergehen gegen Staat und Mutterland auf der

Grundlage einer eigens dafür nachtraRlich geschaffenen Verfassung. 0ft ist es

nur die oPpositionelle Grundhaltung, der Einsatz für oder das Bekenntnis zu einer
sozj_a 1ist ischen Gesel lschaf tsordnung, bei anderen das Eintreten für das Selbst-
best,ir ıungsrechE des kurdischen Volkes, was aus unschuldigen Menschen "DeJ.inquenten"
werden ldBt und Diskr irninierung , Verhaftungen und Prozesse mit der Androhung von

jahrewiihrenden Haft- bzw. Todesstrafen nach sich zieht. Was die Lage der VerfoJgıen,
An8ekla8ten und VerhafteLen besonders preker, z. T. unertrdglich macht, ist die
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Tatsachb, daB Folter und grausame MlBhandlungen von Gefangenen imıner noch

praktizj"erte Forroen der "Rechtsfindung" in der Türkei sind und daB

fürchierliche Haftbedingungen in vielen Cefdngnissen herrschen. Todesfiille
sind hdufig die Folge: z,ıj.schen 1980 und 1986 starben über 100 Menschen

in türkischen Geföngnissen durch Folter; mehrere tausend Personen erlebten

Folter am eigenen Leibe. Nie ııurde infrage gestellt, daB unter der Folter
erpreBte Gestandnisse eine ausreichende Basis für Gerichtsprozesse und

Verurteilungen bis hin zur Todesstrafe bilden. Im Gegentei1 per Gerichts-
beschlu8 gilt, daB in der Türkei nur die Anwendung physischer Gewalt

als FolEer zu bezeichnen ist, die eine Arbeit sunfiihigkei t der traktierten
Person von mehr als 10 Tagen nach sich zieht. Alles andere fungiert als
legitimiertes Verfahren der l,,/ahrheitsf indung. Bis zum Moment begehren

Angeklagte und Gefangene gegen diese unmenschlichen Zustande auf. Sie fordern

- wie jüngst in Diyabakir - die Verbesserung ihrer Haf tbed ingungen, die Rück-

nahme der Todesstrafe, die Rücknahme des noch immer gültigen Verbots der

kurdischen Sprache sowie die Abschaffung der Folter. Für diese Anliegen
riskieren sie im Hungerstreik ihr Leben. Weitere Schikanierungen wie die
Verlegungen von Gefangenen in andere Haftanstalten, Isolation und KontakE-

sperre sind die Antwort der Anstal tslei. Eungen. Als im Februar 1988 über

2000 Inhaftierte Sj.ch durch einen Hungerstreik gegen das verbot der kur-
dischen Sprache in den Geföngnissen ı,andten, reagierte der Gefdngnj-sdirektor

zynisch:
" Die Menschen können sich nicht nur durch sprechen, sondern auch durch An-

schauen verstöndigen!'!

Die Einstetlung der Justizorgane gegenüber Linken, fortschr ittl ichen Deınokraten

und Kurden entsprichğ - das zeigt sich jeden Tag - keinesııegs den inLernationalen

Mensche nrecht ss tandar ds ; Vertreter unliebsaıner politischer Meir.[m}:İ:, behandelt

wie Tiere - in einem tand, rlas sich rühmE, zur Demokrat,ie zurück1

In einern Klima,in dem von der Achtung der Menschenr,ıürde keine Rede sej,n kann

und in deın der demokratische Austausch auch kontroverser Mei.nungen von vornherein

ausgeschal,tet ist, exerziert der türkische Staat groB angelegte Schauprozesse

gegen seine kritiker/innen. Gegen kurden wurden bisher 5450 prozesse rnit insgesamt

22470 Angeklagten eröffnet- Fiir über hunderğ Personen endeten sie mit Todes-

strafen, deren Vo]Istreckung ausgeseLzt !st; drastischey' lbftstrafen ı"urden /'
zu Tausenden verEeilt. Der }lassenprozeB gegen die Vereinigung progressiver

Gewerkschafter (DISK) nit 1477 angeklagten Personen endete im Dezember 86

niL 26L Gef5ngnisst ra fen bis zu 15 Jahren. Weitere lieBen sich anfügen; Sie

dokumentierten allerdings stets dense],ben Trend,
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Im laufenden Jahr will der türkische Staat drei Marnmutprozesse zuın Abschlu8
bringen:

l. Der Fatsa-Devr imci-Yol- ProzeB: Gegen 814 Menschen aus der Stadt Fatsa,
deren "Vergehen" darin besteht,, auf komrnunaler Ebene nach einer denokratischen
Wah1 die sozialistj.sche Umgestaltung ihres Gemeinwesens in Angriff genonrmen

zu haben, hat die Staatsanwaltschaft Anklage erhoben. 116 Büger dieser
Stadt befinden sich bereits seit 1980 in Haft, und der wichti8ste Angeklagte,
der ehemalige Bürgermeister Fikri Dönmez , wurde schon aın 5.Mai 1985 zu
Tode gefoltert. Eine wirkungsvol1e Vert,eidigung der Angeklagten hat der
türkische Staat unmöglich gema:ht, denn der zustendige Anwalt kannseine
Aufgabe nicht wahrnehmen, rıeil er selbst von der Polizei verfolgt wird.
Welche Prozef3führung löOt sich unter derartigen Umst5nden noch rechtfertigen?

2. Der Ankara- }tr j_mc i-Yo J_-ProzeB: Von 760 Angek]agten sind 205 ınit der Todes-
strafe bedroht.Die ProzeBeröffnung fa]lt in das Jahr 1980,und seit
dieser Zei! sitzen 85 Personen in Haft. Wi.e gering die Chance elner auch
nur sachlichen ProzeBführung rnittlerwej-le ist, wird deutli"ch, wenn ınan sich
vergegenwörti8t, daB mehrfach die Gerichtskomi tees ihre Arbeit niedergelegt
haben. Das einzig Kontinuierliche in dj-esem Verfahren ist die maBgebliche
Vorberei tungs].eistung der MilitargerichtSbarkeit und die Vorverurteilung
durch diese Instanz.

3. Instanbul-Devrimci-Sol-Proze 0: Von l374 Angeklagten bedroht 285 die Todes-
strafe ( Prozeoeröffnung 1980; l69 Inhaftierte seitdern). Um die grundlegendsten
Verteidigungsrechte in Anspruch nehmen zu können, müssen die in UNtersuchungs-
haft einsitzenden Personen j,n den Hungerstreik treten; Gefangenenmi8-
handlungen gehören zu ihrem Alltag..

DaB die An8,ekla8,ten kaum einen fairen ProzeB erwart,en dürfen, 1ie8t nahe. Denn

die Ger ichtsver fahren finden entweder vor Mj_litargerichtenstaEt in den

Gebieten, für die noch der Ausnahmezustand gilt, oder vor so8enannten

Sondergerichten - also vor Justizor8anen, die aufs engste mit Re8ime Verquickt
sind und an deren Loyalitat kein Zııeifel aufkonmt.

1986 hat sich der Türkische Menschenrech t sve re i n , ein Zusamrıenschlu0 demokra-
tisch gesinnter und humaniter enga8ierter Menschen, konstituiert. Diese
organisation wie auch der Unterstützungsve rein für die Angehörigen der
Inhaftierten und Verurteilten (TAYAD) widmen ihre Arbeit als ı.,ache Kritiker
der Beobachtung der anstehenden Gerich ts prozes se und der Lage von Gefangenen
in den türkischen Haftanstalten. Sie pflegen standigen Kontakt mit den

Gefangenen und deren Familien. AuBerdem haben sie mehrere Pressekonfeenzen
durchgeführt, Veranstaltungen, Diskussionen und eine Ausstellung organi-
siert. Über regelrnöBige Kontakte zu Presse, zu Parlamentsmitglledern , den
Rechtsanııaltsverej.ni8un8en und anderen gesel lschaft ]. ichen Kreften versuchen
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die Gruppen die rnenschenunwürdigen Bedi.ngungen in den Geföngnissen zu verbes-
sern. Überdies lenken sie den Blick der internationalen öffentlichkeit
auf die genannten Mi0stende der türkischen Rechtsfj.ndung und auf die
situation der Angeklagten in politischen prozessen vor den türkischen Ge-
richten. Seit 1987 fordert der Menschenrechts vere in die Bevölkerungen der
übri8en europöischen Lönder auf, EinfluB auf die Entwicklungen in der Türkei
zu nehmen und sich seinen ı,ıichtigsten Forderungen anzuschlie3en.
Wir halten es für dringend erforderlich, die vom Menschenrechtsverein
ins Leben gerufene '|KAMPAGNE FÜR GENERALAMNESTIE UND GEGEN DIE TODESSTRAFE''
auch in der Bundesrepublik mitzuEragen. Es geht darum, auf das Regiıne
in der Türkei Druck auszuüben, daınit Folter, unınenschliche GefangenenmiB-
handlungen, Massenverurtei lun8en auf der Grundlage undernokratischer Rechts-
prinzipien und dle Todestrafe i.n der Türkei bald der Vergangenheit ange-
hören.

Wi r rufen alle Verfechter dernokratischer Menschenrechte, alle fortschrj.tt-
lichen, dernokratischen und hunanitör en8agierten Kröfte auf:
Erklart Euch mit dem türkischen Menschenrechtsverein solidarisch und
und unterstützt dessen Arbeit !

spendet für die En.sendung von Beobachterdelegat ionen zu den politischen
prozessen in der Türkei !

Gegen Verfolgung, Folter, Gefangenenmi Bhandl ung und Todesstrafen ln der Türkei

J;/r/;,-' fu*u-. -- l-ztZk a. "z, T:/..'
//,lup, .2

//
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Tiirkei Inforrrıationsbiiro

Postf.910843

3000 Haırıover 91

Tel 0511-210200] liannover, derı 9.0'1 .1988

Liebe Frel]rlde ı]rıd Freurıdi_nneı-ı .

Das Koordinationskorrnitee des Interna,i--ionalen Tri}ırnaLs hat e j.jrıe woche nach dem

Iij}ırrıaf sj,ch getroffen. Folgende Besch],üsse wlrrderı nach eirıer politischen Aus:1,,Jertı.ıng

des TYilcı]rıa]_s dl:rch verscLı_iedene Organisationeı l:rıd Einzelpersonen getroffen:

- Alle organisationen Und EülzelPrsonen rnerden rrüt dejn Urteil der Jury eigensüındig

hEiteraİbeiten. DaİrLit wird das Koord-jİatiorrskorffrlitee des Ttib!:rıals aufgelöst , r.Jenn

- das Urteil der JuİY a.ı-ı alle europaischen und jnternationalen Institutic.ınen,

Oİganj,sationen und Initaativen geschickt vıcrden ist

- j_rı der TageszeitıDg und der tiirkischen Zeitı]rıg "CltrnLrırriyet " Arızeigen erscheiıerı

- und die beiliegende Abreclınurıg an die organisationen geschickt .,norden ist.
Au8erdein }ıaben wir besch]_ossen, die Dokıırente des 1iiloı:nals iJr Buchform zu verlegen.

Diesbezügliche ftrtlricklıngen und Inforrrıationen kiİırıerı vom Tiirkei Inforİrationsbijro

eingeholt lierden.

WiI nöchten ı:ns irn Nairen des Tlirkei Infor-rrationsbi.iros fiir die gute zusarmrerıarbeit

vor wıd ı"ızitırerıd des TY jbuı]als bedarıken.

t{it solidar ischeİn GruB

i.A. Gazi

Ps:'Dieser Brief geht nrır arı d,ie, iİİe urıınittelbar arı der organisation des Trjburıals

beteiligt r,rarerı. AırıBerdeİn wi-rd das KoordiJıationskomrütee an alle organisationerr ı]].ıd

Initiativen ei_rıen Brief schrei-ben, indem wir uı StEnde nİtten,...aeor.
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ABREG]Mİ{G DEs I}.TIffiNATIoD{ALEN TRrBUİ,IAr,s @Gn{ DAs REGI],1E IN DER fijRKEI

AUSGABE\ı FüR DAs TRIBUNAL UND DlE KULTUF§./ffiANSTALTUNG:

'l4 Flugtickets fij]: Giste aus der Tiirkei 8.550,- Dıl

Aı-ı die }fusiİgrı:ppen /
}brgenland 2.000

A_li Asker 1 .500

I]yas Sa}rıarı 2.000

tlırabbet 8. 500

Sir^,arı 1 .700

E\rat 2.000

l,tiete fiir dj_e Riiıııe der Ku]_tı.ırveranstn]_tu-rg 5 . 000

Techniİ fiir Kulturveranstalt].ng 3 .200

ltiete für l^JolkerJcurg "rr Jurüal " 6.450

S j-rnırltarıiiber se tzr.]ngSanlage

übersetzerhonorar

kosten fiir pre s sekonferenz

Druck Von FlugbletĞrn ıjrıd Plakaten

Hotel urıd Essenkosten fir Jur}4ltitglieder

Übernachtrıng in Jugendherberge

Fahrtkosten f ijr Jrir}Tlritglieder

I_ei]n\ and fiiİ Kultr.rfveranstaltung

des koordjnationskdrrrlites

(ej_rıschJ_ie8lich l4iete fijr Bırs+Verlr.r-ste etc. )

4 .800

4 ,520

.r300

1 0. 000

5.490

2.500

,7 
60

1 .44o

i-rısg. 7 . 650

INSGESAMI - 78.86c, -DM

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



EINNAHMN

Vorverkauf der Ejntİittskarten fiir Ku]-trrrveranstaltı.rıg

Devr jrrci Isci

TBKP

MLPD

Rizgari

KKDK

Verkauf an der Ejıı]-aBkasse

E j.:rırnhnen \,/om Essen+TtiIken

slEnde Von Herne

]NSğSAMI = 59 .660 , -DM

Abzug der Ausgaben von deıı Ei_rırıahnen: 19.2OO,- DM Schu]-den

Aufteilı:ng der Schulderr unter organisatiorıen:

20.000,-DM

19^260

80

370

4 .600

6.]50

7. ,1 
00

1 .500

Deıri-ırci Isci

1tsKP

l{OK

Rizgari

MLPD

5.200,-D[4

3.500,- D},ı

3.500,-Dtu

3.500,- DM

3. 500,- Dr,,l

(will Erıde Janı:ar zatılerı)

(wif1 bis D:ıde Febrııar zahfen)

(will bis l4itte Mai zahlerı)

(noch nj.chts verejıübart)

-ENDE-
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a
zahlschein
Einzahler-ouittunotı l,r 5ğ slırl -

Eıı . :.' ,-,

V€rw€fıdung:saweck (M o, Efp'aigd)

A,Jflİaq,Eet €İlEİEahloİ (so@@ Ao.n.ltı

( Emp'angsbs$atigüJng

stadtsparkasse Duısburg

Ernple.ıg€. tq.tğ 
^-dıİl)

DM

Kbalo_Nr- d6s Empra.E§.s 

- 
t€i (Kradjtinslilü)

3

k 'c a

(Boı ,naschi.ıeller Buchıj.E isl l0r die ouitturıg d€r Maschinend.Uck maogeb€rıd)

sIr'0IsPA
5F

ann6hrre*9t?€)
Es8
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a
zahlschein
Einzahler-Quittung -

E

-
JO>O,/,lc

8ankı€itzahl

9

]

3

5iA§İ,.,

iEmptangsb€slatigunq der an

stadtsparkasse Duısbuİg
"*t'jAi. .,o9

E :ry:*"'4. ,f,
s ,/" /.

I f{z 9uıJ48u5$g , ,/
/- .grg.ızxx((', J ) ıUU+

{ o
ver!\ErrdJngszweck (M iİ €,p'arıgğJ

//i,/ ,..//u,.s -35oc
Aurt.aggebel./Einzahlff lg€dc An§chİil0

/./, l

lad maschinell€r Buchülng lst lül d'lo aıiııung d€r Maschjrıendfuck rıaBceb€d}

iı

Ka89e
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a
zahlschein

''n"nFE$!".U# ı,ı"z İ)löAJJy/ 9uU48ü5Ut,-
hrl

İ, . t öu,uıİr
*ü l{lğJ-

a

*

3

/ i.r

t
t

(Emp|anEsbe§tatigıJng def annohme.fen Kaşsel

Stadtsparkasse Duisburg l'

Z
?

}

-5 J_

l
oM

')

,,' i 

" ,.

-Nr. des Empfangers _ b€i (Kreditinstiful)

:ı / r ı' .!,,,l ,ı
,}il'],ı,}i4 "'

Aullİğ!ebel/E]^zahl& (aeE!e Ans.hllİtl

v€rwordung§zwsck (^!. lnr €nıprğng€.|

lı

(Bei maschinoller Buchurıg isl lür die aıittung d€r Maschünendruck ma8gebe,rd)
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12 Eylül rejimine karş 1

i,'l gS!A3ABAŞ ]_M A$ŞlUE_vg !A!n\l Şlığ GEgES i

MALI F.APOR

Gider
Yof masraflarr (r4 uç al< blleti)
Sanatçrlara verilen ücret
(Yarrnistan : 2.10O, A.Asker : 1.500,
I. Salman : 2. OOO, I.luhabbet Grubu : B,5OO,
,'i van : 1. /OO. F..'oka : 2.0OO'
Gece salonrrnun kirasr
Gecenin rşık ve ses sisiemi
l/olkenburg sa]_on kiras r
S imul Lan çeviri si stemi
2 çevirmenin ücre', i
Basrn toplantrsı
.Iüri üyelerinin oie1 vs. masrafı
.| ugenChe rb e rge
Basfn-yay]n masraffarı
Yo1 masraflarr (tren, aksi )

Ton}einwand
Ç eşltli rnasraflar (otobiis, zayiaat vs. )

D. İşçi

B.55o,-_ DM

T oplam

a7.7oa,--
6 .000, --
3.2oo,--
5.5oo,__
4 .8o0, --
4.52o,--

3n] --
5.4B9 ,--
2.5oa,--

f0. ooo, --
?tra

L.44a,-_
]_. 140, --
6. oo0 

" --
.7.7 aooü l.U,)Jl--

?
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2

Gelir

Gece biletlerinin saiışı_ndan (parantez içlnde aldığı ve taahhüt
ettiği biJ_et sayrsr)

D. İşçi (1.115)
TBKP (1.200)
MIPD (50c )

|,IzgarT \ 1oo )

KKDK ( r00 )

Kaprda satış dan
Yiyecek_içecek sat rş rnd an
Bağrş (Herne giriş ini_nden )

Iiesap No. 'ya gelen bağ:_ş

Hannover,24.I .89

Toplam

20.00o,-- D!1

19 .260 , --
80, --

400, --
4. 600, --
6.760,--
7. 105 , --
1. 5oo, _-

-_ 40o.-:
60.105, --

l,{ot

18.000 DM civarrnda o1an açrk örgütler arasrnda şu şekj_lde
paylaşrldı :

.D. ]şçi 4.000,-- DM

TBKP 
'.5oo,--Rlzgari 1 .5oo,, --

KKDK 3.5oo,--
I,iLID 3.5oo,-_
Aç:.ğın 1 Şubat 19B9 iarlhine kadar kapat:_lnasr gerekiyor.

/,"* Ü,* (
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22.4.19a8

DeE e rli ankadaŞlan,

Fedeı,aİ AImanyada 9-11 EylÜl tanihlerinde yapllmasl kanan-
laştlrılan Ve bizim de desteklediEimiz ,TüRKiYEDEKl REJlME
KARŞ| ULUSLARARASl MAHKEME' için 9enekli belgeleı-in hazln-
lanmaslnda üStumuze duşen 9ör-evler Var. Bu belgelerin hazlı--
lanmasl içan kuı^ulmuŞ oIan komisyonlarln listesi aşağ|dadlı^.
Komisyonlaİ, ayrl ayn| çallşacaklan, sonuçta butün ı-aporlan
nejimin işledi9i suçlanI anlatan (kanltlan ve Şahıtlene
dayanaı,ak) bir, iddianame biçiminde bir-|eştiı-ilecektit^. Bu
çallşmalarln Mayls sonuna kadar bitmesi planlanmlştl. Ancak
Haziran Sonuna da sankabiliı^.

"Devnimcl |şçi"nin girişimi iıe başlayan bu eylem
bizden başka Rlzgari, ATlF, KKDK katllmaktadlnlan.
komisyon haniç, bütun komisyonlana katlllyol-uz.

binligine
Biz 7.

71.Komisyon,

? a.Komisyon:

.2 3.Komisyon:

V 4.Komisyon:

y's.Komis y on:

lnsan hakIaı^| |hlaIleı-i Ve cleVlet baskllanI
siyasi f aaliyet ozgliı,lugu ı o-cr D.i,,?
Duşünce Ve inanç özgünlugü , r,lı. "t lL.rLü a-
öı'gütlenme Ve basln özguı,luğu *^c|e. o,a;ar-

x0i ıYuı a-,
sıyasi muhalefeti yok etme uy9ulamalar't

İıt ı1 lL*ı,

x ğ,lıırılğu
\th*ı Aı«ı- l , - ^-lü;

y' 6.Komisyon: DeVlet baskllar ln ln
1902 anayasasI
1? Eylül hukut<u Ve
Re jım in kunumla şma sl

2

kanŞl UVgUladlE| ,l
l 

''.' 
t!.-r'A- _ fi,lıı l iaıl,ır;

x h, 5H!. L-r4 fi , ı.|fu,,,4ı,i r
ellenl i (.*Jı.Li

YT,Aıf,",l
R.C:ıffı,ı-

lşkenceleı,
ldamlaı,
Toplu daValaı-
cezaevleniyurt dlşındaki mu lt eciIe ı-
Vatandaşllktan at ıla n lar.
konsolo sluk ğas k llaı, ı

Küı-distan
Tür,k Devletinin
baskllaı,

kurt ulusuna

yasal

mantığl

özel olaı,ak, kadlnlana uygulanan baSkılaı-lY ı) - | JıF / j^ y1 2. ,.,L hr. (....-- 1-1- Y
sendakal hak 've öz9ürliJkle r-

DlsK Ve diğer sendi}<alana kaı-şl açılan davalan
Bılım oz9üı- luğü )\ Yİ,_ü aY
JİX:,J,";?'"Xn"o",l"Ji"' ıh, ai7ı-

tem

7.Komisyon: Tünkiyeye yapllan askeİ-i
bunlanın neJim için önemi

Ali

Ve polisiye ya ı, dımlanJır R t| fı},.*o
ü /{ 4.ı,..ı ^ıı,l/e fR.,',<:

söylemezoElu
a".ı- ı

] /3/,"-\r
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12 Eylü1 rejinine karş ı
IILUSIARAR:\ S] MAHKEME

Rapor ve r:ı eğerlendirme

Yaklaşrk bir yrllık bir hazırlık şüresinin sonunda 10 AraJ.ık/
]_1 Aralık l9BB giinlerinde FACınin Köln kentinde '12 Eylü1 re_iimine
karşı uiuslararas1 mahkenel toplandı. TBKP olarak ta başrndan
itibaren biz bu girişini *geçniş d.eneylerden kaynaklanan bazr. kuŞ-
kuları_ Ca taşryarak- doğru ve yerinde olarak değerlendirerek Ces-
tekledik, hazırlık çal:-şmalarrnda ve koordinasyon komitesinde yer
aldrk.

Ben ancak son aftr aylık dönemde çalrşnalara katrldığrnCan ancak
bu dönenle ilgili d eğerlencirneleri yapabilecek c'ur,ıımclayrm. Dlizenli
olarak şu örgiitler iemsilcileriyle Koordinasyon komitesind.e yer
aldrlar : D. İşçi, Rızgari, KKDK, MIPD, Bochum, Iferne ve Hannover
yabancılarla dayanışına girişinleri, Asyl e.V. Eildeshein ve TBKP.

Çağrıya çeşitli ülkelerden çok sayıda kişi ve örgüt inza atmrş,
böylelikle girişim üLuslararas1 amac:-na ulaşmış, ancak Heinz Oskar
Vetter, Ernesto Kardena1, Jürgen Roth ve Server Tanilli gibi tanı_n*
nış isinlerin davet i ygeyaz r ldlğl halde iiiri iiyesi veya uzman olarak
mahkeneye katılamanalarr eksiklik o1nuş tur.

Türkiyelden ilgi ve tepki çok yönJ.ü o]muş, AldAPllı resni ağrzlar
nab]<eneyi "tarafsız Ceğildir'' Ciyerek karalanaya çalışmış, SHP
içinde be]irli çevreler mahkeme ve geceyl desteklerken, yöne';in 5
mi]_letvekilin katrlrmrnr engellemiş';ir. İF]D mahkemeyi destekleniş,
diğer sol örgütler de ya ilgisiz kalmrş, ya da eleştirniş, lpasifistt
niteleme j_le ğörüş' belirtmiştir.

katılan]-ar açrsrndan yeni o1an ve en azrndan bu rlüzeyde yaygrn ve
doğal olnayan yan, değişik görüşte politik örgüt temsilcilerinin
belirli konular üzer.ine oluşan 7 konisyonda.ı politik belgeler üze-
rinde anlaşabi]meleri ve bunfarı -kollektif bir çalışııa sonunda-
i ddianame-gerekç e şeklinde mahkemeye sunabilıneleridir. Bu belge}er
kapsamrnda yaprlan tespitler ve yükseltilen istenlerde hem katrlan
örgüt lerin kendilerini bu.n-abilneleri sözkonusudur hem de bı-ınların
daha geniş bir denokratik yelpazenin onayınr alabilecek nitelikte
o1duğu görülmekt edir.

Bu açrdan, sergilenen tavlr ve ortaya çrkan ürün, so1 güçler
aras:-nda politik kültürün ge}işmekte oldğuna dair önenli bir işa-
rettir.

2
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2

1OO kişiJ_ik mahkene salonu ancak yarr yarlya dolabilniştir.
Bu arada Türklyeliler ç oğı.ınlukta o1up katrlanların ?/3' sini teşkil
etmiştir. Türkiye basrnı dışrnda diğer basın mensuplar:_nın katrlrnı
çok sınrrlı kal_mıştır. Organiza§yon gene1 hatlarıyla iyi o1makla
birlikte, ses cihazında görülen atıza il.k günde nahkemenin havasını
o lrınsuz yönde etkileniştir.

Kendinizin eksiklj-kleri : Bir yrl gibi kısa bir süre içi_nde,
tespit edebildiğin kadarryla peşpeşe 4 değişik yoldaş partimizi
temsi} etmiştir. BuıJ.ar aras]_nda görüş ve deney alrşverişi sonırlı
olmu§tur. İ]k naşta getirilen perspektif (örgütseJ- çı_karları_n den-
gesi) ayaklara yere basar o1namış, çünkü diğer örgütlerin o1asr
ç:_karları üzerine kurulu bir pespektif pratikle uyuşnamıştır.
Şöyle ki genel o1arak tek tek örgütler yapalan işin öneninin bi-
1incinde ve öznef sorumluluk anlayrşr içinde kendi örgütse1 istem-
lerini ön pfana çrkarnamı_ş, bu davranrş da mahkenenin hedefine
ulaşmasında ve başar:-srnda birincil bir nedeni oluşturnuştur.
Kurulan 7 konisyondan 6lsrna katıJ.mayı üstlerıniş olmakla birlikte,
arıcak 3 'ünde yer alabilmişizdj.r. Hazırlrk diineninin ve uıahkeme or-
ganizasyonunun ana yükünü D. İşçi yüklerıniştir. Bunrınla birlikte
ilişkide olduğı.ımuz kişi ve kuru}uşlardan yok denecek kadar azını-
gerek koordinasyon komiteşıne gerekse mahkeneye getirebilnıemiz ek-
siklik hanemize yazıl-acak bir saptamadrr. Daha önenlisi hiç bir
parti yöneticisi mahkemeyi izlemeye gelmeniştir.

12 Aralık 1988 Bonn-Tulpenfeld lde yaprlan basrn topJ_antısına
Türk bas:-nr geniş bir yelpazede katılmış, rliğer basın nensuplarınrn
kat ı] ım r ç ok s ınırl:. kalnış t :-r .

Dayanışma Gecesi benim sorumluluk alanıoda olnıadığrnc]an bir
d eğerlendirnesini yapnıyacağım. Ancak bu gece bance mahkemenin
tersine çok o1umsuz bir tab1o sergileniştir.

Sonuç olarak : İfk kez gerçekleşen bu eylem türü tam anlam:,yla
hedefj-ne ulaşamanakla birlikte bir başarr olarak nitelenmelidir.
Eylemin haftas:-na yapılan değerlendirme toplant:-s]-nda koordinasyon
komitesinde yer alan örgüt t emsi ]_ci leTini n hemen hemen hepsi bir
yıJ.J-ık çalışmanın oJ-umlu bir biJ.ançosunu çıkarmış, karşılrklr gü-
venin artt:.ğ:,n:- belirtmişlerdir. Ozellikle bizim D- işçi hareketi
ile ilişkilerinizde düzelne ve yeni perspektifler sözkonusurjur.
I1eriye döniik olarak D.İşçi ite hemfikir o1duğıınuz önenli bir sap-
tama da, bundan böyle daha geniş bir y elpaze içinde eylen birliği
çalışmalarrnr yürütmektir.

3
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1

Adrmlar'ın 2. sayasanda Kııtlu yoldaşan belirttiği €iibi, "işte
şiııdi (bu) ikinci etabrn içindeyiz. ,i!eye karşı, birlikten Ine içinl
ya da 'l,Iasrl bir deıııokrasi için' birliğe geçiliyor.'/

Kanrmca da sözkonusu eylem bu etaba uygl]ı gerçekleşrniş, nitel o1a_

rak ileri bir adım o}ıuştur,
Bugiin hi ç bir po}it.ik güç , t oplı:mıın politik, ekonornik, sosya1 ve

kültüre1 sorun]arınr ana\iz edip çözüm yollarrnr gösterrnekle birfikte
t iim bu alanfarr kucaklayacak bir çalrşma yürütemeroektedir. kaldl ki
tek bir alana, örneğin politik alanl ele alsak bile, somut durum yine
bu gerçeği gösteriyor, -lir örgüt kendisinin saptadığı önem derecesine
göre lgenel af' sorıınunu politik çalrşmalarrnrn merkez-ine koyuyor,
bir diğeri ,l4f ve 142 l nin kalclrrrfmasl için politik faaliyetlerini
yoğunlaştırlyor, bir diğeri ise 'ı{ürt halkrna uygulanan devlet te-
rörü'ne karşı ınücaıleleyi politik gündeminin başrna koyuyor. Sorurr bu-
rada, şimdiye dek yapıldrğr gibi önem derecesine göre birini diğeri-
nin önüne koyup karşrlrklr suçlamalarda buluımak veya
demokrasi ve insan haklarr mücadelesinin içiçe geçen bu sorurrlarrnr
karşr karşrya getirrıek değildir. Bıından bövle yürütülecek ça}ışmalar-
da, bir başka örgütiin başlattığr bir inisyati fi nite1 oTarak yeni bir
anlavrşla ve nicel olarak da daha yoğıın bir şekilde desteklemek ve
giderek ü]kede deınokrasi ve insan haklarr için mücadelenin daha yay-
gln ve derinlemesine yüriitüleb i lme si için iş}erli bir koordinasyonu
s ağlamak z orurrlııkdur .

L

liannover, 2g.T.Bg +br^ Ubı^(
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t

Anıksl 4

N]emano dart ın s\tavelel ooer L6lbsi96nlchali g€-
halıen wsrdoni sklavslei und sklavgnhandgl sınc| ın
allen iht€o Folm9n v€rboisn.

fuiikel5
Niemand darf d9l Follel ode. graugamgr, un_

menscnlicne. oder elnaedigendor Bohandlung od6r
slralğ unt€rworr€n w€.den.

Artikel 6

Jedğlmann hat da§ Fedıi, Übe.6ll als loc,illsrahig
enerkannl lu worden.

Altikel7
Aıle l\,lenschen sind vor dğm G6s6ız 9l6ich und ha-

ben ohno Diskiminierung Angprucİ aul 9laidlan
s"nrÜ arr*, da§ 6e5ol2, A116 iıabsn Anspru.İı auf
oĞ cnon sc"uı, qeqen lod6 Dis(ımlni9runq, wsldl€
i,e vor,iaoonoe ililaluirq vellgEon wurd6. und ge-

sun ieo" 
^rr."irrng 

,u 
"lnel 

dolartlqon Dl§kllmi,ie
- A.tikel8

Jedsrmann hal Anspruch agl ginen wilksamen
nJi"uetıell beı dĞn zustendioen innelstaallicnen
ceiicnıen q.qen ıanoıun9€o, d16 sglna ihm nach d€l
veı.ss,J.ğ 6oe, nach ilgm Gssğu zust€h6nd6n
Grund€dt9 v3neE9n.

A.tiksl 9

Nigmand darl wi]lkürlidı l6si9o6omm€n, in Haft 90-
hal!on od€l des La.d6s v6lwig5€ıJ6ldsn,

Anikeı10
leoermann hat,n voller G'eichb9r6chtisung An-

..i,J aara,ı, dan übel §eino Ansoltjch€ und Ve,
iiliJi,noe" ,no ,ueı ıeae qegen ,h, erhobene 3ilal,
İ.^ı]İ"r,6 e"ı.ıuq" duıch o; lnabFangıqes und un-
i,ii,ii,i"J"j o",i*, la Dill,g€, w€iss Uno otlenrllch

A.likel 11

ıl) J6der weq6n el.er silaloaier HandlıJ.q Anqe-
kljoi6 haİ A^sDiuch da'au', als Unscruldlg zu 9elien,
b,§"sp,ne schuld ln eınom ollenılichen Verlanro., n

aem er aııe ıılı seine Ve eidigung notwendigon Ga-
on,e" qenaıı hal. 9ema0 dsm Gesetz nachgowie_

l?, N,rmand dart weoen e,nel Hanolung odel uf,-
n,*<,no,eruııeııı weioe.. dle.ur ze,t ihrer Beqe-
;";;,-","-.,**. ode. nacn,nıernationalem
ni,i, ""nı sııııoaı dal. Ebenso dalt kene schwe-
,.,. str,ıe .ııs o,e .o zeIpun<İ oeİ Begenun9 del
silalbalen qano.u.s an9edıohte sıraie velhenqt wer,

Anlkeü12

Niemand dali \!ülkü.lichen Ein9liflsn in sein Pnvai,
eoen. se,ne Flm,le sel.e wonnU.q Und 5,|nen
Sch1,1ıteİ.enr ooer lecnüsw,dİlge, Bee,,lra,hli9Jn-
o."n senel Ehle Uno selnes Rules auso,sotzt wğr
i.. j".",.a-" h3t A.sD.uch aLt,ecnüllchen sdlurz
gegen so,cne E,,qİ,lle odel Be6,.ırachhgu'gen,

Arlikel 13

lll Jedelmann hal das Rechı. s.c.,nnelna|b Blı€s
sri"ıes,.", z,, og"eqen uno 3o|ngn wohns,12 lrel zu

{2l Jeoorna.n naı das Eechl, ,edss La.d €in-
scnle0l,cn se,nes e,q6n€n 'u 

v€.lassen un.t in s6ın
La.d zurücizukehren.

Art|k6l14

i1l Jedarmann ha! das R€chl, ln andoİon Lğnd6n
voi'ieıolgung esyı zu sudlen Und zu oonl€o9n,

{2ı Di€s6s Bgchl kann im Fall €lnol Vaflolgung
w.;;n 6crılor nl.htDo1,1ischs, V9loloch9n od€. wgg6n
Ha;olunqen, dig g'gan dis 21615 und GrundsaEo dsl
Ve.6int6i Nalionan volsıo86n. nidtt ln AnsDruch 99,

Artikall5

{]) Jedormann hat Ansgructı auf 6lns staalsang€-
höligkoil,

l2] Nieman6em darf s6ino slaal§anq9höri9k€,l wiıl
\u'll;cİt entzogen noğ, ihm das Recİt vglgagt wğrdon,
soln6 slaaisanqghonEk6n zu w€Cfı§€h.

A.tlt(gl16

l1) Mann6. Und Fraugn im hsİai§{ğhlgon Alt6İ ha-
h.; .hno B€scftlğn^ıJno aul Glund dor Bass€. dsl
siaaıs.nqet onqteiı oaei dgl R6llgion das R6cht. gi-
.. rııe einzuoe-nen und ein€ Famlli6 zu gründsn, sl6
ıioen oıo,dlğ F€düt6 b6i d9r Ehe§dtlioBung, wdh-
l6nd doi Ehs und bai Auılösung d6r Ehg.

ı2] Eine Ehg darl nıJr im 
'rgion 

und votlgn Einvs,
sıjniınıs oer kunflig9n Ehog5itsn 96s.hloss6n weF

Artik8l 17

{i1 Jaos.mann hal dac Rgctıi. allein od6l ın Ge,
melnsctıall mıt and9l9n Eiqantum zu habon.

(2) Niamand darl willkildld] s€ana§ Eiggntums bo_

Ani*8ll8
Jedomann hal das Roöt au' Godanksn-, G€wis-

sens" Und Rglioionslrsih€it; diesa3 Becht umfa8t dio
Fleiheil, soin6-B6liqion od€İ seine weltanschauu.g
zu wgdİseln, sowio dia Frcihet, ssino Roljgion ode,
selne weıtanschauuno alleln ooB. ln Gemolnschatt
m,ı ,ndPlen dtonılicil od6r Daval durch Unıarrlcnü.
Ausübung, Gollg§dienst und Bsa.hiung rsligids€r
Braucho zu bekunden.

Ariikgl19
Jede,man. hal dss Bechl au' F,Blhe,l de. M€inunq

Und der Ve|nunqsduRsrUng: oioses Bechl uİla8t djg
U^behınde,ts M;ln!nqskein€,l !nd di€ E16lheli. ohno
Aüğsicht aul sıaaisql€nzen ln'ormatlonsn und Ge,
danlenqul dUrğı Mili€l j€del Ari sich zu bsschat'on,
zu emofaİqon und woiterıu96ben.

Artikel20
l11 -eoermann haı das qe.rüt aul Ve-§ammlunqs-

und ve,elnlounqslrelhelt zu tr €dllcnen zweckon,
(2) Niemand darf gezwungen w€ldsn, ein6l V6F

eini9!ng anzu9shölen.

Arrikol 21

{1) Jedelnann haı das Rectıl, an del G6slallung
oer ol'e4llcn€n Anqeleqenhe,l€n selnes L8ndeq un_

mltieIbar oder durü lloi g6wöhlta vort.€lar l6ilzU,

ü2) Jeoelmdnn haİ unlsr qlol.h6n B6din9uagsn
oai necnt 

"rı 
zuqanq zU ollonllic.6n Amlen in s€i,

13) Der wlllg oes Vol(as biıdgl di€ G.undlaqg lül
d.; Auüo.1lal oer oll6nl'icl"en G€wall: dias€l wllls
muo dul.h wiederk€hrend9, 6d|le, allgomeing und
olelche watlsn İUm Ausdrucl\ kommon. dls Tit 96-
;elmel slimmaboJbg oder mll gln6m 9lolchsonlq€n

'rslen 
wahlv6rlahr9n §t6lünden.

. Artik9l22
Jadelmann hat als Mllgllod de. Ges6ll§r*ıalt Rğchü

6ü1goziale sictıolheil und hal Ansoructl dalAüJf. durch
lnn€lstaailiöa Ma8nahmen und int6ftatlo.al6 zu-
sammeflarben unier Berüc|rs|chtigung dor o.gan:sa-
tlon Und der Hil'smiltol j€dss staatas in don G€nıJB
ğ6İ lür s€ing wü.d6 und di6 11616 Enıwicklun9 seingr
Pgİsönlicfıkgit un6ntbshrlich€n wirls€hafliiüon, so-
zial€n und kultur6ll6n R6ctll6 zu gglan96n.

Artik6| 23
(1) Jodelmann hat das Ractıl aul A.be]t, auı lrca8

8orulswahl. aui angemessen€ und belllsdiggnds A.
boitsbedlngungen sowis auİ süuE gsgen Alb€its-
losigk6it.

(2) 4116 Menschen haD9n ohn6 iede Disti|mlni€-
rung das Rschl aul9loichan Lohn lü. sl6lcne Alğeiı.

(3) Jadsrmann, der aöeitel, hal das R6cht aıJl q9-
rachlg und gü.5ri96 EnllohnUng, dl€ lhm und soin6r
Fsmiıig €ıno dor mgnscnlichon wüds snl§p.sch€ndo
Eıjstonz sidrgn und dio, wonn nöiig. durdı andar€
sozialo süutzmaDnahmon zu ğlgenzon isi.

{4) Jedalnann hal das Becht, .un schuı26 seln€r
lni6.essğn Gğworkschalıen zu bılden und solü9n
b.iuulrolen, Arlik.l 24

Jodormann hal Becİı! aul Arbeilspa!sen und Froi
zoil einschlieB|ich einer angem€s§onen Bsgre.z0ng
d6r Arbğilszgit sowi6 aut lo9olmaBigsn bezahlt6n UF
laub-

(1) Jedglmann hal das Aechl auf e,nen'ül dis Ge-
sunohelt und das woFi6rq9hen von 5lch !Jnd selner
Famili6 angemessenen Lebensslanda.d, einschlie6-
ll.h aıJsre]c*ıendel Ernahlung. Bekleidung. wohnU,]9,
eĞtlictıor Verso.g!n9 und notwerİdiger soziale. Lei

leho. das Becnt a!' sichell,eil im
Fall;von Aloells,oslq,(e,r, <lan<neiı. .!alidll.iı. Ve.
wilwung, Alter oder Von andeİweitiqem VerIlst sei
ner t-hıerhall5mitlel durch unverschuldete umslande.

(2) Mütlel und Kinder habgn A.spluch au' beson-
dgl9 Hiil6 und lJnlersıiilzuno. A]le Kinde., eheli.rıe
und auBe,ehelictıe, 9enleOen den gleıchen sü]2iaion
schuız.

(1) Jedelma.n hat da§ Bo.ht au' Bildung Def Un-
torichl muo zum h]ndesien in del ElemenlaF und
Grundsl!le unentqelllich sein. Der Elemenlaİunıeı
richl isi oblıgatorisch. Fach- und Berulsschulunler
.icht nüssen allgemein verlügbarsein, und del Hoch-
sd]uJuntelri.}ıl mu8 nach [,1aR9abe hrer F6hıgkeiten
alıen in gleicher Weise olleoslehen,

(2) oio Biidunq mu0 a!f die Volle Enl'altung der
men§chlidıen PersOnıiükat und aıJİ die Sıarkung de,
AdltUng vor den Mensche..echten und Gr!ndi.sihei-
ten gericitel sein. sie muR Verstiindnis, Tolelanz Und
Fl6undschan 2w,scnen allBn Volkern und ail6n İassl.
sctüen oder leligiösen G.UPpen 

'ö.deln 
und die Ta-

iigkeit der Verelnlen Naiionen zul A!flechtelhallung
dos Fried9ns !nie.strtzen.

(3) Dio Eıtem haben ejn vorangjqes Recht, die
Aİi de. sildung zu wğhıen, die ih.€n Kindsrn zuı€jI

A.tikel 27
(1) Jedehaın hai das Bechl. am kullurellen Le_

ben dor Gsmeinscrıa't llej leilzunehmen. sich an den
Kü.st9n zu erllsuen und am wissenschalllichsn Fo(-
sctılitl und das§en E.ungenschalten leil.uhaöen.

12) Jede.mann hal das Becnl au' schuüz der gets
stigon und matoriolıen lnig.€ssen, dao sictı lür ihn
als lJrhsbsr von worken d€r wissenschait, Lil€rattrr
od€İ K!nst 6r9eğsn.

Anikgl-
Jed€rmann hat Recht aU' eino sozl

nationale ordnung, in d€l dj6 ln di.
aUsgssp,ochenen B6chte ıJnd F.sih€iıe
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lidlt weld€n könn€n.
Adık€l 29

(1) Jedelmann hat Pflldüton geEon
meinscha'ı, n der allein die lleig lJnd
lung §9ineİ Pa.§önlichkeit möglich isı.

(2) J€dğmann ist b€i der Ausübung
und Fleiheülen nul den Beschl.nkun

'en, 
die das Geselz aussdılioBlicl] zu d

sjeht. die Anefkonnung !nd Acht!n9 d
Frgiheilen andeler uu sichern ıJnd den
loldsrungen del Molal, der ö'fenıüich6l
des allgomeinen wohles in eine. demo
solJschaft.u 9eni]gen.

{3) Di€se Rechlg und Flgiheden düı
F6ll im wid6.sprud1 zu den zielen unl
d€l V6rcint6n Nation€n ağs9eübt werdl

Aıiikel30
Ni.hts in dieser Erklafung darf da

weİde^, daB e§ 
'ül 

einen staal, 9in€
ein6 Pelson das Rechl beglÜndet, ein€
zuübsn oder ei.e Handlung zu bsgghı
Abschallung del i. dieser E.klarung
n6n Rechte und Frciheiten hinzieıt.

3. Konvont|on übgr dle verh
und Bestrafung dei völke.m

Yom 9. Dezembea 19lE'
Nactİ EMögung de. Eİklarung, dio ,

.alve.sammIung der Verolnlen Naiion.
soluıion 96 (l) voh ]1. Dezembe. 19

]-oio " 
uo",."ırrno ,!s aGBl. 195!ı l

en9 üschel und kanzds,3chğl İoıı. Fü. d]o
oellschland n Klalı eeıleıe. a6 22, 2- ]9f
]955 BGBI. 1955 l 210) Voibehalı€ a.do.
ıen v9], EGe 19r1 ll 73.1 li. U. BGal ]95
0beısücnı lber das n(laııllelen del konve
slaalen lm ,,FundsIol1e.nacnwe,s B" s. ]99
de vom 31. 12, 1972), oie DoB sl dei kcn
1973 be]9ğlr.len. Dulch Alıük6l 2 de§ Ges€
9usl ]954 Uber den Be,ı.ll de. Bındes,€
]and zu de. Ko.venlion sl n da, sı,ai(
§ 220 

'ogende 
Voİschnlt e]ngelügl w]lüle.

. §22aa
tl) wal in del Absi.hl
odel drrü ihl voüksüua be'ıIfunla lrlppo
od.l lel]||elso .u zerS!aren. vorsoızl .h
1. Mnglüedel del G.upae lalel
2.Mrl9hedeln dü el!opa 5chwele i.lpe]

liiche süaden, ünsDeso.de,e da| ,ı § 2

3 die Gluppe ,nlel LebensbElll 1u, :!:n ,r
sünd. delen koraelliche zelslal,ü J q.n,

1. MaB4ah Bn velhançl,.lie GebUllen nna|

5.Kindel del Güuppe üh eüna ancüo a

nd egen valkelfroüdes n,ı 
'eöo.J'rrgeJ

(2) Sı.ll rn .]e. Fallen des Absalzcs 1 N
nildolndo lnslance |olnanden so ll dio
nüchü Unıer lunl Jahlen-'
Vo. de. übr]qen An ke|i des cese jes vo
hie, noü An. ]wr6delqeqeben. de.|.l!endl
.,§ J des Deulscne. AushelelUn95.,js1,1z.
Ausliglollnq weaen 8]nel na.n An kcı ı
sl.albarc. l,landlunq kelne An\|encl.g "

oie vorslehend .nienen A.l]kel sünJ 9loic
nkraftlloıon dor Konvenıo. lu. dio B!d63.

]and (22.2. ı955) in X.3lı qollet6n

]
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wUlde. daD Völkelmord oın Velb.ecn€n geme0 in|er
nalionalem Bğchl ist, das dğm Geıst und d€n zislon
oei veıeinıen ıatıonen zuwidonau|ı und von ds, zivi-
lisisrtefl w€ll ve.!rteilt wird,

,. An.lkennuno oer Talsache. daR der Völk8lmold
del Menscnhe,l ,; all€n z€lü€n de, Geschichlo q106€

Ve.l!sıe zugelügt hal, und

ln del üb6r:euqJn9. oa0 :Ur Bef,etung d6l
Menschnelı von el.€-l 3;lcn veİ3bsch€Uırngswuldıgon
celBe] lnıernaıionaıg zusammonalb6ll gr'ordeılict
isl,

sind die vealagsdllisBenden Parlgi9n hlermll wi6
lol9t übel€ingekommsn:

Anikell
Dlo VenraoschlisBonden Parrslen bostaligso, daB

Vol[elmold,;b im Fıod6n ooe. im K sg b€gangsn.

",n 
voor"-- qemaB inlolnanonalsm Rochl isi, zu

ou""." v",ırırĞ und B€sllat,lrg sig s|€h €'Pllidı-

Anik6lll
ln dıese, konveoüion ogdouteı völkermo.d €ino der

lolğenoen İlandlunqe4 die ln dsr ADsichl bsgangen
wıı'o. eıne nationaıi, sühnische, rassisü€ odğr r€li-
qlöse Gruppo als solcho ganz od6r l€llwoisg zU zar,

a) Tötu.g von Milgiiodeln dsl Gruppe:

b) Verulsachunq von sdtwalem kölpellich€m odel
seollsch€m scnadon an Mitgliedsrn dsr Gluppoi

c1 vorsaElicrı€ Aulsrlsgung von Lgbsnsbgdingun96n' 
lür d!6 cru9pe. di9 q€6,9neİ sınd, ihrs kdlpgllich6
z6rslorung ganz oder lollweIs6 h€lbeizulnnren:

dı Vernanouno von MaOnahmen, dle aUı dis Gebur-
ıenveıtı,'noe-runs inn€rha!b der clupp€ g6lichl€l

o) s6wallsams Überlührung von Kindeln dsl Glu9p6
in €lno andol€ Gruppe,

Arlikellll

Dio totgonden Handlung6n sind İu bestİa|on:

b) Ve6chwörung zur Begeh!ng von Volkelmord,
c) unmnlelbare Und öfentlicİ6 Anreız!ng zıJl Beqs-

hun9 von Völi6rmord,
d) Velsuch, Völkehord zu be9eh6n,
e} Teilnahme am Völkarmold.

Adikel lV
pelsoneo. die Völkernold oder eine der sonsligen

,n e,ı -i'ıi .,riqel,nnen Ha.dlungen begenen, §,nd

2U besl İe.. o'eıcnvlel ob 5.e reg,elende Psrso,en,
.,ııenııctıe e:;-ıe ooer pnval€ Einzeloslsonen sind.

AliikelV
D,e V.,i.acscn.eF-ıde- oa e|en verp'hcnler slch,

,. İııore,nsı.-u.q fIl hİen Jewejllqen Veliassun_
cen d]e ooİwendlqen qeselz9ebe.ischen lı,laOnahmen
.iu ı,oıe,ıen ,n olp Anwenoung oer Besülmmunqen

slcielzUsı.llen Lno lnsbeso4doro
*,,^\lme sıüJİen lül 9elso4en voİzıJseFsn, dı€ s,ch
.cs Vo l,e1-oloes ooPl ejne. del so.stigon ln Anlk€|
lli a!igeİüih.lon Hand]ıJng€n schuldig machen,

Artikolvi
personen. denen völketmord oder eins dar sonsli

gen in AaikeI lil aulgslüh.len Handlungen zur Last

,/,
)

d€leoı wlrd. werdon vor sin zuslandlgos Golichl d6s
(ıA,i6s in desssn Gebiot dlo Handıung beganqon
İİ-,İ'J"' iJİ. oouİ ,o. oaı ioıernalonaı9 sıralgaılcht
İ'.-İİ"'İİİ. İ:-jil İı, ol" V"";"qsdıılsoondon Parlglon, dl6
iJi,iJ'ceiıc,i"u".ı"ı *";iannl haD6n, zü,3lrindl9 Isl,

AriikglVll
völksrmold und dig sonsligen in Anik6l tll aulg€-

ıılii"" i.nJır"o.n aollon lJl AUs1,6l9lungs2w6clo
nicht aıs politische slraltalen.

oie VsrtlaqsCİİll9n6nosn Pa.ielen vgİp{lichlen slch,
l" a.,a,ıioe,i Fatlgn oig Ausli€l6rung qemi!8 ihl€n
qelüend9n-G6setz6n und V6rlragsn z0 bew,lli9en,

Arlikelvlll
Ein6 VoltraaschlieBando Panoi kann dio rustöndi,

..n oldano d;l V9rclnl€^ Nalion6n damll b6las9sn,
i".arl -ou, cı,u.l" o", V5lsinlen Nallo^sn dlo MaB-
ii"me" z, erq-lıe", dig sia lür di6 V€ftüiılng und
i."".ırno rin Volkeımordhandlung€n odsr €inor
o", io""ı,q6. in Arillgl Ill aulg€lnhd€n Hand|ung66

'nr 
o66lonst erachığn.

Adikellx
stleit|alle zwiscnen dsn VartraEscİıll60end€n Par-

ı.,." - 
n,nsıcıı tı,crı dsl Auslegunq. Anw9nd!n9 odor

o,jioırtıruno dı6sel Konv6nülon einschheolid! d9F
ig;loen, olj s,clı aui di€ V€.antwo,1l,cnkglt 6ines
hl.,"ı*'ı,, voııermo,o odsl ahg dol sonsılqsn in

nii*.ı ııiiuıoelutİ.ten ıandlungen b€zienen, w€idsn
aui entrao alier aer an o6m stlsiütalt b6ı€lhql€n Pa,
ı",.n oaniınıe-rllonaıen G€licnıshot ıjniorb19,16l.

Artikgl X

Diese (onveniion. dslen chhesıscher, €ngıisdıel,
ı,"...şsc,t 

"r, 
russıscnaİ und spanIsc'ıs, Tsxı gl6n

"nu,.",iu 
.roq"ou.a lsl. tlligi d6s oatlm d,s 9,

A.tikelxl
Di6se Konventlon stshl big zum 31, oezombel l949

,eom ıı,4ltqıleo der v6l€!ni9n Naliongn und iedom
'ıı*i-ııito]ieosıaat, an oen dis G€ngralvslsamml1lng
|liJ'aitıi,,a.,""s zur unt6a6,chnung ggrlchloı hat,

zu, Unlezeichnung o|fen.

Di6se Konvenilon b€oarl o€l Batlli.ıierungi d16 na,
ı.ıiıajıonşı,l^unaen sıno oel dom Gsne,alsek,6ıel d€l
Ve.einten Nalio.€n zu hinı6llggen.

Nacn dem 1. Janua. 1950 kan, iğdgs Milglled dsl
',,"_.,"n İaı,on.n.no ıeder Nicht-Milqllsdsıaal, d6r
.ne eurıoroerunq qamao Absaı: 1 elnali6n hal, dsr
Konvention beil,elen.

Di6 Beilliltsu.kundsn §ind bei dem 6on9,al5ekro-
la. dor Vefeinton Natlonen zu hin16'€qon,

Aİlikel Xll
Ejne venlaoschlleOende pa.lgi kann iedo2elı dulch

",-"",i"i.',""J". 
o"**ıs6xlslaİ dor Vsr6inlon Na,

İ,jİj.İ- İ"-l"*-o,"g oı€s€r Konv6nııon au' 6ll6
aaai eınes oer Geuıeıg elstrockon, lür der€n auswaı
iii',i"g;,,"r""hnı"" dl6sa V€ıılagsch,igBsnd6 PaF
1.1veranıwollliü lsl,

A,likelxlll
A^ dem Taa, an dgm dl€ elsle^ zwa4ılq Raüil'ı,a,

,l^"l_ "a", e,;,ı,,,l.*|.rndsn hl,ıgileqt slnd, elsıelIt
ij"i c..*.,*^*u, ," Proıokoıı und üb€m,ıtoıı io,
ii- ı,ı..ı-a d6r V€r€,nısn',Jatonğn uno isd6m dei
.i ,ı,i 

^"i 
rı in Belladıi q6zo9en6n Nichı_Mlügllod-

staalen eine Absc*rri't dessolbsn-
Diese Konv€nıio4 Vlıt am ngunzigs!€n TEga nactı

".i-i", ı.,.ti o"i ıı,"ıs,Igqunq dsl ,wa^zigsı€n Ra-

lilitation;- od6r Bgitlitlsurkunda in Krall,

Elng Ratj'jkatlon ode. ein Boitrİi, der nacİ dem
l.Et6r6n zoilDunkl orfolql, wırd ah nsJnzig§ü6n Tag6
nacn del Hiiil€llggunq 66r Rat|ıikaılons- odsr Bei-
irlttsıJİkı]nde wİksam.

A4ik6l XlV
Di6s6 Korıvglrtion bleibt İür dis Daler von zehn

Jahren vom z€it9unkl ihle§ lnkra'tl.Blen§ an in Kralt.
Danach bloibi sig 

'ür 
dıe Dauer von i€weiıs w6il6,

r6n tüni Jahlen İür diejsnagen Verilagsülieoenden
Parteien ın Klart, diğ si€ nicht mindöst€ns s€chs Mo-
nats vor Ablaul de! lau'€nden Flisl gekündi9t haben.

Dl6 Kündlqung 6110]gı dulc*ı schlill]iüo Mitieil!n9
an den Gonölalsekrsla. d6r Vereinlen Natjonon.

A.tik6lxv
w9nn ats Erqebnis von Kundigu.gen die zahl d6,

Parte,en d€r volIleoenden Konv€nlion aul wenige.
.l3 sschzğhn §inkt. ai$ dia Konv€ntion miı d€h z6iG
punkt au09l Klaii, ln dom dlo loEt6 dieser Kundigun-
g€n İechlswlrksam wi.d.

Artik6lXVl
Ein Anirao auf R€vlsion diesel Ko.venilon kan4

ledsrie,l vo; 6inel venlaqscİılie8ende. Pan€l durcrl
irin9 sGllinliche Miılollunq dn d.n Gene.alsoklstar

Dio Genoralv€lsammlung enlscheidet übgr die
sch.ilt€, dio ge96benen'alls aul €inen solcİı€n Anlrag
hi6 !u ıJnlern6nm€n sind.

Arlikel XVlI

D€r Genelal§ok.etar del Vereinten Na(ionen maci]l
all6n Miloli€deln der vereinıen Naıionen und den h
Adlkel xi l. Bel,acnt qezogenen Nıchl-MllqlieoslJa-
ıon über dle loloend€1 A.gelege,heltan MlllellJnq:

a) Unıelzglchnunge., Bafl,dıüone. und Beilnne. die
aemaB Alı \9l Xl elngegan9an sindi

b) MitleilUngen, die gsİndB A.ıakeI Xll eingegangen

c) d€n ze,tpunül, zu den oiess (onvenlion oema0
A.llkeI Xlll ln Krali 1İiltI

d) Kindigungen, die gemiiB Adikoi XlV slngegangen

e) AURelkmfıl.elen der Konvenlion gemj0 A ikel XVi

f) Mitlsilungen, dig gemğo Artikel xvl eingegangen

Adik€l xVıll
oas o1.oinaı oe, vollieqe.den (onve,t.on 4,rd lı

den Alcnlv;n der Verelnıen Na1,onen hjnlelIegı,

Eine beolauoiole Abschllil der Konvenllo, wlrd |e,
dem M ol:ed de-l Velelnten Naılo.en Jno ,eoen del
in Arlııüei {ı :n Betlachl gezogenen \ichı-Mlı9lled-

A.tikglxlx
DiFs6 (onvonilon tlro dm rage lhres lnqlailülele's

von d6m Gonelalsolleıal oer v6İeinlen Nalionen re-
gisiİi6d,

4.0beleinkommen
von ilew York vom 31. Miirz 1953

üb6İ dl. polıllrdlen Redıtg deİ Frau')

olE vEBTRAGsPARTElEN _
lN DEM wUNSCH, dgfl in der chalia der Vereinton

Nalionsn niedsrq€l6gten GrundsaE del Gleichb€-
rodnguno von Mann ırnd F.au zu vorwtrklichen,
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lN DER ERKENNTNIS, daB jedermann das Recht
hal, slch Unm,tlelbar oder nlllelbJr dulğı 

'.ei 
ge-

wi^lle V6nleıel an de,Geslallunq o.s Öllenlllc,e1
Lebons seines Landes zıl boioiligen und gIeicİ€n Zu-
lrill zum ö''enllichen Dienst in demselben zu erhal,
len und io dem wu6sch, ,m Einkla.q n|t der challa
a.i v",e,nıen Nalongn Und .t9. Unlv€rsellen Erkla_
.uno der Monsdıenrecol6 die Bechüssıellu.g von
Ma;n Und Frau oetm GenuR und bcl dol Ausübung
politjschel Rech16 gleichzugestallen.

tN DEM ENTscHLUss, zu dlgsen] zweck ein 0ber-
einkommen abzuschlieR€n -

slND HlERlvllT wie !olgt !EERElNGEKoMMEN:

A!1ikell

Fraü€n sind beı all6n wahlon unter den gleidlen
Bgdlngungso wl€ Mann6r ohno ilgendelno luruck-
ssEun9 snmmberechıigl.

Aaikelll
Flauen sind zu aıl€n öffontlicn gewahllen kölper-

§.hafi€n, dio au' G.und d€g inliindiscİen R9,his Ee,
s.halfen wıJrden, unıer den gleichen Bedingungen
;i€ Manner ohne ilgendein€ zrlücksetzung wahlba,,

Anikelıll
F.auen s.nd belecİııi9İ, öilenllicİıa Amİer zU beklel,

den uno alüe dİf6nl.,ch;n Funkıloncn auszuüben. dle
aul Grund des nland,scnen Re.hüc qescnatfen wur-

den, und zwar unler den 9leidlen BedingüJngen wıs
Mannel ohns ilgendeine zurückselzung.

ArlikellV
(]] Dieses Ubeleinkommen,iegl lUl iedes lüilqlied

de; Veleinıen Nal|oren so*ie'J,,ede, andeler
st3at. an den die Generalversammlü]ng eine diesbe-
z.9]]che Einlad!n9 ge.ichlet hal, zur lJnleİzeichnlnq

l2ı Deses UDele,nnon ne. beoalt oel Rallilİie-
,Uno: d,e Baıll u(lo.sJl<ıl.de- \!e,oen be,m Gene-
lals;iretar del Veleünten Nalüonen h,nt€rlegı.

A.tikelV
{1l D'eses çbğ,e..<onm-n,eqt ll,. alle,n Alll\el

lV A6saız Lı) oeze,cnnerer sliatcn j_n Bel1,1ıt aul.

ü2ı oe. Beırllı ello,qt dulch J,,e equ.9 einel
Beıı,trlJı^LnJe be,m cenern,s.l, :l"l oel Veleinlen

,Us BuBj 19 ) " ,o]0 Doll ,uL'1

Vl !aI Bcel l9/o ll 16. Das UDo,oı,
ı.--.-", ı ı-, do au^d.slopuol,< o,Jı§_nrnd Jn 2 2

1s7l in X..l1 oeı.elen Boi de. H nle.le9unq der de!lschğn
Be triılsu,kund; be]m Genelals6klela. ae. Vele]nlen |]aljo,
.en la Novembel 197o) sl lo]gendo Erklalung abgegeDcn

Dc aunde'rcpubüük oeulschland lDıı \roa abeIe]nka6üncn
frl der Maboabe bal, daB 

^lüikeı 
nl ..s ubeıclnkdnnloxs

aul Di.nsl]e-üsanoen 
'ıetl(,alle 

ke,ü,

üoe,ü.-.g -be,,617,.q de, El"lJ'"nq acal lq72 ll l?,
a",l ı_cr oer eno s"ne -,\l]. F.e -l, ( rl LDel d,e oJ,
!." d". l"ı,,lüllc;n, oes ıJ c,e,n,or- +,r lul o e i,d6le'

.o, nj ıu.o-ıc '",".".""" B § 2l, 0,oDDR,sıd,T
ı;.,".^";."" m VJ,2 ü971bo.clle1^|. oe!|,(re Ljber
iu,z,nq ,on e,.ı.".qen .no6,oı von,Jn tsıaaıen vqı BGBI
1969 il 1933 unüj ]972 ll 17
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A.tikslVı
nı oieses Übereinkommen trlil am n6ı]nzlgs|sn

ra'o6 nac*ı tıınıeıegung d€l sechsıEn Baılilka oni_
od;l Bannl§uIkundg ln Klall.

12] Fur igdon staal, dsr dlsses 0b6r6lnkommgn

"; ;;,;,ü;;;.; de; sacrıston Fatillkalion6, oda'
B;ltlitısıJ.kund; l;ılıizierl od€r ihm b€llritl, iritt oi am

i..'.,i."i"" in" na6r H,ntsl!69ung dal Raliflks,
İİİİ]] lij"i e.,nirc,,*"d§ duıa di€s€n sı6,ı ın

Kra't.
AdiİalVll

Macht ein slaat b€i deİ Unüorzsichnung. d6r Ratlll-
.,Ji,"i'"o", o". Beikl|i 6lnen vorbohall zu otn€m
'ı",İİ,İoL*. ,lO",il*".m€ns, 30 t6ııt d€r Gonoral
."ii.ı,ii ai. woııauı d6s Vo.behans allon slaaıon
mll oie Venraqspa.tolgn dieses Ube,o|nkomm6ns
i,.ii J", *.,aei.!,teoı eln slaal go99, dl6s9n Vo,,
i"i"ıı-ğln"o..t..o ıunn €. blnngn nounzig Tag6n,
Jİİİ"ıİo,İıi oer oenannıen Miıioıtung an 96,3d1,
iii'ı.a"i'i, 2uiıp,iı,ı, in dem sr voıı,ag.panoı ds!
İ,İ|")İİ"].#',"-^i",oi, d6m G6nsraıs6kraıd, noıill-İİ"" "jİİj İİ oi,. v";o"haıı nıchı annımmı, h di€-
i"i- i',ı l.itı aas ı]be,elnkohmen İwisch9n dls39m
ğ-uiı ,rno o". sıuuı, a., oen Vo,b6hal! gğma,İrl hai,

AniİelVlll
11ı Jeder slaaı kann dlos€s Üb6roinkommon durch

-,İ" Jİııın*ıe. an Oen Oenoıaıs9ı.6ıör dgr V€r6in-
ı,i'i-ı:.'i.*n ooncntgı€ Noıllizls.Un0 knndıgsn, D,6

k,"aig,l"g 
",,;ı 

e,n ı,tr nach Eing,ng dol Nolln,ie
,una bolm Gsnğlals5kıelar wlrİsam,

(2l oiesos uberelnkommen lnll in dom zollpunkl
,,hİl, kİİlı, ." dem dıs Künd|gung, weü.Jıg düs zahl
İeİ ve,İ,aq,pan",6n aul *sn;goı als ssdıs v6r,ln-

Artik€l lx

Jede sırellqkelt zwlscisn :s€l od6r mah, Vsr,

'_.J-İ"^ rİer oı€ Auslequnq oder Anwendung
ii"i-"i ı.:on""ı"..-r. 

"l€ 
nlchi dulch valhandlun-

ii"- J",-o"ı.o' dlld. isi aul Anllag elnel slrollparlel
İ.. ınĞinillo-ı"n Gsnchlsnol,ul Enı9dıeidung
,İİ].İİ"". ."ı*" o. prıi6ien nıdıt eıne anda,s A,ı
dol Beiiegung vg19ifl baı€n.

Arlikel X

D6İ GonelJlseı.elal der Ve.ointan Nallonon notiil-
,",i aıen v,ıqı,"oe,n oel Ver€lnl6n \aılon€n und
Jen in All,\el'lV Absaüz (1) bezolchnel9n Nichlmll,

a) die qemaD Aİllkel lV ei.gegangensn uni6,s,İırii,
1en und Ratilikalionsurkundğn.

b) die gema0 Arllk€I V gingegangengn 86iirittsur

cj den zeüloLn.l, in dem oi€res Uğ€r€inkomm€n 99,' nJo A.l;kel Vl ln K/a't ı.ıı,
d) die aemao Artlk€l Vll elngeganqgnen Milleilung€n

und Notilızio.ungen,

e) .]üe qeoii0 ArllkeI Vlll Ab§alz (1) .ing6gan96n6n
Noliızıerungen von Kdndi9uog9.,

t) dis AuOel(.alıt.eien gemao Adlkel vlll Absalz (2),

AllikelxI
ül' D,eses ubelel.kommen, d9sssn chlnğlsch6İ,

..Ll]sc.neı l,a.z"s,sctıeı, ıussıscıısr und 3oanischo'
W"]İİ,,İ q",O*."0- *ıoınoi.h |3ı. w d im Ar,hlv
do, Ve!elnıen Naılon9n hlnl€.le9i.

a n."led. ob.,3otru.o .!i BGBI, 1§69 ıl 962, ood audl
,].ii,-.ij, i"o ]u-o,;oı.l Tğıl $wlo (s, g73l d,Ul"n,
iiil'jii,]ij"i ,.. iiii*"o". ..d.ı., v6nı6g!3t6,ı", 06,

!I;l;trn"ı;ıl,i:,i,ş"i,ö"""-,jııH:,i j.";;l,i-i,ıi
aiai ioss iir2ı!, o;n.oama|! E,ılarunq,n be, v,röts
i;il ,,,lii,ji n nno*.ı".). EiD oh.,.ıcnı obe, 

"l, 
o*

iii'i"-. n.i.ni-ıeni oıı ooaı.,nkomm ı ,0. d|. ,nd,,s,

!,*;;*,;,ş*l j";j.:s,;l"!q"JiT*:,;,ii"li,3Jiii
t.. 0ıcıınıon.m .m ı, ı. 10İi l, x,.n ğ,r'ım
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ı2l Dsı G€ngralsot.€lğr dor Vor9lnl6n Nallon6n
üb;;mlttolt alt6n Mligllodsrn dar voro|nion Na 6non
..a a.. in nn,ioı lğ Ablalz (1) b€z6idın9l6n Nlchl-
mltgli6dst6stğn olno bö9lsublg!€ Abldrnft

zu UBKUNo oEssEN hab9n dl6 l,on ihrsn Rsglo-

-i.-." ııiizu qeİ,oıo oerugl€n LJnl6aeldlnolgn dIe,
.İİ"rjİ",İ'İi,İ",i-"" i"ıa6arsb6n. dag In N€w Vdık
l"; #İİffii;i,,;-ilz neunietınııunoanoıeıuno- |
,unf.lo zul Unior26ich.un9 aulgolgs!,ord6n |§:;!

5. lnternrllon.lgt 0boİelnkomm.n
zrla ğaaolıleırng |.daa Form ton Ra..'n,

dl.k.lmlna.tung vom 7. Mğ,z 
'96€')

dnd obslall ln d€r w6lt la.ch İu bes€lligsn sowl6
verğıanonıs uno Adİiung al ltockon lÜl dl6 wÜ,d6
dol monsdllichon P6.soni

lN DER 0BERZEUGUNG. da6 isd6 L€hlo von gineı

",i nagsenunıersüıeao E6ort]^dsl€n 0bsrlo96nh9il
;i6Egnsdlafilldl ralsch. moialis.İı v9.warllidt 5owi6
3ozt6l unq6.6dİt und 9sl6hnbn Isl und daB sano Bas-
;ndl3k.iiıinigrung. gi6iüva€l ob ln Thoon€ odgr ln

Plaıis, nllg6nds gels.hl'9djgl lsli
lN EaNEuTER BEKRAFT|GuNG d6l Tatsacho. dao

.ln€ oiskrlİn|ni9.ung zw,3ch6n Mgnld6n 6uı G.und
ih.6r Ras€o, ihrer HaUıla.b6 odgr ihres Volkslı]hs

'..Un.tsdıalılidıen 
und klğdli.h6o aez,ohung€. zwts

;e. .t6n Völksln ım wBas 9l6hl ıJ.o da8 slo 9€619,
;6ı lst, d€n Frigosn Und dlo s|dl€lhs,l Unlo. don vol,
t.ln .owi6 das harmonlsü6 zıJsammsnlobğn dgl
M6nsdl6n sogar inneAalb oin€s sl.atsszu slörsni

lN DER 0BEBZEUGuNo, da8 das BosGh9n von
Ra39on6dılankon mit d6n ld€alon lodor mansdtll
ösn G6sğıl§chalt ıJnv€.€inbar 1.1;

BEuNRuHlGT dulch dl6 ln oinlgon G.bl6te, d€l
wAll,dme. no.ı\ bes!9h6ndo Ra$6ndlsknminie.ung
u.d durch dio 6ıl, rassiscr]9 oboneglnhgit odel aı]'
Eass6nha8 ggqrUnd6lğ Apanh9i(t3,, se9rsgatio,g,
odol sonsllEa nassenııennungsPoı,ııı e1.19sl Bo9ls_
rungsn:

ENTscHLossEN, alls €dordenidtan MaBnahm6n
4;rasügn BsseIiiqunE aıler Fomsn und Anzoictİsn
von Ra3s6ndi§kriminierunq zU ire'lgn sowig la§sen-
kemDloiscİls ooklıinon und plaklakon zu vorhinde,n
Jno ?u uerampıen, um oas ge9ons6lıı96 ve,slandnls

-ısaıen agn 
'Rassen zu lö.dorn und olns ,nlgmaüio-

;.ı6 Gemeinsoafl zu scnalton, d,€ lle, lsl vo' iedel
Form d€r Basssni.ennıJng und Bassendlsı,mınle-
runoj

ElNGEDEN( des 1958 von ds. lnığrnaıionalen A&
bğnso,oanlsalion übelel,kommens
übel DĞknmlnigrunq;n Bescha'!19ung und BsrUl u,d
oos 1960 von der oıqarısaııon der V€le,nle, Na,io,
n€n 1ü. Elziehulİq, wi§senscha't rnd KuIıul an9enom-
m€nen 0b6ıel.kommgns gogen Dlsklünlnlerunq iİrı

lN DEM wUNscH, dio in der Elklerung de, Verein,
ten Nationon iibel dis aesğitigunE i€dgr Fo.m von
Rss6ndlsknminIefı]no nlgd9rEslsqt€n GlUnd5il26
zıJ verw,,ili.nen und 

-d16 nogllanst raschs A,nanm€
Dİaktlschgr M6B.6goln ln dlsa3m sınn€ slcn6rİusısl

slNo wE FoLGT ÜBERElNGEKoMMEN:

(3) o|6s6s 0b6l6i^kommon ls: 1idıl so auszulo-
o.n els berühro 6s d,€ R€chBV l.scnrinon d6l Vor
ilaqssıaaıen ub6r slaalsang€ho. 9 \6it. sıaaısbülqe.
sc*ı;lt od€l Einbnrg€lu.9, §o'6,n diesg Voİscnnll6n
nictlt Angghdllgo 6inos b9sıimmlcn sta6ı* diskami-

(4) sondolmaonahmon. di€ ğilüzig zU dom zweck
96tloilgn *6ldon, 6in€ an9sm, sson6 Enlwld(I!n9
b€slimhısr nas36nglUppon. VollrgrUop6n oder 9sr
sons. zu 9owihrl6isl9n, dio sdıu!z b6nölig9n. sowoil
9in solche. €rro.dğnich lsl. damil si€ die Msn§chen-
r6dlio und Grundlr€ih6it6n gleich.cl€üllgl gonjsBen
und ausübsn konn€n, gsllen n( : dls Rassendiskrn
minioruno, solarn d,es. M.Bdah.: en nichl o!9 Belb6-
hallunE Eli.ennısr Fechl. lu. ve,schi€dsng Rassen-
Eauppon ür Folgg hab9n lnd go'arn 3je nicİıl lorigg,
|üha w6rden, nadıdem die ziğlg, um dorentwill€n sjo
ğolrollon wu,den. 9,roidlt sind,

Arıikol2
(1) Dio Venr6g§slaals'ı v6runeilen dlo Ragsandis-

kllmln|€runE ond varpllichl6n glcn, mll all6n geeıgne,
lon Mllloh unv9zuqİch elng Ponllk d6r 86§€,llgun9
d6, Rassandlsknmınl6rung ln leder Folm und der
FdrdsrtJnq dea Versıand.lss63 unl6r allon Rgssen ,u
V€dolgen: zu diesem zw6c*
a) v6rpillchlst sicrl looo. V6nrag3slaat, H6ndlung9n

odsr Plakl|kon de, Bassondisknmln,orung 9s9on,
İber Personon, Parsonongrül9pen odor Einlidl-
tunqon zU unlollasssn und d3|u. zu sorgen, daB
allo staalllch€n und önliğ,en B€n6rdan und ölront-
licngn €anljcillunq€n ln Einklang mit dioss, V8r-
plljchlung nandsln,

bl vsrDlliğllet slcn iod€İ Vedragssıaal, ğine Rassen-
dlsi.mlnlğluna duİri P€6onon oo9l olgan,satio,
nen wğder zu lördsrn nodl 2ıJ s.öülıon noch zu

cl t-ft Iedg. Vertlrqsslaaı wilisahB MaO.ahmen.
un drs volqshen ss|neİ sıaat|ichen und drıllchen
Bsiıördon z! übe.p.ü!en und alle Gosotze ıJnd
sonğtioen Vorschliltgn r! andorn, au'zuh€be.t
od6. öl ,lchıla zu o.k,3l6n. oio elne Rass€ndis-
knm|.|eruno _'oocr 9olcns beİelts
b€sıehl hl; Fonselıunq - b..rilkgn.

o) ve,bi€lel u.d be€rdl9I jodel Verlla9ssıaaı igd9
ğıJlcn Pelsonsn, Gluppe" (, ,er o19anlsalio,e.
6u5o€uoto R]5sendisknn,nie,,.q mli al'en 9e6ig-
neto; M,tıel1 e,lschl,e]'icn de, duİ61 ois umsliin-
de orlordeılichen Rsohlsvorschr ll9n.

e) v6lplllcFlğı s.cn Iedor Veltrags laal, wo mmer es
,rnoeblacnı s', aIl6 en€ Ras§nnlnleq.iaru.q rn,
sı.;oenoen v,€llass.sclen orq]4lslilonen und Ee-
wequngen zu unterslÜlzen, sonsiige Miılel zur Be-
se,igung oe, Rass€nsclrlJnüen zu İoloel. und
a,on en|q69e.zLw|.l\en, was zur Fasse.llen,]ung

{2) oi€ V€.ülagsslaaıe. 'lelle^ wenn d,e Ums,rn,
de es ,ccnıle4,qen. 3ui soz,altsn wlltsci!alı cnen
kullurelIon und 5onsli9em Gebi€t besondere Und
ko.ı.ele ıüa0nahmgn, um die a.gemessen€ Enıwlck-
Iuno Lnd alnen hlnle,cnonoen sc.ul! besılnlf'e,
nasienoıuooen ode. hnen ang nolender EinzelDe.
soncn siıcneıı,sleııen, d!m.l qe 1.n. o,slel w|,o. dni]
sle ln vollem Umla.g und 9leıch|je.echligı in den Ge-
nuo do. M6ischenrcchıe und Gıundkelhgllen aelan-
ocn Dlese MJBni.nen dUrlen ln.c,neo Fal'dle 8ei_
6onıİİuno unqıe,cneı oog. gello..ıe. Recnta'ur Vo.
sch,eden; RassenqlupPon zu. Fo,ığ naben. .acndom
dio ziele, !m de.€nıvnl€n §ie gclrolien wu.den. er_

olE VER1RAGSSTAATEN olESEs oBEnaNKoM_
MENS -

EINGEDENK do, TaGadlo. da8 dlo ch.^e d6r voı,
ri^l.n Nr onan !u' dom GrunoagE d6r angoDoran,n
üii-Ji ,inJ ci"i"ı,n"iı aılo. M6ns.,ı.n ğ€,uht und da8
iiüİ,ıiii.Jjı..ı"" ooıoğt hab9., g€moinaam und
eln26ın ;lı d.r orqanlsallo^ zusamm9nıuwrkon, um

iin-"i'iji zı"ıe Oei Ver"ınton Naton€n zu 6"sldıon,
il"-iiii d."ı""i. aı" a|lqom€|no Achtı/ng und B9-
İ§tİİİ'İ"i ü"""it .-e"tio uno Gıundlrgıhaııan iOr

İİıj'İİ,1"-unıurco,"o d€r Rg9!e. dos G€scnlgdltğ,
İİİ §o,.oİ ooe, o.ı n"ıElon zu tördorn und ıu 

"-3tiOoni
ElNGEDENK ds. h dol Allgom€inon Erkldrung del

M;!;sn16üt9 6nihan€n€n l6lslllch6n Fo3t§tollung.
iig .ı]" u"n"orn l..l und an wü,do Und R€dlten
ii,J ".a".n slnd und dao lodg. onna ilgond-
i,non Ünısrcdıieo. lnsbasondora dor Ra$6, d6r
xil,ii ,oJ ooe. aiı naı,onaıon Ab3lammung. An-
l'J,,]İ t"ı i,i alıo h dor ggnannıon Eıkl6ıun9 aı]ı.
g;luhn€n R6cnıo und F.€lhoiloni

lN DER ERWAGUNG, daB aıla Monsğı€n vo, dom
c."." o","t, 

""a 
,no 

",n 
R6cnt au' 9lsıch€n sc']Ulz

J* c"""uı.r" q"q"n j6oo Dl§knmlnıg,ung und jgdğs

Auk6izgn uıJr Dlsküimini3rUng habsn;

lN DEB ERWAGUNo. daB olo Vs,olni€n Nalıonsn
n"i-<",i",",l".," rna u,ıe damll v€lğund€n6n Plak,
ı,i.n oe. gassanlüenn,rng Und dol oisklımin,6lunq
iji.i,a.-,ii ı,"uin. oı6ıchvı€-ı lo wslcnor Fom und wo

;;;;;;;;;;;,';"" oao d,6 ErkıaııJnq vom_14, Dğ,
]i,-,.'o-.i'löoo-ii"",t,ı,o,ng 1514 {xv) dsı Gsn6ıaı-
;..aimmıır.ol übol di6 G€wahluog dsr unağnanglg-
ıi,i-"n i.,oii.ısuoi.,u und KolonIalvolkor dlo Nol-
İİ,İ"]İjı.ı 

-",""i 
i"""t * ıJnd badingunqsloson 86-

İllİl-g,',Ö d";ıig", P.aiıik6n boıant ıJnd ısı6ılicfı

""i }t, R:}*x""l ı,J;3,İE:,sg,$l";!,:!,jİ"lilffi ]

İİj'o-"-,İ.^,",İİ..,"sl ubsı dı6 Bessıiıgung isd€ı
İİ,.İ' "İİ ıi"""""o,"ı.;;nı6ıun9 - eınoı Eıklarung,
l,ij'- ,.-,:,,J-i"ii"n,qı, d60 6! noM€nd,q ist, led6
İo-,. rno ıeous Anigıcııen von Ras36ndıs(nmını9_

İ.ll l

Arllk6l1
(1) ln dlos€m Übereinkommen bezoichnet der Aus-

drucİ "Ra§sgndiskimlnie.un9" 
jeds au' d9. Rassg,

d€. HaUılarbe, del Abslammüng, dgm naıionalsn u.
sp.Ung odgl dem VolksıUm b€.uh8ndğ l]nlerschets
dunq. AusschlisOJng, B6scrılJnxung ode, B3volzu-
gung. die :um zi€l oder zur Fol96 hal, 6a0 dadurch
oln ql€,cho€rschh9le9 Angrı€nn.n, Ge^laBen ode,
AıJsübsn lon Menschonrech|€n und Glu^diro.hellğn
im poıilisdl€.. wi.lscna'ılıCn€n. soıalen, kUllu.ellon
od€r jodem son§tigen Beroıch des dılonllichgn 13-
b663 voroilolt od€r b€einırdcİillgl wird.

(2) Djgseg ob€l€inkommsn lind6ı kei,l€ Anw6n-
dunq aul Untarccİıeadung€n, AUsschlieoıJn9en. Be-
§cnrdnt(uno6n odor B€vorıuqunq€., dt€ 3,n Vodİags,
3taal rwsanon slEonon !n6 lr€mdon sıartsang€nüj-

)
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A

lEuıonölscİıe)') K o n ve n tı o n zum sdrut,o
'- a"İ ll"n"a,dnıeciılo und Gıundt]elhel16n

vom 4, Novemboı 1050-) ")

In FrwAouno der Univers€llen Erk|Arung d€r M6n-

:*;il"#i;"',,i"li"x"'"","A"i3.,3L}"AJ:;,iff ',:,9
kündet wurde;

in der Erwagung, daR dies6_ Erklğrung bezw€ckt,

al. 'rİ,r"""ll""r^ j'w|rksame Ansrk6nnung d6r dar-

ın 
"*ıarten 

Rechte zu 9ewehrlolstgn;

-Jlr:i;f#'r';,x'.,,on",l,i"1'""'':|"o,n%İ',lii#x'i,,öi

"İ*şn 
#ı:l"ı g; 

İ 
"l 

t^::,ltlllT', 
"",[ 

i,Jil:

Das woft .Eı,lropaiş.tıe" g6hört nld{ zur offizl€ll6n 0b9r-

satl ritt der konvant ion. es wi,d jedocİl lm deutsdıgn, und

in entsp recİıender Fassung au.rı Im ong lIscİt€n und fran-

zösisc*ı6 n sprachg9br8udl hğuİig, auch am llICİı, v€rw6nd€t.

") ooutsög Übersotzung sus BGB|- '1952 l| 680, dort sudı

d6l authentisctıo engliscııo und französ lscho Text. Elno

weItole, in oinğm Gesetzblatt veröllontli.hte dout9cİıe 0b€r-

setzung findet sidl im Bund€ sggs9tzbl8tt lür dle Ropubllk

tisto.reich 1958, N.. 2lo/19i audl lm Amtsblatt des saar-

landes (1952,641} wa, ein€ amtlicha d€utsCrıe 0boİ3otıun9

veröfrentlicıtt woldon. zu. Genauigkei t dor lgtztgonannton

beiden übersetzungen kann hier nl.iıt stollung gonomm€n

as die im BGB!. d6 r Bundesrepublik D€ utschıand

veröllenllicfı ıe und hıeı wıedergeg ebene üb€rsetzung an,

goht, so entha lt sle ein€ Anzahl von Ungenauig kBiten, von

denen im Rah meo dıeser sammlung nur wenlg s (an der

€ntspaecltenden atelt€) erwehnt werd on könnon. E9 sel |o-

dodı daraul hin gewi6son, da0 dle Europeisüo KommI39lon

'ür 
Menschenre.tıte in İhlen Entschaidun9 en, lnsbogonder9

zOA rtikel 26, wiedelholı ausgelührt hat, da 0 al|ein d6İ Eng,
l. U. a.

lischo und franzdsische Text maOgeb€nd slnd (vo

"collect ion ol Decisions of the Eu ropean commls

Ht,lman Rights' ' Voı. 
'7 

p. 78)
blik D€utschland am

Die Konve nıion ist für dio Bundesrepu
der Gollungsbeloich3. septem ber 1953 in Kraft ggtleton,

auf das Land B6r|Inder konventi on e!strockt sich auc+l

_ 12. 1953, BGBI.,!954 l Die Bundesr€pu-l 14)

glon oı

orbehalt ratiliziert
14, 

'lanzös. 
Toxt

Bek, vom '|5

lik hat die konvention mit 
'olgendem 

V
b
deutsche obersetzung BGB|. 1954 l|

,,coltected Teıts" s, 604):

*it;ş#üjJ,i;H*ş*;1{şffi 
,u:,",ı.:-ffi

_.Eine Tat kann nur bostlall wgrden, wenn die. strsf-

Üİlİİiı'İ]Jrİı"ı, besıimmt war, bevor dio Tat bogan-

gen wurde,"

l ll. Dokumente deı Europaıatı

wlc*lung
b6stoht;

dor Mensüenrgchto und Grundfr€Iho|ten

unter €rnoutsr B€kreftloung ihr6s ti€len G!aubens

".-}İİİl"-'c"İ.aırJih€ltgn. w€|ciıg die Grundlags dsr

ÖJr-rÜtİgİ"lt ,"O dg8 Fr|6d6ns ln d6r Welt blld6n,

;;-;;;;; Aufracfıtarhaltung wga€ntllctı auf 6|n6m

İİ-l'l rn"İİİ'a 
".o 

l.İ" tIgctı e n Dolltlsüen Roglm€ olner-

]"İİİ 
'İfu-İJİ- 

"l"sr 
9gmeinsam6n Aut|assung und

İ'"İİİ,İİ'-Oİİ üe nidı-onıectıte andğrer8elt3 boruht,

von dengn sls sid| horlelton;

Antsc+llossgn, al3 Roglarungon ouropelsdıol.staa-

"İ]'İ'İğ',İİİİ 
s'İ;ı"n"n Gllsto uesgslt sind und €in ge-

;;;"Ş;; ğ;b;"an gelstlgen_ Gütgrn, politlsctıon

Ö;;;|Ğİ;;;;;, Acfıtu-ng dör Fr€ihait und Vorherı-
:;;;;;;; G'."etzes bosluen, dlo erston Sclıritto auf

İ;'İv;;; ;;;Ji koıiektlven_Garantl6 g€yrısser in

İl'İ U'"iİ6*.ll"" Eiklöruno vo,künd6tor Recfıto zu un-

toİnehmsn;*;;;;İ;;;"" 
dlo untoızğldınoton Roglorung€n und

ııiiÖiiujJiaes euıoparat8 f o|9ond6s:

a#ff it]"jii;lJ,P]t$l]l}+iı:!['#'s$ii"Jş
lsland soıt 3, sept, 1953

ltall€n seil 23. Okt, '1955

Lux€mburo soit 3, s€pt, 1953

Malta , "6it 
23, Jan, ,1967

(mlt folg€ndon Voıb6h8lton:

.q,itİi?"İis[:Jjf,i:P!#;,njJJ"İİ""|ı}şk,J+Tİ*
et]!li',^İ33-il,"?"'o1lTl3ij'"TB;-;l;]", "in]iın", 

r"t-

96chen auf€rlogt.

",1'Iiif",';i'".Tin*J""i,ill:ll",:'J'iJ 
J'#"'I,ii:$iruİ

fi"lhi:,d'.["*,"H, 
j";jTl"l,"u,.,":",Ax,5:ii#.iö

ıu$ff;*ş*ş**,ı"s,g*
raumen.

ffi ij:*'-**İt.lİil*tşş:-t*,}ıt;,İ*ıiffi
:İ;;;;';-;;a Ü des ;altoslsdıBn Stralg€solzbudıs €rfor,

İİlİıİtİ ıİt. o"',, 
^""İ 

mon mit Artlk6l 237 il6 toıgt leı,tot:
";İ;- |;;; ;;"ı;;;; iandıung ıst n|cht vo,handon, wonn

;;: T-öİr;q";;;;k;öe* j,ıoüung du,dt Gosoız odoı von

İİ'j!, 
"JJ"İİ."'dıiıqi" 

tiahöıde angeordnet odor g€slatı_ol l3t

;;;; jr;;;;ieiri*ıııctıen ııoĞtand ın d€f ıocııımğ6lgon

ğ]İj"İĞİ"ıo-Ür,İg oder ln der r€,hımğglg€n Vo,toldIgung

İİn.İ İnO"run-P"i"on 6ızwungen wlrd,

zıo.'o", i"tsa"nıı"no Notstand der rodttmöOigen Vcılci,ji
gung umraRt lo|gond6 FğIle:

]İ İOİr"n odor Kö,porv6ıl6tzung, dl6 bol dor Abwohr d€s
"' öİe,"İ"lg"", odbr gewaltsaıiıen öllngn9 von Umf'le-

İ,]no"n."Uur",n odo-r Elng8ngslü16n von Hausern.oder
İ]İi,İ,İriı j',İ-nİij."" oder ion hlt denselben unmllleIDar

;;;r";İİİ;İb;;İ; Ü;,bındun9 stehonden Nobengoböud6n

zu. Nachtzeit begang6n İYlrd;

4a

Ful die übrigerı verlragsstaalen i§i dle konvention ln ktalti

Belg;en §eit 14, Junl 1955

Danemark (einschı. Gıönland) seit 3, sept, '!953

|.|and soit 3, sopt, 1953

lmit dem VorbehaIl. daR die R6gierun9 von lrland "doI
'İl]İ,j"İ oİ. Tnr.hs|at,e c deı konvsn|ion nicht so aus,

İ],jll",i,i '.'Ji "t "";piırct,ieı. 
einen um|assendeıen unenı-
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(- ,ı
oı TJtlrg oder KolDeDe,laııU.g, die bol d.l v6n6,d,ouno

o€qc. e no poİson b.q.no6. *rd, d,. o,eorıanl odar
A.Ub unl., GowJ.la.w6.dung b.!.hl od€l ,u b.o.h6n

c, Tol-ns od.r t(oloofoo,,ol:u.o, d,o duldl d€n l!t!'.n-
l,cn.n Noısıand d6, v..le,d,auns d.l .,qğ.ğ. u.bü
,uh.lheıı odo, .r.. unboruh.lhgit eine, endolon Pa,son

|0ouısr6 Jbo,solİunq Jur gGBl. 1967 lı 2o5t, don .Udl

Nıooe.la.dğ .oal3l.A!g. ı95ll
(lu. s,nnam u d. Ni.d6a.nd,9dı€n Ant,len (untğı Aus_
rchllJ dos All,to,6 Abs. J Blcrsl..l au| cfund dgr E.
kla.u.g der Niodeİland]5.n.n Rğqıe,ln§ vom 31. 12 

'955.!9ü. sGBl, 1966ll77.)

Noeolen ..n 3. sfoı, 1053

ğsıorgi.lı soİ a.s.pı. losa
(nil lolge.dom Vo.bohelı:

-oar Bundğ.prii6ide.ı €lkıan dj..o Konv.ntion u.la' da6
volbğhall tü.,.llllz,o.t, d.6

(ı) d]o B.9linmungon d.E Arlikols 5 do, Konvoniioo 6il
d6. MaBgab. .nqewondot werden. dAB dio ln d6. V6eal-
l!.0.v6rlahlo.39es.ıİen, B!nd69o3.ı.bl, N. 172lı950,
vo,9esenen6o Mlonğhmgn d6 Froihö,ıs..ızu9es !ole, do,
]n dar Gl.r.i.n,rdıoo Bladglwrla$ung vor9o36h6.en
na.lıprürend€^ Ko.irollo dor.rı don V.fu.lltngsq..a.hlaho'
odol doo v.r1.5iunqsq..id1l3ho' u.b6dhn bblbgni

(2) d]e 663ınmunqen d.. A.llkğls 6 d6r (onvanıo. mil
d.l MaBgabğ angowondoı ,..ren, da6 dl6 in 

^niİ6l 
ao d6a

Bundr-..ıAa.ona.€6sol.ğ3 i. de, Fassuno vo. 19a 
'ait-geıooığ. G.undscluğ üb.. di. ğir6nıidıkoı ın 9.n6İ].no.

vorlahre. i. kei..rw.isğ b.ğinl.Adr $ woldğn....'
E3 lolğı 9in Pğ..u3, d6. sl.h ou' d.s (1,) zusalzrroıokolı
b..iohl. oiosğ. P.§gu. i6l ]n d.r Ann.rkunc .U d.m (1.)

z!8a!:p,otoİoı wl.dğ.g.ğ.öon. o.0l!öor wonl&l ğ.t
Vorbonalts 6!.8cal. ı959ll ]o7).
scnwed.n !.n 3.s6pl. ]053
İülk.l .ell16. M6I 1054
v.r.lni9t6 (önioolrrr ..iı 3. §aot l05!
zrp6ı^ !.il 6. oİl. 1002

Di6 Ralifiıoluno do. Ko.Entlon d!r.lı Fr.ntroidı sl.hl
naho bovori audı in dor schw.l2 İ.r dlğ vo.bor6llu.c ln

Fül G.].dDnland slnd dii Ko.voalio. und d6. (1.) z!!6iz-
o'oıokoll 3E 13 Ju., 1970 auo.r K..n g6lĞı€n (6oıannc
ma.huno ,n B6al 

'97l 
,l 5l. o,. Proloıollo N. 2 blr 5

si.d rül Gliedıonl.nd üb.rhau9t nichi i. kr.rl9.1lol6n.
"') Fl6q6., di6 3lcn aus d€m V.rhaıinis d6l VN-M.nsd!n-
İochısp.klo uu do. E!ropili3.rığn Men3.n.nle.rılgkonv.n_
lioo Und ihr.m .6ı.. !.d vi..l.. 2ls.l2oİolokoll h1.6tnG
ıidl dor 9aranü€no. R6dı6 6rr6ben. !i.d von d6n €!ro-
paraG.sadlvo.slandl!onaGsdıuO rğı M6nsanenrecn§|,ac..
lnl6rslcnı wo.d6n. oa3 Mlnisterkomitaa d.! Eu.oparal. h.l
di6 V6,öi'annicİun9 des von s&cnvoBığ.dlo6.,usdlq0
e.slaıı.ı.n B6ncİül! gon€hdiql. o.. EuroD.,.tldoıUfranı

.Huna. Riohı!-Problom3 .nıl.g 
'.on 

lh. .@ılsla...
o' ıh. Un,l6d N6lIo.. cov.n.nü! an Hun6n ilqhı. .ndıh. Europ6an conv6nlio1 on HUmsn Fl9hlğDitlo,onc.s
a9 .ooalds lho Rlohls Guarğni.od-Ropon ol ü6 conmll-
lğ9 ol E p€ns o. Human Alghls lo lh. comm,he. o'

sı,a!bou.ğ, ı Aogu.l 197o-H o0) 7..
Ein. d60ls.rı. obğllotunğ do! Bon.hG bt .l! A.1.0. l
2!r D6nk3dllirl dor 6undğsrğşi6.un9 .un vonİrgrgoaoır
zu dem l.ığlnaıionalon Pakl ib6r bÜrq6r|I.h. u.d ,ol|tı.dlo
Rocnl. .bğ.dru.*i {B!.d$lao.dfuc*sğ.ho 7/660. s, 42_65).z! d.. Frag. d.i v.rhill.ıg3oi aigdıon Adlk.l 2,ı do.
60rop3i.d!on Konvonİo. und Anlkol 4i d6! Pal§ {ProöI.n
d6. sıaolenb6sch*.rd.n nadl boid.n v6rlrd9.n) vqı, di.
nesolullon (7o) 17 d.l Mlni.lo,koollo.s d6! Eu,oraral!

Anikeı 4
(1) Niemand dar' in sklav6roi odor L€iboigenscha't

(2) Niema.d dad qezwungen welde.. zwan$_
odsr plli*llarboll zu ve.rict]ıen,

(3) Als ,,zwangs_ od€. Pllichialbe(" ln sinne di6_
ses Altikels g'll nichtl
a) jedo Arb€il, dlo normalo €is6 von 6iner Person

verIangl wlrd. die Unler dan von Aniıel 5 dsr voF
li€genden Xonvğ.tion vo.qasehğn6n Bedinqungen
in Hall gehaltsn oda. b6ding! 

'r€igelas§en 
wo.-

b) jede Diensll9isiıJn9 militafischon chalakıels, od€l
im Falle der Vofuoigerı]ng aus Gewl§son§gründen
in Liind€rn, wo djess als be.ecJıliot anerl(annl ist.
6ino sonsıı9e ansleIle dor militirr]schen oi€.sl_
pl]ichi t.elend9 D]ensıleisiunoi

c) iede Dienslloislun9 im Falle von Noısıiinden und
Kaıaslrophen, die das Leben odğl das wohl del
Gemeinsdlalı bedlohon:

d) ]ede Albell odg. oiens(eisİung, dia .ı/ d€n no..
malen Bü19elpı]cİıüon E€hön,

Arlikel5
11} Jeder Mons.tt haı eln Rochl aut F.eiheil und

Siche.hsll, oi6 Frğlhei| dari elnem Monschen nu. ln
den loigenden Föl'9n !nd nu, aOİ dom Eo§eızlich vor
9escn.iebonon w€9s enEoggn wordon:
a, we.n e. lecnlma0lg nach V.lun6llunq duich g.n

ıusüandlq65 Ggnchl ün Ho'l oenallon *;.d.
b) wenn 6l l6chlma8iq 

'eslgsnommon 
wo.den ist

odor in H611 gehall€n wird wcqen Nlchıbetolq!n9
6ln€3 le.tlImaOlq6n G€riclti9bescnlusses odbı .u.

Ezwingung d6l Erlüllung siıe. dur.h das G€satr
vorgaschriob€non Vgrp'l jüıung:

c) w€nn er rcchimğOiq |sslqenommon wordğn ist
od6l ln Halt g6hall9n wird zum zwecks sğaner
vonührung vor dig zustilndıga Golichlsbehd.d6.
sol6m hinr€ichonder V6.dadi dalül b6§iehl, daB
d6r Balr6ir€ndo oins sı.a'bars HandlUng b6gan-
gon hal, od€r begründolor AnlaB zu der Annahm§
besı6hi, daB 69 nolwendig isl, dsn Beİ€il6nd6n
an del ağgehung 6iner stra'baGn HandlunE oder
an der Fluarli nadt Booenüng 6inor sol.hon zu

d} w€nn e§ sich um dio r6ctıhaRi99 Halt oin6s Mln-
d9liahrigen handeli, di€ zıJm zwecİ6 uborwadli€r
Eziohung angooldnoı ist. ode. um di6 rechtma-
gigs Haiı 6ınes §olch6n, di6 z\i/€cİs Vo.rüh.ung
vor die z!sGndi9€ Bshörde verhan9l isl:

6) w€nn 6r ği.tİ ln rochtmğOigol Hall bs|indgl, w6il
sr ejn6 G€lahlonqu€|ls 

'ür 
dio Ausbrejlung an-

§lockonds, KEnkh6it6n biıdsı, Alkoholikor,
lausdıgaİlsğcnii9 od€r Landstreıct€r i5li

0 wğnn gr lğchtmğBiq i6sig€nomm€n wordon ist
odsr ln Hall Eenalle. wird, w6il €r daran goh,n.
den w€rden so]l, unbe.echtigt in das slaalsgebiei
sinıüdringen oder weil el von €inem gegon ]hn
§öwebend6n Ausw€i3unas- od6r Auslisleuruf,gs-
v€rlahron bolrofren ist.

A.tikel l
oie Hohen V6nmqschli€l]gnden Te]16 sichern all8a

ihlel Helıscİıa'ls9ewait unlerslehand6n Personsn di6
]n Absctınill ldlesel Konvenlion niede199leglsn F6cn_
ıo und Floiheiıen zu.

12} Jedgl Fo3lgenommgns mu0 unveaüqlich Jnd
ln ğiner ihm v9rstandllcisn sDracho ubel d|6 Glunde
s6in€r Feslnahmg und über dis qegğn ihn elhoöenon
asschUld jgung6lİ unıe..ichl6ı aed6n.

{3f) Jeda nadı de. vorschn|t d6s Absalzes 1 c)
diosos A.ılials leslqenommena ooe, n Haft 9ehall6-
.ğ Pel§o. muB unverzüolicr] einem Richler odel ei.
nsm andeten, g9ssfzliü 2ur Ausılbung li.İılorlicher
FıJnklionen ermacrıligten Beamıen vo.gsrijhrl weı
dsn. Ea) hat AnsD.uch au' AbLde,lu.9 .nnelralb ği_
n6. anqemessenEn Fns| oder Jul cai|enllassJn9
wnhrcnd des ver'ahrens. oi€ Fre ]assung kann von
d6r L€islung elner sicho.helı 

'ü, 
das Erscheinen vor

G6lichi abtangig g9macht welden
(4) Jedel. d€l seineİ Freiheat dü..h Festnahme

oder Ha't bsraubi i§t, hat das Recht, ein Veİiahlen
zu b€anllagen, ln don von e,nen Gellmı unv6r2Üg_
lıcrı übel di9 Rgchtmd8jqko( der Hall gntschaeden
wild und im Fall6 der wido.rechtliükeit selng EnG
lassıJnq angeodnsü wi.d,

15) Jedgr. del e.ıgegen de1 Besılmmunoen o os€s
ArtikeIg von Feshahmo oder Halt bei.ol'en wolden
ist, hal Anspruch au' schaden€r§alz.

Arıikol6
(1) Jedelmann rat AnsDlUch daraut. oan selne sa-

ch6 |n blll.q6. wc,se oilenlncn und.n.e,halb einer
anoemessgnen Fnst qehorl w,rd, u.d zwaİ von e.nem
unionınq,qen Und unpJ,iellsche., J!l Ges€ız be,u-
h€nden Gcnchl, das über uivillecnilichs Ansp.üche
und verollicniunqğn oder Übe. die sıichhaltigkeil der
gog6n ihn €,hobgngn sirğlr€cİllichen Ankaage zı! ont,

') 0.r lnhalt d6r sdııo 
' 

!nd 2 dor dellsch.. obe,sğ|ıuno
von Anikği 5 Abg. (3) i9l ih ..ğlisçh.n U.d ka.2os,scnon
T.İı in eln96,nı]qon saıl6nthaLı6n. saız 3 d6, d6!ı5c]rğn
0b.r!o,7un9 on'3onol sjE 2 !d o.gl,.drn Und ta.ıö-
ilc1,6n lğrl*. ln ıibng.n hu8 da! .ısrğ won d€. saue.2
dar d.uıs.hen Üb.l36E!ng .l.nt -Ea, so.o6.n .,si6" b€r
66n. d6 .9 ,cn .gi d.9 \torı _Po6on' d .Blğfl sau bğ

Arlikol 2
(l) Das Recht jedes Mğnsüen au' das Leben wild

geselzıich o€schüızl. Abgesehon von del Vollstlsk-
kung elne§ Todesurleils. da§ von eingm G€rachı im
F.lle ei,ıes mll der Todes§ira'e bedlohığn Ve.b€_
.iıns ausge5p.ocrİen forden ist. da.l eine aösichl_
lche Tol!ng nlcht vol9€nommen w3rden.

12) Die Tötung wİd nichi als Verieızun9 dieses A.
lIkois ba!.acntoı, !e^n sle §icİı aus e]nel unbedingt
€.lordenic,len GeBaIıanwendunq er9ibı:
a) !m dle Ve.ioldiqunq eines Men§cn€n qeqenübe.

rechtswidıger Gewalıanwer!dung slcherz!st€lıeni
b) um e]ne o,dnunsssemdBe Fesinrhmo dt]ldİu-

lıjhren oder da§ Enlkommen eingr ordnungs-
gema0 

'€s19ehaltenen 
Pe,son ıU V9,hinderni

c) !m idı Rahmen de. Ge§olzo ejn€n Auhunl od6.
einen Au|stand z! unleldrücİan.

A.!iıel3
N,eman.ı dal' der FoIler oder unrnenschlichor od6r

s.n]edrıg€nd8l sıla'o odor Bshandlung unl€.wor|On

a0 5]

sdl6iden ha|. oas Urleil muB öi|.:nlli€lı ve.kündet
w€rden, jedo6 kann die Plasso u.d dio öl'enilich-
keii wahrond der gesamten velrlrdllng odğl elnos
İ6iles deİse|b6n im lntğresso der Sill1ichkeit, der ö'-

'enlIichen 
ordnıJnE odgr der naljona]en siüerheiı in

einem demokraiisdİen slaaı ausqesülossen we,_
den, odğr w€nn die lnler9sson von Jügğndla€ien od6.
dgl schulz dğs Plivallebans del Pro.eopaaeien e3
v€iangsn oder, ıJnd ıwaİ Unter besond6l8n Umsien-
den, wen. die öllenllicha v9ftandlung dio lnle.essen
der G9.€cİtligkoil besin1.echliq6n rvurda. in dıasem
Falı€ jsdodl nur in dem nach Au:'r§3ung de§ G6_
,ichls 9.'o,d€,lichen umlano.

(2) Bis zlm ge§9l-rlidlsn Nacnweis soinol sdıuld
wild velmutet. daB der wegen gineı siralbar€n Hanğ-
lün9 Angekıagıo unsdluldig isi,

(3) J€d8r Angeİlagle hal mindEslens (8ngli§char
T8xt) in3bssondero (llanzö3i3cn6l TD(l) di€ 

'o|gon-
a) ülnv€riüglich in einer 

'ü. 
ih. velstandlidıon spla,

ü€ in alı€n Einıelheiısn übel die A.ı und den
Grund delgeEen ihn erhoöenen 8eschuldigung ın
Kenninis 9es€ı2i rıJ word9n:

b) üb.l aus.eicnend zeit und Gal€qenhoil zur Vorb€-
leiıung seinğr Verteidjguİ9 zu vgr'Ü9enj

c) §iü seıbsl .u verleidigen odol den aeistand aı
nes Vgri€ldigors seiner wahl zu €rhallen und.
lalls er nlchl ıJber die Miı16l zUl Bezahlung €ings
Vsrteidi9eİ§ varlü9t, Unentgaltıicn dsn Boisland
slne§ Pilldrlvodgiolgers 2u erha.len. we^n dıes im
ınle.esse der Redıısoiıego erlorderlich asii

d) F.aqen an dio 8€lastlnqszeugen zU slgll€n od€,
slellen zu ass€n und di6 Ladunq und Vern€h-
mıJng der Entlaslunqszeugen unler densglb€n B€-
dingungen wig dis der 8el.slüngszguggn zu er-

e) dle unenloe|tliche Beiz]eh!ng eines oolmeıschels
zu verlangen. wenn e. (del Angeklagle) dis VeF
handlungssprache des Geli.hls nichl veİstehı
odel sich nlchı dann aıJsdrÜcken kann.

A.tj'(€l 7

(1) Niemand kınn $eqen eine. l]andlunq oder un-
tenassung verurlolll ve.den. die z Il zen ]hİel Bege"
hung nach inldndischem ode. init nalionaIem R8cht
nichl sıralbar war Ebenso da.l k. io hohere slra'e
als dia im zeilpırnli det 8eqeh! r9 der sl.afbaten
Handlung angedİohlo slrale velhaü !t !ve.den.

(2) D!.ch dlesen A,tikel d;ı.f dl. Velun6iiunq oder
8eskal!n9 eıne. Person nıchl Ju qeschlossen \9el,
den, cl€ sich elne. Handllnq , jer UnierlJssun_o
schı]idig gemacht haı, tleiche üm :.iıpırnkt lhler 8e-
gehunq nacn den allaenrelnon v. İ den ziv lisierlen
völkeln nnelkannlen Bechtgolunds llzen stralbar wa..

Anikel8
(1} Jedeıma.n hal AnsDruch aır' A(İtrtng seincs

Pivat- und FamilienIebens,5olnel wohnung !nd s€i.

(2) Del Ei.gni' €iner ö''enıljct|€ı] Behoıde h o e
Agsubldg dieses nechls ası nu. :lalliali, insov/e,l
dığse. Eingnf' g€selı]ich vo.gesehen ist und elne
MaRnahme darslellt, die in elnel deiloklali§ch€n Gc_
selıschall lül die.aliona|€ sjchellrci! dio öifentIicho
RUhe und o.dnu.q. das w|.1schaltliche Wohl des
Landes, die v€ncldigung d€, ordn!ng und zu. Ve.
nindelung von slralbaren Handluncen, .un sch!ı.
der G€s!ndh6n ond der Moral oder 2um schut2 d€r
B6dıto und Frelh6jlen anderdr no{wendig ist,
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Ariik6l9
l1t.l.d.lmann hal Ansoruch auf G6dankgn,, Go,

,",:l;";;.; ielıoıonsııeıhe,t; dığsss F€chı umı6ot
i" ı,.,t.ii o* e,izeıne" zum w€cnsel der R€ligion
i*i 'iii-w.iti"i.t i*"q sowıa dia Frsih6ıı, s€ıno
iii1,lJi' 

"j"i' 
vi"ii";";iuunq oinze,n oder ın G6,

|j,i],İ"iij,ii-i.ı,'i"J"i"; oııeniiich odeı Drivaı, durctı

öiii!l'J,-"i",. ü"ı";..;t. auıch oig Ausubun9 und Es-

achtung .ellgldsel Gebrliuche auszuuDen,

lrı D r Relldlons_ uld Bekennlnls'rolneI dari nldlt
n"^'"*'"." ,i,a.,er a|s vom GesgE vorgos6nensr
;;:;;-;;;; so n. d,e in e,neı derno,(ıaıischsn

İ"{"i,";:l;:;;gı:;::,i".İ"j]l}İi;]" 5,Ti:"j;
İİj.Jİ]"'İii,i,ii ı'li;;: 

"a"r 
ıur den scnuız der B€d]-

le und F.oıhsten ande.er sind,

Artikel10
n\ lA.pl haı Ansorucfı aul hei€ Mol'ungsau0eF

-,,l] 
-n,i.". n"-ı sct,ılgnt dio Fl€lhell dsr Vsinung

ii-i'ıi i,"iıeı zum Emoianq und z!r Mln6iıung von
İİ]İ"]İİ*,"İ iJ* ıo*" on;€ Einqı,ftğ ölı6nılı,*\oı
ii"-i^."i" ,^a onna Füc*sicht aul Landesgl€n7,n
Ii-"i.ii-i-.i.".ii ".r,ı.oı nichı aus, dao d,e sıaai6n
;,;"1i#,'L;;;;p-;:, ;deı Feı,seh,ınreınehman 6i
nem Genehmlgungsvorlahlen unteR€ngn,

l21 Da dlo AıJsüounq d,es€r Fl6it6il€n Plllc'ılsn
,nj vİİr"ı,İ,",İ,"q ınıt;,.r, onngt, kann s,e bestlmm-
;:; ;;;';;;i, 

";,oese"ğngn 
ioımloısc+ınti€n, Bo-

al.i,."""n. E,nsct,i"rr"9on oder slrafd,ohun96n
ilii-,Jiii; .ii,:"ii". ," 

"ig 
vom Gesstz voıgesc,tıis_

İ'"]İl,.İ'l]"'",*İ JJ."ı.iischen Gese||schatl ih ln-

L]..i'i- jiji 
"":iı"*ı"" 

sichoı,eit. oer ı€ırııonaıen
ii"Jiii"#t-ı oder dar otlgnll,c.en s,c,helngll, del
iijiii"ilii,i,lii,,i, o". o,onunq und deı veıbrecı,e,s_
?;-ii",iJ"-"'. ji" ği.,ı,* oeı Gesu,dne|ı u,d dpı vo,
İİİ"İİ-" 

'ğ'"n,""j o;, quıen Buıes odsı d€r Fcchıe
;;;";;; ;;;; v,-";ı,nq von voıırauı,oeo Nach,

:;;;;';-;;;i;d;," ;d"ı;as Ansğnon und diA ıın,
.İ"'"],],,İİju o"İ n"*,"or6chung zu 9ew6hrle,sian,

A.tikel11
il\ All§ Mansoen haben das Reül, slcn lliadlicn

-,,',',l,.:;;;",",-".dt lİei mll a,de,en lusammen,
iİ"'-"-].-j,i-"'-i-.."ı,.gı o des Reğıls, zUm sch!tzg
i,i,:J'i'iiiiJ;;-ii-ĞJ;;*""'aııe^ zu b dan ıJnd dı6

,2l n,. ALsLbuno dies€l Rechıc darl l^eln€n 3nde-
,-;'.;;i"^;.-"k,""; Lnıe,wone, $€rde, ais dFn

^_ töi.-,ii"J*ı.*^. die n eıne, demokrati,
:i:.-Gi ;;,;;"ıi ,; ınıe.esse oeı .1uneıen und ın-
::,;. ğ;;;;;;,L ıuı Au,ıecnıernaıüLnq d€r O,dnu-q
|i^' j. i ii_-j".".i.*,.,n,ıunq, z_m Scnuırc deı Ce-
:.]:^'--^,.1-;; ;;; n", 

""er 
zıJm scluıze oeı qechie

:;;i;;,";.,;;-,"""., noıv/eao,q sınd, o,ese, Arıts

:;;.,";;i;,;", ı.ıR d e Ausuo,|^q dıese, q,chıe

ıi:*ığ,tğı,""ı ;;ı"şı*5; iiı.i.",-,x"ı;ıı iiı
Anikel 12')

l.!!ı Ellc|chu.q .:es HellJlsJlte,s h3Dğn Ma"c, Und

r ..,İ"-'İİİ n""ı,İ "." 
E,e oınıuqehon uno eın€ Fa-

;;';; ;;; naııonaıe. Gespızen. dıe dıa AıJs,

!bunq d]eses Rechlç leqeln, ıı] 9lundğn,

Arlikel13

s,no tj,e,n d-l voll,eqenden Ko'venllon l9sl9ğl€9-

*İİ.oİ.,"J ı-,,,r,* 
"6ı|eııt 

worden, so haı doı
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(.ı

V€rlglzto da§ R6dıl, €lng wkksama B93dtwsld6 b€l
İr]İ.İ -",İı."İı*' İ"sn* 

"hzuıgqan, 
6€ıb9ı wgnn dIg

i.;;;;;;;';;;'i;;;;;;; ;;a';;; woıd6n ı6ı, dı6

ln amilich;r Elq€n5chatt 96hand6lt haban.

Anlk6l14
Deİ G6nu0 do' ln ,!er volli€qondan Konvonüion

ı"ii.lJ"" hoaııg ,no Frclh6ll6n mu0 ohn6 Unler
lİİİ"JE" b."a,İ"*,,", doı Rsssğ, Hauııaıb€, Spıa-
;;--R"ıt-,.;. ;oıitıschon od€r son§tıgan Arschau-
İ.İi"".nİİ.,i"i"; 

"o", 
*zi6ı6ı Hgıkunıı, zu9ehörig-

İ;;İ;; ;i"", naıionaıen Mindorhsıi. d€s vsrmög€ns,
iiii öiıij'n 

"aJi 
a" sonsttqsn siaıus gowahn.ısıoı

Adikol15
il\ lm F,ül6 6in69 (ı:6o6s odsr €lnos andelgn öl-

-l,i-"^ iı"i.ı,.a.s. ooi das L€b€n d6r Naılon be,
l,",i'il*'i'i.ii ıi.JJi J"i tıohen vg.iıags.hıı€06ndğn
;::;;";;-n;;;;; 6ıoıedan, w6lch6 dis in dl$sı
-;;;.;;;;];;;,;""n;*n v€ıptııchıu,96n in dem

İ]"-İİ-.İ İ"^ o-1."i"q" ,"bodın9ı srıoıd€rı, und unt€r

;;;';;-';i;;;;;;0;; Kıah s.izan, da6 dios6 M3B,

:;;;;';i;;l; wn"*Dru.tı zu don sonsiig6n vöI,

kPlre.hiıicngn Volpllichıungğn stohen,

{2ı Di6 volsiengode BesılFmuog gBçtati6t keh
ı,iil,iiinJr-"" jes Adtk€ls 2 auli€l boi Tod€slel,
İİ-"l jiJ 

-",İi"Jii.aglg" xti€9shandlun96n ruıüd.zu-
ı-#',"]İ-"İ"-J, oj.i ou, in*6ı 3, 4 (AbsaE 1) und 7,

ü3ı Joder Hohg vgrül69sdılleoendo Tsil, d6r dios9§
nj"]lı-J* a,ceri,atıs.üUnq ausübt. hat d6n G9n6
.l]i".,iia, o* E!roparats olngshend uber dta 9ğ
l.-^ii.""" ıı.n.,n..n Und dalen Gründ6 zu uni6G
.]İİİ-.İ e.,,o o"" Generaısekıoıer des Eı]ıoparaıs

"iŞil't.-i o""'z",ıp,"ıı ln Kenninis s6Esn, in dgm

İİ"'İl ,jİİı*İİ,." -s", x.a( geirsten sind und die
Ü",'.İ"ıİİİ-n"'" J"İ-x""*alon wı€d€ı {oııs Ansgndung

Airikol 16

Ke,ne de, Besıimmunqğn dor Anikal 1o, 11 und 14

a.ı lİİ -İ""İ"qı w€ıd;n, dao 9i6 oen Hohen V6ı
i,ii,""iı,"g""^aJ,i Pa.lole; vğlb,et6l, dlg oolili§,İıe
İ;İ;^;ia,;. Auslendsın Eesctııankung€n zu unlgF

Adlkel17

kel.e Bestlmmuno dlesğl konv€nlion dan dahln

-,.İİİİ.ı-*eioen, aao sıe 'üı eınen Sıaaü, sing Grup-
::;;;;,;; p;;;; das Bechi oeqrün6eı, 6ın6 Te_

;;";;İ.;,;,"- ooer eı.e Handlunq:u b€gah6n,
İ"""",,ı İ,İJ ıJi"",li,"q asr ın d6r von,egsnd6n (on-

""J"i]i'iJ.iiiı-,i;j;; n;*ı6 und F,eı"e,.en odor auı
l'".i"ii"ii.ii,-ğ""""."ıungon dieser qechıg und

i;;;i".''-"";', n oeı '<oruenııon 
voı9es6n€n, hin,

Adikel 18

D,e nach der vorllegenoen Konvent,on gestaılelen
.,;::";",,;;;;; ";;, 

Reğııo und Fı,ıheiıen dü,-

i"" n-"t] l,, r"o",u z"""ı,o als dlg vorgessh8n,^ an_

;;* .."* "." 
*"onalğa Go,.Den, d o d,, Aus_

.j^-]"" ii*.. n".r,,s İoq6ln. . , .' du,i6n. J6oonl6ll9 onı_

]ii""'' - ]ii,,"ı,ii,. sinn6 auc.r, n kOts

::."",;;;.;;;. J,6 oeııa,e öo.*u,"g ,m örı, o,d,ı,
:"li- iXii 

"''^ 
o. voı, a,o oodso .,0,o Ro6ığ und Fı.i-

i'-]i"^ ]'i. .-."asoen Mo.gcnon6cnııkon!.nıon, Ano
'].'J]1'" 3i,,iii"-,im-ı-mm"-NlDpe,6ov -oıo Giund6oto'
i'a"',,a. ı, ı"ııo"nı, s"ıın, ıga6ı

C1
, Ab!.tnlt !l

Artiksl19
Um di6 Einha|lunq do. VoDtlichlungen, wslcho dio

Hohen VenraqsüliğRond6n Tğiıo ın die§or Konven-
tion übernomm€n habon, slchsflu§tğllgn, werden .r-

ğ) 6ln€ Eulopillscna Kommission tUl tüensclıenls€h_
i6, lm lolq€ndon "Kommis§ion" 

genannii

b) sln Eulopal§cher G6licİıtshof 
'ü, 

Msn9.h6nrgdıt6.
lm lotgond€n .Ggllchlsnof" Eenannt. _J

Abıdlnltl ll|

, Anik€l2o
ols zahl d6r l,liüqıigder der xommigsion €nispicrıl

d€risnloon dal Hohen V€nraqsc.ıl.sBgndon Tol16. Dgr
Ko;mi;3ion darf lew9lls nul 9,n Anganorigg. Iedog
elnz€lnan staal€s angohörsn,

Artiİgl 21

(1l Dio Mitqliede. der Kommlsslo. welden vom
u,i,,qlaıausscnuo mn aosolulel sıınmenftehüsil
nactı einem vom Büro der B6ral96den V€rsammlung
auioest€llİsn NamensVeEeichnls qewehll: jsdo GlüJp-
og -von vgrlroteln dar Honen vedlaqschlieogndsn
T.il. in d€r EBlaıenden Versammlung scfılagi dlei
kandidalen vo., von denen mindeslens zwei dis
staaisangenörıgk9n des batretiendon Landes besit-

a2] Dassolbe veaaFren ist, soweİ anwe.dbar. eln-
.,",iıı.o"n. um oio Kofm|ss,on iİ Falle soalelen
Beititl;anderer slaal9n zu erqenzen und um sonst
lreigewordene silzs neu zıJ beseEen.

Artikel22']

11) Dl6 Mllqliedel der Komm,sslon weroen lür d e
DaLe. von secns ldh,en qewahll. sio kö,nen wiede,
dewahll weloen. -eooch laLlı oas A-l Vo. seben der
ğ., o". eısıen wanl oewanren M,lq|ledğr ndch Ab,
lauf von dleiJah.en ab.

(2) Dio Milqlieder, deren Aml nach Ablaul del ef,
süen AmısDenodo von dr,, -ah.en endeı, we,den vom
General§eklela. des Eürooarals J,f,lle,bar nach dğr
o.st€n !1/ahldurch das Los bosnmmt.

13) Um soweiı wie moqllcn s chelzuslelle,, daR di€
Hilhe del Vıİa, edel del <offlss,o. alle ole| -a,l"
neu oewihlı wilo, kaln dtrs M,.isıe.<omllee vo, .edel
soal;len wahl beschlleOen. oaD oi6 AmlsoJUel elnes
.iı",.an,e,e, der lu wanlenden lılilq,leoer .lchı
sechs Jahre bevaqen solı, wobei diese Amlsdauel
jodoch weder lön96l aIs neun, noch küizer als drei

(4) sind menlele Aml6r zU beseP.n und we.d.i
oas Mlnlsıerkomlıee den Absaız 3 an. §o *,ld die
zuleilung del Amlsdauor vom Genelalsekrel6r des
Eu.ooarals unmiitelbar nach del wahl dlJfcıı das Los

(5) Das Amı eines Mitqliods de, (ommisslon, das
an stol16 e,ngs ander€n Miıqll9ds. dessen Aml .ocn

'] oi. iğu,aon Abs6üzo 3 -nd 4 in dğr'J§9u.q dg. dgJı,
scrı.n lJb6li6lrL.o .6s Ploto.o ls Nl. 5 An kol l. oi6 Bo_
ıltteru.o doİ h,sn6nc.n Absalzo J und . F 5 b!w. 6 bğ
ıunı ıuienııcı 2 dos PİolorollJ Nl. 5 lFu^ds,.J6 vql u4,
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niüi aboelaulen war, q€wahl't woldo. lsi, daued bis
züm End; dğr Aml3za.l s€,nes volqanq6r3.

(5) Di6 Mllal,eoar der Konmlssion bleib6n bis zUm
A;tsantr,ıt lhrer Na.İtlolqer im AmI Danacrı bIelben
si6 in dsn Fellan tötlg. mit densn sie bersals bela8i

Arlikol 23

Di€ Milgligdel d€l Kommission 9ehören do, Kom-
mission nu. al§ Einz€loorson6n an.

Altikel 24

Jeder Volllaaschti6Bend6 Teil kadn duldı Velmiit,
hlnd des Gen6u,s€kreıii.s deg Europa.als dis Kom-
misilon m,l l€del anqeblichen vell€ızung dgl 8e-
sılmmunoen ier volliaa€nden konvgntlon durch eF
nan ana-eren Hoh6n 

'€dlaosğıliesBndon 
Tsil ba-

Adik€I25']
{1) Dü6 Kommission iann dıJlch 6ln an d6n Ger6-

üal;;klel:ir des Europarat3 Eerichls(€s Gosuctı jed€l

'ı o,€ 10106-d6 Übe,sioı, dis 6us do. voo Bundosml^iglol
d* l,*,i ı, seıaoe .Lİ ğUnd.sğ.soEblEıı T6,1 ll iots
aus06oBD€nen zusJiımen3lel unq "Fdndslğllonnağüwoi3 

B

- ü".i.ıecnı,cns V6,ei.balunç6n und V6nİa9o Eil de,
DDn - Abooscnloss€n dm 3t. o6:.nbğ. ı9/2" s.20ğ
*-"....,i ,sı. zeial oo zur ze,l gollendon D.ıon li,
aı" ıj.*ı 

"* 
*" oe, Bu.dos.ooubl.k oouüs.r\land und

einei Anzahl andorer venraqsslaaten der ko.vonlion ab-
ououoenen e,ııa.unq"" der Aneİt€.^u.q dor zusla.dlq-
i"ii a- ı,ıooa,smen Komtrics,on'Ll Menscronlğchlo zul
Enlqeae..ah;o Und dor Anots

n u -slandiqi€lı d6s tsUlooaF
.-"n d*.rısn.J',, ven,chealeole. Ful Be,q,6n, |lal,en
Und Öslorclch si.d die oalğ. oinqeselzl, di6 sich als den
im Lau(e de9 Jahl€s ]973 abo69ğb6nen €.klAİlngğn ğr

a.k]aİunqon

a) nach Arlikel 25 d6l Konve.ı,on ğbel di. zusljindİqkğ]l
dğr Eulo9a s.J\€n Kommlsslon

bJ nJ.- Alİ-el 46 de, 
^onvenlon 

Ub,, d,6 zJsıanolqt6it
neç Fl],.ni,s.hen Genchıshols

cJ naci 
^dkeü 

6 Abs, 2 des Proıok. j5 Nl. 4 bezü§tictı
A k.l 25 der (onvenl on

d) nach A.likel 6 Abs 2 des Plolok s Nr. 4 b€züglicİ
A.t kei46 dğ. Konv6nlo.

296 75 23675 236 75 1)

72ll 6a7

30,6.76 300.76

2.9.71

29,6.75

306.76

31,7,75 31.775

!2 5,76

3a676 72 9
l 66ll 773

! 7D ll s5l
ıs z+l eoııııog

27.1.76

28.6 77

29.76

12.5.76

2a.6.17

2.9,76

])
7] ll 903

72 ]L ]037
]l

7l ll s33
68ll 1109
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INsAN HnrLARI
ve

DEıvıornnsiGECESİ
sEDAT ooĞeN

(SHP Adano Milletoekili/ Abgeordneter)
igRAHiIı| AKsoy
(SHP M Qlotyo Milletuekili/

Abgeordneter)

isueiı BEsiKci
(Yozor/ SchriJtsteller)

GULTEN AKİN
MAHMUT ALNIAK

(SHP Kors Milletuekili/ Abgeordneter)
(Ozon/ Dichterin

YAVUZ ONEN
(İnsan Hakları Derneği MYK üyesi/

Vorstandsmitglied des Menschenrechtsvereins) GRUBU
ı.ınpİn KARAPINAR

(İnsan Hakları Derneği Ankara Şube Sekreteri
Menschenrechtsverein Ankara)

KiFAYET ANA
(Tutuklu Annesi/

Mutter eines poıitischen GeJangenen)

iıyes SALMAN
(Sinema Sonoiçısı/

Schauspieler)

zur (Jnterstützung des Internqtionqlen Tribunals

MENSCHENRECHTE
und

D E M O KRATI E-VE RAN STALTUN G

$wnrı pERvER

RJAT SAKA VE GRIBU
nı-İ nxrn

a

YAR|NısTAN
Rı.JI-R-ctloR

FolJGoRE
öıvırn pıoLAT

NiHAT BEHRAM

Uluslararası Mahkeme ile dayanışmak için
ı

MUHABBET
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l2 Eylül l980 tarihinde general|er Türkiye'de lkti,
darı ga§peltilerve tamamen teröİe v€ baskıya dayalI bir
reiim oluşturdular:

- Tüm sol siyosi ö rgütler,.demokrotik kuruluş-
lor ue sendikolor (DISK, TOB-DEB v,b.) yasak,
landı ue doğıtıldı. Onderleri ue üyeleri geniş çoplı
blr tutuklama ue takip dalgosının kurbonı oldulor.

- Tüm demokrotik hok ue özgürlükler koldırıl,
dL en temel inson hoklon çiğnendi. Generollerin
her söylevi,ue emri konun haline geldi.

- Binlerce lnson cezoeulerlne dolduruldu ue

işkenceden ge çirildi. Kimilerinde 800'ün üzertn,
de insonın yorgılondığı oskeri mohkemeler önün,
deaç on toplu douolarbu tobloyutomomlıyordu-

- Generollerin 1982'de topluma doyottlkıarl
yeni Anoyosa inson hoklorının çiğnenmesı teme,
linde kurumsolloşon, devlet zoru ile oluşturulon
rejimin toç. oluyordu.

-Kürt holkına korşı rejİm toroİlndon tarihte
görülmemişblr blçimdebir saldırı ue imha sauoşı
boşlolldı. Kürtlerin köyleri ve yerleqim bölgele,
ri zorunıu iskan uygulomosı no tobİ tutuıdu: T.c.
sınırlorının ötesinde lrak-Kürdiatonı'ndo yoşoyon
Kürtler'e korşı oskeri operasyon ue soldırılor
düzenlendi....

- Rejiminkodnlaro korşı boskılorı özel biçim,
ler aldı, tüm demokrqtik kadın örgütleri yosok,
Iondı, kodınlor yüz kızartıcı işkencelere moruz
kaldılor: kadının eşitliğİnden yono en küçükgirişim
doh o b o şta n b astlİllm aktqdr -..

- Toplumsal hoyotın çeşitll alonlorını denet,
ıemek üzere oluşturulqn kurumlor uÖK, YHK.
Deulet Denetleme Kurulu, DGM u.s. ...) oracılığı
ile generoller toroJındon oluqturulan rejim kurum,
solloşiirıldt. Tüm bu kuru mlor üzerinde porlamen,
tonun ıe hükümetın denetıeme yetkisi yo yoktur
yo da yok denecek kodor sınırlıdır. Böylece reji,
min demokrotikleşme demogojisinin propogqn,
diİ içeriği kurumlorın işleui ue işleyiş şekli düze,
yınde kendinı oçığo uurmoktodır..,

- Polis seldhiyetlerinl genl§letme yososr ile
Türkiy e kolıcı bir poıis deü,ıeti hqlıne getirıImiştır -

"Gençliği korumayl' hedefleyen başko bir konun,
Io zaıen sözkonusu olmoyon basın ve yoyınözgür,
lüğü protik olqrok orladon koldırılmıştır.

-Şu onokaılor 50 kişi idom edilmiştlr,450'nln
üzerinde ldam kororı uerilmlştir; 1000'in üzerin,
de lnson için §oucı askeri mohkemelerde idam
cezosı İstemektedir, 794 ijlüm cezosl porıomento-
do In|az için onoy beklemektdir...

-Ellmizdeki koynoklara göre işkencede ölen
inson soy,sı 220'yi bulmoktqdt...

- 280 ki$nin okibeti bilİnmemektedır, bunıor
" koyb oI a nI o r" oI ar ok bi ı ınm ekt edirı er...

- Bugün Türkiye'de 7,5 milyon inson sokıncolı
soy fioktodır- Bu ınsonıann yurtd§ına çıkmalo,
rı, ikomet ettikleri şehri değlştlrmelerl ue kamu
görellisi olorok çolışmoları yosoktır. Bunlordon
500 bin kişi 7980 sonrasında takiboto uğromış,
yo tutukıonmq yo da hattolarca ve oyıarco poıis

korokollarındo kalmışlordır. Bunlor bugünkü re,
jimın izin uerdiği "hak aromo yollarını" tohi
kull an am omaktadırlar...

- Holen bİnl erce ınsan askerı ue sıuiı cezoeu,
lerinde insan onuruno oykırı şortlordo yaşamak
zorundodır-..

- İgkence halen değlşmey'en slstematik deulet
politikosıdır-..

On blnln üzerinde inson ülkede Elyo,si toklbe
uğratlığı için sürgünde yoşomak zorundo kolmış,
tç. Blnlercüi ı) otondo§lıklon ol!lmıştır...

- Bejİmin boskı uygulamaları çeşitıi bıçımıer,
de Aurupa'do yaşoyon De çalıgon Türk ue Kürt
iş çiI eri n e k a d a r uz on m okta d ı r. ( Kons ol os luklor ın
pasqporlıora el koymosı u.b.)...

Rejimln kurum.sollloqon onti-demokrqtik uy-
gulamalorı sİuil Ozal htikümetı dönemİnde de
deuqm etmektedir. Bir koç deJo sözde demokro-
tik seçimler gopılmlş ue bir toklm poıitıkocııorn
§iyose' yosqğ, kolk mış olmosıno roğmen, Türkiye|
de toplumsol ue siyosol hoyatın demokratlkleşti-
rilmesinden hiç bir şekilde söz edilemez- İnsan
hoklarının çlğnenmesini içeren hoberlerin ordı-
arkosı bir türlü kesılmedİği bil ülkede demokrasi
oıomoz!--.

uluslararası
Mahkemenin
Hedefleri

1- Türkiye'deki rejlmin tüm siyosi, odli ue

hukuki uy gulomolorını ulusl qrorosı düzeyde y or,
gılomok ue mohkum etmek..-

2- siyosı tutukıuıor için Genel Af, ölüm cezo,
sının koldırılması ue tijm insgn haklorı ihlolleri,
nin durdurulması doğrultusundo A»rupo çopında
Türkiye'deki rejim üzerinde bqskı kurmok---

3- İnson Hoklorı Derneği'nin boşlattığı kam,
ponyonın hedeflerıni De demokrotİk güçlerin tüm
anti-demokrotik uygulamalorın ue kurumların
kaldırılmosıno y önelİk taı epl eri ni desteklemek...

4-Türkiye'deki rejim torofndan siyoii takibe
uğroyan ue Aurupo'da yoşomok zorundo kolon
demokrotik ı,ıe ilerici güçlerin konuşmolorını, so,
uunmolorını diıe getirmelerini sağIomok...

5- Türkiye'deki gerçek durum ue Türkiye,
Kürdktqnı'ndoki souo§ konusundoA urupo demo,
krotik kamuoyunu bilgil endirmek... B oğımsv bir
dellet kurmq hokkı dohil kürt halkının kendi
kaderini toyin hakkının kabul edilmesi-..

6- Aurupa Porlomentosu ue Konseyl'nden,
Birıeşmış Milletlerden ue Aurupo ülkelerı hükü-
metlerlnden Türkiye'cleki rejime bir Genel AJ'Jın
çıkorılmosı ve öIüm cezalarının kaldırılmosı doğ-
ruliusundo siyosi u e diplomotik boskı yopmalorı-
nL Türkiye'ye yopılon askeri ue polis yardımlorı-
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Uluslararası Mahkeme ile dayanışmak içinı

Irısnrı HAKLARI
ve

DEPİOKRASİGECESİ
Türkiye'den konuklar:

o Milletvekilleri
ı

O IHD üyeleri
O Ozanlar

Yurtdışındaki ozan ve sanatçılar

Tarih: 10 Arallk 1988 f saat 16'da
Yer:

Znlpischer Str., Neue Mensil-
Uni, 5000 Köln / cı,ış, 20.- DM

tr

Ilişki adrcsi:
Türkı:i Informationsbüro

c/o R. Hassı:lbring
Postf.9l0843

D-3000 Hannovı:r 9l
Tııl: 05l1-2l02007

Bağış kontosu:
Sobine Haselbring

Konto Nr.: 15261 620, BLZ: 250 501 80
Siodsporkosse Honnouer, Sonderkonto'Tribunol'
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nın durduruİmosınl toİep etmek...
7- Inson hokları ihlolllerinin durdurulmosı

doğrultusundo gerekli odımlorı otocok ulusloro-
rası ue boğımsız bir lzleme Komisyonu'nun oluş-
İuruımo§ı...

l2 Evlül Rejimine Karşı
uluslararası Mahkeme
Koordinasyon Komitesi

Joachim Bi€rman§ki. B€ttina Fohrn. H€rmann Kegleİ, Gllda
Kı€in. G€rdi Horn. Dİ. Digter sinhaİdt (Grüns) a Heidi Alm-
Meİk {sPD.MdL) a Prof. Monika Gan§€forth (sPD-MdB) a
Cıaudia Filtkoü (sPD, Niedeİ§echsi§cher Flİchtling§rai) a
Pei€r Hansen (MdL) a B€.nd-olaf Hagedorn. Hglmut onh,
Insrid Hendel, silke strücLmeyer, Mloııael v. Klitzlng, Reinhaİd
8ode. Kun Dockhoİn. Baİbara Blume. christlan€ ı2hmann.
wolfgang Lıppel (Gİün€ Nied€rsachs€n) a Pauı Ttef€nba€h
(MdL) a Ebeİhard Pfleid€İeİ (MdL) a Ruth Hammeİbacheİ
(MdL) a Hor§t schönhuren (MdL) a Han5 Günt€r schramm a
Hannes Kempmann a christina Kuki€ıka (MdL) a
oliue zokhorolj lsentot fo. viclolio) a ctlıekin Gozioqlu
{TÖB-DER- G€neıbaşLaııı] C ı(emoı Blrlkoy (volsnzend.l
der TKSP) o Hons Gdİon Frcnck (sozioıdenokrclis\her
Abgeonelel.Schu"d?n) o o§u,old söderkDisl. c.H. H€rınons,
son. sueİ H€nricson. Tomm9 Franzen. Jon Heılnohag. violo
cloesson. Mo.go tnguardsson, Alexonder Chlispoulos. Bo
Hamma..To.e cloesson. Poul Leslonder. Hğns Peıelsson. Jorn

Mob.ink (Alle Abgeoldneten det vPK im Porlomenl S.hu,e,
dens) o KPML. (schueden) o Johann Elzlü (Nlltü For,
!,okn'ng€n. schtı€den) C Michoel Allmann (sPD) o Mİ. cho,
Do nne {s laoı§§ek ro ı€İ, s.hüei2,
Yazarlar:
P€ter o. chotjewitz (ltalia) a Jüİgen Roth a Habalik Mag
(Ausrria) a Kadman (Austria) o orhan Kotan (schll,ed€n) a
Heinz Knappe a Berndt Eng€lmann a Yücel Feyzioglu a Dr.
walter wultke a om€r polat a
Mr. Gospolin JUon |schueden) a Mulombo Kodvlsüdğfriko] 

"sokir 8ilgin a Dogoı ozguden a] sü,ı" foniı a Asıe ticd.n
/schu€der) c rngrid seg€rsledı-Vıbeİg /schueden] o
sanatçılaİ:
Gerhard Urbanoır,ski (Atstria) a F. Koch (Austria) a L. wetten
(Au§tİia) a H€inz Blaha (Austria) a AliA§k€İ a N€dirn Hazaİ
sendlkacılaı:
Julius Klaus Mann a Günteİ Harr€r a Hans Peter Rudolph a
Doris w€ge a chİl§tian€ can2ali (schweiz) a Gabi Duane,Guj
Valan.e. oıtorina Pitl€İ.J€an Kon2 (schtı,eiz) a R9n€ selzıger
(schİ,eiz) a Enver Karagöz (TOB-DER) a Tepp sigulla a
Ferdinand Harerer a Doriswege a Konrad schmied a Konİad
Hofmann a Norberi storch a
Hein.ich Be.ker (cEw) a Fredy Althous (DPG) c fl(no
Borlels (ÖTV c Geni sommel (oTy] c 6ieg|.ied BuchhouPl
(GEw) |a Eberho.d t'uh.er (DPc] a, l.oıhor Honnemuth lDPGl
Avukatlaıı

Gerhard Schafler (Austria) a Dİ. Heinrich Hannovğ, a Volkerı
ohm a Alnut Hannov€r a Tilo sch€un€mann a Barbara
KIaıı,itl€İ a R€inhard Marr a Jean.Bemard waebeİ (schweİz)
a Nathalig Vimll a Francin€ Rl€ker (schweiz) a Erlt(a

schnyd€r (schır€lz) a Dirk Ranbo€İ (B€lgl€n) a clalİe
T§chopp (schweiz) a Gabrielle Helnecke a Hanrnut Jacobl
Hanmul sarmeİ, Annet!e Vog€s. Johannes Palett, Rita 8rock
mann a §€İafettin Kaya o M. Selpel t Horst schn€id€r,Theo
s€c a
Monfted ceızmonn o Andre Brojoux (Beıgi.n) J tlelnlul
Backer a Bernd Loskls C U/rik.Do,of. stefoİ r,ieid a'

Gaz€ıeclıer:
Ali söyl€mgzoglu a Andreas Nagl€r a Toteko Kumanow a
Eberhaıd Förcher (Au§tna) a Alf.ed M.lzıngeİ a otto R€lter
a Eckarı sPoo a
Doktorlar:

M. Wallner (Österreich) l Baıbara Schaar(Au3lİta) a Pİof. Dr.
Fabio Guıİici (schw€lz) a Dİ. Tedy Mel§.collerado (Austrla) a
P€tra Midnic a Karı Heirız Roth a Dr. Med. Klaus Weber o
Friedrlch Hans€n a Michaeİ Kl€mperer a
Pro!. Dl. woÜgong schh,chkr a Prof. Dr. Micho Brumlik a Dr.
Henning Moller a Dl. Hilmar Hoppe a Dl. Med, Mo.ionn(

Dlğe, tglmleİ:
Elke Kümm€r (Graphlkeriı. Au§tfla) a Mana Krone (sozlal-
piidagogin) a Katin Koch a Jochen Plitt (ai) a Mostala Arkl
(Architekt) a Kafin Goldmann (sor.Pad.) a D. Peters, G.
Kondak a sybille Jacobs a R€nare Mey€r wandtke (GEw.
sPD) a Elisabeth sul€r (Asylfoİum schweiz) a Eİni D€nl§€.
Maİtin G€ronike (so.ioıog€n schw€iı) a P€rİa Jeup (schau-
spi€lerin Austİia) a Hermann Bergengrrren (Pastor) a Bi§€
Andİe (Atache, schw€ii) a Maİia wandel€r (Psychologln,
schwei2) a Nelly Kusta (Pasto.in. schweiz) a Andr€a§ Tour
(Arch€log€. schuei2) a

Çaiİıyt desİekleyenı€İ:
oİgüt. deİnek v€ inlsyatlfler:

Tüİkei Information a Republikanischer Anw5ltinn€n- und
Anu/öll€v€r€in e,V. a M€dico lnternational a Die Grün€n a
BUKo-Kampagne geg€n Riislung§€xpoİt€ a Vereinigung de-

mokratischef J u ri stinnen undJuristen €.v. a lnformation§büro
Tüİkei B€rlin e.V. a Komil€€ zur Hilf€ füİ die poIitischen
Gefanqenen in der Türkei und Tüİk€i-Kurdistan a Asyl e.V.
Hildesh€im a Ge§€uschaft fnr bedrohl€ Völk€r e,V. a Alte.-
native Türk€ihilfe a Fraktion der Grün€n im Bund€slag. im
Landtas Niedeİsachsen a DGB,D€ıjt§ch€ Postgewerkschafl
Frankfurt a Land€s AG tnternationalismü§ Niedersachs€n d€r

Grünen a Vereln d€r Arb€ll€r aus der Türkei e.V. Frankfuİt 
'GABL Hannover a "Exil"-osnabİnckeİ zentİum für Flücht,

linge e.v. a Akıİonszenlrum 3- weh osnabrück a Arb€iteİ,
kulıurverein salrbuİg a Dle Grünen Rheinland,Pfalz o The
Au§tralian Bullding conslruckiion Employees' And Bulid€r§
Labour€rs' Fed€İation (stev€ Black-staie secretary) a socia,
lisl workeİs Parly Australien a F.o.B.B. a
Comite Fribourgeois Conıre La R€vi§ion sur La Loi D'Asile
schrr,eiz a Grün€ tAG tmmlgranten und Flüchtlinge H a n n ov€r

a A§§ociation B€lg€ d€s Juristes Democ.ates Belsien 
' 

Ver
cara Brothers Workshop Australi€n a La societe des Travail
turs eı Etudianığ Tu.cs vivanı a Fİibourg. syndicat§ chİ€tiens
s..lion Turc schrı,eiz a DEVRlMct lŞÇl a RExlsTANA
RlzGARlYA KURDiSTAN a KURDiSTAN PRtss a KKDX
a TKKKO a ATiF a Tüİkei Informalionsbüİo Hannover o
MLPD-AJv/ML.MLSV,MLBt a VsP a G€§ellscha{r zur Unteİ-

stülzung deİ Ge{olt€nen und V€rfolgten Hamburg 
' 

wN,Ulİn
a R€D;likants(her Anudltinnen, und Anuiilteve,ein-Ulm 

'lG-METALL Ulm a Ausl;indeİausschuB deİ lG,METALL Ulm
a Lateinam€rika komitee ulm a Türkei komitee ulm 

'Kuİdisch€sAİbeiterkomiteeUım a Amnesty lnternattonal Ulm
a Auslandgrinitiative Ulm a DFU Landesverband Bremen o
Heinrich Vog€ler Buchhand|ung a Büchlad€n Fidan Bİem€n 

'Buchlad€n Yol Hamburg a Bremeİ Bürg€rinitialive s€gen
Alom€n€rsieanlagen ,BBA a Buchladen ostenor Brgmğn 

'Buchladen in der Neustadl GmbH Bremen 
' 

werk§tadt Gal€İie
El Patio Bremen a Hambuİg€. Arbeilskreis Asyl €,v, 

' 
Eİii,

;eaisch€r Kultur, und Jug€ ndı,er€in e.v. Hamburg 
' 

sympathi-
santen d. Voıksfedayin l ran s ,M indeİh€iı, 

' 
V€reinigung 

'ür 
die

Veıschwundenen und polili§chen Gerang€nen in chil€ e,v, 
'chile-MtR in Australien a Untgrstütz€rkİ€is d€§ Tribunals in

Ulm, Heme, München, Frankfun. Belgi€n. Fraokreich, scheden,

Norruegen. Ho|land. Schq/eiz, Dan€maİk, UsA, Auslralien 
'

sozio]istisch? Por|ei Komeruns C Rad'kole Porıei Chil.'§ .-
lnfo-Biiro Po.oquoy o sozioli§tiscİe Poll"i Chi'e's a sozio-
ıisıische Padei der schtl,eiz a Arbeilerc inhe iı tritrQ a (Schteiz)
o PsoE (spoİıi€n] o Europollefireıung det defiokroıischQn
§oriolisrisch.n Ponei Guoıemolo's o USGC (Gen' o Beu€gung
zum Schutz d?r Flüch|ling2 Gen| C ı.P.G,l, aron C ASTA
Bieleleld c Koo'dinotionssıQlıe fiir Auslöndelolbeit in Luduigs,
holen ö TKK.DEM.DER. Rolıeldom a Liga geintde Kli.h osbl

lFriedensorgonisoıion Luxembury) a DıB c Glbv,Ki'ln a
'IBKP a syndicoü ıles Alocoıe'pour lo Demo.raıie Belgieİ o
Initiotiw gegQn Ausıönde.feindlichkeit-Mljlheim C Bonglo,
desch Baue.n und Albeiıer Auomi Ligo in Europa o Azu.i,
verein söde oıje o FkHc (palütlnd o verein fw deno-
klotische Rechıe def lronirchen Fıüchııinse o CFDT (Frank,
rcicht o M.R.A.P. (FronkrcichJ o wN-Herne o 8trKo :-

A$tralien Teoche.5 Fed.raıion a PAC-Ausİlolasion (lffice
rÖa-DER o Öıgnrlük Dünyasi (Auslondsı.r!r€ıııng/ ,

polltlkacılar:
Jef ulbüİghs (tuİopaen Parliament) B€lgi€n a Ma.ie P€dunto.
Mahdisalan. calh€İina Gİırb€r. Rita Ra§ucr€r ltalia a volk€r
Gall€, Mıcha€l Henke, willy Tatg€. Elmarstill. Elma. stİifleİ,
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Am 12. September 1980 hoben die Generale in
der Türkei geputscht und ein Regime der Unter-
drückung und des Terrors errichtet:

O Alle linken und demokratischen Orgonlsotlonen
sowie GewerkschoJten (DISK,TÖB-DER etc-)
uurden Derboten und zerschlagen. Deren Führer
und Mıtglieder aurd.en opler eİner breit onge.
legten VerhaJtungs- und V erJolgungsw elle.
o AIle demokrotischen Rechte und Freiheıten
wurden abgeschoft, die minimolsten Menschen-
rechte mit FüBen getreten. Die Erıasse sou)ie
jedes ausgesprochene Wort der Generiile er-
hielten Gesetzeskroft.
O Tousende uon Menschen wurden in GeJöng,
nis s e e i n g e kerk e rt u n d geJolterl. M os s enp rozess e
Dor Mllitiirgerlchten, ln denen z.T. über 800
lvlenschen ongeklogt wurden und werden, uer,
uollstöndigten dieses Bild.
O 1982 krönte dqnn eine neue VerJassung der
GeneröIe dos aul der Bosİs uon institutionaıisierler
M enschenrechtsuerletzung mit stootlicher Geuolt
errichtete Regime.
la Dc,s gesomte kurdische volk uurde opler
eines AngriJJs- und Vernichtungskrieges des
Regimes. Gonze DörJer und Siedlungsgebiete der
Kurden wurden zwongsumgesiedelt, mehrere
mııitiirische op erqtione n und Überİiitle jenseits
der Grenzen der Türkei auJ lrokischem Terri,
to?ium gegen dle dort lebenden Kurden durch,
geftjhrt...
lD Die Repressionen des Begimes gegen die
Frauen hoben besondere Formen ongenommen;
olle demokrotischen Frouenuereinigungen
wurden D erboten, die Frouen wurden F olterungen
unterzogen, die die Würde der Frou uerletzen:
jeder emonzİpotorısche Ansotz uurde und wird
unterdrückt.
O Dos Begime der GenerEle uurde durch die
Errichtung l)on Instıtutionen (Hochschulrat,
Hohes Schiedsgerichi, Stoot§kontrollrof, Stoois-
sıcherheıtsgerıchte etc.,.) zur Kontrolle uer-
schiedener Bereiche d,es ges ellscholtlichen
Lebens ınstitutionolisiert. All diese Instıtutıonen
stehen nicht unter der Rontroııe des parıoments
und der Regierung,sod.oB die Demokrotisierungs-
demogogİe des Regimes sich ouch im poliaisch-
institutıonelıen Bereich qls Fqrce entıorot...
lD Durch ein Gesetz zur Erueiterung der Be-
Jugnisse der Poıizei üDurde dıe Türkei zum
Polizeıstoot. Durch ein qnderes Gesetz "zum
Schutze der Jugendlichen" wurde die ohneİin
sehr beschrankte PresseJreiheit proktisch ab.
geschaJt...
O 50 Menschen wurden bisher hingerichtet: über
450 Todesurteile wurden geJöIlt; gegen mehr als
to us e nd w ır d D o r M iıitÖrgericht en di e T od e sstral e
beontrogt: 194 Todesurteile stehen uor dem
Porlament und üorten ouJ Bestötlgung zur Voll-
streckung. . .

o Die zahl der durch Foıter ermordeten

Menschen betriigt nqch unseren Quellen 220...
O Von mehr qls 280 Personen weiB niemond, wo
sie geblieben sind. Sie gelten ols.'uerschwunden-''-..
O 1,5 Millionen Menschen gelten in der heutigen
Türkei ols "uerdöchtıg", ıhnen ıst es verboten, ins
Auslond zu reisen, denwohnort zu wechseln oder
im öİJentlichen Dlenst ongestellt zu ı,Derden.
500.000 uon ihnen hotten noch dem Putsch mit
den Sicherheitskröİten des Reglmes 2u tun: sle
wurden entweder verhottet oder muBtenmehrere
Wochen und Monate out Polizeiwachen uerbringen.
Sie dürJen nlcht mol uon "Bechtswegen'' Ge-
brouch mochen, die das Regime selbst zulöBt...
o Mehrere tousend Menschen sitzen heute
immer noch ın Miııtar- und zivııgeIEngnıssen
u nt e r m e ns ch enunw ü rdi g e n Le b ens b e dingun gen.
o Folıer ist noch aıe uor unü)erainderte, sys-
te m qtis ch e Sto obp o ı İ t İk...
C Uber 10.000 Menschen müssen im Exil leben,
do sie in der Türkei Uerİolgt werden; tausende
uurden ausgebürgea---
O Die UnterdrückungsmaBnohmen des
türkischen Regimeı erreichen in ıerschiedenen
Formen (PoBentzüge etc.) ouch die ln Europo
Iebenden und orbeltenden Türken und Kurden-..

Die antı-demokrotıschen institutıonoıısierten
MaBnohmen des Regimes holten ouch unter der
ziuİlen Ozal-Regıerung on. TrotL mehrmoıİger
Durchführung scheindemokratischer Wahlen
und. der AuJhebung der Polltlkuerbote gegen
einige Führer der uor dem Putsch existieİnlen
Parteıen müssen wır İeststeııen: von einer Demo-
kratlsierung des gesellschaİtllchen und
politischen Lebens in der Türkei kqnn noch wie
oor keine Rede sein! In einem Land. aus dem die
Nochrichten über Menschenrechtsuerletzungen
kein Ende Jinden, konn es keine Demokratie
geben!...

ZIELE DEs
INTERNA TrONAıEN TRIB lJN ALS

1- AIle politischen, juristıschen und ıegıııoti»en
Unterdrückungsmq0nahmen des Regimes ln der
Türkei ıntemational onzuklogen und zu uerur-
teilen...
2- Europoueit das Regime in der Türkei ouJ-
zuJordem, eıne Amnestie İür olıe poııtİschen
GeJangenen zu erlqssen, die Todesstraİe obzu-
schallen und mit ollen Formen der Menschen-
rechtsuerletzung SchluB zu mochen...
3- Die Forderungen des Menschenrechtsuereİns
noch Amnestie lür olle politischen Gelongenen
und Abscholfung der TodesstraJe sowle die
Forderung der demokrqtlschen Kröfte nach Ab-
schoİİung aller onti-demokrotischen IüaB-
nohmen und -institutionen in der Türkei zu
unterstützen---
4- Die durch dos Regime in derTürkei uerİolgten
und in Europo lebenden demokratischen und
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Am 40. Jahrestag der Dekleration der Menschenrechte der UNO und im
8. Jahr des Militörputsches:

\
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Ko nta ktadressı]:
Türkci Informationsbüro

c/o R. Hasselbring
Postf.9l0843

D-3000 Hannovı:r 9l
Tı:l: 05l1-2l02007

MonJred Getzmonn o Andre Brojoux (Belgien) a Helmul
Bijckel a Bemd Lasküs o Uh'ke Dorıa.. slelon Reid a
weiteıe personen:

EIk€ Kümmer (Gİaphik€rin, Austria) a Maria Krone (sozia|.
p:idagogin) a Karin Koch a Jochen Plitt (ai) a Mostafa A.ki
(Architeko a Karin Goldmann (soz.Ped.) a D. Pet€rs, G.
Kondak a sybill€ Jacob§ a Renate Mey€r wandtke (GEw-
sPD) a Eli§ab€th sut€İ (Asylforum schweiz) a Erni D€nis€,
Maİtin G€ronike (s02iologen schw€iz) a Petra Jeup (schau-
§pielerin Au§tria) o Hermann B€rg€ngruen (Pastor) a Bis€
Andre (Altache. schweiz) a Maria Wandeler (Psychologin,
schweiz) a Nelly Kusta (Pastorin, schweiz) a Andreas Tour
(Aİcheloae. schu€iz) a

Wir brauchen dringend Spenden:
Sobine HaselbrinQ

Konto Nr.: 15261 620, BLZ:250 50l 80 l
Sıodısporkosse Hon n o ı)c r. Sonderkont o "TRlBUNALİ

MENSCHENRECHTE
und

DEMOKRATIE-
VERANSTALTUNG

ur Unterstützung des Internationalen Tribunals
Göste aus der Türkei:

O Abseordnete
O Mitglieder des
M ens chenrechtsvereins
O Sönger und Künstler

Künstler und Sönger aus dem ExiI
und w eitere Kulturb eitrEge...

ort:Neue Mensa, Uni-Köln,
Znlpicher Str.

Datum: 10. Dezember 1988
um 16.00 Uhr vcranstaıtcr:
UnkoStenbeİtrag: 20,-DM Koordinotionskommitee desTribunals
Genoueres Programm ouf den Plakoten und A§TA, der IJni-Köln

koJ. Dr. woÜgongschluchıer a Pro|. Dr. Mi.hü Brumlik a Dr.
Henning Möller a Dr. Hilmor Hoppe a Dr. Med. Morionne

Anweltelnnen:
Ge.hard sch:ifler (Austria) a Dr. Heinrich Hannover a Vo|k€n
ohm a Almut Hannover t Tilo sch€un€mann a Barbara
Klawitt€r a Reinhard Marx a Jean-Bernard waeb€r {schw€iz)
a Nathalievimil a Francine Rieker (schweiz) a Erikaschnyder
(schw€iz) a Dirk Ramboer (Bglgi€n) a claire
T§chopp (schweiz) o Gabrielle Heinecke a Hartmut Jacobi,
Hartmut sarm€r. Annert€ vose§, Johann€§ Paten. Rita Brock-
mann a Ş€rafettin Kaya a M. seip€l a Hor§l schneider, Theo
See O
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İortschrittlichen KriiJte zu Wort kommen zu
lossen...
5- AuJkliirıng cler europiiischen demokratischen
Öİİentlichkeıt über dİe wahren zustiinde in der
Türkei, über die AusmoBe des Krieges gegen dos
kurdische Volk-.- Anerkennung des Selbstbe,
stimmungsrechts des kurdischen Volkes ein,
schlieBlich des Bechts ouİ unqbhEngige Stqats,
gründung...
6- Das Europiiische Pqrlament, den Euro,
pöischen Rot, die UNO und die Regierungen der
eur o p ö is ch en Lii n d e r auJz uf ordern, dipl o m otisch
quİ dgs Regime in der Türkei Jür eine Amnestie
und die AbschoJJung der TodesstroJe einzu-
wirken, die MılitEr- und PolizeihilJe an den
tijrkıschen stoot ein2ustellen.-.
7- Eine (JnabhEngige Internotionqle Beob,
ochtungskommis sion über die Menschenrechts,
Derletzungen in der Türkei zu bilden, die die
notwendigen Schrltte zur Beendigung der
Menschenrechtsuerletzungen in der Türkei
unternimmt..-

koordlnationskomitee
für ein lnternationales Tribunal gegen das

Regime in der Türkei

Den Auİİuf unteİ§tützen:
oİgani§atlonen, veIeloe, lnitiativen:
Türkei lnformation o Republikanischer Anwöltinnen, und
Anwalt€veİein e.V. a Medico tnt€rnational a Di€ G.ünen a
BUKo.Kanpagne gegen Rü§tungsexporte a V€reinigung de,
mokraıisch€r Juristinn€n undJuri§t€n e.V, a Information§büİo
Türkei Berlin €.V. a Komitee ,ur Hilfe füİ die politi§chen
Gefangenen in deİ Türk€i und Türk€i-Kuİdistan a Asyl e.V.
Hildesheim a Gesellschaft für b€drohte Völker e,v. a Alter,
native Türk€ihilfe a Fraktion der Grünen im Bunde§tag. im
Landtas Nied€İsach§en a DGB,D€ıütsche Po§tget erkscha{t
Frankfurt a Land€s AG lnternationalismus Nieder§achs€n der
Grünen a Verein deİ Arbeir€İ aus der Türkei e.V, Frankfurt a
GABL Hannover a "Exil',.osnabİücker zentrum füİ Flücht,
linge €,v. a Aktions,entİum 3, welt osnabrück a Arbeiteİ-
kulturverein salzburg a Die Grünen Rheinland-Pfalz a The
Australian Building construcklion Employees' And Bıjlid€rs
tnbourers' Fed€ratioo (steve Black,stat€ se.İetary) a
sociaıis| workers Paİty Australien a F.o.B,B. a
comite Fİibourqeoi§ conrİe La R€vi5ion suİ La Loi D'Asil€
schwei2 a Gfüne LAG lmmigİanren und Flüchtling€ Hannover
a A§sociation B€lge des Juristes D€mocraies Belgien a
V€rgara Brothers work§hop Australi€n a La soci€te des
Travailleurs et Etudiant§ Tuİcs vivant a Fribours. syndicats
Chr€riens section Tuİc schweiz a DEVRIMcl IŞÇl a
RExlsTANA RIZGAR|YA XURDISTAN a KURDISTAN
PREss a KKDK a TKKKÖ a ATIF a Türk€i Informations,
büro Hannover a MLPD-AJV/ML,MLSV,MLBI a VsP a
Gesellschaft zur Unterstürzung der G€folt€rten und Verfolglen
Hamburg a VVN-Ulm a Republikani§cher Anwaltinn€n, und
Anweltev€.eio-Ulm a lG.METALL Ulm a AUslenderaus§chua
der IG-METALL Ulm a Lateinamerika Komilee Ulm a Türkei
Komitee Ulm a Kurdisches Aİbeit€İkomitee Ulm a Amnesty
ınternational Ulm a Auslande.initiative Ulm a DFU Landes,
verband Brernen a Heinfich Vogeleİ Buchhandlung a Buch,
lad€n Fidan Bremen a Bıchladen Yol Hambuİg a Bİemeİ
Bürgerinitiative g€gen Alomenergieanlag€n -BBA a Buch-
laden ostertoİ Bremen a Buchladen in der Neustadt smbh
Bremen a w€rk§tadt Gal€rie El Patio Bİem€n a Hambuİser
Arbeitskreis A syl e.v. a Eritİeii ischer Ku ltur, un' J u ge n d ve r€ in
€.V, Hamburg a sympathi§anten d. Volksf€dayin Irans,Min,
derheit- a Vereinigung für die Verschwunden€n ünd poIiiischen
G€fangen€n in chile e,V, a chil€-MlR in Au§tİali€n a Unteİ-
§tütz€rkr€is des Tribunals in Ulm. Herne, Munchen. F.ankfurl.
Belgi€n. Frankİeich, schweden. Noruegen, Holland, schweiz,
Dönemaİk. UsA- Australien a

soziolistische partei konerun§ o Radikole portei chile's a
Inlo-Büro Poroguoy o soziolisli§che Porlei Chile's o Sozio"
Iistische Ponei der SchDeiz a A.beirereinheit Erirreo |schueiz)
a PsoE (spanienl o Europouedretung der demokrotischen
soziı,listischen Paftei Guotemolo's a UsGc (Genn a Beüegung
zum Schulz der Flüchtıinge Genİ o l.P.G.l. rı.on o ASTA
BİeıeJeld o Koodinolionsstelle İb Aurlönderolbeit in Luduigs-
hokn a TKK.DEM.DER. Rotterdom a Liga geintde Klich osbl
(Ffiedeüorganisation Luxefiburg) a DIB a GJbv-K.jIn ö
TBKP a syndi.oı des Auocoı" pour lo Democ.oıie B?lgien a
lnitiotiüe gegen AuslönderIeindlichkeil.Mülheim a Bonglo-
desch Bouefi ufid Albeilel Awaml Liqa in Eurcpo o Azuri.
verein Södeftolje Q FKHC (Palöstlna) a verein |ür demo-
ktotische Rechte der lronischen Flüchtlinge a CFDT (Fronk-
rcİch) a M-R.A.P. (Fronkreich) o wN-Herne a BUK0 a
Arcnolien Teocherc Federcıion ö PAc-Austrolosian office a
TÖB-DER a Özgütlük Dünyasi (AuslondsUe/rrelung] C

politikeıınnen:
Jef Ulbuİohs (Europa€n Paİliament) BeIgien a Marie Pedunto,
Mahdisalan. Catherina Gruber. Rita Ra§ucrer ltalia a Volk€r
Gall€, Michael Henke, willy Targe, Eımar stil|. Elmar stİifleİ.
Joachim Bierman§ki, B€ttina Fohİİ. H€rmann K€Bler. Gi|da
Klein. Gerdi Hoİn. Dİ. Dieter sinhardt (Grüne) a Heidi Alm-
Merk (SPD.MdL) a Prof, Monika Gansefoırh (SPD-MdB) a
claudia Fittkow (sPD. Niede.sech§i§cheİ Flüchtlingsİar) a
Peter Hans€n (MdL) a B€rnd-olaİ Hagedorn. H€lmul orth.
Ingrid Hendel, silke strİckmeyer, Michael v, Klitzing, R€inhaİ.d
Bode. Kurt Dockhorn. Barbara B|ume, chİi§tiane Lehmann.
wolfgang Lippel (GIün€ Nied€İ§achsen) a Paul Tiefenbach
(MdL) a Eb€rhard Pfl€ideİer (MdL) a Ruth Hamm€rbacheİ
(MdL) a Hor§r schönhu§en (MdL) a Hans Günter schİamm a
Hann€s Kempmann a chrisrina Kukielka (MdL) a
oliDe zakha.oıJ (Senıor |o. yic.orio) o Gnlİekin cozioqıu
TÖB-DE?-vorsitzendeı o Kemol Burkğy (vorsitzender

der TKSP) o Hons Goron Franck (sozioldemokratischer
Abgeometel,Schueden) o osuold söderkaisı. c.H. Hermons-
sor,. suen H€nricso". Tommy Fronzen. Jon Henndhog. vioto
Cloesson. Mo.go lngDardsson, Aıexander chrispoulos_ Bo
Hommor. Tole cloesson, PaüI Leslonder, Hons Pelersson. Jörn
soesson. I-ors oDe Hogberg. Ni's Br€ndı§son, rngo Lantz.Bertit
Mobtink (Aıle Abgeordneten d"f vPK in Po.|ament schue-
dens) o KPMLr (schueden) a Johann Etzle. (Kultur För-
ualtningen. schueden) a Michoel Altmann (SPD) a Mr, cho-
»onne (Stoalssekftter, schırejz) o
schrlftsteııeıınnen:
Peter o. Chotjewitz (kalia) a Jürg€n Roth a Habalik Mag
(Ausrria) a Kadman (Austria) a orhan Kotan (schueden) a
Heinz Knappe a B€rndt Engelmann a Yüc€l Feyzioglu a Dİ.
walt€r wultke a omer polat a
Mr. Gasporifi Juon (schueded a Mubmbo Kody (sudoİriko) a
sokir Bilgin a Dogan Özgüden a Sune Lonlz o A§ne ajed€n
(Schueden) a Ingrid Segerctedü-vibe.g (schDeden) a

Muslkerlnnen:
G€rhard Urbanowski (Austİia) a F. Koch (Austİia) a L. w€tten
(Austria) a Heinz Blaha (Austria) a A|i Ask€r a Nediın Hazaİ
Geıı,erkschafterlnnen:
Juliüs Klaus Mann a Günter Harreİ a Hans P€ter Rudolph a
Dori§wege a chri§tiane canzali (schw€iz) a Gabi Duarte, Guj
VaIanc€, ottorina PiI|€r,J€an xonz (schu]eiz) a Rene selzig€r
(schweiz) a Enver Karagö, (ToB-DER) a Tepp sigulla a
Feİdinand Haİeteİ a Doİisw€g€ a Konrad schmied a Konİad
Hofmann a Noİb€rt storch a
Heinrich Becker (GEW) o Fredy Allhous (DPG) a Ekno
Bartels (ÖTq a Gerti samfret (ÖTv) a sieg|ried Buchhoupı
lGEw) ö Eberhord Fnhrer (DPG) a Lothor Honnenuth (DPG)

Joumalistenınn€n:
Ali söylem€zoglu a Andreas Nagler a Toteko Kuma.ow a
Ebeİhaİd Föİcher (Ausrria) a Alfİed Malzing€r a otto Reiteİ
a Eckart spoo a
AİzteInnen:

M. wallne, (Ö§t€İreich) a Barbara schaar (Austria) a Prof. Dr.
Fabio Guirici (schweiz) a Dİ. Tedy Meıs-collerado (Austria) a
P€tra Midnic a Ka.l Hein, Roth a Dr. Med. Klaus Weber o
Friedrich Hansen a Michael Klempeİer a
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14.30 Uhr. Seuim OKKAYA (ehemalige Gefangene)
Vortrag der Anklageschrift zum Thema:

Gültekin GAZIOGLU (TOB-DER Vorsitzender)
Reinhard HOCKER (GEW)

14.50 Uh
Nationalitötenpolitik des türkischen stootes am Beispiel der kurdischen Nation

Anhörung d,er Zeugen und Sachverstöndigen:
15.00 Uh Şerafettin KAYA (RA)

15.20 Uh . Al exa nd er S TEBNBERG (Gfb V-Nohos tr eJer ent)
15.40 Uh J ürgen ROTH (S chriftsteller)

9.00 Uh Vortrag der AnklogeschriJt zum Thema:
GewerkschaJtliche Rechte und Freiheiten in der Türkei

Anhörung von Zeugen:
9.10 Uh Yü c el T O P (D I S K-Europ au ertreter)

9.50 Uh

10.10 Uhr......-................Vortrag der Anklogeschrift zum Thema: Rechtliche
Grundlagen der Staotlichen Repression

die Verfassung uon 7982 etc.

Anhörung von Sachverstöndigen:
1 0. 2 0 Uhr........................ Tu rgan ARIN lR (RA)
10.40 Uh Seruer TAN[LLI (ProJ. für VerJassungsrecht)

77.00 Vortrag der Anklageschrift zum Thema: Polizei- und MilitörhılJe an die
Türkei und deren Bedeutung für das Regime

Anhörung der Sachverstöndigen:
11.10 Uh Vertreter der BUKO-Kampagne gegen Rüstungsexporte

11.00 Uhr.... .....Jurymitglieder schildern ihre Eindrücke
12.00 Uhr Verabschiedung von Resolutionen
13.00 Uhr... ............SCHLU6.................

Es können kleine Anderungen im Programm ıorgenommen werden

l 6.00 Uhr.........GEMEINSAMER BESUCH DER KULTURVERANSTALTUNG:
MENSCHENRECHTE UND DEMOKRATIE IN DER TÜRKEI!

in der Neuen Mensa der kölner uNI zur unterstützung des Tribunals

SONNTAG, den l1. Dezember 1988
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zeit|icher Ab la uf des I nternatio n alen Trib unals
gegen das Regime in der Türkei

SAMSTAG, den 10. Dezember 1988

10.00 Uh Eröffnung und B egrüBung
10.30 Uh Vortrag der ersten Anklageschrift zum Thema: Rechte

..............und Freiheiten der politischen Betötigung in der Türkei,

.......-.......Meinungs- und OrganisieıııngsJreiheit, Pressefreiheit...

Anhörung d,er Zeııgen:
1 0.40 IJhr..................-...Dursun AKÇAM (Schriftsteller)
11.00 IJhr............-..........Doğan Ozgüden (SchriJtsteller/ Journalist)
11.20 Uhr
11.40 Uhr

Nihat BEHRAM (Dichter)
Ö m er P O IAT (S chriJtstett e r)

12.00 Uh Vortrag der zweiten Anklageschrift zum Thema:
olitischen Opposition, Folter, Hinrichtungen,Versuch der Vemichtung der p

Geföngnisse etc"..

Anhörung d,er Zeıgen:
12.10 Uh Enuer KAF|AGOZ .(Leitungsmitglied der uerbotenen

Lehrerg ew erks chaft T O B-D E R)

- 72.30 Uh Kazim ASIAN (Bruder des zuletzt hingerichteten
..................Hidir Aslan, langjöhriger Arbeiter in München)

12.50 Uh ei n M itgli e d der Pr oze Bb eob a chterd e I eg ati o n,

.-.......,......die Anfang Nouember in der Türkei miBhandelt wurde.
13.10 tJhr..... ..Şahabettin BUZ (Sozialarbeiter in Hannouer, in der

Türkei uerhaftet)
13.30 Uhr PAUsE

14.0O Uhr Vortrag der dritten AnklageschriJt zum Thema:

Anhörung der Zeuginnen:

14.10 IJhr--.. ...AriJe KAYNAR (Vorstandsmitglied des uerbotenen
Frauenuereins)

................Besondere Unterdrückung der Frau in der Türkei
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wARUıl ElN "INTERNATIONALES TRI|]UNAL GEGEN DAS
REGItr{E IN DER TÜRKEI"?

Das Iırteresse des Westens aıı der Tüıkei wurde seit denr offizielleır Gcsuch der Türkei nach llitglicdsclraft
in der EG erneut gıöBer. Zwischeıı 80-81 stand die Türkei auf dcr Tıge ordııuırg des Westeııs rvegen des lltili-
üirputsclres aın l2. September 1980. Nun sieht siclr dcr We ten nrit deın offiziellen Gesuclr naclı voller ]\{it-

gliedschıft der Türkei in der EG wieder mit denr Problem der Türkei konfroırtiert. Aus dieseır'ı Grunde spüıeır

die europiischen Ldnder das Bedürfııis, die Türkei auch in andercn Dimensioıen zu beobıclrten. Die europdisclreır

L:inder errvarten uırd wolleır von der Tüıtei, da$ sie ilrre politisclıe Struktur uırd ihr 1ıolitisches System deıl
europaisclren Ma3stdben anpaSt. Zumindest erwarten sie yon der Türkei nrelrr Respekt vor deır ı\teıısclıenrechten,

den geıveıkschaftlichen Rechten und Frcilreiteıı.
Zweifelsohııe hat das lııteresse der herrclrenden Krifte der Linder der europöiscIıen Genreinschaft aıı der

Tüıtei gröfiteııteils ökoııonıisclıe und miliüirisclre Grüııde. Die politischen Erwartungen dieser Kr5fte siı-ıd das

Resultat des Drucks ilrrer eigenen öffentlichkeit. Auf Druck der Gewerksclıaften, der deıır okrı tisclıen Krifte
uııd der Solidarititsbewegung werdeı-ı die politischeıı Entwicklungen in der'I'ürkei iır Briissel, Bonıı, Paris und
London yoır Zeit zı Zeit -wenn auclr inoffiziell- kritisiert. Wenn siclr diese Kritik auch iııııerhalb der Rcgelır der
dilılomatisclıen Höflichkeit bewegt, so wird doclr deutlich, da8 selbst die koııservativen und reclrteıı Krifte iır
Europa der Ieiııuııg sind, da8 die Demokratie in der Tiirkei ıriclıt völlig fuııktioniert. Trotzdem füI en siclı die
genannten Krifte voıı den }feııschenıechtsverletzungen und der Nicht-Existenz der Denıokratie iıı der Türkei
nicht gestört, denn die Türkei interessiert sie iın Ralrınen der ökonomisclıen und ıni]iüirischen Interessen
Europas. Es ist auch nicht zu erwarten, dafi sie siclı davon stören lassen...
Eigentlich ist diese Haltung der kapitalistischen Liııder Europas zur Tiiıkei nicht neu. Die wirtschaftlicheıı und
politischeıı Machthaber in Europa ııiherten siclr der Tiirkei immer nur auf deııı Weg ihrer ökonomisclren und
poütischen Interessen. Der legitime Protest der öffentliclıkeit auf den Putsclr iıı der Tiakei und der öffentliclre
Druck verleiteteır die europlischen Regierungen, die europiischen politisclreıı Institutionen rvie deır Eurt-ıparat

zu einer kritischen Haltung gegenüber den Ma8nahmen des Regimes in der Türkei. Und ifue Haltuııg lıatte imıııer
einen doppelteıı Charakter: auf der einen Seite kritisierten sie deıı Putsch uııd dessen tr{a$naluneıı vor ihrer
eigenen Öffentlichkeit, auf der anderen Seite unterstützten sie zugleich intensiv die Generdle und die türkisclre
Regierung in politischer, wfutsclıaftliclıer, militdrischer und moraüscher Hinsiclıt, Denn sie brauclrteır die Ttirkei
für die NATO und für den t{ittlereır Osteıı, der eine stiindige Instabiliüit uııd eiııe Kriegssituatioıı durclılebt.
Auf diese Art und Weise verschwanden die Prinzipien der Demokratie, die N{enscheırrechte, die gewerksclraft-
lichen Rechte und Freiheiten (auf die die Europier so viel Wert legenl) in den duııkien Karıilen der Diplo-
matie.
Wenn von einer wirklichen und emstzunehmenden Opposition in Europı gegen die faschistische lliliüirregbruııg
nach l980 gesproclıen werden kaıın. dann war es ein Verdienst der Gewerksclıaften. der fortschrittliclreıı,
demokratischen, so?ialistisclıen uııd aırti-inıperiali§tischen Kriifte. Die walıren Verteidiger der Demokratie und
der Mensclıeırrechte waren und sind auclı diese kriifte.
Wegen ifuer von uns oben beschriebeneıı Haltung haben die europiischen Parlamente, dieRegierungen und
die aııderen politisclıen Institutionen gegeırüber der Tiirkei nicht die Haltung eingenonımen, die sie seinerzeit
gegenüber Clrile einnalrmen. Die Bemülrungen der Gewerksclrıfteır, der demokıatisclıeıı, soziılistisclren uııd
anti-imperialistischen Kröfte hingegen reichten zu einer völligen Verurteilung des Regiınes iıı der Tiirkei
nicht aus. In einer Hinsicht blieb die ideologiscIıe, politische und ırıoralische Abrechnung der deınokratisclıeıı
und sozialistischen Krdfte mit deıı repressiv-autoritiiren uııd fasclıistischen Regiınes auf lralber Strecke, d.lı.
diese Abrechnung erreichte ihre Ziele niclıt.
Und so stand die Türkei ab 1983 nicht nıefu auf der Tagesordnung Europas. Die allgeıneinen Wahlen von l983
und 1987 sowie andere Scluitte des Regirnes in der Tiirkei verinderten iır Europa das bis dalrin existierende
Bild der Türkei. Die lıerrscheııde Ansicht ist, da3 die Tiiıtei ıuf denr Wege zur Denrokııtie sei. Die Parteien
und die europiischen Regierungen, der Europırat uııd einige aııdere Iıştitutioııen.denken so.

Entspricht aber diese Ansicht der Realitiit?
Findet in der Türkei wirklich ein Übergang zur Demokratie stıtt?

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



1--

DIE TÜRKEI h,IRD ]ltIT DER LOGIK UND DER PHILOSOPHIE DEs PUTSCHES Vo]lI ı2. SEPTE}IBER
1980 REGIERT

Noch andere Entrvicklungen von weniger Bedeutung können diesen hinzugefügt welden.
Die cben aufgeziihlten Entwicklungen sind Argumente des Regimes und der ÖzalRegieruırg, um sich zu ent- !,
lasten. Das Regime will durch hartnAckige Hervorlıebuııg der obigen Entwickluıgen. die auclr von einem
Europber leicht beobachtet werden können, beweisen, da3 in der Türkei die Periode der IlIilitörregieruııg
abgeschlossen sei. Die Özal-Regierung versucht, ducrlı ErkLiruırgen, db auf dem Papier bleiben, zu demoııstrieren
da$ in der Türkei eine demokratische, normale und zivile Ordnung erriclıtet worden wdre.

Inwieweit diese Belıaupfungen die Realitit widerspiegeln. muB aufjeden Fall untersucht werden, auch desrvegen.

weil die europiiisclreıı Regierungeıı sich auclı auf diese Behauptungen stiltzen und diese zum Anlafi ırelmen, um
ihre Beziehuırgen zur Tüıkei zu nomralisieren.
Die_ienigen Personeıı und lnstitutionen, die meineıı, sie halten an den Prinzipien der Demokratie und den
Mensclreııreclıten fest, maissen, anstatt den offiziellen Erkldrungen des Evren-Özal-Regimes zu glauben. die
Realitet der Tiirkei kritisch beobachten oder sich n-ıit der Tükeiproblematik niilrer uırd auf wisseı,ıtscllaftliclrer
Basis besch5ftigen, um auf dieseın lVege zu einem Urteil zu gelangen,.

Solange dies unterbleibt. werden die politischen Institutionen, Gewerkschaften, die demokratisclren Kıdfte und
die europ5ischen Völker in Zukunft mit ifuem Gewissen in Schwierigkeiten koınmerr, iıı politischer und morali-
scher Hiıısicht in eiııe schwierige und peinliche Lage geraten. Denn die Realitiit in der Türkei ist eiıre andere

als von der Evren-özal-Regierung dargestellt rvird.

IN DER TÜRKEI HERRSCHT EIN INSTITUTIONALISIERTES UNTERDRÜCKUNGS- UND TERRORREbr.\IE!

Nun sind zwar 7,5 Jalrre über den Putsclı in der Tiiıkei vergangen, aber die Tiakei wird naclr wie vor mit der
Philosophie des Putsches vom 12. September l980 regiert. Die staatliclren Institutionen, die {elulreit im
Parlament, die Regierung und der Justizapparat, die Bürokratie und alle andereıı offizielleıı Institutioııen
betrachten das Volk wie die Geııeröle des 12. Septembers. Die Armee und deren Hintermönner, die dcn Putsclr
veıanstalteten, betrachteten die ökonomisch{enı okratischen und politischen Forderuııgen der hlasseıı, db Deıno-
kratie und die Freilıeiten als ursıclıen der "Iııstabilitiit und Anarclrie iın Lande." Aus dieseın Grunde installiertcn
sie ein repressives und systematisclıes Unterdrückungsregicme. Dieses Regime wird auclı lreute noclr ı-ırit einigcıı
Sclröırheitskorrekturen fortgesetzt. Alle staatlichen Institutionen mitsamt der Regieruııg und deııı Parlaıneırt

betrachten das Volk auch lreute noch mit eben diesen Augeır, Die terrorisbcheıı Regieruııgsmethodeıı, die
faschsistisclıe Unterdrückungspolitik, dcr l.ı-atioııalisnıus, der Autoritarisınus, die Arbeiterfeindliclüıcit uııd
der Islanıismus a la Saudi Arabieıı wurden iır der Ttirkei zur Plıilosophie uııd Politik dcs Staıtcs. Der Staıt wurde
auf dieser Basis von ııeuem orgaııisiert. Die werktitigcıı fassen rverden aufgefordert, sich zu rınterrverfeır, Respc}

vor der Autoritiit zu lraben, die Regcl der Kaserııendizzipliıı zu beachten, viel zu arbeiteıı, siclı nicht nıit der
Politik zu besclıiftigeır, den Staat über alles zu stellen. Es wird nrittels dcs Fernselreııs, der Schuleıı, der groffeıı
Presscorgane versucIrt, diese Forderungen des Regimes zu einer Gewolınhcit und Lebeıısart der llassen zu
entwickeln. Alldiejenigen, die dieses Scherna des l2. Septembers zersprengen, iıı dieses Sclreıııa nicht passen,

Auffolgende Entwickıungen in der Türkei stützt sich die AııSicht, naclr der die Deıııokratie in der Tiirkei
funktioniere:
* Es gibt eine gewöhlte und zivile Regierung.
* Das Kriegsrecht ist aufgehoben.
* Die Repressionen und Verbotsma8nahmen sind im Vergleich zu den Jalıren 80-85 weniger geworden.
*Das Verbot der politischen Betiitigung für einige alte Politiker ist aufgelıoben, es gibt nun die Freilreit,
Parteien zu gründen.
* Studenten, lntellektuelle, Frauen, Angehörige der politischen Gefangenen gründen Vereine] die Beschneiduııgen
der gewerkschaftlichen Rechte und Freüeiten sind aufgelockert.
* Die Presse arbeitet im Vergleich zu früher freier.
* Die Özal-Regierung unterzeichnete am letzten Tag des Jalıres das Zusatzprotokoll der europiisclıen Anti-
Folter-Konvention. Die Türkei refüt sich nun auch in der Rei]re der L:inder gegen die Fo]ter ein.

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



.2_

sehen sich gleich mit der Polizeı, rter Gendırmarie und den Gerichteıı konfroııtiert. Die Unterdrückungsordnung

in der Tiiıkei ist nicht nur institutionalisiert worden, sondern auch mit einenı gesetzliclren Status verselren.

DIE DE}fOKRATIE BESTEHT NICHT NUR AUS DEII WAHLMECHANIS}lUS

Es ist richtig, dı8 dcr lYalrlrneclnnismus in der Türkei ııun fuııktioniert. Aber dies kanıı nicht als Be'ıvcis für die

Existeıız der Denrokratie dieneıı. Der lValılnıeclıaı-ıisınus ist nur eine der vielen Notrvendigkeiteıı eİner demokratisclren

Staatsordnung. Die Walılcn köııııen nicht anstellc der Deınokıatie gesetzt werdeıı. Die Demokratie ist nıit ilıreıı

Eigenschaften wie der Garantie des Gebrıuchs von Freilreiten durclr alle, der freien I}cteiligung der gesellsclraftliclren

Krifte an Eırtsclıeidungsprozessen, der Kontrolle deı Regierung ducrh die Öffentlichkeit, der prlktisclren Existenz

voır freien Wahlen, dem uneingeschrönkten Gebrauclr von leiııungs- und Versanımluırşfreilreit, der Nicht-Existenz

einer unterdrückten Nation, der Unablıiingigkeit der Justiz etc. ein Gınzes. Von all diesen Elenreırten fuııktioniert
heute iıı der Türkei nur der wahlnıeclıanismus. Darüberlıiııaus funktioniert dieser walrlmechanismus auclr nur mit
Hilfe eines Wahlgesetzes, das selbst von den bürgerlicheır Pırteien als anti{emokratisclr verscluieen wird.

Die Tatsaclre, dafl es eine gewölılte Regierung gibt, reicht niclrt aus, unı ein Regime denıokratisch zu nennen.

Aus diesem Gıuııde kann das gegeııwörtige Regime in der Türkei niclrt als eine denıokratische Staatsordırung

neichnet werdeıı, Das türkisclıe Regime ist nichts anderes als eine Staatsordnung von repressivem, autoriüireııl und

tasclıistischem Charakter. Zwischen 80-83 wurde angefaııgen, dieses Regime mit Hilfe einer gewaltigen Repressions-

rvelle zu installieren, Ab 83 galten die Bemühungen dem Versuch der Legitimation und der Stıbİlisİerung dieses

Regimes. Immer noch halt genau dieser Prozess an. Die Wahlen wuıden als ein Nlittel zur Erreichung dieses Zieles

auf die Tagesordnung gebracht. Die ıllgemeinen Wahlen von l983 und 1987 waren in Walırlreit keine freien

Wahlen.

EINE KLEINE GRUPPE ENTSCHEIDET Di\RÜBER, l{IE DIE TÜRKEI REGIERT }ITRDEN SOLL

Eine kleine Iı,tiııderheit entscheidet heute in der Tiakei, welche Politik iıı ökoııomisclren, politischen, gesellsclıaft-

lichen, militdrischeıı, kulture[en u.a. Bereiclıen verfolgt werden soll oder verfolgt wird. Das erste sowie letzte
Wort darüber, wie die Tiirkei regiert werden so[l, habeıı in der Tiiıkei gro8e NIonopole. der Staatsprisident, die

Armee. die Regierung, die Polizeipriisidenteıı und die Governeure; sie allein treffen die Entscheidungeıı. Die nıclr
dem l2. September l980 errichtete neue politische Struktur entbelrrt jeglicher Koırtrolle seitens def gesellsclıaft-

lichen Krifte. Selbst die btirgerlichen Oppositionsparteien könıren keineıı EinfluB auf die zu verfolgende Politik
ausüben, geschweige denn die Gewerkschaften und Vereine. Die §Iachthabef in der Tütkei beaclrten in keiner

\ise die Forderungen des Volkes, die Vorschtiige der Oppositionsparteien, der Gewerksclraften, der Intellektuellen,
ü.e nationılen Forderungen des kurdisclren Volhes.
Folgender Punkt ist uuch sehr wichtig ffu die Einschötzung des Problems, wie die Tiirkei regiert wird:

Nach dem Putsch vom 12- September 1980 wurde die hierarchisclıe Ordnung des Staates verindert. Die Funktion
des Parlaments wurde als eine Folge dieser Verinderung eingeschrönkt. Diese Situation führte dazu, dafi über denr

Parlament stehende Krifte in der Regierung des Landes bestimmende und einilu$reiclıere Funktionen erlrielten. Es
werden zwar Wahlen durchgefiilrt, es wird ein Paılament gebildet und es gibt eiııe Regierung, aber die Entscheidun-
gen werden nicht ılleirı vom Parlameırt und der Regierung getroffen. Der Staatspriisident, der Staatsprdsidentenrrt,
der Nationale Siclıerlreitsrat, {ilitirgericlrte, spezielle Einheiten wie z. B. die Abteilung für deıı Karnpf gegen den

Terror, der au$ergewölıııliclre Regionsgoverneur in Kurdistan haben genreinsım ınit den Institutioneıı Annee, Polizei,
Hochschulrat, Hoher Schiedsrat, Stgatskontrollrat das alleiııige Entscldidunşrecht in der Regierung des Landes, Das
Parlament hat keine beachtliclren Befugnisse zur Kontrolle diesef Institutionen. (Dı Özal als eine zivile Nachfolge
des Regimes des 12. Septembers aıı der Regierung ist uııd er die politisclıe Linie dieses Regimes fortsetzt, habeır
diese Institutionen die llöglichkeit, sich zu verstecken. Sollte aber eine andere Partei als Özal's ANAP an die
Regierung konınreır, so rverdeıı sich in dieseın Bereich wiclrtige Befugnis- und }Iıchtkömpfe ereignen.).

IN DER TÜRKEI WIRD ElN GEHEliltES KRIEGSRECHT PRAKTIZIERT
Es i§t richtig, da8 dıs Kriegsreclrt iıı allen Proviıızen aufgehoben ist. Nun rolieıı keine Pınzer und ıııarsclıiereıı
keiıre Soldaten melrr auf den StrıSeır. (Die Touristen köırıren unbesorgt und ungestört ilrren Urlıub iıı der
Tiirkei verbringen!). Zwar ist dıs Kriegsreclrt iıı der Tiirkei aufgehoben, aber die Befugnisse der Goveıneure uırd
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PolizeiprösidenEn wurden so au8ergewöhrıliclı erweitert uııd vergröflert, da* ınaıı von der Praktizieruııg eines
geheimen Krieşrechts in der Tiiıkei reden ııru$. Die Befugnisse der Kriegsrechtskonıınandanten
wurden mit extra dafiir gesclraffenen Gesetzen an die Governeure und Polizcikrlfte übertragen, so dıff iıgend
ein Governeur die Befugnisse und lllacht eines Kriegsreclıtskommandanten in Anspruclı ııeluııen kaırn,lvenır er

es als notwendig eraclıtet. Gestern rvurden die Armeeeinheiten auf Arbeiter und Studenten gelıetzt, lreute sind

es spezielle PoIizeieinheiten (Schııelle Eiııgreiftruppe) uııdzwar beiırr kleiıısteıı Anla$!...
Der speziell fia Tükei-Kurdistan eingesetzte Regionsgoverneur des Ausnalımezustandes unterscheidet sich in
keinster Weise vom Kriegsreclıtskoınnıandanten. Die ıııilitlrisclıen Operationen iıı dieser Regioır wurden gestern

von einem General geleitet, heute tut dies ein Gouverneur, d.h. eine zivile Person.

DIE BEFEHLE UND VERBOTE DER 5 GENERALE (NATIONALER SICHERHEITSRAT) NACH DEM
PUTSCH UND DER KRIEGSRECHTSKOMMANDANTEN HABEN NACH WIE VOR VOLLE
GÜLTIGKEIT
Nun ist es zwar richtig, da3 sich die Militiirs zurückgezogen haben (ein ziviles Kleid angezogen haben wie der
Putschgeneral uııd geg enıvirtiger Staatsprlsident Kanan Evren) und das Kriegsrecht ıufgehoben wurde, aber
all die Befe[ıle und Entscheiduııgen des S-köpfigen Nationalen Sicherheiısrates ııach dem 12. Septeınber 1980
sind immer noch gültig. Ein Teil dieser Befehle wurde spöter in Gesetzen veraııtriert. Auch die Verbote, die die
Generale am Morgen des Putschtages verhengten, sind immer noch giiltig. ı_
Die auf Befehl des Nationalen Sicherheitsrates und der Krieg rechtskommandanten errichteten uırd immer noclr
funktionierenden }Iilitirgerichte bestelren nach wie vor. Die Verfahren gegen alle. die auf Befeh| der Annee-
kommandanten und des Sicherheitsrates verhaftet wurden, finden immer noclı vor i!{ilitiirgericlıten statt; diese
Tıtsache ist nicht mal mit den Gesetzen das Regimes in Einklang zu bringen, naclr deneıı Nlilitdrgericlrte aufge-
Iöst werden ınüssen, wenn das Kriegsreclıt aufgehobeıı wird. r\n die 500.000 }lenscheıı wurden von diesen
Gerichten bestraft. Die Akten von 70.000 Menschen befinden sich imnrer noch vor Nlilitirgericlrten. Obwohl
das Kriegsreclrt auf denı Papier aufgehoben wurde, werden die vor deır }lilitirgericlıten gefülırten Prozessğ ıriclıt
an zivi]e Gerichte übergebeır. Wiihrend auf der eineır Seite die }Iilitirgericlıte rı eiterlıiıı beibehalten rverderı uırd
i|rre Todesurteile ausspreclıen, werden auf der anderen Seite sogenannte Staatssiclıerlreitsgericlrte ıırit der selben

Fuııktion geschaffen. Die Staatssicherheitsgericlıte sind spezielle und aufiergervöhırlic!ıe Gericlıtq, Ğ sich mit
gesel_lschaftliclıen und politischen "Delikten" befassen. Diesen Gerichten stehen auclı lIilitörs als Richter vor.

Das Kriegsrecht ist zwar beendet, aber tausende von auf Befehl der Kriegsreclıtskonınlandaııteıı verlıafteten Mensclıen
sitzen immer noch in den Gei'ıingnissen. All diejenigen Gefangenen, deren Prozesse ı-ıoclı niclıt beeııdet sind, sitzeı'ı

in lllilitörgeiıingnissen; die verurteilten Gefangenen sitzen in Gef;ingnissen von Soııdertypen, die sich von Nlilitlir,
gefiingııissen iıı keinster Weise untersclreiden, Die politisclıen Gefangenen sind naclı den bestelıenden Gesetzen

den Soldaten in der Armee gleichgestellt, d.h. sie ınüssen siclr der Armeedisziplin untenverfen, uııd leiden untr

eiııer gewaltigen Repressionswelle \-

FOLTER IST lN DER TÜRKEI NACH tfIE VOR EINE SYSTEI1ATISCHE STAATSPOLITIK

Ja, nun lıat die Özal_Regierung am letzten Tag des Jalrres 1987 die Zusıtzvereiııbarung zum Anti-Folterabkoınıneıı
ratifiziert. Aber Folter ist in der Tiirkei immer noclr auf der Tagesordnung.

Obwohl es in der Türkei seit Jahreıı Folterungen und schlechte Belıandlungen der Gefangenen gibt, wurde die
Folter ııach 1980 noch breiter und systenlatischer praktiziert. Die Folter wurde mit denr Putsclı zu eiırer Staats-

politik in der Türkei. Die Folter ist in der Türkei keine Folge der Unıusgebildetheit oder des Sadismus von

einzelnen Soldaten und Polizisten, wie von den offiziellen Stelien erklört wird. Die Folter ist inı Gegeırteil eiııe
institutionalisierte Realitöt in der Türkei und die Folterer siııd speziell dafür ausgebildet.

Auf der aııdereıı Seite wcrdeıı die Ftılterer von der Regierung, deır Gouverııeuren uııd sogar voıt den Gesetzeıı
uııd Gericlılen geschützt. Die Gesetzespafagraı]hen zur Bestrıfung der Foltcrer ıverdeıı ııiclrt angewaııdt.

Zw Zeit rvird die Folter in den Cefdırgnissen, deıı Siclrerheitsprösidien, r'len Polizcirvaclreıı uııd überall in Tüıhei
Kurdistın angeıvandt.
Die Regierung Özal's ııir<l so in die Gesclrichte eiııgehen, da8 sie ıııit einer Hand die AntiFoltervereinbarung
uırterschıeibt, zugleich aber mit hundert Hindeıı foltert. Özal sclılug diesen Weg ein, un die politischeır Bezielıuııgeıı
zu europöisclreıı Lğndern zu ver|.ıesserır. Die Uı,ıterzeiclrnung der Anti-Folterkonveııtion lıat angcsiclrts der
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Realitöt der Tiirkei keinen praktischen l\ ert.

VEREINSGRUNDUNG IST ERLAUBT. AI]ER DlE GRÜNDUNG EIİ-ES VEREINS lST STRAFBAR
Es stimmt nun, daB die Unterdrückungs- und Verbotswelle nicht n,ıehr so stiırk ist wie in den Jafuen 80-8.t.
Nachdcnı die ]\lassen in ğiıre Siluation gedrıingt wurden, in dcr sie die deıııokratischeıı Rechte und Freiheiten
niclıt mehr in Aırspruch netuııen koıınteır, gab das Regime auch der Gesellsclıaft eiııige Rechtc zurück. Voır
einigen begrcıızten demokratisclıen Reclıten uııd Freilıeiten wird heute Gebrauclı gcmaclıt. Aber die Angst
vor denı l2. Septenıber, die Unetrdrückuııg uııd Drohung des l2. Septenıbers lraben iııımer noclr i]rren
EinfluS auf die Volksmassen. Daneben haIten die Verbote gegen versclriedeıre Kreise der Gesellschafı nach
wie vor in unterschicdlichen Formen an. Die teilweise erfolgte Auflockerung iıı den Bereichen der Vereins-
gründung und der Pressefreilıeit hat inı realen Lebcn keiııe Bedeutung. Die Tagcszeitungcn sind voll von
Nachrichten über Veıhaftungen von Studenten, Angehörigen der politischen Gefangenen und Intellektuellen,
die das Reclrt auf Vereinsgründung in Anspruch neluııen. Es ist fiiı eiııige Kreise erlaubt, Vereine zu gründcn.
Aber die Studenten und Intellektuellen begelrcn eine Straftat, wenn sie versuclıen, eincn Verein zu grünclen.
Nach dem Gesetz ist die Vereiıısgründung erlaubt, in der Praxis hingegeıı verbotcn. Zwar nicht so hiiufiğ

. wie früher, aber immer noclr werden Zcilschriften, Bücher uııd Zeituııgen eiııgesanımelt und verboten.

Es ist eine gro0e Lüge und Tiuschuııg, wenn behauptet wird, die Tiirkei sei naclr der Auflrebung der Politikverbote
gegen Deınirel und Ecevit zu einem Laııd olıne Verbote geworden. Die Türkei ist fiiı die fortschrittlichen,
demokratischen und revolutioniren Krefte und für die Werküitigen nach wie vor ein Land von tausenden
von verboten.
So stellt sich die politische Situation in der Türkei in ihren Grundzügen dar. Die Realitöt der Türkei
die wir in diesem Artikel skizĞrt haben, soll vor und wöhıend des Tribunals auf wissenschaftlicher Basis
und mit Bewöen dargelegt und die Ergebnisse veröffentticht werden. Dic politische Situation und das Regime
des l2. Septembers in der Tiirkei wiıd aufdem Tribunal vor den Augen der Nienschheit mit Zeugen und
Dokumenten bloffgelegt werden.

DIE POLITISCHE UND }1ORALISCHE NOTWENDIGKEIT DES INTERNATIONALEN TRIBUNALS GEGEN
DAS REGI},IE IN DER TÜRKEI
Wir haben im vorigen Teil betont, da3 die politische Situation in der Tiakeijetzt niclrt ııelır so ist wie vor
6 Jahren. Es ist richtis, das siclı einiges verdiıdert lrat uııd inı Jafue 1988 noclı verinderıı wiıd. Wichtig
ist in diesem Zusammenhang nur, iıı welclıen Dereiclıeıı siclı diese Veriırderungen abspieleıı uııd rvie sie

_ zustıııdekoınnıen. Die Qualitit und die ]l!a8e der Verdnderung sowie ihre I}eziehung zum bestehenden
-Regime müssen nur richtig verstanden werden.

Jemand, der von Europa aus über Zeitungs- uııd Radionachrichten oder ausgehend voıı den of{izielleır
Erklörungen der türkisclıen }iinisterieıı die Tiirkei beobaclrtet, komınt leicht zuın Schlu8, da8 das Regime
in der Türkei sich aufgelockert habe uııd der Übergang zur Demokratie vollzogen sei. Die Nachrichten der
gıo8en Presse und Agenturen sowie die Erkldrungen der offıziellen Stelleır lıaben sorvieso die }lission, eine
solche Meinung über die Ttirkei zu bilden und zu versüirken. Es mu8 zugegeben werden, da3 das tiiıkisclre
Re3ime in diesem Bereich beıchtliche Erfolge erzielt hıt.
Aber niemand, der die Entwicklungen in der Tiirkei kritisch beobachtet oder ıber in der Tilrkei lebt, kann

diese Meinung zur Türkei teilen. Deırıı seiıre Erfılırungen und Infonnıtionen ıııaclıen eine aı.ıdere Einschatzung
der politischen Lage in der Türkei notwendfu.
Nun entstelıt die Frage, rvie die verönderungeıı in der Tiirkei eingestuft werden könııen?
Die Verönderungen in der Taiikei sğit 1985 vollzielıeıı sich niclıt im Wesen und in den Grundlagen des Reginıes.
sondern sie ereignen sich in sekundiren Bereichen. Das Regime erlebt in der Tükei eine Verdnderung iıı Jiesen
sekuırdören Bereichen; die Plrilosophie die Logik des Systems sowie seine Fuıılitioırierung bleiben von <lisser
Verdnderung, die von oben nur kontrolliert zugelaasen wird. unberüfut. Daher köıınen diese Verdnedruııgen
niclrt als Verinderungen vom Faschisınus oder der [t itnrdiktıtur weg uııd |ıin zur Deıııokratie bezeichneı
werden.
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Diese Veriııderungen werden von der Özal-R egierung melrr fiir Propagandazwecke gebraucht. Die Unterdrückungs-
ma$nahınen und Verbote gegen die tiiıkischen und kurdischen VöIker werden nicht aufgelıoben. Die im ersten

Teil auch aufgefiihrten Veninderungeıı drücken sich niclıt im tiglichen Leben der werktiitigen iliısseıı aus. Der
Druck der gesellschaftlichen Krefte und der EiııfluB Europas zwingen dıs Regiıııe. in einigen sekundiren
Bcreichen Zugestiindnisse zu maclıen.
Das Regime in der Tiirkei versucht das Programm des fasclristisclreıı trrilitörpuisches in der Tiirkei in seinen

Gruııdzügen zu festğen. Sowohl die \{alılen als auch die Schritte zuı Sclııffung eines zivileıı "AuBereıı" sowie
einige Auflockerungen müssen in diesem Ralrmeıı betrachtet werden.
Es ist eiıre gemeinsame .A,nsicht aller fortschrittliclıen. demokratisclıen und sozialistischeıı Kröfte, dafi diese

Veröııderuııgen keine Bedeutung fiir das alltiigıiche Leben deı Massen lııben.

Die europöischen Regierungen und einige poütische Strömungen zweifeln wegen ihren wiıtsclraflichen und militirisch
tnterssseıı überhaupt nicht an der Richtigkeit und Glautıhaftigkeit der Erklirungen der tiakischeıı Regierung und

betrachten die Tiiıkei als ein demokratisches Land oder als ein Land aufdem lVege zur Demokratie. Sie wollen
gern die naclı dem Putsch in det Tfukei erriclrtete repressiy-autoritiire und faschistisclıe Struktur übersehen.

Folgende sind die politischen und moralisclıen Grundlagen eiııeı Anklage gegen das Regime in der Tiikei auf einer
internationaler plattform:
* Die Institutionalisierung, Legalisierung und Verfestğung des naclr dem fıschistisclren I\[ itnrputsch in der Tüş.;i
eingeschlagenen Programms,
* die VFortsetzung der Verbote gegen die werktiitigen Massen,
* die unuııterbroclrene Fortsetzung des Verniclıtungskrieges gegen die kurdisclıe Nation,
* die systematisctıe Verletzung der Mensclıenreclıte, der demoktatischen Reclıte uırd Freiheiten, der Prinzipien der

Demokratie in der Tiirkei, die Ergebııis eines jahrlıunderte langen Kampfes der Menschheit sind und in uıısereın
Jahrhundert eine internationale Gültig&eit und Bedeutung lraben,
* und diese VerIetzuııgen sind keine Einzeleröignisse oder -ersclıeinungen, soııdern eiıre ıratiirliche und zwangsl5ufi3e

Folge der Logik und der strukturellen Funktion des Regimes,
*die Tatsache, da8 die europiiischen staaten dem Ideal und den prinzipieıı der Demokratie, an denen sie so selrı

hiingen, den Rücken gekehrt haben und das Unterdrückungsregime in der Tiakei als eiıı demokratisches Regime

akzeptieren, weil ilıre wiıtschaftlichen und nıiliterisclıen Interessen überwiegcn,

und andere Gründe sind die politische Grundlage und legitime Basis einer Aıüilage gegen das Regime in der Tiirkei

auf einer iııterırationalen plattform.

*Folgende Tatsıchen macheıı eine iııternatioııa!e Anklage auch aus moralisclıer und humaner Hirsiclrt notıve\__j

und legithıl:
220 ]\tenschen wurden unter Folter umgebracht,50 ]\{enschen ıyurden bislıcr hingerichtet. hunderte von }1enscheıı

wurden auf offeııer Stra8e oder wihrend der Operationen erschossen, eine halbe ]\Iillion Menschen erlcbten

Verhöre, Folterungen und Gericlıtsverfahren, über l0.000 illensclreıı befiııden siclı aus politisclıen Gründen

imnıer noch in <ten Geiiingnissen, l3.0OO i\{enschen wurde die Slaatsbürgcrschaft eııtzogen, sie wurdcn inS Exil ge; _l.

die Leiden der türkischen und kurdischen völker seit 8 Jahreıı, seit 8 Jalıreıı werdeır alle mensclrlichen, demokrı-

tischen und nroralischen lverte ıırit Fiı8en getreten...

All diese Tatsaclren nıacheıı eitne Aııklage gegcn das Regiııre in der Türkei notwendig. Weıın die Staaten, Regieruııg ;,

uııd a»<tere offizielle Institutioncn auf dcn Kontiııeırtcn Europa, Amerika, Asien uııd Afrika (auch diejenigen,

die sic|r sozialistisch nennen), die demokıatiscIreıı Krifte, die Arbeiterklasse und die Völker und antiiıııPeri^ılis,

tischen Krifte es ınit den l\Iensclreıırcchten und der Demokratie rvirkliclı erılst nıciıleıı, gegcn den Fasclıisıııııs uırd

anticlenıokratisclıe Rcgiıııes sind, müssen sic siclı an dem Inteıııatioııalcır Trİbuıııl gcgcıı deıı Fasclüsnıus dcS

l2. Scptembers in dcr Ttirkei beteiligeıı oder clieses uııterstütztcn.
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In der Geschichte der internationaleır Bewegungcn uırd Solidıritıit hat es Tribunale gegeben, z.B.

das Russell-Tribuııal, Es ist aber klar, da8 das lnternationale Tribunal gegeıı das Reginre in der

Tiakei ııiclıt solche Auswiıkungcır haben kanıı wie das Russel-Tribunal gcgen den US,Inıperiaüs-
mus ausgelıend yon der Bcseizııng Vietnams.
Trotzdem wollen wir aber an diesc Traditioıı anknüpfen, ıvohlıvissend, da$ die Zeit eiııe aııdere
ist und das lııterıııtionale Tribunıl gegeıı das Regiıııc in der Türkei nicht die selben Ergcbnisse
und Auswirkungeı,ı erzielerı wird wie das Russel-Tribunal.
Aber diese Tatsache schafft die Notwendigkeit eiııer Abreclurung ıırit dcm Unterdrückungsregiırıe in
der Türkei mit Hilfe eines Internationılen Tribuııals nicht aus der welt. Diese Tatsıche ist kcin Hiııdernis,
die Bemülıungcn zu versterken, den Putsch uııd all seiııe Folgen gönzliclı abzulelrneır und zu verurteilen.

Das Internationale Tribunat gegen das Regime in dcr Tiirkei wird Ergebııisse hervorbringen, erfolgıeiclı
seiı,ı und Auswirkungen habeıı, gemiB der Rollc der Türkei im l{ellıııaBstab. Das Internatioııale Tribuııal
wird seiııe gro8e Bedeutung und seinen grofteı,ı wert fü die priıızipien der Demokratie und die
Ideale der Menschheit lraben. Es wird von einer unablrdngigen Jury entspreclıeııd den Regeln der Dcınokratic
und den [lenschenrechten abgehılten werden, es wird den tr{assen offeıı seiır und iıı dieser Hinsiclrt
demokratisch und massenlıaf t scin.
Das Internationale Tribunal mit dbser Bedeutung und diesem Inhalt ıvird eine iliahnuııg der Völker der

Welt gegen die Verteidiger des Faschismus, gegen die konservativen und rassistiscIreıı Regierungen uııd
anti-demokratischen Regime sein. Wenn wir es schıffen, das Internatioııale Tribunal gcgen das Regime

in der Türkei mit Eurer tatkriiftigen Unterstützu!ıg gıtzu organisieren, dann wird es eiıı interııatioııaler
Protest gegen die Putschisten und die Feinde der Demokratie sein.
Dieses Tribunal wird ein Ausdruck der solidaritiit ıııit deıı tiirkischen und kurdischen völlier seiıı. Es
ııiıd darüberlıinaus eine moralische Unterstützuııg für alle Völker unter Repression seiıı.

WIE WIRD DAS TRIBUNAL ARBEITEN Un-D IVAS IVIRD DAS TRIBUNAL ERZIELEN?
"Das Internationale Tıibunal gegen das Regime in der Türkei" ıviıd genau das Gegenteil der Verfahren sein,

die nach dem 12. September 1980 in der Tiirkei stattfanden und finden.
Undzwar f olgenderma8en :

*Es wird eine unabhiırgige Jury gebeıı. Die Jury wird sich aus Vertretern der demokratisclıen Staaten. der
Gewerkschaften, der l{ensclıeıuechtsorganisationen, der demokratischen uııd anti-impeıialisti§hen

knifte sowie Juristen und pastoren zusammensetzen.
* Der Regierung der Tiirkischeıı Republik wird die Mögliclıkeit eingerğumt werden, sich zu verteidigen.
Die Evren-Özıl-Diktıtur kann sich ohne jegliche Einschriiııkuııg verteidigen. Wenn die Özal-Regierung
es ablent, siclı auf diesem Tribunal zu verteidigen, das niclrt eine gewihlte Regierung sonderıı den
faschistischen Putsch und ds danach iııstifutionalisierte Regime anklagen wird, wiıd bedeuten, da8
özal und seine (egierung den 12. September Putsch fortsetzen. Wenn özal gegen faschistische Reginıe
und Militiirdiktaturen ist, dann ınua er sich auf diesenı Tribunal zur Verteidigung stellen. Wenn das Regiıne
und Özal wollen, können sie nıit der Verteidiguı-ıg berülımte Anwölte beauftragen.
*Alle vom Regime verfolgten Meıısclıen und Organisationen werden sich ıls Zeugen uııd Aııkliger
an dem Prozess des Internatioııalen Tribunals beteiligen.
* Die Aırklage gegen das antidemokratische Regime wird sich aiıf die Prinzipien der UNO, die Inteernıtionıle
Menscheıırechtsdekleration, die Dokumente voıı Helsinlıi, die Prinzipien von ILO, die Prinzipien von
Amnesty Internationıl, die Regeln der Demokratie und Nlenschenreclrte, die Ma3§tlbe des Iııternatioırılen
Rechts stiitzen.
* Die Ablelıı,ıung des ttirkischen Regimes, sich an deııı Tribunal als Angeklagtet zu beteiliçıı, wird die
Funktion des Tribunals und seine Legitimation niclıt verinderrr.
* Die Aktiviteten fiiı das Iııternatioııale Tribunal sowie das Tribunıl selh t werden für ıüe denıokrıtisclıen
I[eııscheır un d Organisationeıı offen seiıı.

-+-
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* Dıs Internationale Tribunal ıvird alle Staaten, die wirtschaftliclıe,politische, ınilitörische uııd kulturelle
Beziehuııgen zur Tiirkei uııterIralten, die UNO, den Europırat, das Europaparlıment und die EG auffordern,
ihre Beziehungen zur Tiakei noclıeirunal zu überdeııken..
* Das Triıbunal wird offen demonstrieren, rver aufder Seite der Denıokratie stelıt und wer demokratiefeiııd-
Iich ist.
* In allen Löndern werden sich Vorbereitungskonıitees zum Tribunal bilden, uııd diese Koıııitees werden zuııı
Triıbunal Delegationen schicken.
* Die penoııen, die nıch dem putsch als Delegationsteilnehnıer in die Türkei fulrren, werdeıı die Möglichkeit
haben, Jurymitglieder zu sein oder aber als Zeugen aufzutreten.

SCHLIJFVORT UND VORSCHLACE
Die Notwendigkeit des Iırternatioııalen Tribunals gegeıı das Regime in der Tiakei am 8. Jahrestıg des

İ[ iterputsches ist offentsichttich. Die Erfüllung dieser Aufgabe ist eine historische Verantwortung. In einer

Hinsicht wird das Tribunal eine veıspetete politische uııd moralisclre Uııterstützung der denıokratischen
Kriifte der lVelt für die türkischen und kurdisclıen Völker sein. Es wiıd zugleich eirı siarker Ausdruck des

Aufsclıwungs und der Einheit der Solidaritiitsbewegunş sein.
Unsere Hoffnung ist es, da8 alle Kıiifte, die gegen den Faschişnus, die Krieşschiirereien, die national
Unterdrückung, die imperialistisrhen Agıessioııen und Repressionen, den Anti-demokratismus und die !
Verletzung der Menscheıırechte kimpfen, sich an den Vorbereitungcn des Interııatioııalen Tribunals gegen das

Regime in dcr Türkei aktiv beteiligen und zur Realisierung einer beispielhaften Solidaritiitsaktion beitragen.

Die Dokumeııte und Beweise auf dem lnternationalen Tribunal werden zeigen, da8 das Regime in der Tiirkei
auf der völligen und systeınatisclren Verletzung der Nleııschenrechte und der Demokıatie installiert wurde.

Ohne die Ablelınung dieses Regimes ınit all seinen politisclıen, rvirtschaftliclıen, adıninistıativen, reclıtlichen
und ınoralisclreıı Folgen wird es ııicht möglic|ı sein, den Weg zur Demokratie in der Türkei freizuı:iuırıen.
Die Menschen und Institutionen im Westen können zur Erkiimpfung der Demokratie in der Tiirkei ıriclrt
beitragen, ohne den 12. September mit seiııen Folgen abzulelınen.
Das Internatioııale Tribunal gegen das Regime iıı der Tiirkei mu8 prinriir
* die Verurteiluııg der Justiz des 12. Septembers,
* die Freilassung der inhaftierten und bestraften Menschen aus den geiingnissen, die Streichung aller iıı dieser

Periode verhingteır Strafen,
* die praktisclıe Einlıaltung aller iııternationalen Abkommen ducrh die Tiirkei, der }leııschenreclrtsdeklerafi'ıncn

und den Prinzipien der ILO; die frcie Rückkelır aller politisclıeıı Flüchtlinge aus dem Exil in die Türkeit-
* die Aufhebung aller Unterdrückuırgs- und VeıbotsmıBnahmen gegen die [lassen,
* die Akzeptierung aller nationalen und demokratischen Reclıte der Kurden,
* die praktizierung einer wiıklichen Demokralie in politisclren, gesellschaftlichen, kulturellen und wirsclraftliclreıı

Bereichen,
* eiııe ııeue Gestaltung der ccsetze und adıniıristrativen lliafiııaluııcıı eııtspreclrend denı verstiiııdnis eiııes

demokİatischen staates,
* die Bestrafung aller Folterer, der Gremien, die Todesurteile fdllen, dcrer, die die waffen gegen die türkischcıı
und kurdischen Völker gerichtet haben,
* eine Grantierung freier uneingesclırink ter l{alılen ohne jegliclıe verbote,
* die ökonomische unterstützung der Arbeiter, dcr Baucrn und anderer arbeiteııder Teile der Gesellschıft
gegen die i{oııopole,
die Garantieruııg der Pressefteihı,it, des llteiııuııgsıiu{lerungs- und Organisıtioırsrechts,
* die denıokrıtisierung des gesellschaftlichcn und staatlichen Lcbeırs in jcder

fordern und ztır Realisierung dieser Forilerungcn auf das Regiıne iır dcr Türke
}linsicht

bcı,ı D r ü.^c

Wir rufen alle Juristen, Gewerkschaften, tenscheıırcclrtsorganisationen, Pırteicn uı'ıd Rcgicruırgeıı, liberalcıı,

demkratischen,sozialistischen, antifasclristischen antiimpe riılislischcıı Kr:ifte uııd }teırsclıeıı dcr lYelt auf,

das Inteernationale Tribuııals gegen clas Regiıne u in dcr Türkei zu uııterstützen, siclı aıı den Aktiviüiten und

üVorbereitungen des Internationalen Tribunals aktiv zu beteiligen...
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ktıordinationskomitee des Inlern3liorıılen Tribuırıls
qegcn dıs Regiıne in der Tükci

ljetr.: l ı,ıterırat ionales Tribunıl

(-rnr-,*- L! |1rl"nno,cr, 
dcn t5, 7, ı988

-<-
L{ztl,.^^^A- -}v-e,-2

C-,^ (-§,.,},-",

R._!^_^: N\" *-*_-=e\

Anli8liclı des 40. Jahresıages dcr Dekleration der l\tcnschcnreclııc wcrdeıı rviı am l0. undt t . Dezcmber l96S in der "I}ulıd,r."pubıii-iı"ri*ı,irrjiı" ..i;ı;;;ri;;;l;: ilür'"rı gö,das Regime in der Türkei" duıchfiüren.
Die n-oıwendğkeit eines ln terlraıiona|en Tribunals, auf dcın die ıagıagliclıen oflızietlen Ilten-schenrechtsve.rIetzungen in der Tıııkei belcuchiet und angcktagt 'w"?J"r l"İ]r. }-ıİrİ'rİ"l,,aus der 8jilırigen despotisclıen und anıidcınokraıischen Piixii ies i;iü;};iĞ;İ;İ'.,
n'ach dem Miitiıpu_tsch anı l2._ Sep_tember l98O wurden in der Tiikei über 3o0.000 IVen-schen verhaftet, miBhandelı u nd 

^ge-foıtert. 
ıııe aemoı<raiısch"; ü;;;-g;;;;;;'*i.-den verbolen und zerschIacen. S0-I}tensclıen *rro"n-tırı,"İ ı,ı"g..l;lü. i;;;i;jı;;;';,w_eiıere 200 Menschen waıien auf die Abs"gnr;;;;;i' jr. t*ı.ır"ı," Parlament. Uuei z]zoMenschen wurden durch sch^were Folterui'g"n -.;oi;"t. uüi 

'8ö 
ii;#i,.Jil'rirf'.(;-schwunden". über 1,500-oo0. Menscheır ge'iten i, a"i-iieutçn r*ı."i ,ü'. ,"iJa-"ı,ıin-;.Ihıen ist es yerboten, den }Yo]ınoıt zu wec]ıseln, ır. e*ır.Ji', .";';;";; ;}i;;İ;"""Dien_st angestellı zu werden. über l0.000 ıle"scı,oı ıeue,iııeute im dil l;;; 

";;;;il;;i;;,Hndern, weil sie in der Türkei verfolgt werden. ır,.o-"."n-!iul;;;ffii"J#;;;:'."
vor. Militiirgerichten. in denen z.T. Ğer 8O0 Mensclien-a;-*İırg;;-*;;;. ;-b*;f,İ ff;ınach den von der Mititirregieru ıg naclı Oenı nrscİİğ"scİ İfİenen Ge..tren die Fürruııg vonMassenprozessen vor MiliĞrgerijhlen nach Ab.chii;;;';;;-ii,;";;Jii;;;;Hiİ H,.All diesen hozessen üesen ;nter Folıcr erpreBG-A-;;;"; zug.unde, obwolrl der t 5. Pa-ragraph der An ıi-Fol teı-R.on,"nti on. j i" 

"ni";s-;;. 
i;i;ş ;r"h"ron j;; i;k;'*" iai".-ung unterzeichnet wurde, dies ausdrücklich verÜetet.

Aus all diesen urıd weiteren Gründen hıben wir die Initiative eıgriffen, die Menschenrechts-verıe-ızu ngen fuı.de; Tiirkei und das despoıiscne Folterre!;me vo-r einei inıernatı"-i u"*u-ten Jury anzuklagen, um die Veılunguns weııerer TJei'uiieile und di" E;";J;;;*;i;;Menschen unter Foııer durclı die Sciafiung 
"in", 

ı"t"in"iıonı;;ailti;;;iliJş.",liİrİ;-
dern.
zu den zielen des Tribunals gehören:
" Alle politischen._juristischin und leqlslativen unterdriickungsma8naiımen des Regimes inder Tiirkei international anzuklagen un? zu verurteilen-.--'--
Europaweit das Regirne_in der. İ inl.e_i aurzurora.rn'İ-lne Aınnestie fiir alle potitischen Ge_ıangenen zu erb§ss€n. die Todesstrafe abzuschaffen und mit allen r..-"ri*'iri"i*ı,ir-rechtsverletzungen SchluB zu mıchen-..''

wir möchten sie an dieser steııe auch übeı den Ablauf des Tribunats informieren. Die An-
!ıa.ge _wir_d in 7 Thenıenbereicheır von 7 K;il;io;;;1'orbereiıeı, in denen seiı einipeız€it veffoıgte des tiirkischen Regırıes gemeinsam milğ;p";;;i;;.i;i,;;iili;;;il;ğ;
reiten. Die Theınenbereiche sind İolenj,e:

'. §*'İ#grrareiheiten 
der poüĞhen Betötigung. Meinunş- und Organi§erunşfreüeit,

2. versuch der vernichfunc der politischen opposiüon und gesellschafılicher Gruppen:
^ 

Fotter,_ Hinrichfu nçn, MaisenprÖzesse, VerschİJrınJu-iİ ğxlr"nı"n 
"t".J. İresondere Unıeİdribkung der Frıu in der Ttirkei

4. situaıion der sewerkschafiliclren Rechte und Freiheiten, hoz€sse gegen cewerkschaften.Un_terdrirc_kungvÜ8nahmen im oııJunşueiıcı,' rrd a"iİÜı,*nuır"t
), Mın<lerheitenpoüti! des tiirkischgı sıaaıes aın Beispiel der kurdischen Nationo. U€seız[cne Urundıasen der.staaılichen Represion: die Verfassung von 1982, die Institu-liona|_isierııng des nch -dern Miliüirputsch 

".i;hı"ı;; İ";;7. Miıitiiı- und Polizeihilfe an den turkische. st""a ;;e;;;en Bedetung fiiı das tiirkischeRqgime.

In_den obengczihlten Theınenbereichen werden die kommissionen die praxis und die pesetz-
lichen Grundlagen fiir diese Praxis in der Tiirtei mıt ıniernauo;i;;ffi;;n.ı"İ"İr":6;;
Anklagesciriften gegen das tiiıklsche Folterregime *"r;;;-;;;;;;;;i;i;fr ü.;il'f;:rechtsdekleıationen, zusatzprotokolle und -ınti-Foiterverei"b;;;;g;-;;;;";;ı,ü;;.

-2-
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Naclı dcr Verlesung der Aııklageschriftcı,ı werdcıı zu jedcııı Thcıı,ıa 2-3 Augenzeugcn ilrrc
Erlebnissc bericllten. Z.B. Giiltekin cızio_q|u. V<.ıısilzcnder dcr Yerbolenen Lehrcryewerk-
sclııfı T()I]-DER zrıır,ı Tlıeıııı "Rcprcssitıncıı gtgcn dic Gcş cr\ıclııfıcıı " spreclıeıı. -

Dic inteİnıtionıl bcsetztc Jury wird siclı ılııııı ciıı Urleil bittlcn und dicscs Urteil über einc
pressck 

r_ı nfcreırz iıı IJonıı uırd l]rüssel der lfeltöffcnıliclıkeiı n]i(ıcilcn.

-7-

Das lnternaıionale Tribunal gegcn das Regiıne wird voıı ulıterschiedlichsten Krdften. Eiı-ızel_
pcrsonen. Paılımeııtaıiern, Anwölten, Schriflstellern. fuzlen elc. aus der ganzen l!elt unter-
stützı. So gehören zu den aufrufenden Orgaııisationeıı untel anderen: Republiianischer An_
wlltinı,ıeı,ı- und Anwalıeverein e.V.. Medico lnlernationxl. Vereinigung denıokratischer Ju-
ristinneıı und Juristeıı e.V., Gesellschaft fiİ bedrolııe Völker e.V. , DGB- Deutsche Postge-
weı_ksçlı_af!, Association Belge des Jurisles Denrocraıcs Belgien, funnesty lnlernational UÜı.
Ttirkei Infonıation, viele tiirkische und kurdische orgınisationen und vercine, die crünen
im Bundestag, IGMetall Ulm, viele Buclıhandlungen, viele Organisationen aus der 3. Welt,
vielen weiteren europ_dischen Organisalioıeıı abeı auclı Organisationen und Eiruelpersoneıı
aus Australien, den USA etc...
Diese sind nur einige der Untersıützer des lnternıtionalen Tribunals. Die Zahl der Unterstüt-
zer wird tagliclı mehr.

NUN MöCHTEN tl'I R StE BITTEN, UNS It{lTZUTElLEN. OB ES IHNEN A]\t l0. und t l_
DEZEMI]ER l9'88 MöGLıCH WARE, ALs JURYj\1ITGLıED A]\, TRIBUNAL TEILZU-
NEHI!1EN. }vir witden uns selrı freuen, baldmöglichst eine Anııvort zu erhalıen, da unsere
Vorbereilungen in vollem Gange sind-

I\tit freundlichen Cr(iEen
Koordinationskonıilee des Tribunals gegen das Regiıne in der Tükei
kontaktadresse:
R. Hasselbring
Postfach 9l0843
3000 Hannover 91

. Tel: 05 | 1-2lO20O7

ıİ !a*+* *t + *:l +* l** *,ı:i +*

Ps: In der Anlıge beiındet sich der Aufruf zum Internationaten Tribunal. Das Datuııı ist lei-
der falsch. Das Tribunal wird wie schon erı.ydhnl anı l0. und ll. Dezember 1988 stattfin-

den. wir schicken abet den Aufruf trotzdem an sie nıit.

(/lıbı-. l ÜwP ao',1,'*)

? §"L-4, (W"t + ıı v-t"

e|, l,ı ı- ı ,L ; ı,+ l,h ,

- Mı(
J7 T,ltgl d,ırın(," S

ş ğ. $ıitff'

Das Inlernationıle Tribunal wird in Bonn oder köln stattfinden.

o1. u,vo I
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TÜM PABTİ ÖRGÜTLERİMİZE

Değerli Yoldaşlar,

10-1'l Arallk 1988 günlerinde FAc'nin Köln kentinde "12 Eylül rejimine karşl uluslararasl mahkeme" topİandl.
Biz başlanglçta TlP ve TKP olarak sonrada TBKP olarak bu girişimi doğru ve yerinde bularak destekledik,
hazldlk Ve koordinasyon komitesinde yer aldık. Düzenli olarak koordinasyon komitesinde Devrimci lşçi -

KKDK , MLPD-Rizgari- Bochum, Herne ve Hannover yabancılar dayanışma girişimiIeri, Asyl e. v.
Hildesheim örgüt temsilcileri yer aldllar.

Koordİnasyon Kom|tesinin, Uluslararasl mahkemeyle ilgiIi çtkardlğl çağrlya çeŞitli ülkelerden çok saylda
tanlnmlş kişi Ve örgüt imza atİl. Böylelikle girişim, Uluslararasl amaclna ulaştl, ancak Heinz oskar Wetter,
Ernesto Kardinal, Jürgen Roth Ve server Tanilli gibi lan|nmlş isimlerin davetiyede yazıldığı halde jüri üyesi
Veya uzman olarak mahkemeye katllamamalarl Mahkemenin kamuoyundaki etkisini zaylllatmlştlr,
Mahkemeye Türkiye'den de ilgi Ve tepki çok yönlü olmuştur.
ANAP'll resmi çevreler mahkemeyİ "tarafslz değildir" diyerek karalamaya çallşmtş, sHP içinde belirli

çevreler mahkemeyi ve geceyi desteklerken, SHP yönelimi 3 Milletvekilinin katılımını engellemiştir. lHD
mahkemeyi desteklemiş, diğer sol örgütlerde ya ilgisiz kalmlş, yada eleştirmiş "pasifist" nileleme ile görüş
belirtmjşlerdir.

Koordinasyon Komitesinde bulunanlar açlsündan önemli olan, değişik görüşte politik örgüt temsilcilerinin
belirli konUIar üzerinde oluşan 7 komisyonda politik belgeler üzerinde anlaşabilmeleri Ve bunlarl -kollektil
bir çallşma sonunda- iddianame- gerekçe şeklinde mahkemeye sunabilmeleridir. Bu belgeler. kapsamlnda
yapIlan tesbıtler Ve yükseltilen istemlerde hem kalIlan örgütlerin kendileİini bulabilmeleri sözkonusudur,
herrıde bu islemlerin geniş demokratik yelpazenin onaylnl alabilecek nilelikte olduğu görüümektedir.

Bu açıdan sergilenen lavlr Ve orlaya çlkan ürün, sol güçler araslnda poIitik kültü(jn gelişmekle olduğUna
dair önemıi bir işarettir.

Yoldaşlar,
Bu ÇahŞmalarda,
kendi eksiklerimize eleştirisel bir gözle baktlğ|mlzda: Bir yll gibi bir süre içinde koordinasyon Ve komisyon
toplantllarlnda değişik yoldaşlar partimizi temsil etmiştir. Bunlar araslnda görüş Ve deney allş Verişi slnlrll
olmuş Ve koordinasyon toplantılarlnda yoldaşlarımızda bilgi boşluklarl doğmuştur. Biz kurulan 7
komisyondan 6'slna kalllmayl üstlenmiş olmakla birlikle ancak 3'ünde yer alabildik. Hazlrllk döneminin Ve
mahkeme organizasyonunun ana yükünü Devrimci lşçi yüklendi, ilişkide olduğumuz kişi ve kuruluşlan
koordinasyon ve komisyon toplantllarına, mahkemeye çekme yönünde gereken çabayl yeterince
gösteremedik. Ayrıca üst düzeyde bir parti yöneticİmizin mahkemeyi izleyememesi önemli bir
eksikliğimizdi.

10 Afalık insan haklan gecesinin örgütlenmesinde'de önemli teknik eksikliklerde oldu. Gecenİn hazırlık
komisyonunda 6 örgütten oluşan Ve bU komisyonda temsilcimizin bulunmaslna rağmen bu eksikliklerimiz
oldu. Salonun tuiuImasl eylem birliği yaptığ|mlz örgütler taraflndan üstlenildi. onlarln Verdiği bilgilere
(örneğin salonun kapasitesinin 2500-3000 kışi olduğu - ayrlca salonu seslendirmek için kiralanan şirkelin
ses mühendisinin salonun 2500 kişilik kapasiteye göre ses cihaz| gerektiğini belirtmesine) inanarak,
temsilci yoldaşlmlzün salonu görmeyiŞi. Bizimde yönetim olarak b(iyle bir istemi kendisine belirtmemiş
olmamız dar bir salonda 3000 kişinin bir araya gelmesiyle de gecede önemli bir kaos yarattl,

BU bağlamda yüzlerce kilometre uzakllktan büyük masraflar ederek geceye güç katmak Ve izlemek için
gelen yoİdaşlanmüz Ve yandaşlarlmlz, haklı olarak parti yönetimane eleşliriler yöneltliler- BU eleştirilerden
biride yeni yol'un 24. saylslnda yaylnlandl. Gecenin içeriği konusunda da parti örgütlerimizden değişik
eleştiriler geldi, programIn içeriği, sanatçllann sahnedeki lavn V.b. eleştirilefdi bunlar.

TÜm bu eleŞlirileri değerlendiren FAC Bölge Komitemiz, FAC Bölge Konferansı'nda okuduğu raporda
beıirttiği gibi, geçtiğimiz dönem içinde Bölge Komitemizin kendi içinde somut görev taksimini yeterinci
gerÇekleŞtirememesi, uzun bir süreç Sol ile ilişkiler Ve Dayanışma alanlnln sorumluluğUnu yönetim içinde
FAc Bölge Komitesi sekreİerinin üzerinde kalmasl Ve bU göreVinde gerektiği gibi yerine getirilememesinin
sonUcunda, yUkanda saydlğlmlz eksiklikler pratiğimizede yanslmlştlr.

FAC Bölgekonferans| hazlrllk süresince Bölge komitemiz, Bölge komitesi'nin yapls! üzerine uzun süre

8.02 . 1 989
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lartlşmlş Ve 4-5 Şubal tarihlerinde yapllan Konteranslmlza somul görev alanlarlnl içeren Ve önümüzdeki
dönemde bu gibi eksiklikleri asgariye indirecek, bir yönetim organl oluşturmaya özen göstermiştir.

Sonuç olarak: llk kez gerçekleşen bu eylem türü tam anlamlyla hedefine Utaşmamakla birlikte, eylemin
sonucunda yapllan değerlendirme toplantlslnda, koordinasyon komitesinde yer alan örgüt temsilcilerin
hemen hemen hepsi bir y|lllk ça|lşmantn olumlu bir bilançosunu çlkartmlş karşll|klü güVenin arttlğlnl
belirtmiŞlerdir. Özellikle bizim Devrimci lşçi hareketi ile hemfikir olduğumuz önemli bir saptamada, bUndan
böyle daha geniş bir yelpaze içinde eylem birliği çallşmalarlnl yürütmektedir. Klsacasl, özellersek:
ADlMLAR'ln 2. saylslnda Kutlu yoldaşln belirttiği gibi " işte şimdi bu ikinci etabln içindeyiz" Kutlu yoldaş
devamla şöyle diyor: "neye karşl birlikte" "ne için" yada "nasll bir demokrasi için" birliğe geçiliyor. Kanlmlzca
sözkonusu eylem bu ikinci etaba uygun gerçekleşmiş, nitel olarak ileri bir adım olmuştur.

YoldaŞlar,

Bugün ülkemizde larklı politik güçler toplumumuzUn, politik, ekonomik, sosyal Ve kültürel sorunlarlnl analiz
edip tarkll Ve benzer çözüm yollarlnl göstermekle birlikte, tüm bu alanlan kucaklayacak bir çaIışma
yürütememekıedir, Örneğin, politik alanda somut durum bU gerçeği net bir şekilde yanslttyor. Bir örgüt
kendisinin saptadığl önem derecesine göre "genel af" sorununu politik çallŞmalarln merkezıne koyuyor, bir
diğeri ise "Kürt halk|na uygulanan devlet terörü"ne karşl mücadeleyi politik gündemin baş|na alıyor. sorun
burada, şimdiye dek yaplldlğl gibi önem derecesine göre birinı diğerinin önüne koymak değil, Demokrasi ve*
insan haklarl mücadelesinde iç içe geçen bu konularl büıü nleştirmeklir. Bundan böyle yürütülecek
çallşmalarda, önde olan görev bir başka örgütün başlaıtlğl bir insiyatifi yeni bir anlaylşya nitel olarak bir üst
aşamaya yükseltmek Ve nicel olarak da ona destek Vermektir.

Bu bağlamda ıüm parti örgütlerimiz Sol ile ilişkilerde İaaliyetlerini yeniden gözden geçirerek , eylem birliği
olanaklarlnl araşttrüp sol'daki geniş yelpazenın olabildiğince genişini kapsayan bir perspektil içinde
"Demokrasi ve lnsan Hakları" temelinde pratik laaliyellerimizi planlamallylz.

Yoldaşca selamlanmlzla

FAC Bölge Komitesi. a
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NIauritiussteinweg 59
5000 Köin 1

I} u n des r e p ub li k D eıı t s clıl aııd

ANKLAGESCHRIFT İ
UND BEGRUNDUNG ZUM THEMA:İ

!
ıRechtliche Gruııdlageıı deı- sli.ı<ılliclıe,ı Reııressit-ııı iıı der Tüıkei.İ

Die |Icr.fassıııı11 t,tııı l982,
Institutioııali.sicı,ıııılr ıl.,._" }1"o1,rr"s iıı tlcr l'iirkei !

!
Kontaklaclresse: !

lio<ır<linolionskoııı ııı il ı,ı, İ
ılı,s Iıılerııotiıınarr,ıı 71,il,ııııols r

c o R. litısscllıriııg :
Postf.9r084:] l

D,30(l(l lt6nllçl,ç1, 91 :
7cl:05l I.2lO20tJ7 !

!
Diese Anklageschrilt und dereıı Bcaıiııdung uııırdeıı u<ın dı,r 6. r(orıınıi§§J(,,t |)orırcreit.t. !

Datııın: 1a. und 11. Dezeınber 1988
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INHALT

I ANKLAGESCHRIFT

II. BEGRÜNDUNG

Elnleitung

Die Ausarbeitung der Verfassung

Die Abstimmung über die Verfassung

Der Wortlaut der Verfassung im einzelnen

Schlu9
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I. ANKLAGESCHnIFT
An dle Jury des Inteınatıonalen Trıbunals gğgen das Re8ıme in der Türkel
An dıe demokratischen und lortschrıttlichen krafte

An dle völker der welt

wır sınd ln der Untersuchungskommıssion "zur Verfassung Von 1982 und zur lnsİitutionali§ıeIungdes Regime§ des t2, seDtember" lın Rahınen o"" ınİ"İn"ti.nalen Tılbunats gegen das Regıme in derTürkei zum folgenden schlup gekommen:

Die türkische verfas§ung von l982 entsprtcht in der Art und welse, wie sie vorbereitet wuıde, vonıhrem Inhalt, threi PhilosoPhie und ihreı P."*İ" ı,", eİner autoritğren, faschisti§chen und in jederHlnslcht antı -demokratischen staatsordnung. Diese v""İ.""rng sowıe da§ von dleser Verfassung 8e-schützte ReElme des 12. september ıvıa"ısirecııen i-noıeg"na den Prınzıpien der Demokİatie ılrı(ıdem Verstğndnis von Freihelt als gemeinsame; ;.;;k; und Gut der Mgn..hlr.., und müssen daherverurteılt werden.
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UNSERE GnÜNDE FÜR DIESE FORDERUNG:

1

Dıe verfassung von 1982 ıst ihrer Philosophte, ihrem Inhalt und den von ihr dem staat übertrage-
nen Funktıonen nach ein vöılıg anti-demokraİisches Gesetz. wehrend Verfassungen, die über demo-
kratlsche Etgenschaften verfü8en, die Grundrechte und -freiheiten, die Individuen und Bevöıke-
rungsgruppen gegenüber dem staate schützen, schützt und sterkt die verfassung Von 1982 den
staat geienübei indtviduen, Bevölkeİungsgruppen, Grundrechten und -fretheiten und demokratischer
Entwıcklun8.

Die Abschnıtte von Artikel ı2 bıs Artiket 75 der türkischen Verfassun8 betreffen die Grundrechte
und -freihelten. Eın GroBteıt dieseİ Artikel betrifft dıe Frage, wle demokratische Rechte und Freı-
hetten eıngeschrenkt werden können. Etn elnziges Beıspiel dürfte au§reichen, dıes zu beweisen: In

Arttkel 25 der verfassung der Generğ,Ie wird gesagt, daB "jeder Meinungsfre iheit hat und seine
Meınung aılein odef gemelnsam mlt anderen ın wort, Bild, schrift oder auf anderen wegen Verbrei-
ten darr". ın Artiket 26 derselben verfassung aber wird dıeses Recht sogleich einschrenkt mit der
Formel: "zur Verhınderung von straftaten kann dleses Recht eingeschrenkt werden."
wie man sieht. sprlcht die Verfassung von 1982 zunechst von der Exıstenz und Vom Gebrauch von
Rechten und Freihetten, gleich darauf aber verhengt sie dıe EinŞchrenkung und das Verbot dieser
Grundrechte und -freıheiten "mit dğm ziel der Verhlnderung Von straftaten".

Diese Logik. dieses Verstendnis herrscht gleichermagen bei allerı anderen ArtikeIn, die Meinun8s-
und organisationsfreiheit. Pressefreıheit, Versammlungs- und Demonstrationsfreıheit sowie andere
Berelche betreffen.

Das Hauptziel der Verfassung von l982 ıst die schaffung von apolitischen IndiViduen und einer
apolltischen Geseltschaft. Nach der verfassung der Generele ist den Menschen nur eine Möglıchkeit
der poliIischen Betetigung erlaubt: nemltch die stimmabgabe bei Wahteıı. Die Artikel der Verfas-
sung, dıe Gründunsen von politischen Parteien betreffen (Artıkel 66 bis 75), haben eineİı lnhalt,
der Parteigründungen zu einem getğhrlichen spiel macht. z.B. ist den Parteien verboten, zu Verei-
nen, Gewerkschaften etc. Beziehungen aufzunehınen. Die überlebenschance der politlschen Parteien
hengt vötttg von der Exekutıve ab. Der ceneralstaatsanwalt der Republtk, der Vom staatspresiden-
ten eınannt wird. hat die Macht, Parteien ın jeder Hinsicht zu kontrollleren ulıd deren schliegung
und Verbot zu verlangen,

Daneben sind dle Bewerkschaftllchen Rechte und Freihelten von der Verfassung selbst einge-
schrenkt. Die betreffenden Artikel der 'Verfassun8 sınd volt von Einschrenkungen, die streiks
verbieten und dte Arbeiter an der Gründung von Gewerkschaften hindern. Die Verfassung der fa-
schistischen Putschgenerete verstö9t auch 8egen das Prınzıp der Gewaltenteilung, das den "bür-
gerlichen staat" eu;macht und eln Merkınal der bürgerlichen Demokratıe lst. Dlese Verfassung lst
Jin einziges Dokument zur Erweiteıung der Machtbereiche und Befu8nısse der Exekutive, wehrend
die Vollmachten der Legıstatlve und Judtkative eingeschrğnkt werden. Eın Kennzeichen für den
drastlschen Machtzuf,rachs der Exekutive ist neben der schaffung vielor Institutionen, dıe vom
gewğhlten Parlament nİcht kontrolliert werden dürfen, dle erwelterten Befu8nisse des staatspresi-
denten. Die wesentılchsten möchten wır hler nennen:
Der staatsprasident hat dte Macht,
- die Nationalvefsammlung (das Parlament) zu elner sttzung eınzuberufen, wenn er es für nötig

helt,
- dte Natlonalversammlung eufzulösen,
- den Ministerrat zu einer sitzung unter seınem Vorsitz elnzuberufen,
- den vorsltz im Nationalen sicherheitsrat einzunehmen,
- den Notstand und den Ausnahmezustand auszurufen,
- den Krie8 zu erklaren, ln andeıe staaten strettkrefte zu entsenden oder strettkrafte anderer

steaten zu empfangen,
- btleterale Abkommen mlt anderen staaten abzuschliegen bzw. zu bestğtlgen,
- verordnungen mıt cesetzeskraft zu erlassen,
- unter den von der Nationatversammlung verabschiedeten Gesetze dieJenigen ın Kraft zu setzen,

rlie ihın geelgnet er§chelnen, und dieJenlgen zurückzuweısen, dle ihm nicht 8eel8net eıscheinen,
- gegen verfassun8senderungen seln veto elnzulegen,
- elne Amnestie zu verkünden oder Be8nadıgungen zu verfügen,
- den Mint§terprğ§ıdenten und seıne Mlnıster zu ernennen,
- den General§tab§chel zu ernennen,
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- die Rıchter und staatsanwelte der organe der höheren Gerichtsbarkelt zu ernennen,
- den Voısitzenden und dte übrigen Mltgliedea des staatskontrollrates zu ernennen,
- die Unlver§ıtğtsrektoren zu eınennen..,

Dleses system lst, "ohne de9 es so bezeichnet wğre, in allen seinen Elementen ganz klar als 'Füh-
rersystem' gestaltet" (Taha Parla). Der Putschgeneraı und derzeitige staatspresldenİ Kenan Evren
hat noch mehr vollmachten, aber die von uns oben aufgezğhlten reichen schon aus, um dıe Aussage
zu trelfen: Die Verlas§un8 von ı982 dient zur Institutionalisierung des Re8imes und seiner Hlerai-
c hle.

Auperdem ıst die türkische verfassung die etnzige, die ausdrücktich eine sprache verbletet. A.ti-
kel 48 der Verfassung von 1982 lehnt die Existenz der kurdlschen Nation in der Türkei ab und
verbietet deren sprache. Auch ln Bezug euf die Rechte und Freiheiten der kurdischen Nation ist
die verfassung der Generale antt -demokıatısch.

zu§ammengela9t;
Die verfessung der Generale von l982 beinhaltet eine Philosophie, dle nıcht auf den schutz und
dıe Entwicklung von Grundrechten und -freiheiten zielt, sondern darauf, deren Gebrauch mög-
llchst unmöglich zu machen, und somtt auf dıe verhinderung der Bete[llgung unrl rter demokrati-
schen Entwıcklung.

Auch dle Art und weıse, rııe die Verfassung von l982 vorbereıtet und v(,rabschiedet wurde, ist Völ-
lig antl -demokratisch. Diesğ Verfassung wurde von einem von der Junta elngesetzt€ü-ı 6remium na-
mens "Beratende versammlung" vorbereItet. Dlese sogenannte Beratende Versammlung hatte nicht
dıe Funktıon, unabhengig eine Verfassun8 vorzubereiten. Die Beratende Versammlung hatte nur die
Aufgabe, dem vom Nationalen sich€rhettsrat (so hieo die Jülnta damals) vorbereiteten Entwurf zuzu-
stlmmen. so geschah es auch.

Auch das Referendum zur Verfassung ım November l982 fand in eıner situation taı_ısendfach ver-
hengter verbote und staatlicher Repressıon statt. Die Junta verbot dle Propaganda ge8en den Ver-
fassungsentwurf und erklğ.rte dlese zil einer straftat. Dte verfassung von ı982 wurde In einer
situatıon, in der es überhaupt keine politischen und demokratischen organisationen gab und den
Verfassun8s8egnern keın Rederecht gewehrt wurde, mit 92 % der stımmen "angenommen''. Daneben
gab es den zwang, sıch durch stimmabgabe am Reteaendum zu betelligen und praktisch mit "Ja" zu
stimmen. Auch die Höhe der Ja-stimmen kann die anti-demokratjs(:h e Art ıınd weise der Vorberei-
tung des Verfassun8sentwurfs und des Referendums nicht verdecken.

Die institutionelle Struktur uDd die Funktionsıeise iles Regines ales 12. septenber nachen es zu
einer İaotreniıigkei t , iıieses Reqine zu verurteiteD.

Die Veıfassung von l982, die ein€ der 8rundıegenden Folgen des Mılıt5rputsches vom ı2. september
l980 ist, haben wir oben zusammengğfaBt dargesteltt. Nun möchten wır uns zur struktur und Funk-
tionswet§e der von dieser verfassun8 8eschützten staatsordnung euBern.

Die herv ors techen ds te Eigenschaft der nach dem Militarputsch installierten neuen staatsordnun8
best€ht darin, dao auBer einem bestimmten Kreis alle anderen gesellschaftlıchen Krefte der Mög-
lichkeit beraubt wurden, den Staat zu regieren und auf lhn Etnflup zu nehmen. In einer demokrati-
schen staatsordnung, in den kıassischen oder pluraıistischen Demokıaİien bestehen für alıe Teile
der Gesellschaft - wenn auch nur format - dte Möglichkeıt und die chance, auf den staat (die po-
ııtische struktur) Dınflu0 zu nehmen. Das Regime des ı2. september gibt aufgrund vieler Neureğe-
lun8en durch dte Putschisten nur den gropen Monopolen die Möglichkeit, den staat zu regleren,
auf ıhn eınzuwıaken und Elnflu0 aul lhn zu nehmen. Auch wenn die Klassen und schichten au9er-
halb der gropbürgerllchen Krelse durch Parteten veasuchen, auf dte politlsche struktur Einfıug zu
nehmen, ist dies nur füİ eınen sehr begrenzten Bereich möglich. Deİ Hauptgrund hlerfür ıie8t dar-in, da9 die eıgenttıchen Machtstrukturen tn der Türkeı ln Bereıchen instttutio nal ı§ 1ert sind, die
au9erhalb des Parlaments ııegen.

Entgegen landlaufiger vorstellun8 tst dte stellung des Parıaments vergllchen mit anderen staatsor-ganen ln der Hıerarchie tlefer unten an8estedelt. Die Putschlsten haben ln der hieraİchlschen
ordnung des staates wichtıge Verğnderungen Vorgenommen und demlt den Eınflug von ınstitutlonen
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auf dle natlonale Regıerung begrenzt und verrlngert, die eın Ergebnis des systems der alıgemeinen
wahlen slnd. so unter§tehen z.B. vlele organe und lnslitutlonen wıe die Armee, der Natıonale si-
cherheltsrat, der staat§pres[dentenrat, das Amt des staatsp16sldenten, der İıohe schıedsrat, der
Hochschulrat, das TRT (sİaatllche Rundfunk- und Fernsehanstaıt), der sta8tskontrollrat, dle Gou-
verneure, dıe Krieg6rechtskommandantur, dle staatssicherhe its - und die Mititer8erichte nicht der
Kontroll- und Befehlsge,waıt de§ Parıament. Es rührt direkt von der verfassung von l982 her, dag
des Parlament überhaupt keinen Elnflup euf dlese Institutionen haben kann. Es sind die genannten
Gremlen und Institutıonen, dle das gesells c haftl ıche und staatliche Leben bis ins Detail kontrollie-
ren und ıenken.

zu vıelen wlchtıgen und wenlger wıchtlgen Fragen heben ın der Türkei nlcht gewehlte Personen
tınd Institutıonen da§ erste und letzte wort, sondern Verschıedene organe, dıe nicht dem system
der allgemeınen wahlen unter§tehen, aber eben als Teil des staates institutıonalisiert sind. Dies
wlderspri.ht dor Fırnktionswelse und struktur demokratlscher staatsordnungen, Die putschisten
h^ben den staat formal, aber auch pıaktısch der Elnflugnahme der Mehrheit entzo8en. Dtes Is! dle
Haııpte'8enschaft des nach ır,lo Vor besteh(-.nden Syslems in der Türkej.

rir fordern iıie uitğıieaıer der irury iles Internati|)nalen Tribunals auf, die europaischen Lğnder
§owje deİıokratiscbe Einzeıpeİsonen und organisationen dazu aufzurııfen, in dieser Richtung-
schri i t e zu unternehııen.

5

Diese tle(:htzentren, dio hinsi.htııch ıhrer Reglerungsmethod ü) und -philosııphiP atütori[ere, repressı-
Vo, restıiktive und faschistjsehe Merkmale ırufweiseıı, sind die ğı8entlicben ıınd le:ılen ofgane der
staetllchen Herrschaft. Die dllrch wahlen entstandenen Institutionen wip (llrs paflıiment, die kom-
m una ]verwıl tuİıg ete. spielen in üier Aıısübung der Reglertıngsgewalt eine sekundlir,) R.)l]c.

zusammengefapt:
Die demokratjschen Merlınalc. dl(| man in Vielen Lendern der welt vorflndet, sind beim Regime
des l2. september niehİ ge8eben. Für dieses Regilne llabeı, demokİatische Prinzipien keinerlel Be-
deırtlıng. Es ist not,üendig, (las Reglme de§ 12. September, das hinsİchtlich seiner insıiIutionellen
und strukturellen Merkmale einen fasi.hlsıisohcn charakter hat, mit se[ner Verfassı,ıIı8 und ı1ll
selnen zusamrnenhengcn abzı|lehnen und zu verurtelIen, In dİcsem 7ılsammenhang ll()tr:ıchten wir
es als elne demokratische Aufgnbe, dafi alle demoıiratischen Elnzelpersonen ırİrd Xİefte sowie in-
ternatlonale demokratlsche organısationen dafür eİntret.eıl, dap das Regimc des l2. september in
a]l sclnen Auswlrk,.ınqen lını] ııii all seliren rnstıtutlonen abgeschafft ,ıjrd.
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II BEGRÜNDUNG

Eınleitung

Der charakter der Herrschaftsform eines Landes bestimmt sich nicht alleln nach der verfassungdes betreffenden Landes. um die jeweilige Herrschaftsform richtig herauszuarbeıten, muB man miiden Rechtsinstitutionen des Überbaus, der die Verfassung mitbeinhaltet, zugleich die Gesamtheitder ökonomischen, sozialen, potitischen, kulturellen usw. strukturen des LandeS in dıe Untersu-
chung einbezıehen. Deshalb muo sich eine ljntersuchung aller Dimen§ionen einer Varfassıın8 auf al-le Dimensıonen des 8esellschaftlichen Lebens insgesamt erstrecken. Doch bteibt unsero schri|t in-sofern von begrenztem Umfang, al§ verfassungen für die Formung des juIistischen überhaus eines
Gesellschaftssystems mıt am wichti8sten sind und zu8leich unser Thema speziell 'die Verfas§ı]ng derTürkei von 1982' ist. Deshalb werden hier andere crundelemente des gesellschaftl ichen Lebens nur
dann angesprochen und behandelt, wenn das für die Erarbejtung der verfassungsfrage erf(,rderlich
i st.

vor der Verfassung von 1982 hatte die Junta - oder wie sie offizielt hlep: der Nationalp siclr(rİ-heıtsrat - das Haupt8erüst des von ihr für die Türkei anvisierten Ges jllschaftssystems bis inskleinste Detail festgelegt. Dıe Verfassuıg Von 1982 ist nichts andeıes als die Ausformulierrr n8dleses vorher festgete8ten systems iır Gestalt cınes Grundgeset.Zes, Die Gesetze dieses vor derAlısarbeitung und dem Inkrafttreten der Veİfassung gtısclıaffenen "Gesellschaft§modells,, werden ınder Türkei gemeinhin als "die Gesetze Vom l2. september'' bezeichnet. l_Ind eben diesen '.Gesetzen
Vom l2. SePtember" wurde durch den übergangsaıtikel ]5 dcr Verfassung ejn lmmıinitats§tatus ver-liehen. Ihr Immunitetssİatus erlalIbt nicht einmal die Behauptung, rliese Gıısetze stiinden im wi-
derspruch zur Verfassung. somit ging die .lunta Von Anfan8 ai davon aus, dap ihre ce§etze einl(ljttim widerspruch zu ejner Verfassung stehen könnten, dcren crıırüd]agen sie !rell)sl Şchaffen wi]İ,len;mit dem 8enannten Artikel sichert sie sie d.ıgegen ab. Andererseits ist auc]r viil!ig klar, ulelch._.
Unsicherheit in jegllcherlei Gesetzeswerk Iiegt bzw. liegen wird, Ein|nel abgesehen davon, dar, hieı.gesetzestechnisch Artikel in einer ıJerfasstrng abgesi(]hert wurden, die im Widetşpr,-l,:lt zu ihr ste-hen, ist es sch]icht ]achhaft, iiberhaupt von der Existenz eines "Verfassungsret,hİes" zu rQdetü. Unddas ist nur eine der tragikomischen seiten des "Regiltles Vom 12. september" ur]d Seiner \.erfas-
sung...

Die Junta erklaı'te, mit der Abstimmung über die 82'er Verlassung habe sie ,,den Prtızep des über-gan8s z].ır Demokratie" initiiert. D.h. Jedoch im Grunde, dag die MiliterJunta und das Regime des12. september verfassungsmepig abgesegnet wurden. Da§ kommt in allen Dımensionen deJ gesell-
schaftlıchen Lebens i,n der weıse zum Ausdruck, dap dıe Grundsetze eines "faschisti§chen Millterre-gime§" instltutionalisiert und somlt auflechterhalten werden. ohnehin hatte ja bereits am 12.september 1980 der Chef der Junta Kenan EVren höchstpersönlich erktert, ihr ziel sei es, ,,...
nachdem wir in angemessener F'rist ein Gesetzeswerk efstellt haben, das keinen neuen l2. Septem-ber provozieren wird, erneut eine zivile Regierung zu bilden...''

Mit sicherheit ging die Junta nicht auf eigene Faust und nach eigenem Gutdünken vor. Die Inter-essen, die der lmperiali§mus und die usA im Mittleren osten und unserem Land haben, machten inder Türkei "die Intervention Vom 12. September" und das mit dem 12. september geschaffene ,,Ge-
sellschaftsmodell" notwendig. An den nach dem 12. September gefestigten und weiter au§gebauten
Beziehungen zwischen der Türkei und den UsA zeigte sich noch klarer, dag die USA Von den Mili-terregimes in den Lendern der Dritten welt leichter konzessionen erhielten. was haben daneben,aus unseıer sicht, die Reglerungen der "demokratischen Lİnder Europas'' Von ihrer der Junta und
dem Regime des 12. september von Anfan8 offen und Verdeckt geu,ehrten Unterstützung, bzw. wasbeweist sie? Wöhrend diese Regierungen einerseits lhrer eigenen antimilitari§tischen öffent]ichkeitgegenüber erklğren, "gegen Militörre8ime" zu seln und "sie nicht anzuerkennen,,, erhalten sieandererseit§ mit "Milı,törregimen" ın der Türkeı und anderen Landern offen oder verdeckt potİtische
und wirtschaftliche Beziehungen aufrecht. Mit zweierlei MaP messen die Regierungen europeischer
Lender die unterentwickelten Lender und dle Türkel, auch darin, rlap sie davon ausgehen, dleVölker dieser Lender selen einer Demokratj,e wie ln Europa nl,cht würdig; für sie reiche gec,isser-
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Einer der Gründe für die "Notwendıgkeit" des "Gesellschaftsmodells Vom l2. september" lag darin,
dap das Monopolkapital der Türkei die Ausbeutung stetgern wollte, dies jedoch nırr in einem derart
repressiVen, die opposition in der Gesellschaft mundtot machenden Umfeld möglich war. "... was
auch immer das Monopolkapital vor dem 12. september Verlan8t haben mag - der neue Verfas-
sungsentwurf beinhaltet atles - und mehr ..." (Prof. Server Tanİlti in der zeitung 'cumhuriyet' Vom

18. Au8ust ] 982)

I. Die Ausarbeitung der Verfassung

Bl]trachtet man rlİe Gcsc}|ichte der Verfassungen iıı ılrlr welİ el.,r"as Benauer, stellt man fest, dag im

all8emeinen dje jeweiligen verfassııngen naclr Regıerr.ın gswechse]ıı, l_-mstiirzen ılnd ReVo]utıonen ab-
gein,iett wur,lor,, ın ,ter Türk.i ist eine "Machterglei fl ı ng dı.ırchs Milifer" elWa a]le 1o Jah]'e schon
iıır Trarlition geworden_ Und atıs dieserr. Grundc ıst jedenfalls in der Tiiükei Zur Tra(]ition g.]wor-

den, dap es ılle 1o Jatıro elne abgeğnderte oder gar einc ganZ ıeılc Vııı,fassı_ıng gibt.__

I)ie ,,militerische Interveıtion" deS 12. seI)1(]Ilıber !980 lınterscheidet sich VQı ılen voı'h er8elrenderı
i\ Bezj.)B auf ihr ziel eines "Gesellschaftsmodells" §(,wie dırrch die Voı,b|reitungen ı.ıırd die Ent-
sı.hlosstlnheit z]]r EIreichung dieses ziels. ivalche den Faschismus befürwort4nden l]zw, stützeIIderı
Kfafie aııs dem In- und Ausland die InterVenl.ion des ]2. september l98o bewerkstelligten, ist
drırch zah]reiche in der TiirkOi erschiü)rıenetl l,]ntcrsuchungell, Foısctrungen und pıjvatdokumente

?.an./, klar herausgearbeitet woİden. Das geht dann s.hon in eine t]ll[ı!rsuıllıuıtg der türkischen Ge-
İchicht,e z_u diesem vorgang über. Herausgestellt hat sieh jedenfalls folgendes: Die Intervention des

12. september ist von gewlssen "zentren" im In-und Ausland in den Jahren l975/76 geplant worden.
Und zıvar derart, dap etwa dle Aufzelchnungen des damaligen Generalstabschefs Kenan Evren 1978

unter dem Titel ,'Erlorderliche Gesetze" deren loa aufzahlen. (\'gl. dazu YalçTn Doğan, Dar sokakta
Siyaset 1980-83, vertag Tekin, 5. Aufl., lstanbul, Febrüar ı986.) welclre daVon verfassun8sartikel,
welche ,,Gesetze des ,l2. september" wurdeıı, ist unerhebllch. Denn zum einerı bilden sıe ein inein-
ander verschlungenes Ganzes wie ein knii,ııel, 7um andern haben die Gesetze der.Ilüntazeit durch
verfassung ,,Imnunitat,, erlangt. solchermapen gesetzgeb erisch - verfassungs rrı epi g gerüstet und vorbe-
reitet, ergriff die Armee am l2. september 1980 die Macht-"

1. Der aupere Rahmen und der innere Kern

Die Vorbereitırngen, wie wir sie eben geschildert haben, traten nun mit dem 12, september in die
Umsetzungsphase ein. wenngleich wir uns schwerpunktmepig bei der unmittelbaren Untersuchung
ıles wortlalits der Verfassııng damit zu befassen haben, ist schon jetzt hervorzuheben: Mit dem l2,
september haben in eıner Ğ den "klassisch€n Demokratien" nicht erlebtgn lYeise Millterbehörden
auf Kosten von zivilbehörden ln breıtem Umfang Positionen an sich gerlssen und diesen zustand
institutlonalİsıert. Noch bevor mit der Ausarbeitung der Verfa§sung be8onnen wurde, verfestigte
sich in der Gesellschaft der Eindruck: selbst wenn sich das Militiir aus der Regierung zurückzöge,
hette es doch in thr das letzte l[ort.

Auf ökonomischem Gebiet ist allgemein anerkannt, dag gleich nach dem 12. september unter der
zustendi8keit des heutigen Mini;terpresidenten Turgut özal die übertra,ung der Geldmittel und

Profite von den unteren unrl mtttleren Einkommensschichten auf das Monopolkapital in Angriff
genommen vrurde. wahrend auf der elnen sette die Reaıeinkommen der Arbeiterk].esse und der übri-
ğen Werktatigen stendlg gesenkt wurden, wurden auf der anderen seite durch Fördermagnahmen-
liwa oie Hoc-hzinspollttk oder die Politik im zusammenhang mit dem streit zu'i§chen Banken und
prıvatbankiers - die Monopolprofıte extrem gestelgert. Aus sicht der werktötigen und armen Leute
sctııug sicrı das in zunehmendem Nahrungsmangel, ıvachsender Armut und immer 8rögerem Elend

mapen eine "Demokratie zweiter Klasse" aus. Diese Annahme zeigt sich klar an lhrer wirtschaftli-
chen, politischen und militarischen Hilfe für faschistische Regime. İlieran wird eine wesentllche
ıufgabe der gegen Faschismus und Militarismus gerichteten fortschrıttlich-demokratischen Krğfte
deutııch: dte öffentllchkeit gegen dle eigene Regierung wach§am zu machen, dle faschistische Re-
gimes unterstützt, die Doppelzüngi8keıt dieser Regierun8 zu entlarven, durch dte demokratischen
Krefte Druck auszuüben, mit dem dlese Unterstützung unterbunden wlıd.
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2. Die Gründungsversammlung

Die Bezeıchnung " Gründungsversammlung" i§t von der Junta ıedlgllch als Fı§sade elngelührt wor-
den. Betrachtet man Jedoch ihre zusammensetzung, İhre zıel§€tzung, İhre lnhaltliche Arbett und
ihre Kompetenzen, so lst klaI: Dİe Gründungsversammlung besteht aus der Junta und der Beıaten-
den Versammlung der Junta.

a) Dİe Junta:

sle setzte sich aus den am 12. september t98o dıe Macht el8relfenden Militğrs zusammen, den
kommandanten der Tellstreıtkrafte und dem Generelstabschef. Dtese§ Gremlum, das §ich se]bst al§
Nationalen sİcherheıt§rat bezelchnete, war dle eıgentltche Entscheidung§lnstanz bei der Erstellung
des verfas§un8sentwurfes. ohnehln hatte sle Ja, wte bereıt§ aulgezeıgt, dte Grundllnien des verfasj
sungsentwurfs bereıts vor dem 12. september vorgezelchnet.

b) Dle Beratende versammıung:

von den ı60 Mitglledern der Beratenden versammlung wurden 40 unmıtteıbaI von der Junta er-
nannt. 120 Mitglieder wurden aus leweııs drel von den Prğ8ldenten aller Reglerungsbezlrke vorge-
schlagenen Kandldaten vom Nationalen slcherheıt§rat 'ausgewehlt". wıe wır noch sehen werden,
soııte die Beratende versammlun8 vom Prlnzip her ein Gremlum werden, "... bet dem elne a]lge-
melne wahl und dle Reprğsentetion polltischer Parteien vollstğndlg ausgeschaltet waren und das
durch das MlltteIregime und Reglerun8§§tellen 'bestallt' wurde...'' (Taha Parla, Türkiye'ntn slya§al
ReJımi, Verlag onur, Istanbuı l986, s.8ı). Angesichts dessen ıst klar, dap dle Gründungsversimm-
lung, da sle durch zweılache Ernennun8 zustandekam, stch auf keln Plebi§zıt §tützte und ketne
Representanten von politischen Parteıen, Pressuregloups oder Berufsverbğnden mitşırkten, keine
Gründungsveİsammlung lm klasslschen sınne waa, sondern vlelmehr als von der Junta fe8tge§etzter
" Redaktlonsausschuo" zu fungıeren hatte.

Als ihre Vorrangigste Aufgebe waı lhr aufgetragen, den verla§sungsentwurf 3uszuarbeiten und dem
MGK vorzulegen. Dles erledigte in etwa 6-monatlger Arbeit dle Kommı§slon zur Ausarbeitung der
Verfassung, dıe sich aus von lhr ıntern gegğhlten Mıtg]ledğrn zu§ammensetzte. Doch darf marı_ slch
weder durch die lormelle Bıldung elner Kommls§lon noch durch dle von der Kommis§lon benötigte
Ausarbeitungszelt von 6 Monaten ln dı.e ırre fithren lassen. Dıe Aufgab€n und KomDetenzen sowohl
deı Beratenden versammlun8 als auch der Kommlsston zur Ausarbettung der verfa§§ung waren bl§
ins kleınste Detaıl durch dle Junta festgeıegt. slch über dlese 'Aufgaben und Kompetenzen', hın-
vegzu§etzen und so er6t elgentltch dıo Funktlon elner Gründungğver6ımmlung rehrzunehmen, ııar
ihnen unter§agt. Mıtglleder der Beretenden versammıung, dle tn der zeıt der Au§arbeltun8 der
verfassung in ınternen sltzungen über dle pollttsche Lage des Lande6 und dıe von den potltıachen
Partelen nach der Abstlmmung über dte verlassung zu erwartende Heltung ge8paochen hatten, wur-
den auf Belehl der Junta verhöıen unteızogen. Es ggb aıso dameıs ln der Türket fur eıno Beraten-
de versammlung, dıe mlt dar verİelgun8 elnen Teıt sulzuaıbelten hette. deİ Grundıegeln d6r Polı-tık ln konzentİıertester Form enthıelt, ntcht des Recht und dle Freıhett d6r "polıtt8chon Bstütt-
gungi. Dles Recht reer stleın der Junte und den Unterıehmerkrol8en vorbehılten. (s. Yılçin Doğan,
aaO.)

nıedeı... Dao für dte§e Praxls ln er§ter Lınle dıe Junta vğrantwortllch şar, wer ğo klar und elndeu-
ttg, da9 sle mlt dem übeıgang§aıtikel 16 der Verfassung rlchterltchem zugrlff entzo8en wurde.
Nach dem türkıschen sprichşoıt 'Per das Mlnarett kleuen yıll, macht sich dezu dıe nötige ver-
packung" wurde all das auf "elne ge§etzliche Grundlege" (!) gestellt: "... Die Rechtsstruktur, mlt der
selnerzeit die Türkei überzogen worden gar, wurde ln den er8ten drel Jahren des ı2. september
festgeschrleben. In deİ zeıt bls zum 6. Dezember 1983, d.h, bls zur Bıldung de8 Prğ§tdiums der
Nationalversammlung, wurden ins8esamt 596 Geğetze erlaaaen und dgmıt dem polttlschen system der
Türkeı neue Rahmenbedlngungen ge6etzt. Mögen die ln dteser zelt erlas8enen Ge§etze und son§tlgon
Vorschriften auch lm widerspruch zur verfas6ung von 1982 stehen - §le bestehen welterhln und
slnd ığeıterhın wirksam..." (Doz. FazIl saglam, Hukuk Yapislnda 12 Eylüı Tışlerİ, cumhuriyet, 9.Nov.
1987).
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g. Die Phase der Erörterung des verla§sun8sentwurfs

Nach dem 12. september oktroyierte die Junta der Geseılschaft die Meinung auf, die Ve.fassung
und andere polltische Fragen lnteres§lere den einfachen Bür8er n[cht; sich mit derartigen Dingen
zu beschlftigen, sel für ihn zu gefıhrltch. Diesen zustand schrieb der Nationale sicherheitsrat mit
selner verordnung Nr.66 vom 12. Februar 1982 durch zusğtzllch eingeführte strafma0nahmen fest.
wır zıtleren aus der verordnung:,...(ı) Mlt Au8nahme derj€nıgen, die tn den bls zum 1l. september 198o existierenden und durch
das Gesetz Nr. 2553 aulgelösten polltischen Parteıen als vor§tand§vorsltzende, stelıvertretende oder
vtze-vor§tandsvo18ttzende, Gen€ral6ekretğre, stetıvertretende Generalsekretıre solgle als Mıtglieder
des Hsuptvorstendes tğtlg weren, ..." (Hervorhebungen durch uns)
,'a) ... iolern dles vom vorsltzenden der verfassungskommisslon der Beratenden versammlung ln
schriltllcher oder mündllcher Form vertangt wurde ..." (İlervorhebungen durch uns)
,,b) ... ohne §ıch ln ştssenschaft]tch-akademischen verenstaltungen, dle zur verfassun8sfrage abge-
halten werden, aul eıne polttlsche Partei zu bezlehen ...' (İlervorhebungen durch uns)
,,(2) Auf entsprechendes Er§uchen des vorstandes der Verfassungskommission der Beratenden ver-
6ammıung können mtt deı veılassungsproblematlk unmtttelbar befspte staatllche Stellen und Eln-
rtchtungen zu Fragen der sy§tematlk der verfassung stellun8 nehmen." (Hervorhebungen durch uns)
.(3) Mla Ausnehme der zustendlgen stgatltchen stellen und Elnrichtun8en sowie stellen und Din-
rlchtungen der Berufsverbğnde, dıe geme9 ent§prechender Genehmlgung durch die Kriegsrechtskom-
mandaniur zur systemetik'der verlassung veranstaltungen und Untersuchungen wıssenschaftllchen
charakters durchlühren, dürlen veretne, lurı6tlsche Per§onen odeİ Gemeinschaften. denen nach
geltenden vorschrlften leguche pottttsche Betğtlgun8 untercagt ist, zur systematlk der neuen ver-
iassung ln keıner wet§e steltung nehmen. Gegen zuİrıderhandeınde wird darüberhinaus - auch wenn
thre Hendlungen andere stralteten dar§tellen §ollten - genğg § 16 Notstands8esetz Nr, 1402 Ee-
setzllch vorgegangen ...' (Hervorhebungen durch uns)

Fassen wlr das zttterte lnhaltlich zusammen:
a) Da8 Betğtlgungsverbot fiir dle llihrenden Mlt8lleder ehemaItger potitischer Partelen wlrd auch
hler aufrechterhalten.
b) Mlt Ausnehme dleser Führun8spersonen wird dte Möglichkett, sich zur verfassung zu eu0ern, für
Bürger, dle elner polıtıschen Partel angehör(t)en, auf "akademische wissenschaftlichkeit" be-
schrğnkt.
c) Die Mögltchkeit, sıch zur verfassung zu aup€rn, wird für dlrekt mit der Verfassungsfrage befap-
te wissenJchaftliche Eınrichtungen und Berufsverbğnde Von einer entsprechenden schrlftlichen oder
mündllchen Aulfordeıung 6eltens der verlassungskomrnlssion abh6nglg gemacht,
d) Dte türkı8chen stıatsbürger werden dee aus den vor der verfas8ung noch existenten "staatsbür-
gerııchen Rechten" abgeleltelen Rechte8, sıch öffentllch zur verfı§oung zu üupern, dle ja thre lndl-
iıdueııe zukunfi und ılte des Landes tn hereu§rsgender veı8e betIıllt, durch seıne Beschrğnkung
ıul'akgdemlğche vlssen8cheftlıchkeıt" beraubt.
e) verbunden mıt dem Betrug, die Dlskusğıonen um dıe Ausarb€ltung der verfa§sung blieben frel,
wlrtt dle pol1tl6che Betğtıgung flır dle Menschen durch zusğtz]ıche strafen noch weİter beschnitten.
l) rgğhre;d man etnerselİs dle Melnungsğuperungen lür Mltglleder von Verelnen, deren Tatlgkelt
ohne lrgendelne Jurlstl6che Grundıege untersıgt gurde, welteren Beschrenkungen unterwırft, glelch
ob 6le sle al§ Jurtstlsche oder als natürllche Personen vorbrlngen,

Dıe Beratende verdammlung und dle Komml§§lon zur Ausarbeltung deİ verfassung konnten somit
Von lhren Aufgaben und Kompetenzen her nlcht rnehr seln als ein "Redaktionsausschu9 für die
verlessung'. Dıese ,edaktloneııe Au§arbeltung eıner dem Rahmen und dem Kern nach von der Junta
berelts lestgelegten verfessun8 brachte sle tn ımmerhın 6 Monaten zustande (!). wehrend ln dieser
zelt semtltche organlsatıonen von Arbelteın und werktğtigen schıchten aufgetöst turden und poli-
tı6che Betütigung verboten war, vollzo8 slch dle ınhaltliche und ıedaktionelle Erstellun8 des ver-
fa§sungsentgurles unter Eınflupnahme und Mıtwirkung der verbnnde und Instıtute der Unternehmer
(TISK: Türklye Işveren sendikelarI Konledeİasyonu; TÜslAD: Türk sanayıctlerı ve IŞ AdamlarT Der-
neğı), Dle§er Tıtbestand wlıd heute selbst von Mıtglıedern der Kommlsslon zur Ausarbeitung des
Verlassung6entwurfs, der Beratenden versammlung und auch aus Unternehmerkreisen offen zum
Ausdruck gebracht. Darüberhineus wurden Anre8ungen von sachverstendtgen und FactÜuristen nicht
ln B€zug auf Grundsetze der verlassun8, sondern nur hinslchtlıch ıhrer Abfassung und Formulie-
rung aufgegrtlfen.
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g) stehen, obwohl in der verordnung nlcht au§drückltch genannt, deİ Inteılektuellen-clubr, dieTISK, der TÜSIAD und ğ,hnliche Organlsatlonen, dle die fasc-histiscne ıaeoİoİİe pro-auzıeren uno sıeauch ln dle Tat umsetzen, überhaupt dle Unternehmerorganısationen vo]] in dea Polıttk und bestlm-men den Gang der Auseınandeısetzung um dle Verfassung. Der vom ıntellektuellen-cıub ausgearbeı-tete "verfassungsentwruf" stimmt haargenau mıt der jetzt geltend€n verfassung überetn. (§. İlulüsiTurgut, ı2 Eylüı Partlleri, verıag ABc aJansİ, Istanbui 1986, s.35-40)

E§ hatten also ın den Vorbereitenden Dlskusslonen um dle verfassung, wie ın der genzen zeıt desRegimes des ı2. september sonst auch, tm sinne eıneı "demokratt§ch;n Mıtbestimmung" wedeı derNormalbürgeı noch Personen und organlsationen "vom Fach,, dte r.retheli, n"e"-ııeınung und İhİUrteil kundzutun. Dıejeni8en, denen die Freiheit, ihre Ansichten zu ğugern, belassen wurde, durltennicht diese Freiheit nutzen, sondern durften dıe Aufgabe erledlgen, 
'mit 'der 

"iu 

-i,n"ta"rt,, 
,r""n,nemlich den Verfassungsentwurf der Junta besser zu- formulieren. Auf dlesem Hıntergrund wurdeder "Rohentwurf der verfassung" von der Junta mlt eln paaı formellen xorrekturen gebtlltgt underhielt somit den status des ''Verfassungsentwurfs'l.

\lir grenzen das Thema auch im folgenden soqreit als mögllch auf Verfassungsrechtliche und verfah-renstechnlsche Fragen eln. Auch in der "Abstlmmung§phase" wurde auf anderen Ebenen und in an-derer Form dle in der Phase der Erarbeltung und Er-örİeıung der Verfassung pİatİİzıerte restriktlveHaltung wei te rpraktizi ert. die Bürger bzw. die demokratischen Rressure-cro'upa 
"ıa-tt 

,, beteilıgen,sondern diese Beteiligung zu beschneiden.

II. Dıe Abstİmmung über dle Verfassung

l. Es gab kelne Alternatlve

Der Verfassungsentİvurf b.achte keine Aıternatlve, deren Abstimmungsergebnt§se für dle Menschenin der Türkei Anhaltspunkte. für ihre elgene stimmabgabe hetten geu-"" ı.-onnen. 
- 
ns gau offene undVersteckte Drohungen von seiten der Junta. Junta-chaf Kenan Dvren ğupertğ sıch vor Pressevertİe-tern so: "F'alls die verfassııng _ntcht angenommen ıü/iİd, gehen wlr oavon aus, aao oıe nevöıkerungnicht die Demokratie will, sondern uns, und dabei bleibt es dann.,, (S. Hasan Cemdl, Tank SesiyteU-'"anmak, verlag Bilgj, 3. Aufl., s.55o) Damit wurde offen erklört, zur Annahme der verfassung seikeine Alternative zugelassen. Bei der Abstlmmuı,]g über dle Verfas§ung gau es ftlr dle Bevötkerungdemnach keine AlternatiVen, sondern Drohungen; sie erhıeıt nuı di6 ireıheıi i!), zıvischen derHinrichtung durch strang oder durch Erschtepen zu wğhlen.

2. Das Verfas§un8svotum ırurde mlt der wahl de§ steatsprğ8ıdenten gekoppe]t;

In der Geschichte der verfas§ungen gibt e§ weltwei,t wohı kein Beı§pıel, rüo das Ab§tlmmungsver-fahren über dle verfassung mit der glelchzeltigen Şahl des st9atsp;ğsiİ"nt"n ,r."".."n durchge-führt worden wöre. Bekannt ist Jedenfalls, daP der übergangsartike' l des Verfassungsentwurf§ dıeÜbernahme des staatsprasıdentenamtes durch den Junta-chef vorsah. somit wurde dle Bevölkerungdamit eingeschüchtert, dao sie, wenn sıe der verlas§ung nlcht ıh. ,Ja. gebe, s]e zugleıch .Neln.
zur Mllıterregierung und zur Prğsldentschaltskandıdetur lhres chels sage.-Deı'veisuch, die Tatsa-che, da9 sich dle Bevölkerung in de. durch den 12. September geschaffe-nen Friedhofsruhe der Jun-ta "fügte", in elne Zustlmmung zur Verfassung "umzumünzen", l§t - um es sehr mltde euszudrücken- wahıbetrug.

tDer Intellektuellen-club lst eıne recht eınfluprelche orgenısatton. dle lüİ dle rğaktıonğrenfaschistlschen Krğfte Ideologie und Potıtlk erarbelten. nte oİliztelle Ideotogie der R.T. von deİ"tüıklsch-ıslamlschen synthe§e. ıst ein produkt dte6eı organl§atlon.
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3. Repre§sion wğhıend der Abstlmmungsphase:

a) Da6'Nein" zur verlassung und die Propagenda dalür werden verboten.

Auch ln dieser Phase wurde wel,ter auf dle verschıedenen Bevölkerungsteile der Türkei direkt und
indırekt Druck eu§geübt. Für das "Ja" zur verfassung veranstalteten §[mtliche Regierungsmitglieder,
alıen voran (enan Evren,ganz nach Belieben Versammlungen. Semtliche Medien, allen Voran Fern-
sehen und Rundfunk, wurden zur Propaganda für das "Ja" mobilisiert (bzw. dazu gezwungen), Gab
es Aufıure zum .Nein'' zur verfassun8, wurden sie von ıhnen als "Aktiviteten Von illegalen Grup-
pen'' hlngestellt. In manchen Verfahren, die jetzt noch laufen, haben dle staatsanwelte gegen
;engeklagle", dte in der Erörterungs- und Abstimmungsphase zur Verfassung verhaftet worden wa-
r"r,, ır, th""n Anklageschrıften aıs Bef,ıels dafür, dap sie auch nach dem 12. september weıter "in
einer lllegaten organisation tatlg" gewesen seien, deren Aufforderung an8eführt, 8e8en die Verfas-
sun8 mlt ,,Neln', zu stimmen. Die öffentllche Ankündi8ung eınlger mutiger bekannter lvıssenschaft-
ler, Intellektueller und künstler, sle nıürden als Indivıduen mit "Nein gegen die verfasşung" stim-
men, hatte zur Eolge, da9 gegen sıe eın Verfahren wegen verstopes gegen Verordnurtg Nr,65 des
MGK elngeleitet wurde.

b) Abstlmmungsboykott gırd mit strafen belegt.

Die Pressionen waren nlcht darauf beschrenkt, elnfach dleJeni8en, die die veffassutü8, ablehnten,
daran zu hindern, lhre Ansichten ölrentltch zu eupern und zu propagieren. Die Beteilıgun8 an der
Abstimmung über die Verfassung und die Prasidentschaftskandidatur Kenan Evrens wurde zıır
Pflicht gemacht. Boykotteure wurden mıt Geldstrafen belegl. und mit Aberkennung des wahlrechts
für nachfol8ende şahlen bestraft. somit konnte die Bevölkerun8 nicht von ihrem Walılrecht, srııı-
dern nur von der ,,Freıhett, (!), dte Verlassung der Junta "zu billigen", Gebrauch machen.

Es bedarf, so scheint uns, weiter keines Beweıses, dap in dlesem als "Wahl" bezeichneten Verfahlen
den Büıgern etnes lhrer vornohmsten Rechte, namllch das aktıve und pass[ve wahlrecht, vorenthaj -

ten und da9 dlese aus ıhrer "staatsbür8erschaft" abgeleitete voltmacht von ihnen nıcht als Recht,
sondern als Plllcht empfunrlen und praktizıert wurde. Dles steht tm wlderspruch zur Menschen-
rechtsdeklaratlon sowie zur Menschenrechtskonventlon.

c) wer mit "Neln" stımmt, wird mlt strafe belegt

Bei wem festgestelıt rcurde, dap er gegen die verfassung und die Presidentschaftskandidatur Kenan
Evrens mit ,Netn,, gestlmmt hatte, der wurde in Verschiedener weise mit Strafe bele8t. Menschen
wurden, weil sie von lhrem natürlichsten Recht nach eigenem willen Gebrauch machten, ırm ıhre
Arbeits- oder Dlenst§telle und sogar um thr zuhause und ihre staatsbürgerschaft geb.acht und ıns
Gefengnıs geworren. Am bekannt€sten sind die fol8enden beiden Vorgenge gewordenI Als die Leib-
gache- des- damallgen Mlnlsterpiğsidenten Bülend Ulusu erklerte, sie habe mit "Nein" gestlmmt,

verlor sie stellung und Beruf; Einwohner des Regierun8sbezirks Tunceli, in dem der Anteil an

Neln-stimmen besondeıs hoch lag, wurden ln we§tllche Regıerungsbezlrke zwangsumgesledelt.

d) Mtt Presslonen Tird dte Unıbhğngigkğıt der wehl und thıe techntsche Durchlührung beeintrğch-
tlgt.

Auf dem Land, ln Dörfern und provtnzstğdten, übten zivil- und Mtlıtğrbehörden intensiv Druck auf
die Bevölkerung aus, mıt "Ja" zu stimmen. Diese Pıessionen wurden in Dörfern, in denen vor dern

12. september iınke enschauungen vorherrschend waren, von der Gendarmerıe zu einem Klima neu-
en Terrors und neuer Foltern gegen das Volk gestelgert. Da dle Junta und die faschistischen
Krefte in sorge waren, dap all ihre Presslonen und die Foıtern vieıteicht nlcht ausrelchen würden,
verpfllchteten sie die lEndllche Bevölkerung dazu, den Namen auf den stimmzettel zu schreiben.
Nach dem 8eltenden vahlgesetz hatten mit irgendwelchen zelchen, Aufschrlften oder Namen Verse-
hene stlmm;ettel eigentllch als ungüıtlg 8ewertet zu weıden. Etne "mit hetper Nadel gestrıckte"
Ges€tzesenderung behob das Dılemma. so schul dle Junta für dle von thr eingeführte offlziell
unzul6sslge Namensengabe eine ofrızielle gesetzllche Grundlage.
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Eine der wehaend der Abstimmung praktlzlerten Pressionen bestand darin, die stimmzettel und Um-
schlege in einer velse zu prİparieren, ı{ıe das İn Demokratien unmöglıch were. Und zwar sot da9
es für "Ja" und "Neln" stımmzettel mit veaschledener Ferbung gab und darüberhinaus dle Umschlöge
durchsichtıg waren, so da0 man erkennen konnte, wofür der Betreffende gestımmt hatte. Etnes der
Grundprİnzıpien demokratıscher wahltraditlonen, dle "8eheime Şahl und öffentltche Auszehlung"
wurde hler pl,aktiziert als "öffentllche Wahl und geheime Auszehlung".

4. zu den Abstlmmungsergebnıssen:

zum zeitpunkt der Abstİmmung hatte dte Türkei 50 Miıılonen Einwohneri dle Zahl deı vahlberech-
tigten betrug 20.74o.91ı. Über dleJenlgen, die zwaı das erfordeiliche Aıter erreıcht, aber aufg.und
Von Unklarhejten bei der Volkszıhlung und der Registrıerung bel den Elnİpohnermeldeğmtern, we-
gen politischer \rerfolgun8 oder auch, weiI sie sich ln Polizeigewahrsam, Untersuchun8s- odor
Strafhaft befanden, nicht in dle Wğhlerlisten elngetragen waren, elndeutige zahlen zu beschaffen,
ıst ıırımöglich. Die vorllegenden Untersuchungen und Kommentare stimmen Jedoch darin überein, dap
sich die zahl um dte ı Mlllton berğegen dürfte. somit wurde jeder 5o. türkische staatsbürger von
dr]ı' liiı, ihil ,ıie fiir dle Gesellschalt in höchstem Mape bedeutsamen Abstimmung über die Verfas-
Sıüng a]]s8es(jh1.1ss(!n.

Hier nun ein kurzer statiŞtıscher überbllck über die Abstlmmungseİgebnlsse:r
lıahlberechtigte insgesamt (ca. ) 

** : 21.457.000
Eingetragene ltahlberecht igte ? 20.'l40.917
Abgegebene stirnmen: 18.870.8 31
Güıtige stinmen: 18.801.39?
Ja-sti!ırıen: 17.17'l .9|6
Abıehnende/l{eİn-stinnen: 1.623 .48L

Dicse statistischen Daten ergeben lolgendes Blld:
Nicht in dio [ğhıerlisten

eingetragen waren: 715.089
Der Abstimııung blieb€n fern,

obtıohl sie eingetragen rüaren: 1.870.080
ungültig stinmten: 69.434
Ab ı ehn enile/l{e in- s t inrıen gaben ab: ı.523.481
Gesarnt 4.279.084

Die zahlen zeigen ganz klar, dao dıe verfassung von 1982 von tm schnltt 4,5 bis 6 Mılllonen Bür-
gern der Türkei lm e.forderllchen Altğr ketne zustimmung erha]ten hat. Das ıst (lm schnltt) eln
zehntel der Gesamtbevölkerung bzw. eln Fünltel der elngetragenen Wahlberechtigten, D.h. Jeder ıo.
tİjrkische staatsbürger bzw. Jeder 5. wahlberechtlgt€ hat bereits ın der Phase der Abstlmmung dı-
rekt oder ındirekt zu verstehen gegeben, dap dle verfassung des 12. september weder lhm per§ön-
lich noch dem Lande oder der Bevölkerung nütze.

III. Der wortıaut der verlassung lm elnzelnen

ı. Typısche Besonderhelten der verfassung:

a) Für da§ gesellschaltllche Leben entscheıdende Gesetze:

l]er charakter elner verfassung zeigt sıch nicht am btopen wortlaut der Verfas§ung, sondern ln
Verbindung mlt wlchtıgen Ge§etzen, deren Erstellung und Anırıendung auf dleser veıla8ğung beru-
hen. Das wahıgesetz, da§ Gesetz übğr pollti§che Parteien, Arbeltsgesetzgebung u,ö. §tehen hıer an

rZahlen aus: Dünya Almanak (= Yeltalmanach) ı983, s.6f.
r*Demokrat Türklye Nr.ıı vom November 1982; obwohı er der Junta 'entgğgenkommt", bezlehen

wlr uns auf dte Quelıe, dıe füI dle Gğsımtzahl der wahtberechtlgten den nledrigsten wert an8etzt.
l2
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hen, Das vehlgesetz, de8 Ge6etz über polıtısche Parteien, Arbeitsgesetzgebun8 u.e. stehen hler an
er§ter stelle. Dıe genannten der verfassung von '82 entsprechenden ce§etze Verstarken deren re-
presslven, restrlktiven und autorltğren charekter. De wtr uns hier aber auf den Text der verfas-
iung beschrğnken möchten, werden wir uns mlt dlesen Gesetzen, die die "verfassung als system"
bestımmen, in anderen Abschnıtten befessen.

Die typischstğ Besonderhğıt der verfassung von '82 besteht in ihren "über8angsartikeln ", die durCh
lhre betrğchtliche zahı deren Getst prğgen. Bemerkenswert an diesen Artikeln i§t, dag sie, obwohl
als "provısorlsch' bezeıchnet, elne "verlassungsordnung auf Dauer" festlegen. Dıese Paradoxie ist
nicht nur logısch unslnnlg, sondern entzıeht slch gesetzestechnisch gesehen jeglicher zeitgemapen
verlassungsrichtıtchen Deutung und Etnordnung. Da9 eln Exekutıvorgan wıe der "PrasIdentschafts-
rat*, der ln der Reorgantslerung des staatsapperates enorm wichtlge FunktIonen innehat, trotz
§eıner 'vorlıullgkelt" selne Kompetenzen l0r eine - ıcahİlıch nıcht kurze und vorüber8ehende-
zettdaueİ von 6 Jehren zugesprochen bekommt (s. übergangsartikel 2), ist elne von den "geringfü-
gigeren', Merkwürdıgkelten. Denn ds gıbt es noch 8ravierendere, meIkwürdigere, dauerhaftere und
unbelrlstetere. Durch den Übergangsarttkeı l5 wurden der vom 12. september ı980 bis zu den
nechsten allgemelnen Wahlen über das Land herrschende Nationale Sicherheltsrat (die Junta), die
Regıerungen, dle Mlt8lleder der B€İatenden veasammlung ohne Fristsetzung jeglicher Rechenschaft-
spiııcht -und polltl§aher, admlnı§tratlver, buchhalterischer oder rechtlicher Kontrolle enthoben,
,Ğegen dİe in dteser zett erlassenen Gesetze und Vorschrıften mit Gesetzeskraft sowie 8e8en
Erlasse und verfügungen gemğg Gesetz NI. 2324 betreffend dle Verfassungsordnung lept sich der
vorwurf der verfaisungswldrıgkett nlcht erheben." (s. übergangsartikel 15 der verrassı]n8, letzter
Abs.)

Auch wurde da§ "Legıslatıv"recht der eus den nğchsten eııgemeinen wahlen heIvor8ehenden Natio-
nalversammlung durch dte übergen8sartıkel mlt der Aulıage belastet, innerhalb elnes Jahres die Ge-
setze zu verabichieden, dıe dte "Regierung des 12. september" berelts Vorbereitet hatte, aber nlcht
mehr erledlgen konnte (s. übergıngsartlkel 8)

Auch da8 zelgt: şeder dıe "Regterung des 12. september" noch ihre "Gesetze des 12. september"
noch dİe ',Provlsortschen' Artikel dei Verlassun8" sind provisorlsch. Man wollte ein dauerhaftes,
fest etabllertes neues Ges€llschalt§modell schalfen; mlt den über8angsartikeln machte man den

Nachlolgern zur Bedlngung, es zu vollenden.

b) übergan8sertlkel:

c) Die Frage der verlassungsğnderung

Gesetzestechnlsch nıerden dte verlassungen, Je nachdem, wief,,eit sie 8eandert werden können,
jurch aie Begriffe welch, llektıerend und veranderbar (bzw. bereits vernndert) bzw, hart, nicht
flektieıenal ,nd nr" schırer verğnderbar kategortsıert. Die "Krefte des In- und Auslandes", die dcn

t2. september durch8eführt haben, da sıe aul eln dauerhaftes neues cesellschaftsmodell aus waren,

schulen dafür Sıcherungen, dep dle verlassung von '82, dle dieses Modell im überbau cestalt wer-
den ıegt, ntcht geğn<iert werden kann. Betrachtet man sie allseitlg, so i§t dıe Verfassung von '82,

dle in cler obtgei Kategorlslerung zur zgelten Gruppe zu rechnen were, mit der Bezeıchnung "auto-
Iltğr-mtlltart§ttsch, ln der Llteratur über dle verfas§ungen richtig getroffen. nerte, Autoritarisrnus
und mllttarığtısche Ausrtchtun8 sınd dte cherakteristische Besonderheit der verfassung Von '82 auf
allen Gebteten. vom berühmte-n verlassungsrechtıer Prof. server Tanillı wird sıe daher auch be-
zetchnet als nmehr etne Kı§ernendtenstvorschrllt eıne vellassung',

2. Grundrechte und -fıeıheıten:

In den modernen demokratischen verfa8sungen stehen, was de§ verhğltnıs Indtvlduum-staat (bzw.

poııİİ..n" Macht) betrtfft, dle "Grundrechte und -freihelten des Indlvlduums" lm Voıdergrund, slnd
ihm garantiert; dte Kompetenzen der §taatltchen bzw. politischen Macht dagegen werden begrenzt,
ner ğt"at ist Ja aıs oıgenlelerte herr§chende Macht ohnehln ein "gewichtiges" Rechtssubjekt. Dle

herrschende, oiganlsterte, po8İtİves Recht setzende Macht zu seİn, het0t auch, dle Forderung nach
schrankenıosem 

-quantttatlven und qualltatlven Ausbau der Rechte des steates und der Klassen, auf
die er slch stützi, <turchzudrücken. Au§ dle§em Gıunde şlnd dte Rechte deö §taates und der Klaşse,
aul tlie er glch stützt, §oPte lhıe lrögltchketten, von thnen Gebrauch zu mechen, eingeschrğnkt.
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Ander§ ausgedrückt: In modernen demokrattschen verfassungen stehen dle Rechte und Freıheiten
der Indlviduen und Klassen als der Antlpoden dğ8 staate8 unter der Garantle der Unverğugerlıch-
kelt; damıt nlcht genug, slnd auch Mlttel und organl§atlon§§truktulen zur Erweıterung und zurveıterentwicklung dleser Recht€ und Frothelten etgens als unveröuperllche .Rechte und Fıeıheiten,,verbriert. zweıfellos spıegelt slch in dleser systemetl,k wlder, dap hier das Verheltnls staat-Indivi-
duum- Gesellschaft lm Blickfeld lst. In Demokratten ist der staat 

'ür 
Men§ch uncİ Gesellachaft da;

seİne primö,re Aufgabe ıst es, eln besseres und glückllcheres Leben ln der Gesellschaft zu gewğhr-
le is ten.

In auto riter- faschistls c hen Regımes dagegen ist der Mensch für den staat da und dazu veıpflıchtet,
den staat stğrker zu machen. Des alı8emeıne stleben des Faschlsmus nach elnem "§tarken staat'',
einer "starken Macht" flndet tn der Tülkeı seit Jahlen ın dem slogen der zivllfaschlsten vom ',Na-tıonalstaat" und der "starken Macht" setnen Ausdruck. De die verra68ung von i82 tn völltgem Ge-gensatz zu demokıatl§chen Verlassungen zunğchst etnmaı dte Grenzen des staates und seine} Rech-te beseltigt, dlğ Indlvıdualrechte dagegen prinzlpiell beschnıtten hat, hat sle vor alıem nlchts
Demokratisches an slch. Indem dle Regıerung des 12, september den staat gegenüber İndlvlduum
und ceseılschaft starkte und dıes durch dle verlassung von '82 zementlerte, ve}şlrkltchte 8ıe das
wıchtıg§te Zlel der fa§chıstİschen Kİefte.

Die Grundrechte und -frelheiten slnd natürlıche und unverüuperllche Rechte der Menschen, dte in
ihrem Menschsein wurzeln. Deshalb werden sie auch als "Menschenrechte' bezeichnet. wie der Le-
ser weiter unten sehen wird, wenn wir dle Grundrechte und -frelhelten lın elnzelnen betrachten,
steht die Verfassung von '82 lm widerspruch zu den "Menschenrechten'. Im Verfa§sungstext gıbt es
kelnen Abschnltt "Grundrechte und -ftelheiten" - er hetgt dort "Grundrechte und -pfıichten". Dıe
augenf5!li8e und "tragische" Besonderhelt der Verfassun8 best€ht ln diesem Abschnltt darln, da9jeweils zu Beginn deı Artikel "Rechte' definiert werden, Jedoch unmitteıbar im Anschlup daIan
sogloich beschrieben wİrd, ırie sle einzuschrenken und gaı zu beseltigen seien. Da9 also fe8t8etegt
wjrd njcht, wle Von den Rechten Gebrauch gemacht werden, sondern wie von ihnen kein Gebrauch
gi]macht werden kann... ",.. I{enn es somlt auch geı.risse Rechte geben mag, werden dıe Bür8er der
Türkei von ihnen gleichwohl keinen Gebrauch machen, denn der staat wird sie davon keinen Ge-
brauch machen lassen..," ohnehln heigt es bei der Definitton der 'Grund.echte und -frelheiten":
"Die Grundrechte und -freıhelten beınhalten auch die Verpfllchtung und verantwortung des eınzel-
nen gegenübea der Gese]l§chaft, selner Famllle sowle gegenüber anderen eln" (s. Art. 12; Hervorhe-
bung im verfassungstext) statt Freihelt - verpflıchtun8, statt tndividualrecht - verantwortung
gegenüber anderen. Das i§t das "Demokratlsche'' (!) an der verlassung von '62.

a) Das Recht zu leben

In Art. 17 der Verfassung von '82 wird dleses Recht wie folgt deflnlert: "Jedermann hat das Recht
auf den schutz und die Entfaıtung seines Lebens und seiner materlellen und gelstigen Existenz...,'
Bekanntlich ist die Türkeı in Europa das einzlge Land, ln dem Todesstrafen rechtskrğftıg geworden
sind- Von der Regierung des 12. september ıst bis heute zlg-mal die Todesstrafe verhen8t worden.
Gegenwğrtig warten belm Rechtsausschu9 der Natlonalversemmlung ı97 gertchtlich recht§krefttg ge-
wordene Todesurteile auf ihre Beratung. (s. Emln Çölaşan, Intervıeg mit dem Vor§itzenden des
Rechtsausschusses der Nationalversammlung, Alpaslan Pehltvanli, Hürrıyet v. 13.6.88) Auf die Forde-
rungen lnsbesondere der demokratischen europeischen offentlichkeıt nach Aufhebung der Tode§stra-
fen bzw. ihrer Nichtvottstreckung hatte Juntachef Kenan Evren dle folgende Antwort pafat: "was
sollen wir mlt denen denn machen, *,enn rı,ir sle nİcht aurhğngen? Sollen wlr ste eln Leben lan8
durchfüttern?" Die systematik, dle so seinerzeit aus dem Munde des Juntachels sprach, kam auchin der Verla§sung zum Ausdruck. "Niemand darf elner mit der Menschenwürde unverelnbaren §traf-
rechtllchen Behandlung unterzogen werden", heipt es auch ln Art. 17. Glelch anschtiegend Jedochist, als rııere d[e verfassung ein strafgesetzbuch, Von der Todes§trafe die Rede, dle dle Gerichte zu
verhangen hetten. Die TodesstraFe tauft dem Menschenrecht auf Leben zuwldeİ, ist mtt der şürde
des Menschen unverelnbar, unzeıtgeme9. wie könnte auch beı elner durch Hınrichtung 8etötetenperson von deren 'Recht, ihr materielle§ und gelsti8es Dasein zu nıahren und zu entfaltğn," dıe
Rede sein? Eln Dasein lst nur zu entfalten, solange es phy§lsch am Leben ı6t, aber dıe Todesstrafe
vernlchtet es schon im vorhineın.

Über die von d€n Gerlchten verhengten Todesstralen hınau§ erhtelten duıch Art. ı7 Abs. 2 auch
dıe sıcherheİtsorgane dle Ermğchtt8ung, Menschen zu töten. Und zıTaı derart, dap der Gebrauch,
der davon gemacht wırd, Jegllcher Kontrolle entzogen lst. Jeder staatsbürgeİ der Türkeı kann,
wenn er in den Augen der slcherheitsorgane 'tatverdechtlg' ı§t und "Fluchtgefahr' be§teht, aul
offener strape getötet werden. Dıe Be§tıafun8 des betreffenden Beamten turde duİch die verfa6-
I4
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sung verhindert. D.h. auper den Gerıchten kenn Jeder zustendige Beamte über eine Per§on.
für schuldlg hğtt, die Todesstrefe verhengen und die strafe wegen nFluchtgefahr" auch
vollstrecken. Yğhren<l des elementere "Recht zu leben" elgentllch vom staat garantiert
mü9te, sırd es tm Gegentell Vom staat und der verfassung seıb§t beseitigt.

die er
sofort

we rden

aa) E9l!9L
ın di-r rürteı herrscht ın der Bevölkerung der weltverbreıtete Glaube, dap es praktisch niemanden

8tbt, der, venn er der Polızei oder deı Gendarmerıe in dle Hönde ğllt, nıcht gefoltert würde.
iieser Glaube verlestigte sıch in besonderem Mape nach dem l2. september. Tausende wurden ge-
fottert. seit dem 12. september sınd bıs heute duIch Folter Menschen ermordet worden. Hunderte
trugen Behinderungen davon. Das wırd auch Von Funktionören der'amnesty ınternational' bestetıgt:
,,...ım enschlup an den Putsch nahmen dle Beschweıden über Foltern erheblich zu... obwohl sie zur
zeit weniger geworden slnd, gehen die Folteıungen weiter. Das gröPte Problem in der Türkei ist
dle Folter...,, (Helmut oberdtek, Türkei-Bericht von amnesty international, Hürriyet vom ı5.6.1988)
Es lst etn eindeutlg feststehendes Faktum, dap in der Tat, und zwar in breitem Mape, gefolteı,t
wırd; aber gesetzgeberlsche Mapnahmen, dles zu unterbinden, wurden nicht ergriffen. Vielmehr i5t

dle oben bereits dargelegte den slcherheİtsorganen ertellte Ermhchtigung ein Völli8 eindeü]t,igef

Beırels dafür, dao die Folter und dte Folterer geschützt und ermuntert werden,

b) Dıe würde de8 Menschen und dıe verfassung:

bb) Das Abke rersesetz
zwar heıpt es ln der verfassung wohl:
....Jedermann hat Anspıuch auf Achtung selnes persönlichen und familiören Lebens- DiL' vertr.ı'-1-
tichkğtt de§ prtvaten und familığren Leben6 ıst unantastbar..." (Art. 20)
und
,,... Nlemand derf, aus welchen Griınden und zu welchem zweck auch ımmer, zur offenlegung seiİıer
Gedanken und überzeugungen gezwungen werden ...' (Art. 25);
aber Jewells gletch anichİeoend *,ı"d erlğutert, wle dlese Rechte aufzuheben sınd. so werden etw:t

Menschen durch die nach der verfassung erla§senen "Abkehrer8esetze" daziı gewzuııgen, ihre P!"ı-

vatsphıre, lhre persönltchen Gedanken und Melnungen offenzulegen. Urn V()n der als Gegenleistung
verspıochenen Sirafminrterung pİofltteren zu könn€n, werden sie dazu gedrengt, ihre Vergangeltheit
tn din Dreck zu ziehen, slch von lhr loszusagen und ihrğ persönllche Ehre nit Fiipen zu treterü.

und al§ ob das noch nıcht genügte, wırd die entsprechende strafminderung daraı gebtlnden, da0

man endere denunzıert.

Für den Menschen gibt es kein entehrenderes verhalten als das, dazu gezwungen zu werdelı. sein
bıshertges Leben in den Dreck zu zlehen, entsprechend selne Gedanken und Meinı-ıngerı ııffenzı-t]ı'-
gen und sogar andere zu denunzleren.

Deshalb laufen dle "Abkehıergesetze" und dle verfassu ng§artikel, auf die sie sich stützen, den

Menschenrechten zuwider.

c) Gedankenfrelhelt

Mıt dem Übergangsartlkel 15 herrscht ln der verfassung vor allem elne systematlk dahingehend,
oag sıe <tle ıfuns-cnen dazu zwingt, ausschlieplich lm sinne ihres (der Verfassung) "systems" zu

denken. Auf8rund dteses Artıkels, aus dem wır oben lm Abschnitt "Übergan8sartikel " bereits zitıert
haben, erhielten, wie bereıts dargeıegt, dte dle ln der zeit des 12. september erlassenen Gesetze
und velordnungğn sowle dte behöidılche Praxı§ den Persilschein, "der Vorwurf der Verfassun8swid-
rlgkelt lasse 

"Ğh 
ni"ht erheben". In Bezu8 auf die Gedankenfreiheıt bedeutet das, dap die Freiheit,

<İJn Gesetzen des 12. september Abtrğgllches zu denken, etwa, sie für falsch zu halten, nicht aner-
kannt wlrd. Um e§ noch deutlicher auszudrücken: Dıe verfassung zwıngt die Bürger der Türkel da-
zu, dıe prakttsche Polıttk des 12. september ausschlıeglich für richtig und berechtigt zu halten,
und erkennt dle Frethelt, zu denken, dag sle falsch sei und den Interessen des Landes zuwıderlie-
len, nıcht an. Artikel 25 und 26 erkennen verbel en, dao Jeder Über Gedanken-und Überzeugungs-
freihelt verlü8e und §eıne Anstchten ln wort, schrtft, Bıld oder auf andeıen wegen allein ı.ıder

gemetnschaftltch darlegen und verbrelten könne. verbal -denn im 2. Absatz des Art. 26 hei9t es

Joglelch, dap dt€ han;pruchnahme dlese§ Rechtes "zur Verhlnderung von Stıaftaten" elngeschrenkt
weiden könne. was lür eıne stralğat könnte da denn verhlndert werden soııen? Aı8 schritt ge8en

die eventuelıe Mögtıchkett eıner straftat lm zuge der Inanspruchnahme dleses Grundrechtes darf
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sejne lnanspr].ıchnahme selbst nicht elngeschrenkt werden.

Nach "moderner Rechtsauffassung" wırd dle Gedankenlreihelt nlcht nur dahlngehend definiert, deg
die Menschen sich innerlich Gedanken machen dürften, sondern auch dahin8ehend, dag sie das
Recht haben, diese Gedanken faeı und unelng€schrğnkt zu verbreiten. Besteht Ietzteres nıcht, so
verschwindet auch ersteres Von selb§t. Der vorgang des Denkens selbst kann nıcht weiterentwik-
kelt werden, wenn die Gedanken anderen nlcht daagelegt werden können. canz etndeutİg glbt es tn
der Verfassung der Türkei dem Gelste nach den Begrtff der 'Geslnnunggstraftat" - für dte Mensch-
helt des 20. Jhs. eın beschğmender und entehrender Befriff.

Darüberhinaus bestehen hıer zwischen den betreffenden zıOel verfassung§artikeln noch widersprü-
che. wehrend es einerseits in Art,25 heipt, nlemand dürfe wegen §eıner Gedanken und überzeu-
8ungen gerügt und beschuldigt werden, wlrd andererseits in Art. 26 erklğrt, dıe Darlegung von
Gedanken und Überzeugungen sei eine straftat bzw. könne e§ seın. Ntcht eınmal ın puncto schlüs-
sjgkeıt der Formulierun8 in den Artıkeln besteht in der Verfassung Konsequenz. Das ist aber
zweıfellos nicht das eigentllche Probıem. "Die Artikel 1o und lı der Menschenrechtskonvention
garantiert die Meinrıngs- und organisationsfrelheit. Die Türkei verhelt stch dieser von ihr unter-
zeıchneten Konvention Zuwider. Auch etllche Paragraphen des Türktschen strafgesetzbuches verlet-
zen die Menschenrechte ..." (Helmut oberdlek, aeo.)

d) oıganısationsfrelheit

v/ie bereits dargelegt, detiniert die Menschenrechtskonvention die Meınungs- und dte organisa-
lionsfreıheit als einander ergenzende, in unmittelbarster Bezlehung zueinander stehende Grundrech-
fe, wlrd einer Idee und ıhren verlechtern nlcht das Recht der organlsatıonsfreiheit zuerkannt, so
bedeutet das, Juristisch ge§ehen, auch dle Beseltigung der Gedankenfrethett für beide. Nach dem
faschistischen Putsch vom ]2. september verhengt gegen allğ Telle der Bevöıkerung organisatlons-
Verbot. Die Verbotsflut reichte von polltlschen Paıteien über demokratlsche Vereinigungen bis htn
Zıı Berufsverbenden und Gewerkschaften, Von Moscheebau -vereinen bis hin zu sport-und schach-
klubs arı den schulen. Die Junta wlederholte ln demagogischen verlautbarungen stendig ihre An-
Sicht, da9 organisatıonen und die Mitgliedschaft in ihnen etwa§ schlechtes sei, dap, wenn es gelte,
die Menschenrechte zu verteidigen, dies der staat tun werde und es daher auoea ihm keinerlei son-
sti8o organisationen geben dürfe. Eben diese vorstellung erhiett in der VerFassung Von '82 in noch
gesteigerter Form ihr rechtliches Gewand. In diesem Geist der Restrıkttonen setzt sie en dıe stelıe
von "Mltbestımmung" und "Pluralismus", der Grundprinzipıen der Demokratle, die Prinzipien der
"Ein-Mann-Herrschaft" und des "Autorıtarlsmu§".

aa ) Die Dolltischen parteien in der VerfassunP von '82
Die Regierung des l2. septembeI stellte von Anrang an klar, dap sie elne "Demokratie" ohne politi-
sche Parteien im sinne hatte. Junta-chef Kenan Evren vertrat, dle Parteten h5tten dle Bürger ge-
spalten, und er selbst habe bislang noch für keine Partel eine stimme abgegeben, und erklerte
damit dle politischen Parteien für überflüsstg (!).

Genaugenommen stellen dlese ldeen elnen deİ Hauptkomplexe des systems dar, das sie mlt slch
brlngen.

Poıltlsche Parteien sind eıne "condıtlo slne que non' der demokratlschen Regıme. Demokratıe und
Plura]ismus kann es ohne politische Partelen nlcht geben. Der we8 zur stğrkung der Demokratie
geht über dle Existenz und die sterke der polıtischen Partelen. Aus dlesem Grunde fördern demo-
kratische staaten die Çründung polltlscher Parteien und ergrelfen Mapnahmen zu ıhrer Erhaltung.
Die Vorstellung von einer "Ein-Parteien-Demokratle ohne Parteıen" ist eln hervorstechendes Merk-
mal faschistischer Reglmes.

wahrend es zunechst ın Artlkel 68 der Verfassung von '82 heipt: "Poııtl§che Partelen sind unver-
zichtbare Elemente des demokratl§chen poııtlschen Lebens", ]ept man dem in Anpassung an den
Grundzug der verfassung Beschrğnkungen für polıtische Parteıen lolgen derart, "da0 deutlİch wird,
dap ln dem vorgesehenen verlassungssystem euf polıtische Partelen verzlchtet wırd... Aurgrund-
dessen hat man keıne Möglichkett, hleı noch von elner parıamentarlschen Demokratlğ zu eprechen,
deren Fundament dıe po]ıtı§chen Parteıen Ja bılden. (Taha Parıa, aao., s.l16; İlervorhebung durch
uns)

Dieses von wissenschaftlichen Autoritğten kler und entschleden formullert€ urtell stützt sich auf
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dle verfas§ung, das Gesetz über dle politischen Parteıen sowie das wahlgesetz. Nachstehend führen
ırır dle we§entlıchsten der den poıltischen Partelen auferlegten Beschrenkungen auf|
- Dıe Mltglledschaft ın Partelen wurde erschwert (s, Artt. 68.69 der verfassung).
- Den Partelen wuıde verboten, für die Jugend, dle Frauen, die Arbeitnehmer oder für Berufe Ar-

beıtsgemeinschaften zu grunden (Aİt. 68 verf.). slnn dleser Beschrğnkung ist eindeutig, den Par-
teıen zu verbieten, zu sozlalen Fragen lm eigentllchen sinne Politık zu machen. wie soll aı.ıclr
elne Partei zu Jugend-, Frauen-, Arbelterfragen usw. Polltik machen, ohne dap d[e betreffenden
Gruppen !n lhr organislert slnd? Das dem einzelnen auferlegte "PolitikVerbot" wurde somit auf
der Ebene der polltlschen Parteien welter8eführt, die die Indlvi(luen zur \ıerteidigung ilır,-.f
Klassen-, Beruls- oder gesch lech tsspezİ fisch e n Interessen geschaffen haben; t]ierfıjİ *uıde dil
Defınltlon der 'politischen Partei ohne polttische Betğtıgung" (!) eingefiihrt. Diose DefilüiIiOn wırıi
durch dle Beschrğnkung noch unterstrichen.

- Den polltlschen Partelen wurde untersagt, mit Vereinen, Verbanden, stiftlrngelı (,(ler Rerı]fs8enos-
6en6chalten zusammenzuarbelten oder zu lhnen polltische Verbindungen herZı]stel[en (Art. 69)
"Debet ıst ım Konzept der modernen Demokratıe genau das dıe Exı§tenzberechtigung und dıe
Hauptaufgabe der polltlschen Parteien." (Taha Parla, aao., s.1l6f.; Hervorhebun8 durch uns)
Polltlsche Parteien können wohl kaum polltisch tetıg sein, ohne sich rllırılm zu 1,oırıiitıerı, ıilp
organlsatlonen im Lande sıch ıhre Politik zuelgen ınaclıen, die - wie \rerbiinde, ver(,jr|(_,, Rı]l.rlfs-
genos§enschaften u.a. - " Gruppeninteressen" vertreten, und ohnı,, l]ıng.,iı,lıft lli| |,l]ilik ,i]t]§(.l
Gruppen in ihre eigene Politlk einzubeziehen.

- Dle politischen Partelen wurden der absoluten Kontrolle dıırch diP "İxı,l.,,!!.r" llıllı,ı,siıll[. Dıl
"Generalstaatsanwalt", der durch den staatsprlısiderılü)n erllannl wiı,d, koıılıııl]jr.rI s,i;üll,L, Pfü,-
gramm und praktische Tğtlgkeıt der Parteien (Art. 69).

- Füı dle Finanzmittel der Partelen wıırden Höchstgrenzen gesel.Zt (,{ü,ıt. 69.cp).
- Durch das wahlges€tz wurde den Parteien die Beteillglrng efschwert alı Wıthl,:ıı +,rsı,lıiıt,ıt, iııılcııı

ıhnen dafür zur Bedlngung gestellt wurde, dap sie "ln 34 RegierungsbeZi.k(,tl LlIt(l liı,cisı]ıi (lrtaüıi-
satorlsch prğsent" zu seln hğtten.

- Mlt dem wahlgesetz gıng man dazu über, "Pseudo -Mehrhe iten " ıınd ein "Diktat der Mehrheit" :]ü
schaffen. Augenfelllgstes Beispiel hierfür lvaren dle Vorgezogenen Allgeıneiülen lvahlen Von '8;.
Dle Rğgteıungspartei ANAP - Nachfolgerın der Junta - siegte, ind(]lTı sıe bci einem sti[ım9],!atı|cil
von 96 % 292, also 73 % der 4o0 Abgeordnetensitze (!) 8ewann.

bb) vereın§qründunq§lreıheıt:
Şle bereıts dargeıegt, slnd der ı2. september und dle Verlassung Von '82 Von der cı,iıİı(lte! ,1l]{ı/

her auf "apoliti§che" ındlvlduen aus. Diese Geisteshaltung bele9t den Menschen als politis,,,lı,.s
Betğtıgung§feld ledigılch dle "stımmabgabe" beı wahlen. Demnach darf slch dı,r ojnzelıc zll F],a8ci)
§elnen Beruf und selne Klassenlage oder auch das Land insgesamt betreffend keiııe llleir,ı,ıııg t,ildoıı,
Vor allem auch darf er für dlese Fragen keine Veıetne gründen, und bestehen(le Vereiıüe diirfcn diıı
berufılchen, klassenspezlflschen und persönllchen Probleme nicht Vorbringen. Delıın iıı denı Falle
hğtten sle sich ja polttısch betğtlgt,.. Ebenso dürfen vereine keine Bezlehungen zu politischen
Partelen aufnehmen und sie unterstützen (s. Art. 33).

cc) Durchführuns von versammlungen und Demonstratıonen:
wıe beı, alıen Grundrechten und -freiheiten wird auch hier das betreffence Recht zunachst definiert
und anschllepend die Begründungen aufgeführt, selne wahrnehmung in der Praxis zu Verunmöglicİıen
(s. Art. 34 der verfassung). Letztere wird von der Erlaubnls durch die "verwaltungsbehörde" ab-
höngıg gemacht, die etwa ermğchtigt wird, Jede beltebige Demonstratlon um bis zu drei Monate
hlnauszuschleben. Im Endeffekt steht da§ Recht, versammlungen und Demonstrationen durc}ızufüh-
ren, wegen der Behinderungen bel der praktischen Durchführung und Betelltgung lediglich auf dem
Pap!er.

dd) Arbeitswelt, Gewerkschaftssründuns, streikrecht:
Aufgrund der Beschrğnkun8en, dle dıe verfassung von '82 in der Arbeitswelt insbesondere der Ar-
beıterkıas§e und den übrıgen verktıtigen auferlegt, wenn es für dıese darum geht, ihre Rechte in
Anspruch zu nehmen, sle zu wahren und auszuweıten, und damlt um das Recht, Gewerkschaften zu
gıünden bzıc. zu strelken, "slnd dle sozıalen Rechtğ in lhrem Kern betroffen, lassen sich nicht
mehr zweckentsprechend ln Anspruch nehmen..." (Faruk Pekın, 1980 sonra§İ sendıkacİlİk, Türkiye
sorunlarl Dızısl 1 (veılag Alan), Juni i987, s. 122)

Betrachten wlr dıe sache von der Gegenselte, von der der Gescheftswelt und des Monopolkapıtals
au6, 60 §tehen wır voa eıner genau entgegenge§etzten Entwlckıung. ıilt lhıen Be§chlüssen vom 24.
Janusr ı980 8taıtğten dıe beıden unternehmğrveİbünde TISK und TüSIAD eınen Angrılf aul dıe
Rochte der Arbeıter und ıhre or8ınİ8atlonen; dle dort formu]ıerten Grund§ötzğ wurden von der Re-
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glerun8 des l2. september zu ihren crundsğtzen zur Regelung des Aİbeıtslebens gemacht. Das zlel
der Arbeitgeber, das Recht auf Gegerk§chaften, das Recht auf Terlfverhandlungen und das Recht
auf strelk in einem zug zu beseıttgen, wurde pıanmğptg verfolgt. vğhıend das Recht der Arbeıter,
sich zu organisieren, beseltl8t trrurde, erhıeıten dle Arbeitgebea das Recht, Arbeiter ohne Begrün-
dung zu entlassen. Der Einflug der Arbeitgeber und ihae organisatorl§chen Elnwlrkungen in alle
Beİeiche des gesellschaftllchen Lebens wurden allein ausschlaggebend.

Im Kern das gleiche enthelt dıe Verfassung von '82, was die Arbeltswelt betrifft. Bğkanntıİch ıst
das Recht auf "Gewerkschaft, Tartfverhandlungen und strelk" die entschetdende Garantie lür dıe
sozialen Rechte der Arbeİtnehmer. Betrachtet man dle Verfa§sung sowte dıe Gesetze Nr. 282ı und
2822 \rnd ande.e Von dem "Veıbund" dleser drel Rechte her, "so kennzelchnet sle nicht dle Gestal-
tung und die sıcherun8 dl€ser Rechte, sondern lhıe Elnschrönkung oder 8ar Untersagung.'' (Faruk
Pekin, Demolirasi, sendikal oz8ürlük Ve sosyaı Haklar, s.259)

Nach dem "sozialstaats"gedanken moderner Demokratien wahrt der staat das oleıchgewicht der ge-
sellschaftlichen Krefte, ındem er den Sehwachen schützt und ihm zusğtzllche Recht€ gewehrt. In
den bürgerllchen Demokratlen haben aus diesem Grund dte Arbeiter und übrıgen werktğtigen eın
Recht auf Gewerkschafton und strelks, das ihnen nicht beschnitten werden darf. Darüberhinıus l§t
der politische streik aıs Vervollstandigung des stretkrechts und als dessen Kern definiert. Er §teılteine Sicheiheit dar, auf dle die Arbeiter zurückgreifen, um durchzusetzen, daP abgeschlossene
TarifvertregL' nicht auf d[e lange Bank geschoben werden, sondern im Arbeitsleben ı,irksam werden.§ird der politische Streik beseıtigt, kann Von einem "Recht auf Tarifverhandlungen' nicht die Rede
sein. wer gaİantiert in der Praxis die aufgrund des von der verfassung ohnehin ein8eschrenkten
"strej|iı'ccll'Js" gewahrten Rechte, und welche Mapnahmen sollten hierfür ergriffen werden? Dıe
Arb(,itgeber, mit ihfer Varfügungsgewalt über Kapitaı, Eigentum und Profit von vornherein naturge-
ıniı[] dem Arl)eiter über]egen, erhielten durch Artikel 54 das "Recht auf Aussperrung". sornıt wurde
dılrı:lı die Velfassung Selbst das "Sozialstaatsgebo t " ad ecta gelegt und deI "Unternehmerstaat" zum
8e!tenden Prinzip erhoben.

wehrond dırrch Art. 51 der verfassung zunechst das Recht, Gewerkschaften zu gründen, anerkannt
uird, wird anschliegend sowıe in den Artikeln 52,53 und 54 Versucht, die Funktİonsfihigkeit und
organisatorische Existenz der Geweıkschaften zunlchte zu machen. Art. 52 enthelt den satz: "Be-
fırfsverbande dürfen ,.. keıne politischen ziele verfol8en bzw. sich nİcht polıtısch betetigen. sıe
dürfen sich weder der Unterstützung politıscher Parieien bedİenen noch diesen Unterstützung ge-
wehren." İleutzutage ıst eine solche Festlegung wle "kelne potitische zlelsetzung odeİ Betetlgung",
die den Menschen zu elnem wesen ohne Bef,ıugt§etn herabwürdigt, tm Grund unmögllch. Dle we-
sentlıchste Besonderhelt, dIe den Menschen von den übrlgen şesen unter§cheldet, ist die, sich a]6
mit Bewuptsein ausgestattetes wesen im sinne del elgenen Belange und der des Landes und der
Gesellschaft polıtlsch zu betğtıgen. Eine verfa§sung, dle dte Men8chen daran hindert, dle§e au6
ihrem Menschsein erwachsenden Rechte İn Anspruch zu nehmen, und dle von elner solchen verfas-
sung geschaffene "ordnung" können keine demokratlsche oIdnung seın.

Mit dern 12. September wurde elner§eıts die rettgiöse Reaktion durch einen Fanatismus ermuntert,
',Jü, ic es i}]n nicht einmal AJ ze|İ,en des Heilig€n Mohammed gab. Auf der ander€n seite wurde die
l)hnehin eingeschriinkte "Glaubensfreiheit" ganz besetti8t. Angebılch ist dte Türkei ein "laizi§tl-
scher" staat. Junta-chef Kenan Evren erleııterte nach dem l2. september seine vorstellungen zur
Lenkung des staates durch zltleren von Versen des "Koran". Dies tut er auch jetzt noch als
staatsprasident. Dabei schreibt die verfassun8 der Junta selbst Vor, daB niemand "die soziale,
wlrtschaftliche, politische oder rechtliche Grundordnung des staates auch nur zum Teil auf relıgıö-
se Regeln" Stützen dürfe (Art. 24). D.h. die Regierung des 12. september begeht hıer nach ıhrer
ei8enen Verfassung elne straftat. Jedoch sınd die gegen das voık und dle Grundrechte des volkes
verübten straftaten weitaus schwere.. Noch am 23. Jull l98l erlauterte K.Evren dle Anwendung von
zwang und Druck gegen dle Glaubensfrelheıt des Volkes so: "Durch den Von uns nunmehr gefapten
Beschlup wird an Grund-, Mittel- und oberschulen Religion als Pflichtfach eıngeführt.' Die gleiche
ve.pfllchtung zeıgte slch lm Art. 24 der verfassung, wo es heipt: "Rellgıöse Kultur und ethısche
Erzl?hung gehören zu den Pflıchtlachern an Elnrlchtungen des Grund- und Mittelschulberetchs. "
Dao es ln der verfassung eıne solche zı,angsbestlmmung gtbt, beweı§t vor allem, dap hler - wenn
es auch nicht schwarz auf wei9 geschrlobeı steht - elne Rellgion al§ 'staatsreligion" defınlert
worden lst, und zwar dle sunnıtlsche. somıt ığt der tüİkl§che steat, gle er ın der verfes6un8 von
'82 zum Ausdruck kommt, dem we8en nach keln lglzlstİscher staet.
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In der Rechtstheorle glrd dıe cıaubensfrelhelt ebenso ats die Fretheit definiert, einer bellebıgen
Rellglon anzugehören bzw. an eln anderes wesen zu glauben und dlesen Glauben zu praktlzieren,
wle euch als das Recht, an nıchts bzw. niemand zu gla]ıben. Die Türkei İŞt ein Land rnit (nicht
nur) ln relıgiöser Hinstcht unterschiedlichen Menschen, Dıesen Gemeinschafteıı gehören Millionıın
türklscher staatsbürger an, deren rellgiöser Glaube nicht der "Sunnitische Islarn" ist, die vielnıehr
dem "alewıtı§chen", "christltchen", '!üdischen" o.a, clauben angehören. Menschı-.n untefschiedlicheIı
Glaubens ohne Rücksicht auf ıhren Glauben und ihre wünsche zwangsweise den "sunIüitischen Islaın"
zu lehİen und sie zum voıızug dieses Glaubens zu zwingen, hei9t, die "Glaubensfreilıeit" Zu beseiti--
gen. Dle verlassung von '82 trltt auch bei der Rellglons- und Glaubensfreiheit die Menschenrechte
mıt Füpen.

f) Natlonale Rechte und Ereıheıten

In den Grenzen der Republtk Türkei leben Mılııonen Kurden; sie haben nichl; einıııal die Frelheit,
sıch als Kurden zu bezelchnen. Darüberhinaus werden dıese Menschen in Aı,t. 66 der \ıerfassullg
htnstchtııch ihrer ethnlschen und natlonalen zugehörigkeit als "Türken" deljnicrt, Mı:hı, rıol,h;
Gemğo auch von der Türkei unterzeichneten vertrğgen und Abkommen 8e}lört das Frelheitsİ,,,]lı1
Jedes Menschen, in §elner Muttersprache zu sprecherı und zu schreiben und rliesı: spra,,he tejt,,r-
zuentwıckeln, zu den weltweıt geltenden "Menschengrun drech ten ". Gleichwohl ist eS ]-ılıt(-,f5ıjl,
Kurdısch zu sprechen (Art. 3) oder zu schreiben (Art. 28).

Auch au9erhalb der Grenzen der Türkeı leben überall auf der weIt Kurdtln; ihrıl !lı.l1terspraihc is1

Kurdl§ch. Sle sprechen, lesen und schreiben Kurdisch. Aus dieseırı Grurıde lıii'"te jeder tiir},isclıı:
staatsbürger, un8eachtet dessen, dap Art.66 der verfassung davon aus8eht, dap alle 1ürlıisı.,lırırı
staatsbürgar Türken selen, dle Frelhelt, Kurdlsch als Fremdsprache zu tırlernen, D.h die eilllllclrtıı
obj€kttVen Realiteten ln der wett erfordern es, Kurdi§ch als Fremdsprache anzuerkeürnett ı_tttd !iı
anderen Fremdsprachen gıelchzustctten. In der Türkei jedoch gibt es, ııtıwrıhl theor()ti§ctr di.-, Frei-
helt besteht, jegliche Fremdsprache zu erlerneİı, ln ihr zu schİeiben und zu I)tıb]iZiü)ı,eıı, ııicltt diıl
Frelhelt, Kurdısch zu ıernen, in der splache zıı sr:hreiben oder zu publiZiı:re,lı, Dies tri|ft eb(],ıs(]
wle auf dle Kurden türklscher staatsan8ehöri8ke i t erıtsprec}ıend ;rlıclü aı]f dio l;ürkjs.lıen sl.aatsbi'ıl-
ger türklscher, armenischer, Jüdtscher usw, Volkszugehörigkeit zu. Dı-ts zeigt l(]aı,, da0 }ıi,,r ılj,:
Menschenrechte mit Fü9en getreten werden.

zum Abschtup dieses Kapitels sei noch einmal konstatiert: In der verfassung Von '82 ist hinsicht-
llch der Grundrechte und -freiheiten eine Phılosophie bestimmend, die nıcht auf wege aı]s8erichtet
lst, dtese Rechte wahrzunehmen und weiterzuentwlckeln, sondern daaauf, lhre wahrnehmun8 nicht
zuzulassen bzw. sie aufzuheben. zu Anrang des Jeweillgen Artikels wird die ontsprechende Freiheit
namentllch benannt, lm folgenden Jedoch die zu ıhrer Einschrenkung bzw. Beseitigung erforderli-
chen fege daagelegt, mlt dem Argument der "vorbeugung und verhinderung Von straftaten", Die
türklsche Verfa§sung und der türktsche staat betrachtet seine Bürger ım Vorhİneln als "potentielle
straftğter".

"Aus dıesem Grunde enthılt gleich dir erste satz der Verfassun8 vıın '82 clie Fo.mulierung 'Heiıt-
ger Türkıscher staat'. Im westlich -liberalen Verfassungsrecht werden ntlİ das lndividı-.ıı-rm und seine
Rechte als 'heilig' betrachtet... Der klarste Bewels dafür, dag die verfassung 'etatistisch' iSt inı
slnne von 'autoriter', tst der, da9 dıe verlassung von 1982 die allelnlge und einzige 'westliche
Demokratİe' ıst, die mlt eıner Heıllg§prechung des steates beginnt..." (Bülent Tanör, Ikı Arıayasa
196ı-ı982, verlag Beta, Istanbul 1986, s.162)

Auf der einen selte der "Helllge Türkische staat", deı gesterkt werden mup und keinerlei Rechte
entbehren darf; auf der anderen seıte "potentlell straftatige" Bürger, deren ganze Aufgabe darin
be§teht, dem staat zu dıenen, die kelnerlel Recht {,ahrnehmen bzw, wahrnehmen dürfen. Der Impe-
rlalısmu§, der den 12. september 8eplant und durchgeführt hat, und dle Armee, Bestandteil der in
der Türkeı hera§chenden kıassen und deıen Instrument, haben die Menschen ln der Tüıkel dazu
gezwungen, unter elnem "verfassungsmepigen faschlstlschen Regime" zu leben.
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staatspİesident

üin is t er

!(in. president

ı{at ioıı1-
veısannlunğ

İ5hler

organisationsscheİıa des staate§ Dach aler ve!lasrung voD 1982a

Exekutive Judiİative
(ıİ lıtto!alv...._İ.!cl Al|. x!tclt.d.a nr-

d.! dı..ıt ral.ııt.
(ı) aa.al9.ıw., .9.rı.ll. ı.cı.rı!c.b.zırİ._

aıtaa, D!.'..! Dl. Alc.iörtc.. .ll.. si.l-
l.! E..ı.! d!r.ö dt. ıırrr.r g.Va!lt,

(a' v.r1.9. ! Dı. İıtğll.d., Erd.n .u. J. .l..ı
von .t.! Pİt.trtlaıaü...i{...n d.B İ..l.r.3,

do5 ır' l. ob.rv.rr,r,a.|.1.6 ı.cı!!.c!nol.
ı.d daa İoci.cnulr.i.. lf D.D.D..ğd., t(ğo-
dttl.ten ao91. 1.1ttnd.n l.ıot.n uğd drğı-
t.! vod st.ataDıırld.nt., ö..uf.o,

(a' ı.ı.. l.- üıd 3l.a!İ...t! Dle ııtcıt.d.,
Eri|.ğ.ı. d.ı lrİıol!.0.., d.! lr.s,a,.
uıd d.. o.v,c. vo.6l..lrDrğc.e! b.ruf.a.

(a) Jİ.ılr.ı!.. rror.ılı.!d.I tt.6 f,oie. ı,_ u.d
st..ı9,r.l., l.r d.. r.a. D.r st.5.1r. l.
,..tı. t.l .lildıg.. xliclt.d des lrr...

(6) ob.r.t.. rtöl.!...n!0l s.ch. 5.1.e. 
'rrr-lr) 

'Iı.d.İ 
rard.n vo! ?rğ.ld1.1ğus5chu6 des

xA!..tloğ.9..ı.il., f0!' vo! d.r d.. ob.r-
v.rv.lt!!c.!..tc!tı ğaşğiltr.

(3) o.v.e.I Dİ.t vte.t.l dĞr ğtı9l1od.r v.rd.ı
(9) vo, ıoh.! n,- und §t.an*ğıier6t r.9ğııt,

.rı v!eri.l b.ruft d.r sta.t.Dtğ.ldaDt,
lı0) ıocn.c!İlr.t, 

'. 
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3. Dle verfassung von '82 und das Prlnzıp der Geweıtentellung:

Bekanntllch çird der staat in bürgerılchen Gesellschaften durch dle ınstıtutionen der Leglslative,
der nxek|ıtlve und der Judikative geformt. Das Gıelchgervicht dleser dıeı ınstitutionen untereınan-
der macht den "bürgerlichen Staat" aus. Der natl:ırliche Drang der "Exekutıvgewalt" nach Beseıti-
gııng der ihr auferlegten Grenzen erhıeıt durch dle vollmachten der Leglslative und der Judikatİve
eine Beschr5nkung und eln Gegengewtcht. Dem Wesen nach lst die Eıekutlve, bedingt durch dle
Macht der herrschenden Klasse sowle lhrer Natur gemöF dle stğrkste "Gewelt". Aus diesem Gıunde
ist in der Theorle der modernen poıittschen und Rechtswissenscharten dle Einschrankung dieser-
spontan nach schrankenlostgkelt strebenden - "Gewaıt" elne Grundvoraussetzung für ein "harmonl-
sches" zusammenıeben in der Gesellschaft.

Der 12. september, der radikalste nlngrtlf gegen die vötker der Türket und dle Interessen der
werktetigen Klassen, warf ın der Tat dle auch vorher nle reaııslerte "Teılung' und das 'Krefte-
gletchgewtcht" der "Gewalten" auch als Prlnztp über den Haufen. Auf jeden Faıl war sowohl für die
\rortführer der herrschenden KIassen als auch füİ die AImee der steln de§ Anstoges der, da0 dle-
ses Kreftegteich8ewicht in der verfessung voTı 1961 zumındest eul dem Papıer existierte. Dabel waı
die Verfassı_ün8 Von l961 von den "bürgerltchen Regıerungeıt' gar nlcht befoı8t, ihre Anforderungen
nicht erfüllt worden. Die Bourgeoisle brachte lhre Klagen durch lrühere Mlnısterpr6sidenteıı zur
spra ch ei

"Mtt dteser Verfassung kann man kelnen staat regieren...' (s. Demlreı)
"Diese Verfassung ist ein Luxus..." (Nlhat Erım)

l;nd .Iunta-chef Kenan Evren ergenzte vor der Abstimmung über dle Verfassung von '82: "Man hat
gesehen, dap dıe ı961 geschaffene verfassun8, obıü,ohl 8nde 1971 an lhr - auch auf wunsch der
streItkreİte - Anderungen Vorgenommen wurden, dle jedoch wegen der taktischen winkelzüge ge-
üıisser Leııte nicht vollstendig waren, ln keiner Şeise erfolgrelch war; und so bestand das drln-
gende Bedürfnts, dİ.e verfas§ung von 1961 aufzuheben und elne neue verfassung zu schaffen."
(cumhlılı!,et vom 2 5.10.1982 )

Das hei$t: Für die herİschenden Klassen und dte Armee slnd dle Interessen der Gesellschaft und
der werktiıtıgen und das "Gleichgewlcht der Krefte" in einer "modernen Demokratie" nicht von Be-
lang. Für sie stehen die Interessen etner Handvoıı Monopolen und der Mınderheıt der Ausbeuter lm
tordergrund. Aus diesem Grunde hat dle Verfassung von '82, wle dles auch bel den Grundrechten
ı_ınd -frclheiten der Fall war, dte dret Gewalten der Legislative, der Exekutive und der Judlkative
ledjrlj.h nach derr Interessen der herrschenden Klassen ausgerlchtet. Dıe§e Ausrlchtung wollen wlr
im foJgeı,,ıJen dırekt dem wortlaut der verfassung entnehmen.

a) Die Legislatlve

In demokratischen Verfassungen wtrd dte "Legislative" als die "Genıalt" zu(n Ertap der Gesetze und
zur Kontrolle der Ausführung dıeser Gesetze durch die "Exekutive" anhand be§tımml-er Prinzıpien
deflntert. Da ihre Mitglieder durch "Voıksabstımmung" direkt gewehlt slnd, besitzt sie besonders
hohes Ansehen. Aus der sicht der Verfassung Von '82 jedoch gıbt es vorlanglgere Faktoren als die
"Volksabstimmung". Nach dem Artıkel 76 der verfassung, der dle "wğhlbarkeıt der Abgeordneten"
der Nallonalversammlung festlegt, dürfen "Personen, dıe wegen ... der Teilnahme an ideologlsch
motlVterten Handlungen straffellıg getrıorden slnd, seıbst dann nlcht zum Abgeordneten gewğhlt
werden, wenn lhnen Amnestie gewğhrt wurde". Durch diesen verfassungsartikel ır,ird vor allem mtt
dem Begrlfl "ideologlsch motlvİerte Handlung" dle "Gesinnungsstraİtat" per delınıtlonem institutio-
nallsiert. zugletch wird das "aktive wahlrecht" der Bürger der Türkel an dıe Kandare genommen.
Und eben dlese an die Kandare genommene "gesetzgebende Gewalt" helpt ln der verfassung von '82
Grooe Nattonalv€rsammlung der Türkel (TBMM). Um deutlich zu ınachen, da9 dıe "gesetzgeberlsche
Kompetenz" der TBMM nur auf dem Papler b€steht, zltieren wlr den betreffenden Artıkel lm wort-
lautI
"Die Grope Natıonaıversammıung der Türkel hat dte Aufgabe und dıe Berugnls, Gesetze zu ella§6en,
zu endern oder aufzuheben, den Mınlsterrat und die einzelnen Mlnlster zu kontrollieren, den Mlnl-
sterrat ln bestlmmten Fragen zum Erlap von verordnungen mlt ce8etzeskralt zu ermğchtlgen, den
Haushaltsplan und Haushaltsgesetzentwurf zu beraten und zu verabschtğden, über den Druck von
Geld und dle Ausrulung des Krlegszustandes zu beschllepen, dle Ratlflzİerung lnternationaler Ab-
kommen zu bestetlgen, über Generaı- und Elnzelamnestle mlt Au§nahme von aulgrund von lıandlun-
gen nach Artlkel 14 der verrassung straffğlllg gewordenen Personen 6owıe über den vollzug von
rechtskrğftig 8ewordenen Todesstralen zu entschelden §owle dle ln andeİen Artıkeln der verle§8ung
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voagesehenen Befugnlsse auszuÜben
vorhebung durch uns)

und dle entsprechenden Aufgaben zu erfüllen.'' (AIt.87; İler-

Fürs erste wollen ıflr aul einen besonderen Punkt hınwelsen. Auch das "Recht,, und die ,,Befugnis,,
deİ Ja vom volk geıpğhlten "Legıslatıve", im Namen des Volkes "Gesetze zu erlassen,,, wurde ein8e-schrğnkt. In der modernen Rechtstheorle lst dte BeFugnls üler "Legi§lative", Ge.s,,tze zu crlassen,'unanta§tbar und unübertragbar'. Dagegen wurde die Nİtionalversarn=n,lung, wİe ijerı]its ileı\çıgttı(,_ben ırurde, eben dazu verpfllchtet, dleses thr Racht zu "ıibertragen.. oi" "Çı.i"tir",, Kompetenz,dle auf der Wahl durch da§ Volk fugt, wtrd aul den 'Mlnlsterİat' uuertragİn, dessen sğmtlıcheMlnı§ter, vom Mlni§teİprğ§ldenten abgesehen, sıch kelner wahı zu steılen hab;n. somıt besteht diewahre Funktlon der Natlonalversammlung nlcht darln, "G€setze zu eılas§en,,, sondern Beschlüsse der'Eİekutlve' per Gesetz abzu§egnen. Und mlt Artikeı 84 ıst es möglıch, auoer durcn verlu§t Vonstlmmen und zustimmung durch poltttsch motivierte Beschlüsse, "ri di. ,li. ,,Exekutive., einwırkt,des Mandateg lüı dte Natlonalversemmlung verlustig zu 8ehen. Elne versammlung aus solchermapenunte_r poııtı§chem und psychologtschem Druck stehenden Abgeordneten ıst etne schauveranstaltung,eln 'Au8hengeschtld'' für das Regıme.

Die Instltutlon, dıe ın der verfassung von '82 dte meısten Befugnısse erhelt, ist die EİCkutiVe, ıicsbewelst eın urte!ı des kassatıonsgerıchtes selbst:
'Da_9 dle verlassung von ı982 gegenüber der vearassung von ı96l und sogar dcr Von ı9?J den Be-grlffen de6 8tırken steates §owle, der autorıtğıen Fühıung etnen grögeren-Stellenwert elnraumt undınsbe§ondğİe dle Exğkutlve gegenüber der Legtğlatlve und der Juaıkatlve welter stğrkt, ist unum-8engııch.' (zıt. n. Bülent Tanör, aao., S.154; Hervorhebung dıırch uns)

selbst Befugnİsse, bet denen es kelnerlei zwelfeln untertlegt, da0 sie der t-cgislatiVo bZw. der.Tı](İi-katlve zustehen, wurden der *Exekutlve" übertragen. Belsplelswelse kann diıİ Exekrıti\ e Gost]tze .Jr-
lassen und hat 'ın Feılen, tn denen eın aulschub Nachietle mlt sich br:ichtc'' (!), Gerichts- undstralvollzugsbefugnlsse. Aufgrund der Befugnls zuİ Ernennung dcr Richter ttnteİstfll1 (liü. Jü.rdi\atiV(]ıhreı kontroıle.

b) Dle Exekutlve:

aa) Deİ staatsDrğsıdent:
lnneıhalb der gegenübel Leglslative und Judlkatlve mit enormer M.cht und Befugnis ausgestattetenEiekutlvğ domlnlerend i§t nlcht dle auf Volksabstlmmung berrıhende Regierunğ einer politischerı
Parteı. Dıe Kompetenzen des staatsprğsıdenten, der staatsbürokrat ie uni veriaıtung wurden invollen Yortslnn ent8renzt. Tateğchltch lst ınnerhalb der 'Exekutlve" der Polıtikernület schwach,der Beamtenfıügel stırk. Dte Bestetl8ung des staatsprğstdenten durch das voık p"" w"t,l lst - the-oretısch gesehen - nıcht erfoİderlich:
"Der staet§prğsldent f,rird von deİ Natıonalversammlung aus rlen Reihen lhrer Mltgıleder, dıe das40. Lebenslehr eireicht sowie elne Hoch§ch ulausbildııng abgeschlossen haben, oder. unteı anderentürkl§chen Staat§bürgern, dle die gleichen Voraussetzungen aufwelsen und das passıve weh]rechtİOİ dle Natıonalversammlung besıtzen, für dle Dauer von sleben .rairren geır,6hli...'' (Art. lo1 derverfa§sung; Hervorhebung durch uns)

Auf dle Gefahr hln, den Leser ein $enlg zu langweilen, seien hier dle §esentlichsten Befugırissedes staatspıısidenten - dea Ja auch ohne zustimmung durch das voik gewehlt werden könnte-
aul8ezehıt (aus Aıt. ı04 der verfassung):
- dle Natlonalversammlung zu eıner sitzung einzuberufen, wenn eı es für nötig halt;- dıe Natlonalversammlung aufzulösen;
- den Mlnlsterrat zu elner sitzung unteİ sejnem Vorsltz eınzubeı.ufen;
- den vorsltz lm Natıonalen slcherheitsrat elnzunehmen;
- den Notstand und den Ausnahmezustand auszurufen;
- d6n krıeg zu erkığıen, ln andere staaten stıeltkrefte zu entsenden oder streitkrelte anderer

staaten zu empfangen;
- bllaterale Abkommen mlt anderen staaten abzuschltepen bzw. zu bestğtigen;
- verordnungen mıt Gegetz€skralt zu erlassen;
- unter den von der Natlonalversemlung verabschıedeten Ge§etzen dieJenlgen ın Kraft zu setzen,

dle lhm geelgnet er8chelnen, und dıeJenıgen zurückzugeben, dte thm nicht geelgnet erscheinen;
- gegen verlas§ungsİnderungen seln veto elnzuıegen;
- zu Fragen, bel denen es ıhm nötlg er8chelnt, elne "volksabstlmmung" durchführen zu las§en;

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



- elne Amnestle zu verkünden oder Begnadliungen zu verfİıgen;
- den Mlnlsterprğsldenten und s€ine Mınlstea zu ernennen;
- Mınıster auf Vorschlag des Mınlsterprğsidenten ıhres Amtes zu entheben;
- den Generalstabschef zu ernennen;
- dte Richter und steatsenwelte der organe der İİöheren Geİichtsbarkelt zu ernenneni
- den vorsitzenden und die übıtgen Mltglleder des staatskontrollrates zu ernennen;
- dle Unıversltetsrektoren zu ernennen ...

Der Leser mag über soviel Befugnlsse verblüfft sein. Das ist jedoch keineswegs alles. Der staats-
presıdent hat noch sehr vıele weitere vollmachten, dle tn dıvefse andere Artlkel eingestreut slnd.
wir grelfen hler nur etnmal zum vergtelch eln Belsplel heraus: selbst dle verfas§ung von 1924 ver-
ıieh dem "mğchtlgsten' steatspresldenten in der Geschıchte der türkıschen Repubılk nlcht derart
umfassende Befugnisse. Dle Ermğchtigung, "Verordnungen mlt Ge§etzeskraft" zu erlassen, erhlelt
Atatürk tn der zeıt der "Gro0en olfenslve" (August ı922) nach langen Debatten und ledıglich für
sechs Monate. setbst unter der dİrekten lmpeıtıllsttschen Besetzung hatte dte 'Leglslatıve" der
Türkei gröpere Belugnlsse als dıe Jetzİge.

Mit mehr Vollmacht als selbst Atatürk ausgestattet, wıe es der 'staatspras lden t der verfassung von
'82" ist, rverden in Altikel lc5 seine "Verantwortttchkeiten' (l) festgelegt:
"Abgesehen von den tn der Verlassung und anderen Gesetzen lestgelegten Amtshandlungen, dle der
staatspİasident allein voltziehen kann, ohne dap elne Unterschrlft des Mtnisterprğ§ident und des
zustendigen Ressortmlnlsters erforderlıch ist, werden alle Be§ch]üsse vom Mınlsterprğsidenten sowle
Vom zustğndtgen Ressortmınlster unterzelchneti llır dtese Beschlüs§e slnd der Mlnisterprısident
sowte der zusiendıge Ressortmlnlster verantwortııch.
Gegen Vom steatsprğsldenten von Amts weg€n unterzelchnete Be§chıüsse und verlügungen können
gerıchtllche Instınzen, das verrassungsgertcht elngeschlossen, nlcht ıngerufen werden..." (Hervor-
hcbungen durch ıı ns)

rcr al]em sınd dğr Ministorprasıdent und dle Mintster Verpfııchtet, Beschlüsse de§ staatsprasldenten
zu unterschreiben. und verantwortılch für dtese Beschlüsse sınd §le auch. Andernfaıls ernennt der
staatsprğsident sle nlcht; bzw. er kann ıhre Amtsausübung jederzelt beenden. somlt lst der staets-
prasldent von der "verantwortlıchkett" für Beschlüsse entbunden, dıe er gefapt hat, ohne eigentllch
dafiir kompetent zu seln. Indem dıesem anschltepend dle Bestimmung hınzugelügt wırd, dag Be-
schlüsse, die er (Von Amts wegen) gefa9t hat, ı{ell die zustendl8kett dafür ganz allein bei ıhm
lie8t, Vor ketnerlei Rechtsorgan gebracht werden können, ist er 'von jegucheı verantvortllchkelt
überhaupt" b.frelt. Als einzi8e Möglıchkelt ıst noch geblleben, dap der staatsprğsident "Landesver-
rat begehen könnte", .Jorür Artlkel 106 im wetteren mlt folgenden worten vorkehrungen getroffen
hat:

"Der Staatsprasident kann auf vğrlangen von mlndestens einem Drlttel aller Mttglleder deİ Natio-
nalversammlung durch Beschıup von dreı vlerteln aller İhrer Mltglteder wegen Landesverrat§ flır
schuldtg erktbrt werden." "Gott set Dank! Dte v€rfa§sung von 1982 der Türkei lst nlcht eln heillges
Bı]ch", möchte men da sagen (!)- Gott sel Dank hat dle Junta ln dıe verfassung nlcht den Satz
§chreiben lassen: "Dleses Buch ist dle flınfte 'Hettlge schrıft'.' Um Hlmmels willen, da wöre der
Herr staatsprğsident nicht darum herumgekommen, gar noch beım "Jün8sten Gericht" verurtellt zu
werden !

Um in dıe reale welt zurückzukehaen: Eıne derartige Anhğufung von Befugnissen belm 'oberhaupt"
der ExekutiVe, dem staatsprğsidenten, le9t sich nlcht als "Prısıdial- oder Halb-Prısldıal§ystem"
darstellen. ln Demokratıen ist es unmögllch, 'Befugnlsse zu haben, ohne verantwortllch zu seln'.
Dieses system lst, "ohne dap e§ §o bezelchnet şorden wğre, İn sllen selnen Elementen ganz klar
als - nlcht einmat 'ptebıszıtares' - 'Eührer-system' ge§taltet'. (Taha Parla, aao., s.57; Hervorhe-
bung durch uns)

bb ) D9!_İ!ğ§.!.d.en,!§.9.bcft@.
,qls prnslaentscnartsraT, İ6s€n Zustandekommen und Befugnls lm übergangsartlkel 2 deltnlert slnd,
besteht der Natıonale sicherhettsrat (dle Junta) selt den allgemelnen Şahlen von '83 unter neuem
Namen weiter. somtt erhiett dle Junta des t2. september verfassungsmğpige "Legltırnıtğt'. Eı hat
die Aufgabe, stch ln alıen Angelegenhelten zu ğu9ern, zu denen der staat§prösldent befugt lst,
[nsbesondere zua Fundıerung von Entscheidungen des staat§prısıdenten. In der Praxls şlrd dıe§ so
gehandhabt, da9 er bel der wahrnehmun8 der Aufgaben und Belugnls8e des staat§prğ§ıdenten mıt-
wirkt. Dleses ntcht gewahlte, aber mit selnen Befugnlssğn über der Natıonalversammıung stehende
Gremıum funglert als eine Art "Adelskurıe". seıne 'Bevollmğchtlgung", ohne dezu lrgendelne ggsetz-
llch€ oder son§tlge rechtllche Grundlage zu heben oder vom volk gewehıt ,orden zu 8eln, lst eın
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Berelg defür, deO dle Junta ln der Tat auch nach den allgemelnen wahlen welterexlstiert.

cc) §laatşkontrollrat:
Dleses Gremıum dlent zul Ganze dem staatspresldenten als Drohmitte] unrl forensisches In§trument:
Ds "lİihrt auf verlangen des staatspresıdenten ın allen Eınrichtungen und Körperschaften der öf-fent]ıchen İıand und ln sllen Körperschalten, an deren Kapital dtese zu mehr ajs der Hllfte betei-llgt sind, ln Eln.tchtungen der Berufsverbğnde, die den€n der öffenttichen Hand gıelchstehen,
sowle ln gemeinnützıgen vereınlgungen und Ştlftungen ln beltebiger Form Untersuchungen, Nach-
foı6chungen und Kontrollen durch," (Art. l08 der Veıfassung; Hervorh eburıgerı r|urciı uıüs) \rI!t Hilfedleses Gıemıums stellt der "grope Führer" sicher, dap das gesellschafti ch e Leben in all sei]ll)l!-flskallschen, polltischen, Juristischen usw. - Aspekten unter Kontrolle steht und nach seinelı \ıiilü-
schen gesteuert wırd.

ım RöderıOğrk des staates ıst dte§ das führende und ausführende organ (ıer "vcrwalttıng". Alle Be-telllgten Jedoch fungier€n im Rahmen des von deı Vei,fassuıüg bestinıİrıtarı "Führeısystc!ns" als "Be-
amte von Führers Gnaden". Die Merkmale einer "vollziehenden Gewa[t", mit dü]nen iıı D,:mrı},.ı,ı iiı. rı
dle Regieıungen dıırch 8rope Befı.ıgnisse ausgestattet sinıJ, cliıı auf Vo]ksabŞtİrrımı.l lıg (Llİc1l ilı|IlIc,lI
beruhen, slnd lm "system des 12, september'' beseitigt wordel|.

"Der staatspresident ernennt eln Mitgtıed del Natiönal!(,l,sirınnılung ziln) i\ıirlj.tü.rpr;iŞiüleılt?ı. ]]i!.
Mlnlster werden au§ den Relhen der Mltgtieder der Natlonalversanırııluıg i,(lı,ı üınt;r peısonerı, die
des passıve wahlrecht f{ır dle Netıonalversammlung besltzen, nach Berufung durch d€n Mtnisterpre-
sldenten vom staatsprğsıdenten ernannt sowle gegebenenlalls auf Vorschlağ des Minlsterprasidenten
vom staatsprğsidenten aus dem Amt entlassen.'' (Art. 'ı09 der \,'erfassıtn8; Hervorhebııiıgen ılrıı.ı.h
un§)
wle man sİeht, lst es möglıch, dag auger dem Ml nisterpresiden ten alle 11inistt,r ı,lrne \vatı], :risrı
ohne Plebiszit, dıııch elnfache Ernennung ir, ihr ,\mt cingesetzt wer.derı, ]lnıl sicllellich :iı_iC}, ıil:l
dlesem Amt wieder entfernt Şerden können. Es lst klar, darj ejne solche sitırfliiOrı iıı ,l1.1 Rt:,;ioı.ıı,5
ein AbhengtgkeitsVerheltı ls gegenüber dem MinisteIpliıs;d(]üiten el.zelrgt.

Dap andererselts der - ohne wahl ins Amt gelaııgte - Inn.:nn,ini§te, llie ts(.İılriüis ılrlliill. ı]ı:rı.h
Wahlen in lhr ,,\mt gelan8te "Angehörige voıı Kommıırıalı ç:rıuııltiıngsrJti]a rıeJü'' abz,ıürrrlt)üı i:,ı1 l:;).ıst eIn welterer klarer Bewels für das Konzept einer "autoritğren Fühı.|ıIt3", Eiıı:ı. "Fİitıı,t:,ı ll: ı.]

vollziehenden Geılalt", in der vom staatsp resi(ıe n te n bis hjiiunteı. zuıı I,İiııiiter htliılı:r lrill ıliı; i,,
stımmung der BeVölkeaung durclı wahlen ange.ü/iesen is1, sondcrn über diescr sIelıl.. In ,lo]f Pır]itrto'.gıe nennt man Reglerungssysteme mit eiıer dcü,jırt lnrcIlt!g|,tl ''ı,o1lzielıt,ndıııı Gılı,alL'. '.aıtııriıill,t,
Reglme'.Dıe verlassung von '82 setzt "an dte stelle von Polltik verwaltung, an die Stelle vorıwahlen Elnennungen, an stelle des Yıllens der Natıon den şıllen der Exekutive," (Taha Parla,
aao., s.1l7; Hervorhebung durch uns)

dd) Min is errat:

ee) Das Krefteverh5ltnis zwlschen Mil ıter und zivll
ın der Verfassung selbst fındet sich ein solcher Abschnltt nicht dtrekt, Ejn sehr wjchtıger L;/ıİeİ.-
schled jedoch zwischen ıhrem Geist und demokratlschen verfassı.lngen ı§t aLıch .las Von ihr gesı_,haf-
fene Krelteverheltnls, genauer gesagt: Krefteungleichgewicht, z,Jrlschen Militer ı]lıd zivil. ,\us
dlesem Gaunde hlelten wlr es füİ erforderılch, darauf ln etnem eigenen Abschnjtt nliher ciızrı8(_,h.Jn.

Dle lm Zuge des 12. September faktisch erfolgte Belastung des Kompete Iı zve rlı i,I t n i§şes zı_ıgunsten
der Miıttğrbehörden ıvurde durch die veIfassung offiziell instıtutionallslert. Arü VorılerstOr slel]e
steht hıer dıe Funktion des Natlonalen sicherheltsrates. Dieses Greıniıım, des5en vorsitz iIı der
Verlassung von '61 der Mlnisterpresident innehatte, tritt ln der neuen Verfassung unteı. (lıım
vorsıtz des staatsprğsidenten zusammen. Dle Funktion des Gremiums, in dem nttürgeınAp ctie Mili-
tğrs den Ausschlag geben, lst ıüie folgt lestgelegt: Es "teilt dem Ministerrat seine Ansiclüıen Zı
Fragen der Beschlupfassung über dle Festlegung der staatıtchen sıcherheltspoıltık ım Grundsatz und
ım Detall und über deren umsetzung sowle zu Fragen der erforderııchen Koordinatıorı mit. Be-
schlupfes§ungen über ı,le9nahmen, dle der Ret ... tür drlngend heıt, sind vom Mlntsterrat mit vor-
ran8 zu behandeln.' (Art. 118; lİervorhebung durch uns) Durch dıese Befu8nis wurde der Nationale
sl,cherhelt§ıat mıt eıner Macht ausgestattet, dıe lhn über den Mlnlsterrat stellt.

Elne andere Kompetenz'verlagerungt betrılft auch die Ernennung de§ chel§ des Generalstabes.
Wğhrend der oberste Belehlshaber der streltkrefte nach der Verfassung von '6ı durch den Mıni-
sterprğ§ldenten und dle Reglerung ernannt wurde, wird er dıesmal "auf vorschlag des Mlnı§terrates
vom staatsprı§identen ernannt" (Art. 117).
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Dle Krlegsrechtskommandanten, dıe ln der verlasoung von '61 'dem Ministerpresldenten unterstehen
und lhm verantwortllch slnd", wuıden sle dlesmal dem Generalstabschef unterstelıt (Art. 122). Dabeı
muo man slch vor Augen halten, dı0 "die Perloden mıt Not§tand §ehr vlel zahlrelcher vorkommen
als die Perioden mit Noımalzustandi. Damit wurde auch dıe Lenkung der 'politischen Führung', dle
kelnen eigenstındıgen Geschğftsbereıch hat und auch nlcht haben darf, durch dle Mllıterş zum
Prinzlp erhoben.

Ein anderer Mı9stand, der dle Judlkative betriftt, besteht darın, da0 deı "Notstand" auch nach
seiner Beendigung duı,ch praktlsche Umsetzung und bestehende Belugnlsse fortgesetzt wird. so
helpt es in Artiliel l45: "Gegen veroı,dnungen mıt Gesetzeskraft, die beı geltendem Ausnahmezu-
stand oder Notstand bzw. ım Krıegsfall erlassen wurden, kann wegen lhrer verlas§ungswıdri8kett
nach Form oder Inhelt keın Verfahren beım Verfassungsgerıcht eröffnet werden." Dıe Abslcht lst
klar| Das Kriegsrecht, eıne "provİsorische Milıterverrı,aıtung", soll zur Dauereinricht un8 werden.

Es lst eine e]lgemeln anerkannte Tetsache, dag man solche Regleİungssysteme nicht als 'parlamen-
tarlsche Demokratıen bezelchnen kann. Denn in "perlementarıschen Demokratıen' unteı§tehen dle
Miltter- den Zlvllbehörden. Durch dle Yerras§ung von '82 ,İrurde dles ın §ein genaues Gegenteıl
verkehrt.

ff) Administrativer Auftau des staates:
Nach der verfassung von '82 herrschen 

'n 
dğr Türkei primğr zgel Elemente vor, eın zentrale§ und

ein kommunales. Und hler erhieıt lm verheltnls zlLr Eigenlnıtiatlve der aus wahlen hervorgehenden
Kommunalverwaltungen die Inltiative der zentralen verw&ltung eln übergewicht. "Die zentlıle Ver-
wa]tung besltzt gegenüber den Kommunalverwaltungen dle Befugnls zur verwaltungsaufslc!ıt. " (Aıt.
l27)

c) Dıe Judlkative:

Es İJurde aufgezeigt, dap mıt der veıfassung von '82 das Prlnzlp der "Geşeltenteılung" aufgegeben
und an seıner statt dıe "Autoritet deı Exekutive" etabllert wurde,

Die Ernennung der Mitgı|eder der Rechtsprechung§organe und dİe Kontrolle der Justizbehörden auf
jurı§tischem, fiskallschem und verwaltungstechnischem Geblet wurden ln cenze dem 'Gutdünken der
Exekutive" unterstellt. somlt lst dle "Judlkatlve' ıedİgllch elne Unterabtellung der "Exekuttve-. Dle
primere Aufgabe und Befugnıs der Judikatlve, dle Exekutlve und dle verwa]tung richterllchersğlts
zu kontrollleren, wurde beseltigt und funktıonsunlğhlg gemacht. Dap dıe Exekutlve bel der wahr-
nehmung von "Grundrechten und -frelhelten' mlt dem Ar8um'ent "ln F'İllen, in denen ein Aufschub
Nachteıle mlt sich brechte", die Belugnısse der "Judlketive" erhelten hat, wurde bereıts aulgezelgt.
Im Lichte dleser alıgemeineren Auslührungen wollen r{ir kurz auf dle "rıchterllche cewalt", begln-
nend mlt den obersten Rechtsprechung§organen, etrüas neher elngehen:

aa) Das Verfassungsgericht:
Die Mıtglieder beruft der staatsprğ§ıdent (Art. 104). setne Aufgabe und Befugnls: Es entscheıdet
auf entsprechendes Ersuchen über dle verfas§un8sme9ıgkeıt von Gesetzen (Art. 148). Trotz der Be-
stlmmung, dap e§ "verfahren gegen den staatsprğsldenten (oder) Angehörlge des Mınl6terrat§ .,,
wegen ım Amte begangener straftaten ln selner Elgenschaft als staatsgerlcht6hof durch(führt)"
(Art. 148), lst dle Exekutıve lm Grunde genommğn der Kontrol]e duıch dıe Judtkative entzogen
worden. Dap eln Gİemıum von Beamten über die Exekutive zu Gerlcht sltzen könnte, dle von die§er
selb§t ernannt wurden, lst nach den Regeln der Loglk und der nechtsprechung eın Dıng der Un-
möglichkeıt.
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Mjt den nach der \ıerfassung von '82 8eschafrenen zentİalen organen zlelte man darauf ab, dle
Gesellschaft ideologtsch, polltisch, kulturell und erzleherlsch zu lenken und zu kontrollleren. Aın
wichti8sten sind dabei der Hochschulrat (YöK) und dle Hohe Atatürk-Gesellschaft tür Kultur, spra-
che und Geschichte (AKDTYK). Durch den YöK wurde die wlssen§chaftlıche und vergaltungsmepige
Autonomie der LrnIveı§lteten beseıtlgt und die une|,ngeschr5nkte İıerrschaft der Exekutlve und des
Staatspresidenten über die Unlversıteten sıcherge§teılt (Art. 13r). Genauso wurden auch "staatllche
ınstitutlonen zur Produktıon faschlstischer Ideologle" geschaffen und versucht, der fa§chistlschen
Ideologle mlt staatlIcher Unterstützııng von oben nach unten durchgehend zur vorherr§chaft zu
Verhelfen (Art. ü 34). TÜ
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Auch das Kassationsgericht wurde mit der Ernennung des ceneralstaatsanwalts und des stellvartfe_tenden Generalstaatsanwalts durch den staatspr,asidinien (artt. 1o4. 154) der Kontrolie der E_\ekıı.-tlve unterstellt.

Deı Generalstaatsanwalt ist die Kontrollinstanz für die statuten, progıantırıe urııl ı\lıtivitiitc;ıpolltİsch€n Parteien. Auf dİese weise sind ein bederıtender Tei] des pJıiii..nun ı"ırerıs iri r.lt:rsellschaft sowie allgemeln die politischen Parteien dem wohlwolten urıil ,Jer iı:tıııisi,_,lıti8ırıgstaatsprğ,sidenten unterstelıt worden.

rler
, c,..

ı],_,s

]lg."T .malı nach dem gteıchen Konzept alle Mltglieder des Mlliterischen Kassatioİı§gerichts urıd d,:sMıliterlschen oberverwa]tungsgerichti durch d e-n staatspresldenten hat berııfen lasŞetü (1İtt. 10,1-156,157), wurde auch der Berelch der Mititergerichtsbarkeit der Kontrol]e des stıatlrI.ra.jidentertunteısteııt.

bb) Das assationss rieht

cc) Das oberverwaltunss ericht

dd) Der Rech unsshofI

ee) Der Ho e Richter- und Sl,a at,sanr,;
In dlesem Gremium führt der Justizmi
automatisch Mitglied; die übrigen Mit

Es lıegt auf der Hand, dap du

auch unabhanglg Von den wüns

Es i§_t "die letzte Priifungsinstanz für Entscheidungen und r.ırteile, die ihm von Verwallungs8eriCh-ten überg€ben wurden und per Gesetz keiner sonstigen v eİİValtu ngsgerich ts in s tanz überlasserı sln(l,,(Art, 155), DaP die Mltglieder dleses hoh€n Cerichİs nur zu einem Viertel vom staatspresidenl:enberufen ı'!'erden, reicht bedauerlicherweise zur Unabhanglgkeit aüch nicht aus, Denn die ii}_ııigt lidrei trlertel ernennt der Hohe Richter- und staatsanwelterat.

Auch dıeses Gremium, das für die Kontroıle dos Finanzgobarens til)i, E:ückLlti,,,e ıınd ülcr veı,,,, ü.ltungzustilndlg ist, wurde durch Ernennungen und durch im verheltlüis zur VeIfasjı)ı5 \,(jn ,61 stii].keBeschneidung seinel Befu8nisse funktıon§unfah18 gemacht (Art. 16o). Fijr ,lie E;]cklıtivr: und die_.Verwalİung wurde di€] Mögıichkelt geschaffen, Ar_ı§8.bı)r, .im sinne ihrer jeweiligen .p.Jiitisı]h1.1 l[;-teressen unter Um8ehung der Kcntro]len zu tiitigen.

Einstetlung und Entlassung Von Richtern und staatsanwelten, ihre Ernennung uİıd vcrS_-tZung, ih!,eBeförderung, ihİe dısziplinarisch

lterat
nister automatisch den Vt,rsilr, 

'"" 
.1ıStizsiıotSsel\.].etiir i5tglieder weİden Vom staatspİesidenterı beriıfeıt. E,j !.t]i]e]t

e Bestrafılng sowi.-r jhi,,) DnifeInung iıus dem Amt (i\rtt, 1c"ı. t 59)ıch die Belugnisse und die Ernenı,iiırıgspra.:is diılses o..l]tiliıt;i!5 dic
gcln itC]] 1 ',\ .i

die 8eı{ğhrleisl"et, ıla§ dit Riı:hter Urtei]ı:
chen der ExekutiVe İiilleıl, wıır,de beseitjEt. Aupcrdcrm şjrıJ,lit, Iıır-

staatsanwelte und Richter vom staatsp resi de n ten ]ind Von dcr Re8ieIung ''abtı;iı-ıxi;.'
den. Die "Unabhangigkeit der Cerichte und der Richte r",

rekte Erledigung der Aufgaben der Richter und staatsanwe]te dur.ch ılen .Iustiziııılp,]lttclrr übcr-
inisterium ernannt wild.wacht, der wiederum vom Justizm

ff) Die Not§tands- und die staatssicherhe ltsperichte
Die durch Artikel 37 der verfassung Von'82 eirıgeführ.te "Garantie des geselZ]icherı Riclıters,, stehtnur auf dem PaPler, Die nach den Artikeln 122 und 143 der VerfasJun3 

'egIündetclı 

\otslaltds- ]ıı](j
staatssıcherheitsgerichte sind ganz direkt Aı.ısna!ıme8erichte. nıe staitisicheı.heitSeerichte,,fiihfen
dle Verfahren der Militerıschen Nots tandsge rich te weiter uıid ,,.orsehen die .\tıfgalreTü ıliese] Geİlch-te. Somit lst durch dle Staatsslcherheltsgerichte (DGM) der Notstand zur Daueİeiıırichtung gemacht
worden... Andererselts stnd dle DGM mit dem Grundsatz des 'gesetzllchen Richters' ebeniowenig
vereinbar wie mlt dem der 'Unabhengl8keit der Justlz'., Da htnsichtllch ihrer Ausbildung zwischen
den an ordentlichen Gerichten amtieıenden Richtern und denen an den DGM kein unterschied be-steht, ıst e§ auch nicht mögllch, dle DGM als 'sondergerichte' anzusehen." (Halit Çolenk, 12 Eylul
ve Hukuk, verlag onur, 1988, S.33f.; Hervorhebun8 durch uns)

Es ist undenkbar, da9 die aul diese Weise gebundene und an dte Kandare der Exekutive genommene
"richterllche Gewalt" und die Verfahren bei Gerlcht der richterlichen Neutralitü,t und der Gerech-
tıgkelt Genüge tun könnten. so *,eisen auch vertreter von 'amnesty international' darauf htn: ,,Dle
meısten Gefangenen können stch nicht elnmal verteidi8en, Gesprğche mit lhren Anwğlten le9t man
nıcht zu, zettungslektüre wtld ihnen ntcht gestattet." (Helmut oberdiek, aao.; Hervorhebung durch
uns)

26

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



Dıe Fakten haben zweifelsfrei erwiesen, dap das "system des 12. september" und sein Architekt,
die verfassung, mit eineı, modernen Demokratie unvereinbar sind. Die völker der Türkei haben die
Modernltet und die demokratlschen Verheltnisse nicht weniger verdient als andere Gesellschaften;
sie finden sich weder mıt diesem Gesellschaftssystem noch mit diesel,verfassun8 ab und dürfen das
aııch nlcht tun. Dieses "system", das mehr denn je für die werktetigen Klassen, für die kurdische
Natlon oder auch für fortschrittllch-demokratische Patrioten Versklavung und Verarmung, Leid,
Blut und Trğnen bringt, darf der Türkei nicht züm schicksal werden.

Dıese Realit§t gestehen auch, obt,ohl sie der "abhengigen richter!ichen Gewalt" angehören, Jurlşten
zu, dle lhre selbstachtung nicht verloren haben. (siehe z.B. dle Rede des verfassungs8erichtspresi -
denten Mahmut cuhruk zum Jahrestag der Gründung des Verfas su n8sgerichts. ) Hier haben Jurlsten
und Jurlstische Institutionen, bei denen der Glaube an dle Demokratie und die Menschenrechte
nlcht verlorengegangen ist, eine Aufgabe: Dieses "Gesellschaftssystem" und seine "schöpfer" Vor der
Weltöffentllchkelt anzuprangern, für ihre verurteilung zu sorgen und sie zu isolİeren. Unseres
Erachtens ist das selbst unter den derzeitigen Verheltnıssen durchaus rnö8lich.

Letztenendes sind auch verfassungen Gesetz€ und dürfen zu den Menschenrechten nıcht im '![ider-
spruch stehen. An dleser Realitet andert auch nlchts, dat, man dle Verfassung Von '82 mit einer
stimmenmehrheit von 92 % hat "absegnen lassen", "Unlver§ale Realiteten" und "Gesetze des
Menschseıns", die die Menschheit in ihrem J ahrtausendealten Kampf erreicht hat, stehen über den
landerspezifischen Realiteten, stehen über Abstimmüngen und iiber verfassungen. An diese Realite-
ten ıst auch der türkische staat gebunden. wlr glauben, dap über die verfassuna ,",on '82 der
Me ns ch enre chtsge rich tshof und der Internationale Gerichtshof zu Gericht sitzen könnten. Ein s01-
ches verfahren were am Ende eln xampf um da§ eigene Ansehen zwİsı:hen denen, die für Men-
schenrechte iınd Re chts s taatlıchk e it eintreten, und derü Feinden der rech tss taatlichen De!nokratie
und deı Menschenrechte.

Nun könnte man es für einen Lösungs\rreg halte]r, die jeueils "anstöpigsten" (!) Artikel abzu4ndern.
Unseres Erachtens ist das keine zureichende Lösung. "Da die Verfassun8 Von 1982 in ihrer Phlloso-
phie, ihrer systematik ıııld ihren Bestimnrırlgen eine Ganzheit darstellt und obendrein eiııeIü ceset-
zestext mit sehr detaillierten und miteıIiander ,crknüpften Verfahreırsregeln, .., n,ürden, wenn man
ırgendwo ln das Fachwerk elner solch€n verfassung eingreifen würde, unsei8erllch auch an ande-
ren stellen dle Bausteine in Bewegung geraten. Partlelle Abönderungen würden noch grögere vıder-
§prüche und Pıobleme erzeugen." (Bülent Tanör, aao; Hervorhebung durch uns) Die realistische und
dauerhafte Lösung ist die, dies "Gesellschaftssystem" und "seine Verfassung" im Kern zu verendern.
Dles lept sich aber nur im Kampf des ejnzelnen und der Gesellschaft gegen den staat, der werkte-
tlgen Klassen und schichten gegen den staat und die lrlorıopolo verwirklİchen. Dieser tiampf mup
auch die internatlonalen Beziehungen eiılsch]ie0en, die der Staat und die Mı)ılopole gegen die Inter-
essen des Landes eıngegangen sind.

Die völker der Türkei werdeüı die Demokratie, die sie vefdienen, selbst errichten ılnd sich als wür-
dige Mitglleder der "weltweiten MenschheitSfarnilie" ıırweiscı,.
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Ist es schon ejrıe .,,öllig €indcutigc Tatsache, da[] Gerichte, di,3 nicht unabhan8ig sind, dle Aufgaben
der,,Judikative" nicht erfüllen könnert, sc ist es eı]-le el)eIso eindeutige Tatsache, dap die Gerichts-
verfahren im system des 12. september gemeinsam mit der Inquisitjon und den Nazi - Geriı:hteıı in
die Justiz8eschichte eingehen werden !

Iv. schlup
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IVI auritiussteinw e g 5 9
5000 Köln 1

B undesrepublik D euts chl and

Datum: 70. und 77. Dezember 1988

ANKLAGESCHRIFT

Rechte und Freiheiten der politischen BetEtigung in
der Türkei:

Meinungsf1eiheit,
O r g ani s ati o nsf r eih eit,

Pressefreiheit usııJ.
kontaktadresse;

ko ordi n ati o nskom ml t e e
des lnternationalen Tribunols

c/o R. Hasselbring
Postf. 9lO843

D-30O0 Honnouer 91
Tel:O511-21O2O07

Diese Anklogeschriİt und deren Begründung wurden uon der ersten Kommission Dorbereİteı

ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı

!
ı
a

,.,.'''I

,,, ı

ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı

ı
ı
ı
ı

ıo

ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı

UND BEGRUNDUNG ZUM THEMA:

ı
ı
a

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



INHALT

]. ANKLAGESCHRIFT

I]. BEcRUNDUNG

1. Meinungs- und Organisationsfreiheit

2. Pressefreiheit

3. Menschenrechte
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I. Anklageschrift

An die Mitglieder der Jury dcs Intcmationalen Tribunals

An die demokatischen-fortschrittliChen-revolutionarcn Krlifte und Einzelpersoncn

An die Vötker dcr wclt,

lm Namen der türkischen und kurdischen Völker, die nach dem Militiırputsch den staadichen Terrorpraktikcn zum

opfer fielen, gegen die tauscnde von antidemokratischen VeIboten verhangı wurden

Im Namen der Menschen, die nach dem faschistischen Mitiüirputsch unter syst€matischer Folter umgeblacht wurdcn

In Erinncrung an über 280 Menschcn, die untel dem Regimes des Schreckens "vcrschwundcn" siıd,

In Erinncrung an die hunderten von Mcnschen, die auf offener StraBe, in den Bergen und vor Schulen von dcn

Sicheıheiskiiften des Regimcs crschossen wurden,

Im Namen tzuscndcr von politischen Gcfangenen, die heute noch in den Kcrkem dcs Faschismus fii. bessere

Lcbcnsbcdingungen kampfcn, die gegen jegliche Versuchc des Regimes Zur Vemichtung ihrer Idendit-aıt widerstand

lcisten,

In Erinnerung an die tausende von Tonnen Bücher und Zeitschriften, die verbrann[ wulden,

In Erinnerung an die Revolutioniire, die hingerichıet wuıden,

Im Namen aller demokratischen Oıganisationen, Berufsverbiinde, Veleine und Gewertschaften der tiirkischen und

kurdischen Völker, die verboten, zerschlagen wurden,

Im Namen aller Menschen, deren Herzen nach Demokatie, Unabhiingigkeit und Sozialismus klopfen,

lm Namen aller opfer des Fıschismus, RassismuS und Militarismus fordern wir die vcrurteilung de§ anti-demokrati-

schen Regimcs in derTürkci durch dieJury des Internationalen Tribunals und die demokraüschen, fonschrittlichen und

I'rciheitsliebenden Krafte und Einzelpersonen,

weil dcses Regimes aufder Basis von systematischen Menschrenıechtsverlezungen, auf der Basis del Ausroftung der

Mcinungs-, organisierungs- und Prcssefreiheit errichteı wurde.
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DIra MENSCHI]NRECHTE WERDEN IN DER TÜRKI]I SYSTEMATISCH vERLETZ.ı.

Die Menschenreche, die nebcn der Allgemeinen Erkllaung der Menschenrechte dcf UNO vor genau 40 Jahrcn auch
in Velschiedenen inrcmal.ionaien Abkommen festgchaltcn sind, werden in dcr Türkei von dcm bcstchcndcn anti-
demokraüschen Follerregime systemaıisch verleızı.

Obwohl in der T&kei in fast jeder Phase ihrer Geschichte von einer stigüichen Garanıierung und Einhaltung dcr
Menschenrechıe nicht gesprochen wcrden kann, ist esjedoch nichı zu übersehen, daB das gegenwiirtigc Regimc völlig
auf der Basis der Verletzung deı Grund-rechte und -freiheiıen des Menschen instiı.utionalisien wurde_ Die Vcrlctzung
der Menschenrechte wuıdenach dem Militiırputsch weiıgehcnd inGcsetzen und Erlasscn legalisicrı, so da8 in bczug auf
die Tiirkei von einer staatlichen Systemaaisierung der Mensçhenlechtsvelle9ungen geredet werden muB.
Das Folterregimc unddie tiiİkisc he Regierung machcn seitJahren eine intensieve Propaganda die daraufZielı, dicTürkci
als ein demokratisches Land daİzustellcn, und die von europiiischen Regierungen und Insıiı,utionen auch UntcrstüıZung
findel. Dies ist abel eine lcere Phrase def Herrschenden in dcr Türkei, denn - wie es auch in dcm Aufruf zum
Inıemaüonalen Tribunal hei8t- in einem land, aus dem Nachrichten übcr Mcnschenrech§vcrleı.zungcn kcin Enrlc
finden, kann eS keine Dcmokıatie geben!

Unsere Kommission ha[ı,e im Rahmen dcr Vorbereitungen des Intemationalen Tribunals die Aufgabe, zu untersuchcn,
wie es mir den Praktiken des türkischen Regimes im Bcreich der Meinungs-, Organisierungs_ und Presscfreihcit suıı<l,
ob es in dcr Türkci von dcr Exisıenz dieser Rechte gespıochen werden kann odcr nicht.

In unseren UnErsuchungen sind wirzum Schlu0 gekommen, dag es keinc Mcinungs- und organisierungsfrcihcit in dcr
Türkei gibt, daB von einel Pressefrcihcit nur dann gcsprochen werden kann, wenn man diescn Bcgrifİ scinem Inhalt
beraubt.

l]S GIBT KEINE MElNUNGS- UND oRGANIsATIoNsFRElHEIT rN DER TÜRKt]I

Arükel l8 der Allgemcincn Erkliirung dcr Mcnschenrechrc, die auch wie andcre inı,ernationate Abkommen von dcr
Türkei unerzeichnct isı, garantiert das Rechı. des Mcnschcn auf Meinungsfreihcit. Eı besagt, daB,.jcder Mcnsch
Gedankcn-, gewissens- und Retigionstreiheit haı". Dicses Recht wird formal auch von dcr ıiirkischcn Vcrfassung von
1.982 voıgesehcn, formal, denn viele andcre Gcsctze und Paragraphen des ıürkischcn StGB und die Praktikcn dcs Evren-
Özat-Regimcs vcrbieten genau diese Freihcit.

- Bctreibcn von propaganda mit dem ziel, dic Herrschaft einer sozialen k|asse übcr eine andcrc sozialc kl:ı_sse zu
erreichen,
- parteien der Arbeiterklasse zu konsıituieren,
- Existenzrechı. des kurdischen Volks anzuerkennen, in kurdischer Sprache zu denken,
_ Gegen die bestehendc Staatsordnung mit friedlichen Mitteln oder mit Gewalıanwendung Zu kaimpfcn, organisaıio_
nen miı diesen Zielen zu gründen,
- dem offtziellen Islamverstiindnis zuwiderlaufgndc Islaminterpreıationen zu veıııeıcn und rctigiösc Sektcn zu gründcn
u.s.w.

Dic von Mussolini SrafgeseDbuch übcmommcnen Paragraphen t4l, l42 und 146 wurrlcn schon mchrmals veriindcrt
und verschiirft. Wiihrend im faschistischen Iuüien im Rahmcn dieser Paragraphen als HöchsGsrafe 5- l2 Jahrc Haft
vorgesehen waı, wurde in derTürkei als Hdchsısfafe die, Todesstrafe eingefiihn. In den nach dem Mitiüirpuısch untcr
der Regierung dcs Nadonalen sicherheiısrates eingeleiteten hozesscn wurden auch gegen übeI4600 Menschcn dicTodesstrafe beanıİagt. Man sieht den fonschriıı,- und freiheiısfeindlichen Charakter diisJr Paragraphen, die dır.s Rechtauf MeinungsZiu8erung und Organisierung zu einem Hohn machen oder genauer g"rug,, İi".". Rccht nur dcnHerrschenden einraumen. Mit diesen Paıagnphen, deren Geisl. auch die tlırkiiche VerflssĞg durchdringı, kann jcde
Denkweisc, jedcr Gedanke, jede An der organisierung unter haite strafe gestellt wcrdcn]die von dc-r otliziellcn
Sıaaısideologie abweichcn.

Dies wird auch ın der Verfassung deutlich in dcr Priiambel hervorgehoben: "... keine Meinung und Ansichı gegcn dietürkischen Nadonalinteressen, dem Grundsatz der Untcilbarkeiı ddtıırkischen Daseins, des SĞtes und sıratsgebiercs,
die gerchichtlichen und geisıigen werıc dcs Türkenıum und dcs Naüonalismus, die hinzipien und R"ıo*"n eurt.r,
werde geschützt..."

Es giltalso nach der Verfassung der Miliıias, solch€ Meinungen und Ansichıcn zu verfolgen, deren TragerZu vemichten.

3

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



Hinter diesen Paragıaphen und Ges€tzen und deren Anwendungspraxis liegt unveıkennbaI ein politisches Versüindnis,

das auf Faschismus, Autoritarismus und Anti-demokratismus basien. Und genau dieses potitischc VersüindniS, dicsc
Politik der Henschenden gilt es, in aller Deutlichkeit zu verurteilen.

wir möchten an dieseı Stelle einen sogenannten Übergangsartikel der Verfassung erwahnen, um aufzuzeigcn, das

Gedankenfreiheit nicht nur durch bestimmte Palagraphen des Türkischen STGB verletzt werden. Der Ubcıgangsartikel
15 der tükischen Verfassung von 1982, die der Türkei von den Puschgeneralen auf8ezwungen wurde, bcsag1 im

WesenıJichen folgendes: Alle Gesetze, Erlasse und Veıordnungen dcs nationalen Sicherheitsrates, d.h. del 5 köpfigen

Führung der Junta vom 12. September l980 bis Inkrafıreten der Verfassung slehen im Einklang mil der Verfassung.

Gogen diese Gesetze, Eılasse, Verordnungen und gegen dic Praxis des Naüonalen Sicherheitsrates und gcgen dic

Au8erungen der führenden 5 Generale ist es yefboten, "den Vorwurf deı Verfassungswidrigkcit zu erheben und miı
diesem Vorwuıf vor das Gericht zu gehen"...

Mitdiesem Aflikel haben die Generğle unterGaİantie gestellı, das weder ihre Erlasse noch ihrc Pfaxis spiitcr irgend wann

mal kritisiert werden können. Sie haben sozusagen versucht, sich von vomhercin gegen einc dcrartige Entwicklung
abzusichem. Die Verfassung der Foltergeneriüe zwingt mit diescm Anikel die Menschen in der Türkei dazu, die Politik
dcr Mili!,iirs, des Regimes des 12. September für richtig und berechtigt Zu halten, und erkennt die Freiheit nichı, an, zu

denken, daB sie falsch ist und den lnteressen der türkischen und kurdischen völker zuwicder|auft. Es wird also dcn

Menschen in der Tükei, den türkischen und kurdischcn völkem die opfer dcs offenen staadichen Terrors nach dem l2.
Septembcr wurden, verboten, zu denken und auszusprcchen, da8 sie Opfer grausamer staatlicher Reprcssion wurdcn.

Wenn sie dies denken, aussprechen und dicse Pcriode kriüsieren, üoht ihnon wiederum politische Verfolgung.

Die Menschenrechtskonvenüon definiert die Meinungs- und organisierungsfreiheit als einandefcrgainzcnde, in unmit-

ıelbarster Beziehung zueinandeI stehende Grundrechtc. Wird einer Idee und ihrcn verfcchten nichı das Rcch1 dcr

Organisationsgründung zueıkannl, so bedeutet das -nicht nurjurisıisch gesehen-, auch die Beseitigung der Mcinungs-

freiheit.

Nach dem Miliüirputsch vom 12. soptembeı wurde gegen alle Teile der Bevölkerung organisadonsYelbot verhaıngt. Dic
Verbotsflut reichte von politischen Paneien ğbcr demokIaüsche Vereinigungen bishin zu BerufsvcrbAnden und

Gewerksc hafıen.

4

Einige konkete Beispiele verdienen hier aufgeführt zu werden:
_ Eİ ist verboıen, kommunistische oder sozialistische Parteien zu gründen, selbst solche, die innerhalb des vorgegcbc

nen gesetzlichen Rahmens des Sysems zugelassen werden möchten.

- Es isi den Angestellten und Be3mten des Sıaaıes, den Lehrem und anderen Lehrkriiften verbotcn, sich Zu organisiercn.
_ Poliüschen Parıeien wurde verboEn, Jugend_, Frauen_ odcr Berufsorganisaüoncn zu gründcn.

- Es wurde den Arbeitern und Gewerkschaf em Veıboten, unabhdngige dcmokıatische Gewerkschaften zu gründen.

Diesen von uns aufgefühnen Verboten kÖnnen mindestens noch l00l Verbote hinzugefügt werden.

Hinı€I diesem politischen Verbo§versıiindnis lie8t der anti-demokatische Gedanke, dic Votksmassen, verschiedcne

soziale Klassen und schichıen ihren organisaıionen zu berauben, sie del Repressionspolitik dcs süaates un8cschüı'.t

auszuliefern, sie zu depotitisieren und zu desorganiesieren. Dahinter liegt das Versliindnis der Putschgenerale, den sic

öfters verkündet haben: "Wenn es in diesem t and notwendig isL MenschenİechB zu schützen, bcstimmte gesellschaft-

liche hobleme zu tösen, dann braucht man dafit nicht extra organisaüonen zu gründen. Der Staat tuıja all dies".

Die türkische Regierung, das Terrorregi me in der Türkei und deren Vertreter betonen im mer wieder, daB es in dcr Ttİkei

Meinungs- und organisationsfreiheiı 

'abe. 

zulctzı hat das der Chefder S-köpfigen Junta und gcgenwarügel s taatspra-

sident Kirıan Evıen wiürend seines Besuches in der Bundesrcpublik Miııe oklober dieses Jahres gegenüber Herm

Weizsöcker, Kohl etc. bestiitigt. Und diegenannten Herren gratulierten ihm fiiİ seine Bemühungen zur Verfestigung dcr

MenschenrechE und Demokratie in deriürkei, wğhrend die deutsche Potizei üau8en Aİbeiter und Flüchtlinge aus der

Türkei, gegen die Respressionspolitik unter Fühıung von sbatsprasident Evien protesüenen. Nun mircht€n wfu zum

Schlus Üriuftigen, daB ırıir den Vertetem des Folrcİregimes in der Tairkei geme abnehmen, wenn sie_sagen, es gibı

Meinungs_ und-organisationsfreiheit in derTürkei. Es bleibı nur anzumerken, daB diese Meinungs- und organisations-

freiheit iur fıir Krafte gilt, die im Rahmen des anti-demokratischen Regimes in der TüIkei sich bewegen. In dcr Türkci

der Gegenwart gibl es;eder oıganisaıions_ noch Meinungsfreiheiı fiil die aii*ischen und kurdischen Völker, für die

demokiatischen] ıinken und sozialistischen krafte, für ein ganzes volk, fü das kurıdische volk, kurz für all diejenigen,

die die anti-demokıatische ofnzielle Sharideologie ablehnen.

Es gibt keine Meinungs_ und organisaıionsfreiheit in def Tti*ei der reaküonğren kfifte für diejenigen, die für
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Demokaüe, Unabh:ingigkeit und Sozialismus kiimpfen. Und dies alles, obwohl die Türkei alle internationalen
Abkommen zu Menschcnrechten ratinZiert hat...

Das türkische Regime vcrletzt auch die Pressefreiheiı. Angefangen von dcr groBen üiglichen Presse bis hin zu linken
Monaıs- und Wochenzeiıschriften sind in der Türkci fast alle Veröffenılichungen Opfer von Verborcn,Beschlagnahmun_
gcn. Die Redakteure werden verhaftet, zusammengeschlagen, daran verhinden, an Nachrichpn heranzukommen und
diesc zu verbreiten. Bücher werden verboten, zur Vemichtung durch Veörennung verurteilı, wie es in der amüichen
Sprachc hci8ı. Joumalistcn werden zu hunderten Jahıcn von GefiıngnissEafe veruneilı.

So z.B. Veli Yilmaz, Osman Tas, Hasan Selim Acan, Mustafa Yildirimtürk, nacheinader Chefredakteure einer linken
zeitschrifı, erhielıen in verschiedcnen Verfahren insgesam1 l800 Jahre GefAngnissırafe.

So sind auch zwischen 1980 und 1988 über 2000 Vcrfahren gegen die Pıesse eröffneı worden, in denen übe; 3000
Journalisten, Schrifıstellor und Redakteure angeklagı wurden.

Auch tauscnde Tonnen von Büchcm und zeiıschriften wurden opfer der Pressefeindlichkeit des Regimes. Allein
l330000 Bücherdes Verlages "Wissenschafı und Sozialismus" sind am 28. Mai 1985 im Miliüirgeftingnİ von Mamak
ZUm 'Tode durch verbrennung' verurtcilt worden.

Dies ist die haıis des ürkischen Rcgimes, auch dcr ziviten Özal-Regierung im Bereich der hessefreiheit. Diese praxis
ist auch kcin Wunder; denn wo es keine Meinungsfteiheit gibt, kann es auİh keine Pressefreiheit geben.

Aus all den genannten Gründen appelieren wir an die Mitgliedcr deı Jury des ınternadonalen Tribuna.ts, sowie an die
dcmokatische und fortschrittlichc ÖffendichkeiL das tiirkische Regime zu verureilen und für die Aufhebungjeglicher
anti-dcmokradscher Verbote vor dcr Realisicrung der Meinungs-, Organisations_ und Pressefreiheit einzutrercn.
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II. Begründung

1. DIE MEINUNGS- UND ORGANISATIONSFREIHEIT ALS EINS
DER GRUNDLEGENDSTEN DEMOKRATISCHEN MENSCHEN,
RECHTE WIRD IN DER rÜrrpİ NICHT NUR VERLETZT, SIE
EXISTIERT EINFACH NICHT

Es gibt keine Meinungs- und Organisationsfreiheit in der Türkei

Mit dcm Mitiüirputsch vom 12. ScptcmbeI 1980 wulden fortschrittliches, demokİatisches und sozialistisches Dcnken

,_u* Gegcnstand sıaatlicher Veıfolgungspoliıik erkl,ın. Die Verbreitung odeı AuBerung von in dicse, Richtungen

gchende-n Gedankcn über won, Bild; Sç-hrift oder auf andcren Wegen wurde verboten. Die Herrschenden in derTürkei

icgnügtcn sich nichtdamit, diejenigen zu verfolgen, dic nach Verkündung diescfGeserze solche "str2fnten" begangen;

Mit Hiltc staatlichcn Terrors, in dcn Gesetzcn vJrankerten Rcprcssion verboten sie alte politischen organisaÜonen und

Partcien, lösten so8ar das bis dahin exisüerende Parlament auf, schlugen die demokraıischen Gewerkscha[ten,

Lchrcrvereinigungcn und andere Berufsverbiinde nieder, verbieteten alle biS Zum 12. Sep. 1980 legal hcrausgegcbcncn

lorlschrittlichcn, demokratischen und sozialistischen Veröffentlichungen etc, otc,
jr. orari,ıir", f^"hisüSche Regime stüıZtc sich bei dcr verfoıgung def dcmokratischen und sozialen Volksopposiıion

und der linken poliıischcn organisationcn auf paragraphcn dei Tıırkischen Strafgeseubuches, die im Jahre l936 von

dcm faschisıisihcn strafgesetzbuch Mussolinis tib".orr"n und in dcn darauffolgenden Jahlen immer wieder

verschiirft wurden. Es sind die Paragraph en l4l.,l42.,|46.,163., 168. des TstGB. was bcsagen diese viel berüchügon

paragraphcn , dcnen nach Angaben des Menschcnrechtsvcrcins dcrTürkei folgende zahlen an Mcnschen, vcreinigun_

gcn und Verdffentlichungen zum Opfcr fielcn:

iach dcm 
,l2. 

septembcr 1980, also nach dcm faschisüschen Mili*irputsch wurden 650.000 Menschen festgcnommcn,

50 Menschcn hingerichtet,
2 l0.000 Prozesse eingcleiteı,
30.000 politische Flüchtlinge ins Ausland gcıriebcn,

14.000 Menschen von der sbatsbiırgerschaft enı,lassen,

388.000McnschcndcsRechtesbera"ubt,einenReisepa0ZubekommenundinsAuslaııdzureisen,
2'l6 der vcrhiingten Todcsurteile ans Parlament Zur Bcsüitigung überreicht,

229 Mcnschcn unter Foltcr umgebracht,

mehrefe tausend Tonnen Büchcr und zcitschriften veıbrannt,

übcr 50 Zeitschrifrcn verboten,

8 Tagcszeiıungcn ganz odcr vorübergehcnd geschIossen

23.667 Vereine und Vereinigungen verboten

Dicsc Paragraphen beMgen:

Das türkische Srafgescız (Yasa Yayinlari,5, Aufl, Mai l980)

§ 14l

l . wcr auf dic Errichtung der Gcwalıherrschaft einer sozialen klasse über eine andere soziale klasse, die Beseitigung

eincr sozialen Ktassc oder den umsturz irgcnJein". a". i. ı_ande gelrcnden wirtschaftlichen oder sozialen Grundsğue

ausgerichteteVereineaufwcıcheweiseu,ndunterwelchcmNamenauchimmerZugründenEachtet,ihreAktivit2itcn
ordnct, anleitct odcr in oı"r"n rrae", in*"';ngen giuı, *iro mitzuchthaus zwischen acht und fdnfzehnJahren bestraft,

wer einige odoI alle solcher vereine anIeitet, wird mit dem Tode bestrafı,

2. wer mit dem Zweck, die politischen und juristischen GrundsaEe des Staates vollsündig zu beseitigen, Veıeine auf

welche Weisc und unte.,reıct ", 
Na."n ur.n ir.".r, g.tinden ıİachıel gründet, ihre Aktiviüibn ordnet, anleilet oder

in diesen Fragen Anwcisungen glUİ wİa mit Zuchüaus=zwischen acht und fünfzehn Jahen bestraft,

3.WerindenZielsetzungendemRepubtiksgedankenoderdemokraıischenPrinzipienzuwiderlaufende.vereinemitdem
zicl, denstaat von einer einzeınen pirson Jer xasıe he. regieren zu lassen, zu gıünden tsachtet ihre Aküviüiten ordnet,
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anleitet oder in diesen Fİagcn Anweisungen gibİ, wird mit, Zuchıİıaus zwischen acht und fünfzehn Jahren besEaft

5. wer in Absatz 1, 2 odel 3 genannten Veıeinen beitritt, wild mit zuchthaus Zwischen fünf und zehn Jahren, wer im
vienen AbsaıZ genannten Vcrcincn beitritt, wiId mit sechs Monaten bis Zwei Jahren Gefiingnis bestıaft_

§ 142

1. Wer aufdie Errichtung der GewaItherrschaft einer sozialcn Klassc übcr eineanderc soziale KIassc, dic Bcscitung eincr
sozialen Klasse, den Umsturz irgendeines der im Lande geltenden wirıschaftlichen odel sozialen Grundsaızc dcs Staatcs
in irgendciner Weise gerichteten hopaganda beteibt, wird mit Zuchıiaus zwischen fünf und Zehn Jahrcn bcsraft.

2. Wer gegen den Republiksgedanken oder die demokatischen Prinzipien für die Staaısführung durch cine cinzelne
Person oder eine Kaste hopaganda beEeibt, wird miı deI gleichen Strafe betegt.

3- Wer durch rassistische Erwagungen auf die teilwcise oder vollsrilndige Auihebung <ler durch die Grundgeseızc
festgelegten öffenüichen Rechte abzielend für die Beseitigung oder Schwiichung dcr nationalen gefühle in irgendcincr
weise hopaganda bercibt, wird mit Gefıingnis zwischen einem und drei Jahıen besEaft.

6. Wcnn die in den volherigen Absağcn genannten Tarcn mitHilfe von Publikationen begangen werden, erhöht sich die
Strafe um die Hailfte.

7. Einer, der ein in diesem Paragraphcn genanntes Veıbrcchcn begehı, kann nach Lage, Bcdingungen und UmSüinden
des Geschehens mit eincr bis zu einem Vienel verringenen Zuchıtıaus- oder GefAngnisstrafe verurtcilt werden, wcnn
er bis zu Eröffnung der leüZten UnıeIsuchung das Verbrechen und die anderen Schuldigcn den Zusİindigen Bchörtlen
miüeilt und sich die Richtigkcit dieser Mitteilung heİausgestellt hat.

§ 146

l. Jeder, deraufgewal§ame Weisc versucht, dasGrundgesetZ oderRepublik Türkei teilweise odervollStiındig Zu aındcrn,
Zu entaİten oder abzuschaffen oder wer versucht, die durch jenes Gesetz konstituierende GroBe Nationalversammlung
Zu ZeIStöIen odel die Erfüllung ihrer Funktion verhindert, wiİd mit dem Tode bestraft.

2. Jeder, der entweder a]lein oder ats Gruppe in der Weise, wic sie in Paragraph 65 erwahnt ist, diese VerstöBe begeht,
indem er durch Reden, Schriftcn oder Akfonen Unruhe erzeugt, oder daduıch, da8 eI öffentliche Redcn halt, Notizcn
versendet oder Publikationen herausgibt, wird mit dem Tode auch dann besaaft, wenn die Unruhe auf der Ebcne des
VeIsuchs bleibt.

4. Wer durch nssisıische Erwagungen auf die ıeilweise odel vollstilndige Aufhebung der durch das Grundgcsctz
festgelegten öffentlichen Rechte Zielende odeI aufdie Beseitigung odel Schwachung der nationalen Gefühlc ausgcrich-
tctc Vcreine Zu griinden tlachtet, gründet, ihre Attivitiiten ordnet, anleitct, odel in diesen Ffagcn AnweiSuıgen gibt, wird
mit, zuchlhaus zwischcn einem und dIei Jahren bestfaft.

6. Die Zuchttıaus- oder Gefiingnissırafen für dicjenigcn, die die in den vorhergehendcn AbsaLen genannten Taten in
staadichen Stcllcn, Stadtverwaltungen oder in Winschııftsinslitutionen, Gcwcrkschafrcn, Aıbeitereirırichtungen, Schu-
lcn oder Hochschulen, deren Kapital ganz oder teilweisc dcm staaı gehört, oder unter deIen Beamtcn, Angcstclltcn odcr
Angehörigen begehcn, werden um ein DritEl erhöhr.

7. Eineı, der ein in diesem Paragraphen genanntes Verbrechen begeht, kann nach Lage, Bedingungcn und Umstiindcn
des Geschehens anstetle mit dem Tode miIZuchüaus von nicht wenigol als l0Jahrcn oder miteiner bis zu einem Viertcl
verringertcn Zuchthaus- oderGeftingnisstrafe verurteilt wcİdcn, wenn er bis zurEröffnung der letzten Untersuchung d,ts

Verbrechen und dieandcren Schuldigen den Zust-itndigen Behörden mitgeteilt und sich die Richügkeit dieser Mitteilung
herausgestellt hat.

8. Ein in diesem Paragraphen genannrcr Verein kommı durch dic Vereinigung von zwei oder mehr Personen Zustandc.

4. Wer die in den vorherigen AbsaEen genannrcn uten lobt, wird in den Fiilleı von Absau l und 2 mit bis Zu fünfJahrcn
Zuchthaus, im Falle des Absaız 3 mit Gefangnis Zwischen sechs MonaEn und zwei Jahren bestraft.

5. Wer die in den vorherigen AbsAızen genannten Taten uniel den im § 141 Abs. 6 gcnannıen Personen odcr an gleicher
sı.ellc aufgeführı,en Phtzen begeht, wLd mit einel um ein Drittel elhöhten sEafe belegt.
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3. Jcder Helfershclfer in Bezug auf dcn VerstoB der in Absatz 1 erwaünı ist, abel abweichend von dem in Absatz 2
genannlen, wird wegen kıimineller Aktivitaiten mit Gefııngnis zwischcn fünf und fünfzehn Jahlen bestraft und vom
öffcntlichen Dienst auf l.bcnszeit ausgeschlossen.

§ 149

Wcr immer das Volk zum Aufstand gegen die Regielung durch Gebrauch von Waffen, Betiiubungs-, Elstickungs-,
Verbrennungsgascn oder Explosivsıoffen odcr dic Bcvölkcrung dcr Türkei durch gegcnseidge Bewaffnung zum
Gemcızcl aufsıachelt, wird mit zuch[haus nicht unter Zwanzig Jahren bestraft.

Wcnn aIs Ergebnis der Aufstachclung cin Aufstand odereine bewaffnete Auseinandcrsctzung stattgefunden hat, werden
dic vcrursacher oder komınandantcn dcr Aufsüındischen mit dem Tode besırafı.

wcr sich an diesen Verbrechen lcdigIich beteiligt hat, wird mit Zuchthaus nicht unter Sechs Jahren bestraft.
Sclbst wenn die im erstcn Absau genannten Waffen oder andere Stoffe nur an ciner Selle gelagert. wulden, gilt del
Aufsıand als bewaffnet_

Dic türkischc Regierung behauptet, wcnn sic wcgen ihrel reprcssiven MaBnahmen zur Rede gcstcllt wird, da8 sie
lcdiglich die besehenden Gcscızc befolgt. Die Türkci sci cin Rechısstaat und deshalb würde man die Gesetze Strikt
anwcndcn, gcnauso wie in jedem ıırıderen zivilisierten Lıırıd.

wir möchtcn diese fegelma8ig wiederholte Behauptung der Verantwortlichen in Ankara aufgreifen und zu zeigen
vcrsuchen, was davon zu halten isı.

Hcutc am l0. Dezember Jahrl sich die Ausnahme del "Allgemeinen Erklıiİung deı Menschenrechte" durch die L]N-
Vt)llvers:rmmlung zum 40. mal. Dic Vcrabschicdung dieses Dokuments hangt eng mit dem bckannt werden der Nazi
Vcrbrechen zusammen. Wie Sic sichcr wissen, da8 sie im Einklang mit den damals gcltcndcn Gesetzen des III. Reiches
waren.

Angesichts dieser Greuellaten seute Sich die Auffassung durch, daB es nicht gcnügcn daİı auf bestehende Geselzc
hinzuwciscn, um staatliche MaBnahmen zu lechtfefligen. Viclmchr kommt es daraufan, ob die Gesctze, aufdie man sich
beruft, beStimmten Mindesanfordcrungen gcnügen, wie sie in der Allgemeinen Erkliirung der Menschenrechte dargelegt
wordcn sind. Dcswegcn ist es notwendig, bestehendc GcseıZe hinsichtlich ihrer vereinbalkcitmit den Menschenrechtcn
zu prüfen. lm Falle der Türkei sind die Europaüsche Menschenrechtskonvention und die Schlu§akte von Helsinki
völkcnechtlich vclbindliche Dokumentc, dic nicht verletzt welden dürfen.

Wenn wir nun das türkische strafgesetzbuch und auch cine Reihe von anderen tiirkischen Gesetzen in diesem sinnc
prüfen, so müssen wir feststellen, daB sie eine klare Verletzung deı Menschenrcchte darstellen. lnsbesondere sind die
Paragraphcn l4l und 142 dcs tükischcn stGB mit den Artikeln 9, l0 und l 1 dcr EuropAischen Menschenrechtskonven-
tion nicht zu vereinbaıen.
Zum Beispicl:
Die AnkIageschrift im GesinnungsprozeB gegen Kutlu und sargin licfcrt eine neue Bestzitigung dieserEinschiiuung. Auf
Scitc l4 diescr Anklageschrift heiBt cs ausdrücktich, dal} Kutlu und sargin wegen ihrer kommunistischen Gedanken
vcrurıeilt werden sollen. Dieser standpunkt wird von dem sıaaısanwalt immer wicdcr vorgetragen. Auf Seite l l8 dieser
Anklageschrift wird erkbrt, daf] die beiden Politiker Zu langiiürigen Haf$trafen verurteilt werden sollen, weil sie auf
dic Existcnz dcr kurdischcn Volkcs in der Türkei hingewiesen und seine Gleichberechtigung mit dem lüIkischen Volk
gcforden haben.

Die Paragraphen 141 und l42 wurden im Jahre l936 von dem faschistischen strafgesetzbuch Mussolini Iıaliens in das

türkiSche stGB übcmommen. Aufeinen kurzen Nenncr gcbracht, vclbieıeı Paragraph l41 or8aİıisationen, die "darauf
gcfichtet sind, die Henschaft einer sozialcn Klassc über die anderen sozialen Klassen zu errichıen, odcr eine Soziale
Klısse aufzuheben, oder irgendeine der im Lande bcstchenden wirtschaftlichen odcr sozialen Grundoldnungcn zu
stürZCn". Paragraph 1.12 verbictct jcgliche Propaganda mit der gleichcn Zielseuung.

Im Zuge der Anderungen in dcr Türkei ontstand eine Besonderheit des Pamgraphen i4l, die ihn zu einem juristischen

Monstrum machı. wir sagen bcwuBtcin Monsırum. Denn dieser Paragraph Stellt nicht nur die Gründung, auch nicht nur
ılcn Versuch einer Gründung, sondem bcrcits die Vorstufe des Versuchs der Gründung einer entsprechenden organi-
sation unter Sfafe. Und zwar gcnaüSo hart, als ob dic organisation bereits gegründet wdre.
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Das bedeutet in derPraxis, da0 man sich voll strafuar macht, auch wenn die Vorausseuungen fiiı den Nachweis cincs
versuchs nicha vorhanden sind.

Eine weitere wichüge Besondeıheiı deı Paragıaphen l4l und l42 sind ihıe Unbesümmüeit. Es werden auBeıst dehnbaİc
Begriffe verwendet, die je nach politischer lıge anders ausgelegt werden können. Diese Unbesümmüeiı ist durchaus
absichtlich. Sie ermöglichı es, durch eine Uminterpıetation (z.B. durch Miliüirgcrichte odeı durch Sondeıgerichte wic
die skatssicherheitsgerichte) Tabesl.iinde, die früher nichı sıİafbar waren, nachtraglich zü Straftatbest_iinden Zu
deklarieren. Diese Melhode wurde benutzt, um nachdem Staatsstreich von 1980 Organisaıionen wie den Friedensvercin
dei Türkei, den l€hıerverein der Ttirkei, oder die Arbeiter und Bauempaıtei der Türkei und den Gewerkschaftsveöand
DlSK, die vordem Putsch ganz legal arbeiteten, nachEaglich zu illegalenOrganisationen Zu eIkleren und ihre Führungen
und ihıe Migliedschaft zu verfolgcn.

Bemerkenswertistauch der3. Absatz des PaIagraphen t42, der"hopaganda... zurSchwiichung der nationalen Gefühle"
unlel Strafe SEllt. Nicht sellen wird schon die FeststelIung, das es in der Titkei Kurdcn gibt, aufgrund diescs Absaızes
als s traftatbestand behandelt.

Vorzwei Jahren wurde ein französischer Reiseleiter monatelang aufgrund dieses Paıagraphen ins Gefiingnis geworfen.
Sein Verbrechen bestand darin, daB er in Osıanatolien seine nuraus Ausliindern bestehende Reisegruppe aufdie Ruincn
alter Kirchen aufmerksam gemacht und auch festgesıellı haııe, daB diese von Armenier gebaut worden waren. Das
genügıe, um den jungen Franzoscn "wegen Schwachung der nationalen Gefühle" anzülagen. Den staatsanwall
kümmerte es nicht, daB def Beschuldigte seine AuBerung nicht Türken, sondern nur AuslAndem gegenüber geıan hattc.

Wir haben diesen gioiesken Fall erwahn!, üm zı zrigen, daB die Paragraphen 14l und l42 nicht nur Kommunisıen
bcıreffen. Sie werden eingeselzt, um jegliche MiBliebige Opposition von Links und die kurdische Nationalbewegung
zu un terdriicken.

Nach dem Shatsstreich von t2.9.1980 wurde von den Miliı.ilrs eine neue Verfassung vorbereircL ln diese Verfassung,
die bis heute in Kiafı ist, wurden die Paragraphen l41 und l42 gewissermaBen "eingearbeiteı". Auf dieseWeise entsıand
fuİkel 14. Sie z'lhlt eine Reihe von Zielen auf, fiir deren Verfolgung die Grundrechte und Freiheiren nicht benu2t
wcrden dürfen. Der relevante Tcil des Aİİkels 14 lautet:

"Von den Grundrechten und -freiheiten dieser Verfassung darf keines gebraucht werden, um die unteilbare
Einheit von Staatsgebiet und sEatsvolk Zu Zersıören, d.ie Exisıenz des ürkischen Sıaatcs und der RePublik in
Gefür zu stiirzen, dieGrundrechte und -freiheiten zu beseitigen, dieBehenschung des Sıaaıes durch eineperson
oder einen sand oder die Herrschaft einel sozialen klasse über andere soziale klassen herbeizuführen odcr
Unterschiede in Sprache, Rasse, Religion oder Bekennınis zu schaffen oder aufsonstigem wege eineaufdiescn
Begriffen und Ansichten beruhende sEatsordnung zu gTünden''.

Man sieht, daB nunmehrauch in der Verfassung die Formel aus dem Mussotini Stıafgesetzbuch "... die HerİSchaft eincr
sozialen Klasse über andere soziate Klasse herbeiführen.." aufıaucht. Sobald ein" *ıche Zi"ıset rrg konsatien wird,
kann sich der BeEeffende nichı mehr auf seine Grundrechte und -freiheiten berufen. Das gleiche gitt iür eine Reihe von
anderen ZielseEungen, die in dem Artüel 14 aufgeziült werden. So dürfen z.B. die Gru;dıechı; und _freiheiten auch
nicht benuEt werden, um "Unterschiede in Sprache, Rasse, Religion oder Bekennınis zu schaffen''.
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2. ES GIBT KEINE PRESSEFREIHEIT IN DER TURKEI

IjINLEITUNG:

In 404 Prozessen, die gegen 50 Redakteure und Chefredatıeuıe von voı dem Miliüirputsch von 1980 erscheinenden 4
groBen Tageszeitungen und 20 Zcitschriften eingeleitet wurdcn, haben die Richter insgesamt 2500 Jahre Gef?ingnissıra-
[c vcrhiingt. In den 8 Jüren nach dem Milit?irpusch wurden an die 3000 Menschen in übcr 2000 Verfahren gegen die
Prcsse angeklagt...
Dic Prcssefrcihciı nach l980 sichı in der Türkei so aus: Verhöre, polizeitiche Ermiiııungen, Prozesse, eingesammcltc
Büchcr, Zciıungen, Zeitschİiftcn, verbrannte Büchel,Filme, in Papierfabriken vemichrete veröffen ı.lichungen jeder Arı,
Büchcr und Zeitungcn, die im KelleI von Jusüzgebiiuden den Ratten als Nahrungsmittel dicnen, Gefiingnisstrafen,
Folter.

Wcnn wir anfangcn, nach der Situaüon der Grundrechıe und -Frciheiten in delTürkei zu fragcn, sieht es im Bereich der
"pressefreiheit" wie obcn crwahnt aus.

Es gibt keine Pressefreiheit in dcr Türkei...
Dcnn es gibt in der Türkei kcine Meinungsfreiheit, es gibt in der Türkei ein poliıisches System ohne Freiheiten.

EINIGE THEORETISCHE BEMERKUNGEN

"Ich habc untcIsuchcn lassen, es gibtein bis Zwei Personen, die wegen Pressevergehen im Gcfiingnis siazen". Mit diescn
Wortcn gibı Ministerprasidcnı Özal zu, was er von Demokratic versteht, die es in derTürkei gcben soll. Zuerst möchten
wir aufeine Lüge Von Öz:ıl wciscn; cs gibt in den Geliingnisscn wcit mehr als die Yon Özal genannte Zahl an Menschen,

dic "wegen PIessevergehcn" ihre "Stİafcn" absitzen. Wichtigeı für uns ist alıer, daB dieser "befugıe Reprasentant" des

Rcgimcs nicht verleugncı., daB Menschen ins Gefitngnis gcsteckt werden, weil sie der Bevölkcrung Informationen

wcitcrgeben oder ihrc Mcinung kundı.un ("Pressevergehen"). Zucrst haben Zahlen keinc groBe Bedeutung. DieTatsache,
datj Journalisten in Gcfiingnisscn siucn, ist schon ein ausreichcndes Indiz, wenn es um die Frage geht, ob es in einem

Land Prcssefreiheit gibt odcr nicht.

"In keinem Gefİıngnis dcr Türkei gibt es Gedankenstriiflingc. Die sogenannten Gedankcnsraf]inge sind Anaıchisıen".

So beantwortete Özal einc dicsbczüg|iche Frage eines Joumalisten der "Newsweek".

Dicsc Einlcitung habcn wir für nötig gefunden, um einen Eindruck von den primitivcn Diskussioncn zu vermitteln, dic

Zu diosem Thcma in dcr Türkci geführt werden. Immcr noch tıefindcn sich mehrerc Menschcn in der Tiirkci wegen

"Prcsscvcrgehen " in dcn Geiangnissen und deren Zahl war in dcr nüen Vergangenheit gröBcr... Aber die RePriisen-

tantcn dcs Regimcs akzcpticren nicht, daB diese Mcnschen Miıglieder dcr Pressc oder Joumalistcn sind, sie akzcPtiercn

nicht (oder gcbcn nicht zu), daB <lic Vcrgehen, die sie begangcn haben sollen, darin bestehcn, ihrc Meinung geauBen zu

habcn, mitıels Herausgabc von Veröffcntlichungen versucht zu habcn, ihre Meinungcn zu verbrciıcn. Sie stellen dicsc

lı4cnschen vor der innercn und ğu$cren Öffcnılichkciı als "Tcnoristen" dar, "die angcklagt und verurteilt wurden".

Intcmationale Menschcnrcchtsorganisationen und hesseinstitutioncn haben an diesc Lügen des Rcgimes kein Glaubcn

gcschenkı. Aber die "autonomcn" organisationen dcr türkischcn hesse stellıen sich papsdicher dar als der Papst und

hintcr diese offiziclle Version und solidaıisierten sich nicht mit iken Kol1egcn(innen), dic zu hunderte von Jahrcn

cctlingnisstrafc verurıcilt wurdcn. "Denn diese Pcrsonon habcn sich niemals mit Journalismus boschaftigt und waİen

kcine Mitglieder von Joumalistcnvercinen odcr -gewcrkschaften. Die Presseorgane, die dicsc herausgaben, haben mit

illcgalen Örganisationcn Beziehungen gepflegı, die ihrcn Teil an den Gewaltaktionen vor dem 12. September 1980

tıaıİcn". ocİ verjıürıe Vorsitzcnde des Joumalistenvereins Nezih Demirkent gibt mit dicsen Worten über scine

pcrsönliche Meinung eine Ha|tung zu verstehcn. Demirkenı, dcr den vorsitz dff gföBten Prcsseorganisation der Türkei

İnnc hat, gibı bekannt, da8 cr in Bezug auf hcssefreiheit die offizielle Hallung des Staatcs teilt, indem er wie ein

Suatsmann, wie ein Staa§anwalı dic obige Erklarung abgibt-

E in igc der andercn Journalistcnvcrbande in der Türkei (wie z.B. Die Joumalistengewerkschafı der Türkei, der Presserat

crc.|habcn offiziell oder übcr ihrc vertretcr sich von der Haltung Nezih Demirkents distanzien, ab€r keine konkreten

Solidariçitsaktivi*ıten mit ihrcn Kollcgen(innen) entwickclt, die sciı JÜren in den Gefiingnissen unmenschlichcn

Lcbcn§trdingungen ausgcscızt sind.

Dcr Versuch, die Berufe odcr Berufszugchörigkeit mitGcseDcn, mit Mitgliedschaft in offizielIen Berufsorgarıisadoncn
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definieren zu wollen, muB'veruteilt, die hinter dicsem versuch stehende "autorit-ilre, fIeihcitsfeirüdlichc, faschistischc"

Gcdankengrundlage angeprangert werden.

Die demokratischen und sozialistischen Joumalisten, dic von den liberalen hesseolganen unddefcn VerEeıem nichtals
Joumalisı.en akzöpıielt wefden, haben Sich dennoch mitdenJournalisten der groBcn hesse so]idarisierı, wenn auch dicsc
vom Regime von Zeiı zu Zeit angegıiffen wurden.

Zıır 7nit laıfea immer noch in del Türkei Verfahren gegen Mitglieder der Prcsse, iı denen hunderte von Jahrcn

GcfAngnisstrafen geforden werden.25 Chefredakteure von le8alen Presseorganen, die vor dcm Militiirputsch vcröffcnt-

licht wurden, sitzen nach wie vor in den Gefiingnissen, um ihre Sırafen abzusitzen.

wjl mochten an dieser Stelle hof. Cetin Özek zitieren, deı zu den wcnigen Autorit-iitcn der hessejusüZ in dcr Türkci
ziihlt: "Nach dcm hessegesetz ist die Bestafung von Menschcn, die in elscheinendcn Zeitschriften und Zcilungcn ihrc
Meinung auBem, gerade wegen der Au8erung ihrer Mcinung, die Vemichtung der Pressefreiheit. Die Personen, die in
Zeitungen schreiben und wegen ihrer Schriften angenommen wird, sie würden den l6. Paragraphen des Prcsscgcsctzcs
vcrlcızen, d.h. "mitrcls hcsse Schuld" bcgehen, müssen als Joumalisıen akzeptie werden. 'Joumalist' zu sein kann
nicht davon abhAngig scin, ob man Mitglied einer Presseorganisation ist odcr Pıesseauswcis vcrfügt. Die These, daB

Mcnschen nicht als 'Joumalisten' bczeichnct wcrden dürfen, die in zeitungen und zeiıschriften Artikcl schrcibcn, dic
einc bestimmte ideologische Linie offenbaren odel PresseoIgan eincr lega]en Organisaüon sind, ist ein Ausdıuck daftiı,
dag man an das Prinzip "Pluralismus" der Demohaüe nicht glaubr, daB man diesen Menschcn das Rccht auf
MeinungsauBerung nicht einr5umt".

* In der Türkei siOen über hundert Menschen wegen ifuen journalistischen Tatigkeiten in den Geftingnissen.
* Dic Zahl der Menschen, denen "Pressevergehen" vorgeworfen wird, wird sich in naher Zukunfl erhöhcn, dcnn ncuc
gesetzliche Regelungen sind schon angekündigt...
* Dic hessefreiheit ist nicht nuı die Frcihcit der inhaftierten Joumal istcn odcr einiger tausend Angestellıen der Pressc
und des Rundfunk. Dic hessefreiheit ist die Freiheit fiir das ganze Volk, eine auf die Pressefreiheit gezicltc Drohung
ist ein Vcrgehen, das sich gegen das ganze Volk richtct...

Die Bedcutung der Massenkommunikaıionsmittel rührt daher, daB sie Materie gewoIdene geülankliche Produkte sind.
wenn cin Gedanke nicht gcauBerı, ist, ist es kein "Gedzırıke", ist "Phanlasie". Diese Mi[el sind zeitungen, Büchcr,
Kinofilme, Radio, Fcrnsehen, Kasetıen, Schallplatıcn usw. Die Technologie und besondcrs die Kommunikationstcch-
nologie produziert von Tag zu Tag noch bessere Mittel, damit dic matcriellen kodukıc dcr Bczichung Phanusic-
Gcdanke velbreitet, kurz die Meinungsfleihcit rcalisiert welden können. Aber diese Entwicklung beinhaltct in ihreın
Wesen zugleich eine Dynamik, die die RcaIisierung der hessefıeihcit vcrhindcrt. Dics ist das Prob|em der Kostren_.. Dic
Frage des Besitzes der Produküonsmittel in der Prcssc und Rundfunkes, die von Tırg zu'fag z,u cincr grolkn
Industliesektor wird, ist ein anderes wichtiges Diskussionsıİema.
Es ist klaI, daB üe groBcn "tiiglichen" Zeitungcn und andere hesse und Rundfunkmittel, die der Bourgeoisc gchören,
lelztlich, keine "frcie Presse" erzielen, obwohl es so scheinen mag, daB sie ihren Plaz im Kampf für cine freie Prcssc
auch irgendwo einnehmen. Dics ist allein wegcn den Klasseninteressen nichı möglich.

Die Pressefreiheit sctzt sich wie allgemein bekannı aus drci Rechten Zusammen.
ERSTENS: das Recht, Ercignisse, Gedanken, Nachrichten zu erreichen und zu bekommen
ZWEITENS: das Recht auf Kritik und Auswertung dicser Nachrichten...
DRITTENS: das Recht, all dics zu schreiben. zu drucken und zu verbreitcn...

Wcnn wir sagcn, daB es in dcr Türkei keinc hessefreiheit gibt, dann werden wir dicse Realiüit mit Bespiclen in dcn
obcngenanntcn drei Berichıen aufzeigen.

- Wjr können dic Prinzipien und Funkıioncn der freien Presse wie folgt zusammenfassen:
* Die freie hesse stellt vcrschiedene Mcinungen dal und istein Forum der Diskussion diescr Meinungen. Dadurch wird
eS möglich, daB die schwachen und sıarken Seircn vicler Meinungcn crkannt werden und die Meinung angenommcn
wird, die am stichhaltigsten ist,
* Die frcie hesse verschafft dem BüIger die notwendigen InfoImationen, damiı. dicser seinen Aufgaben als Bürger
nachgehen kann. Die Bürger bekommen z.B. mittets der Prcsse die Möglichkeit, die Fahigkeiten ihrer Führcr kritisch
Zu betrachten. Die Presse hat gleichzeilig eine Wamfunktion an die Bürger, daB er sich auch an der politischcn
EntwickIung zu beteiligen hat. Die Bcteiligung als ein unerlaBliches EIcmentder Demokratie wird auch von cinem gutcn
B iirgel erwartet.

ll

Wenn wir sagen, da8 es in der Türkei keine Presscfrciheit gibt, dann werden wir diese Realiüit mit Bcispielen in dcn
obcngenanntcn drei Berichtcn aufzeigen.
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* Dic freie Presse ist eine Institution, die die Kommunikation des Volkes mit den Staatsregierenden gew'lhlleis@t. Sie
legt die Meinungen der Ötfcntlichkeit der Regierung und den Verantwortlichen daı.
* Die freie Presse ist eine lnstitution, die die Kommunikation des Volkes mit den Staasregierenden gewahrleistet. Sie
legt dic Mcinungen der Öffcntlichkeit, der Regierung und den Velantwortlichen dar.
* Die frcic Presse gewiihrleistct, daB die Meinungen der Minderheiıen auch Gehör finden...
* Die fucie hcsse ist das Auge und das GehöI des BiigeIs und die Regierung, wenn die Regierung ihre Befugnisse
miBbraucht
* Dic hesse ist auBeıdem dic Aufgabe, dieRegierung zu wamen, wenn wichtige nationale Probleme enıstehen, für dic
sich die Machüaber nichtinlelessicıen odcrüberdic sickeine Ahnung haben. (Okay Gönensin gibt von Doris A.Grabel
wiedeI)

Wir habcn yeIsucht, die wichtigsıcn Aufgaben und Prinzipien del Presse zu benennen. Damit die hesse ihre drei
Aufgabcn (Nachrichten weitergcbcn, Kontrolle und Kriıik, Aufkllirung und Bitdung von Öffentüchkeit) erfüllen kann,
mu8 die sich aus drei Rechten zusammenseızende Pressefreiheit existieren (Die Erreichung von Ereignissen und
Gcdanken, die Kritik und Auswcrıung dieser Nachrichten, die Vcröffenılichung und Verbreitung diesel)...
Es ist hicr auch notwendig, eine andcre wichtigc Seite der Pressefleiheit Zu erwahnen. "Die freie Iniriadve"... Diese
katcgorisch in den oben aufgeziihlı,en Punkten entha]tene Dimension verdient eine besondcren Nachdruck.

xlm Bereich der Pressc und des Rundfunks müsscn Institutionen ohne irgendwelche Erlaubnisse gegıündet werden
können. Und
* cs darf kcinc Vorbedingung dafür geben, daIJ man Plesse als Beruf wahlen kann.

DIE PRESSE IN DER TURKEI

Die über l50jiihrige Geschichte del ıürkischen hesse ist voll von "Krisen". Die in den lcuten Jahren des osmanischen
Reiches entstandene (die crste tükisch erscheinende Zeitung war Takvim-i Vekayi, elschien gegen Ende des JafueS

18] l) türkischePIesse wurde in ihren noch "Kinderjahrcn" opfer derZensur und der Repression die unmittelbare Folge
des l858 crlassenen Strafgesetzes und des Prcssegeseizes von 1864 waren.

Es ist vielleicht nützlich, hier zu erwiihnen, daB beide Gesege aus dem Westen, aus Frankreich importieIt waren, daB

sie von ihrer oliginale ins Türkische übersetzt wuIden.

Die Periode des sultan Abdulaziz, die Jahre dcı UnEldrückung Abdül tfumits, der Terror des Itdhat und Terraki
(Foİtschritt und der Einheit), die Periode des Kompromisses, die Freiheitsgerichte, die Repressioncn wiihrend des 2.

Welıkrieges, die Periode der Demokratischen Partei, die zeit des Faschismus de 12. Minz |971, der Faschism us des l2.
Scptember 1980, in all diesen Zeiten erwartet die Presse eins: Verhaftungen, Verbote, SchlieBungen von Zeitungen und

Vellagen, Büchcrverbrennungen...

Die riiİkische Presse encichte ihr gegenwiirtiges sıadium, einerseits mit Hilfe immer modemer werdender Technologie

Sich vergröBernd, andererseis mit Repressionen in allen oben crwaihnten Kİisenperioden.

Nach dem Miliüiryutsch Yom ı2. september l980 wurde die Presse in deİ Türkei mit ernsten und neuen Drohungen der

arbcitcıfeindlichsten Henschaft in ihrer Geschichte konfrontiefl, unüwal im Namen der Pazifikation der OPPosition.

Die politischen Machüaber, die mit direkten odcr indirektcn neuen Mitteln die hesse zu einer engelen Linie zwangen,

cmıen heute das, was sie gesat haben. Die "groBe" Presse, die in del vergangenheit im Namen der Pressefreiheit keine

gute Prüfung bestand, schein[ gegenwiiİüg in Kauf genommen zü haben, rnit den poliÜschen Machüabern um ihre

Freiheitcn zu streiten. Die Situadon der "gro8en hesse" zeigt nuı, wie emst die Lage der hesse und ihre Krise ist.

Warum?

Die derTürkei nach dem Miliülrpusch vom l2. September 1980 aufgezwungene neue "ordnung" hatschon in den ersten

Jahrcn nach den Miliülrpuısch gezeigt, daB sie nicht in derLage ist, diedurchlebrc Krise Zu überwaltigen und den Krisen

Schürenden Entwicklungen zu widerseuen, Vielleicht haben dies als erste die Aİchitekten dieser neuen ordnung

bcgİiffen. Das "hessereform"patet der Regierung, die dieses durch das Padament b€st?itigt haben wilt, stöBt Selbstauf

diJscharfe Kritik des Pfesserates, den konservaüve, rechte und liberale hessemitglieder auf DireküVe Vom gegenwiir-

tigen sEatsprasidenten Kenan Evren gegründet hatten "Die Pressefleiheit in unserem l-and ist heute mit einer neuen und

ernsten Dro-hung konflontielt. Die letzte Drohung rührt aus den Gesetzesvorhaben derRegierung her, die vom Parlament

12

Es gibt keine Pressefreiheit in dcr Türkei. Denn die oben aufgezlülten Rechıe, Prinzipien und Funktionen gibt es nicht.
Dcnn cs gibt in deI Türkei keine Demokatie. Aus diesem Grunde kann die hesse in der Türkei ihren Aufgaben nicht
nachgehen...
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best-iııig1 werden sollen. Diose Geseuesvorhaben haben zum Ziel, die kesse mit astronomischen Geldsırafcn zu
vemichı€n und unler dem Vorwand 'des Schutzes der Rechte der Person' insgeheim zu zensieren". (Presserat in der
Tageszeitung Milliyet)

Um gegen die Vorhabcn der Regierung zu Protestieren, haben hunderte von Journalisten in dcI leıZtcn Wochc Miirz 88
in Aıkara eine Demonsraıion veranslalrcı. sie brachıen miı ihrer Demonstraıion "die sehnsucht nach einer modcmen.
demokratischen Tiirkei, in der dcr Meinungs- und Pressefrciheit keine Keı@n auferlegt werden können, in dcr die
Veröffenüchungen nicht veıtıoten und verbrannt wcrden können" zum Ausdruck.

,,DIl] GRoSsE PRl]SSE,,

Zueıst wuıdcn die radikalen, linken, sozialistischen, kommunistischen Veröffentlichungen velbotcn; man vcrsuchtc,
diese Veröffen ı.l ich ungen über offene und geheime, gesetzlich und ungesetzliche Wege zum Schweigcn zu bringen. Man
hatte auch Erfolg. Danach ıvaı das Ziel der"gro8e" und üigliche Presse, dic weit von den obigen Adjektiven enıfcmt isı.
Die am Tag des Mililiirpusches eingelciteten instiıuıionellen Neuregelungen wurden unter dcr "zivilcn" Regicrung
Özal's verfesligt und weiterentwickelt. Die Regierung, dic die kleinste Opposition zu toleriercn nicht bercit ist,je ticter
die poliüsche und ökonomische Krise wird, scheute sich nicht davor, miı den unten aufgeführten Regelungcn auch die
"gro8e" hesse gegen sich zu stellen. Zır Zeit gibt es in der Tüıtei ein von der "groBen Presse" gefühncr Srrciı um
hessefreihciı, dessen Inhalt "ieel" isı,.

Bl],RUFSoRGANISATIONEN DER PREsSti UND RUNDr.UNKANGESTELL,|.EN

Journalistengewerkschaft der Türkei (TGS), Schriftstelleıgewerkschaft deı Türkci (TYS), Presserat (BK), Joumalisıcn_
vcıein Isnnbul, Joumalislenverein Ankara, Joumalistcnvercin lzmir, Verein dcr Sportjoumalisten, Vefein dcl parla-
mcn§joumaıisten, vcrcin der wirtschafBjoumalisten, Modemer Joumalistenverein (CGD)...
Dies sind die wichtigsten Organisaüonen der hesse und Rundfunkmiıgticder in del Tiirkci. Abgesehen von CGD und
den Gewerkschaflen führen in der Türkei all diese Vereine und Organisationcn, dcren Lciıungen in den H6ndcn dcr
Presscpatronen sind, kcinen Kampf um hessefreiheit.

Die Anrengungen der Gewerkschaften und des CGD entsprechen dagegen überhaupı. nicht den Anforderungcn dcİ
Gegenwart in Bezug auf Pressefreiheiı bzw. die Erkiimpfung der Pressefreiheit.
Daneben dürfen diese VeIeine und Gewerkschaften auch keinePolitik machen,dies sehen die geseulichen Rcgclungen
nach dem Miliü@utsch vor. Diese gesetzliche Regelung spiel t auBerdem eine gro8e Rolle bei Jcr Mundıotnachung der
hesse- unüwaı im Namen der hcsscfıeiheit.

STAATSMONOPOL IM NACHRICHTENWESEN

Die 8Iö6te Nachrichtenquelle der ıAglichen hesse in der Türkei ist heuıe die Nachrichtcnagentur Anatolien (A.A.), in
der"Joumalisıen" arbeiten, die alle Sbatsangesıellte sind. Die A.A. a|seine offizielIe Sıaatsinsitution, deren Angcstellte
vom staat direkteingeseoı werden, und dic von i hr prod uzierten Nachrichten sind eine Fortsetzung dcroffizicllen Poliİk
des Sıaates. Dieses Nachrichtenwesen, das keine l<ritische Betrachtung zule8ı, ıriigt eincn monof,oıisıischen Charakıer,
der das Recht des Büıgers aufErhaltung von Nachrichten verletzt, weilİs einigekonkurriercnde Agenıuren 8ibt, dic abcr
zu klein sind.

TRT Femsehen (Radio und Femsehen der Türkei):
Das TRT-Fernsehen ist in der Türkei genauso wie die A.A. eine monopolislische Sendungsslation, die auf 2 Kanalcn
Sendet und'?ie Stimme seines Besiuers" kundıuı. Auch in den Radiosendungen des TRfist derselbe Monopolismus
gültig. Dieser Monopolismus İührt genauso wie bei der A.A. von der Struktur der Instituüon her. Die t€itung des TRT
wird vom Sıaat eingeseDt, es hat üb€rhaupt keine Aubnomie in Bezug auf Sendungen und Einstellı_ı-ngen von

l3

Wir gebrauchen diese BeZeichnung für die tiiglich crscheinenden zeitungen mit eineı gro8en Auflagc.
Hiıriyeı, Milliyeı, sabah, Tercüman, Günaydin, Cumhuriyeı, die tiırkiSchcn Ta8eszciıungen verfolgcn eine Linie in der
Berichterstatfung und Ötfentlichkei§beeinflussung, die dcn Stemçıet dcrjenigen Krafte aufsich ğagt, die hintcr diescn
Zeitungen stehen. Die freihcitsfeindliche Haltung der politischen Machthaber rifft von zeit zıı Zcit auch dic Kreise
hinter diesen Zeitungen und sie fangen dann an, die Intcressen dieser Kreise zu propagielcn. Und wenn dic Regicrung
offen aufdie hesse ziell, dann opponiercn sie offen gegen die Regierung als Vencidiger "dcr hcsse- und Mcinungs-
freiheit".. wir möchten hier eine Geschichte wiedcrholen, die in Veöindung mi( dcm Faschismus des Öftercn erzahlı
wird. "Die Faschisıen haben zuerst die Juden verhaftet, dann die Kommunisten..." und "dann kamen sie und verhalteıcn
mich, ich habe meine Umgebung betİachtet, niemand war übrig gebliebcn..." Die Ereignisse in der Türkci nach dcm
Miliı.iirpuısch waıen genauso...
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Angestellten. So en§prcchon die sendungen gcnau der anü-demokaİschen Weltanschauung der Henschcnden in der

Türkci

DI I,] soZtALIsTlsCH}l PRl]§St]

8 Jürc nach dcm faschisüschen Miliüıfpu§ch vom 12. sepıembcr 1980 gibt es viete Prcsseorgane, die sich selbst als

sozialistisch veısehcn. Diese Taısachc vcrlcitct einige zu der Annümc, daBposiüve Schrine in Richtung hessefreiheit
geıan wurden. Abcr dieses Irrıum daucn nicht sehr langc. tn bestimmten zeihbsüinden werden junge Menschen im

Femsehen oder in dcr Pıcssc als "Tcrroristen" prasenüen, vor dencn auch "die Straftatmi cl" liegen. UnıeI den

sıraftatmiıteln bcfinden sich dann auch Zeiıungen und Zeitschriften dol Linkgn, die in derTürkei tegal gckauft werden

können. Dies eIinnen die Mcnschen immer wiedel daran, "was es kosteı", dicse Zeiıschıiften zu lesen, zu besitzen.

Vcrsüindlicherwcisc vcrfüg1 die sozialistische hesse nichl übe[ groBe Finanz-quellcn, sie wird immer wieder auf

Anordnung der Verantwonlichen aufgeummelt, die Verbıcitung wird systcmaüsch verhindert, dic Veröffenllichung

wird noch in der Druckelei gcstoppt. Androhungen von hunderten von Jürcn GefiingnissUafen, Getdstrafen, SchlicBun-

gcn, Staatsmonopol im Papier...dies ist der Alltag der sozia.lisüschcn Presse...

Es ist heule cin Wundcr, da8 die sozialistische hesse doch noch übcrlebt. (s. Anhang)

DI l] PRI]SSEI,REItlı)1, t]ND DIl],,IURKEI

Dic Hcrrschenden in dcr Tiirkei haben den Faschismus als als Herrschaftsform gewahlı, da er der stiındigen, von zeit
zu Zeit ticfeı werdendcn Krise am ehes(en enspricht. DieseWahl, die leullich eine Folge derklassenmEBigen Schwiiche

ılcr Hcrrschcndcn ist, wirkte sich aufdic Rechte und Freiheiten der peIson wic cine veIboısketıe aus.

Ruhigc Presse, gefangcn gehaltene hesse...

Dic hcrrschendcn Klassen, die im BewuBtsein dessen sind, daB die Vorbedingung fiir die Pazifikation der opposition

dic Mundtoımachung der Presse isı, versuch@n dies, auf direkıem oder indirektem Wege zu gewiürleisten; sie

versuchtcn, die presse zum "Stillschweigen" zu bringen, manchmal, indem sie einen Teil der Presse nach dem PrinziP,

"Tcile, zcrstöfe, Regiere" angriffen, und manchmal, indem sie die ganze hesse zum Feind erkliinen.

Dic Meinungs_ und Presscfreihcit wird miı Hilfe von Gcseızen verengt, praktisch abgeschafft. Die wichtigsıen dieser

gcsetzlicheIiRcgelungen und Dokumente sind: die Verfassung von 1982, die Gesotze des Kriegsrechb und des

İ. usnahmezustandes, unziihlige Paragraphen im Pressegesetz, übe. 40 Paragraphen des türt isc hen S tGB, Bankengesetz,

Schuldengesetz, Geseu über Meinungs_ und Kunsıprodukte und schlie8lich das Gesetz def Jugcndlichen von unsittli-

chcr Vcıoffent|ichungen. Diese 8esetzlichen Rcgelungen Schweben über der ganzen hesse wie das Schwen dcs

Dcmokles.

Folgendc Hindemisse vor der Reatisierung dcr Pressefreiheit kommen nrrch hinzu:
]D^ stoatr.onopol in der papicrindustric und die Anwendung der papierprei se zur wirksamcn kontrollc der hesse,

-das Verbot, daB SEalsangestelIte del Prcsse Informaüoncn geben

-die Archive dcs Sıaates werden privaten Zwecken und der hesse geschlossen gehalten

_Joumalisten, die bei Ausübung ihrer Arbcit geschlagen, fesıgenommen, ihrer photoapparab beraubı werden

-die Abhiingigkeia von inıemadonalen und naüonalen Nachrichtcnmonopolen
_die Veneiüıig oftizicl1er Anzcigen dcs Saaıes auf Zeitungen ist auch ein Mittel zür Kontrolle der presse

-Monopolisierung in der Verteilersektor
_verstiirkung dcimonopolistischen Tendenzen, die presse unterliegt zunehmend der finanziellcn Konrolle des

Monopolkapitals, aus der politische Konğol|e folgt

-die Presse wird gczwungen, Autozensur zu üben

-die immel höher werdenden Kosı€n duıch die rasche technologische Entwicklüng
_daswichtigste,diezcnsur,.ienicht"legal"istundinzeiıendeskriegsıechtsunddesAusnahmezustandesaufdie
Tagesordnung kommt

DAS PRlİSSEGESETZ

Das PressegeseıZ, besondcrs nach den im PrcssegesetZ durch die Regierung Özals vorgenommenen Neuregelungcn, ist

das grrıBte i{indernis vor der Realisierung der prissefreiheit in der Tükei. Mit diesen neuen Regelungen, deıen ideelle

Voriercitungen gleich nach dem pusci geııoffen wurdcn, ist ein neuer "Typus dcs hessevergehens" gescMffen

worden. wiJbehnnı, kann nach den posiüven Rechtsnormen ein pressevergehen duıch veröffentlichungen b€gangen

werden. Nach diesen Neuregelungen aber, besonders nach dcm paragraphen 4 des hessegeseues, kann pressevergehen

konstituiert werdcn, ohne dal] die veroffenüichung realisiert worden ist. Eine veröffenttichung kann danach noch

wAhrcnd des Druckes, d.h. noch wenn sic in der Dı-uckerei ist (also bevoI sie auf den Ma,kı kommt), von der Polizei
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beschlagnahmt, deren Druck gestoppı. werden. Schtie8lich waıen auch die Wochenzei§chrift "2000'e Dogru" und die
Tageszeil.ung "Milliyei' Opfer der Polizeioçıeration, noch als sie in de, Druckcrei waren. (Wif werdcn spalcr mit
Beispielen auf diese haxis zurückkommen.)

Einige der anderen Neuregelungen sind folgende:
In Fallen, in denen das Recht auf Anonymiüiı nicht in Anspruch genommcn werden daf, muB die Identiüit des Auıors
spatesıens wahrend des ersten Verhörs bekanntgegeben werden..., Beschlagnahmung der Druckereien, Verantwortung
auch fiiı den ChefredaKeur und den Besitzer von Verlagen b€i Artikeln, die überscut sind..., das Recht auf staaıes,
Veröffenılichungen befristct oder unbefrisı,eı zu Schlie8en...

TURKISCHES STRAFGESETZllUCH

Mit dcr Anderung des Tüıkischen Stıafgesetzbuchcs nach dem Militİirpusch in dcr Türkei voffolgıe man das zicl, die
Strafen für poliıischc und Mcinungsdelikle zu eıhöhcn.
Miı. den Neuregelungcn im tiirkischen Stıafgesetztuch werdcn Meinungsdelikte in den zustiındigkcilsbereich der
Staassicherheitsgerichte (DGM) übcrgeben. Neben den Paıagraplıen l4'|, |42 und 163, dic vielberüchtigt sind und
Meinungen unter Strafe sıellen, gibt es weiteıe Paragraphen wie l59, 15l, l45, 3l l, 3l2, miı denen tausende von Jüren
Geftingn i sstrafen verhaingt werden.

Angefangen bei dcn Paıagraphen l41,142, 146, t68 erklziren hunderte von Geseızcn der tükischcn Rcpub|ik die
Tatsachc der Existenz sozialer Klassen, des Klassenkampfcs, die Agitation und hopaganda in diesem Zusammenhang
als illcgal.

UNSITTLICHK EITSGF]SETZ
(oder Gesctz zum Schuüze dcr Jugendlichen vor unsittlichen Verö[fentlichungen)

Heute versuchcn 1l Personen, dic in einem Rat für unsinlichen Veröffentlichungen siızen, das Moralversüindnis
crwachsener Menschen nach ihren eigenen Ansichten zu regeln.
Mit dem in den letzten Jahren in der Tiirkei am haufigsten diskudenen Gesetz zum Schuue der Jugendlichcn vor
unsittlichen Veröffentlichungen wurde ein Rat geschaffen, der Muzir Kuru!u genannt wird, dem l l Personcn angchöıcn,
die vom Staaı eingcsetzı, wcrden, dercn Gehalıer vom sıaat bezahlt werden: Diese l l Personen habcn die Machl, a|le
denkbaren Veröffenüichüngen in dcr gesamten Türkci zu kontrollieren. Es bleibt nicht nur bei der Kontrollc, dicsc
"spezialisten" wcrden von Gerichtcn sogar als offiziclle Begutachter in Müstehccnlik-Vergehcn besıcltt.
Die Folgen dieser fleihei§feindlichel Ma8nahmcn sicht man dann in kürzester Zeii dio Bücher werdcn "miı
Verblennung" bcstraft, Geldstrafen in Höhe von Milliaİden Türkische Lira, beschlagnahmrc Postkaİıen etc... (Darauf
kommen wir nochmal.)

Der erwiihnte Rat beschiiftigt sich nicht nur mil Ncuyeföffentlichungen, er kontroiliert auch alle vorher vcröffentlichtcn
Bücher, Zeitschriften, Zeilungen erc, eıc. Z.B. wird ein wissenschafttiches Buch, das schon seine 15. Auflagc hat (dıs
Buch Haydar Dümens zur sexuellen Eıziehung), von dicsem Raı als unsittlich empfundcn. Dicsem Buch drohtjctzt die
Verbrennung oder mit diescr Forderung wiıd das Buch angcklagt. wir mdchıen den Teil zum Geseı.Z dcr schuue dcr
Jugendlichen vor unsittlichen Veröffen0ichungen miı dem folgcnden Ziı.at beendcn, den wir der Wochcnzeitschrifi
"Yeni Gündem" (Neue Tagcsordnung) vom Dezember l987 entnommen haben. Diesc Zeischrifı stellı,c ihre Veröfl'ent-
lichung wegen zu hoher Prcise des Papiers also finanzicllcrNot ein. Folgendes wird im futikel mit der Überschri ft "Aus
der Küche" gesagt:

"Ein Ungcheuergeht in unscrer Kultur und Meinungsumwelı um: das Ungehcuerdcr Unsittlichkeiısgesctzes. wir sagcn
nicht Ungeheuer, weil diese Erfindung der konservativcn, alaıurkischen, liberalen, idealisüschcn ANAP nicht miı der
Hand zu fassen und mit den Augcn zu sehcn wdre. Im Gegentcil: Für dic, die hungcrıen von Millionen GeldbuBen
veıuneilt wurden, ist dies fast zu sehr "handgreiflich", dcr Stempel deI Unsittlichkeit. Glaubt, uns, dieses Cesc12 und dcr
damit beauftragte Rat sind zu vergleichen mit den Praktiken del KliegsrechBkommarıtlantcn nach dcm Miliçirpul_sch,
dic am Telcfon übcr das Aussehen der Seiten einer Zeitung bestimmten. So cin Ungchcuer ist dıs. Dicjenigen, dic nach
dem Unsitttichkeiısgesetz vcfurteiIt werden können, sind nicht nur die, dic Frauenfotos druckcn, bei tİcnen diescr oder
jener Teil offen ist. Dies wei0 die Öffcntlichkeit leider noch nicht. Z.B. Yeni Gündem wird von l25 Millioncn Türkischc
Lira angeklagt, die die siı.uaıion der Homoscxuellen und ksbcn in der Türkei zum Thcma haue. Abcr auch dicscs
BeisPiel istzuwenig, um die Ausma8cdieses Unsittlichkeisgeselzes zu zeigcn. Es wird vermutct, nur wcnn man mit dcm
Bereich unıer dcr Gürtellinie sich beschafıigt, könne man seinen Kopf gegen dcn Stein dcs Unsiıdichkei§gesctzcs
scıülagen. Das Unsiı,ııichkei§geseE und der Rat, derseine Sı-itke vor der Einheiı der Geseızes mit seinen Milliarden Lira
GeldbuBcn nimmt, stützen sich nach ihren eigcnen Angaben auf "das Grundgesctz der Naıionalen Bi|dung, seınc
allgemeinen Ziele und Prinzipien".
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Dicsc Stüıze kann z.B. mit ihrer ganzen Schwere aufdie Köpfe derjenigen fallen, von denen behaupıet wird, ihre Anikel
setzcn dic Kinder "in Angst und Schrecken". Odcr sie können Euch wegen einerNachricht, deren Anti-Ataıiirk-Hallung
irgcndwıınn von diesem Rat entdeckı. wird, dazu bringcn, daB ihr bereut, aufdie Weltgekommen zu Sein. All dieskönnen
sie machcn, wenn sic wollen...Sie..., die das Geseo erlasscn haben, den Rat errichleı haben, in der Henschaft sind...Sie
können vcrhindcrn, daB ihr dies odcr jenes sagt, schleibt, druckt, verbleiteı...Der Unsittlichkeitslat selzt uns alle in
schrcckcn und Angst, die dcnken, diskuüeren, ideel produzieren, künsı]erisch ir8end etwas schaffen, die auch übor
andere Meinungen informiert werdcn wollen aIs die eigene...Und weil wir nicht für'lugendlich" gehalrcn werden, gibt
cs auch kcin demokatisches Anti-Unsittlichkeitsgesetz, was unS schützen könnte.

DI F] L l],tZTEN (;EsETzLICHEN voRBl]REITUN(;EN DER Rl]GIERUNG

Wie schon mehrmals betont, cıfordem die Übcrwindungsprogramme dcr Krise in dcr Tiakei "noch mehr Unterdrük-
kungsmaBnahmcn, noch mchr Gewalı". Die leıZten geseblichen Vorbereiıungen deı Regierung in Bezug aufdie Presse
können auch in diesem Rahmen geschen werden...

Die Rcgierung bcrciıete in den letzlcn Monatcn zwei Gesetzenıwürfe hinsichtlich der hesse vor. Diese Geseızentwürfe
sind in der Öffenüichkeit als "Gescıze zu Lügennachrichıen" bekannt. Diese Entwürfe zieten darauı die Presse
"Ccfangen zu nchmen"...

wiİ fasscn diese GcSetZentwiirfe mit einem zilat Yom Joumalistfn, schriftstcller, und Juristen Ugur Mumcu zuSammen:
"(...) Um cinen Joumalisten wegen ,Bcleidigung des MiniSterpriısidenıen oder eines Minisrcrprasidcnten, anzuklagen,
muB übcrprüft werden, ob ,privater Be|eidigungswitte, vorliegt. wenn kein ,privater wille, vorliegt, kann derJournalist
nicht bcstrafı werdcn. Das ZicI der Joumalistcn ist es, die Öffenüichkeit aufzukliiıen, über ein Ereignis seine l-eser zu
informicrcn. Um cinen Journatistcn Zu eincr ,wiedergulmachungsstafe in Form von Geld, zu veruneilcn, mu8
nachgcwicsen dcm Joumalisten,cin schwcrer Fchler in der Bcrichterstattung, nachgewiesen werden. Wenn in der
Berichtcrsıattun8 ,kein schwerer Fehler, des Joumalisıen vorliegt, kann das Gericht ihn nicht zur Bezahlung von

,Schmerzcnsgeld, bestrafcn. Diese Garanticn Sind für die Freiheitder Bevölkerung, Nachrichrcn Zu bekommen, gesetz1

wordcn. (...) Die Regicrung ANAP's hatmit scinen neuen Gesetzesvorschlagen zum Ziel, diese Garantien abzuschaffen.
Wenn dicserEntwurfGcsetzeskrafterhiilı, kann kein Joumalist mehr über yolsuzluk berichten. Er kann wederein Bericht
übcr yolsuzluk schreiben, noch eine Rcihe von Arükeln. Wedcr übcr Phantasieexpone, noch über illegalen Gotdhandel,

übcr il|egalen Devisen-, Hcroin_ oder Waftenhandel... All dies kann mit der Abschaffung der obigen Garantien
vcrhindcrı, werdcn."

PAPIERMoNOPoL Dt]S STAA,ı,l]s

Diescn Teil mdchten wİ mit einem Witz anfangen: "Diktator Franco ftagt die Menschen in sciner Umgebung über die

zunchmende opposiüonellc Haltung in derBcvölkerung,Weı bringt diesen kuten bci, gegen mich zu sein'. EI bckommt

als Antworı, ,die Bücher'. Daraufhin sagt e, ,Erhöht dann die Papierpreise'..."

Wir wissen zwar nicht, ob Franco wirklich sowas gesagt hat oder nicht, abcr sicherlich wissen wir, daB Francos in der

Türkei genauso denken...

Die Erk|airung des schriftstcllefgewerkschafı der Tiirkei (TYS), in der die überwiegende Mehrheit der Schıiftsteller in

derTürkei organisicrt ist, überdie letzten Preiserhöhungen des Papiers gibıauch das wieder, was wir dazu sagen können-

In ihrem Flugblatı sagen sie, "da8 in der Türkei in den leuten 8 Jüren die Papierpreise um 709500 erhöhl wurden, da8

dies nicht ein konketer Ausdruck des ökonomischen Zwanges sei, sondem eines politischen verstİindnisses". "Die

lctzten Papierprciserhöhungcn, die Özal im Fcmsehen bekannlgab, sollEn für uns allc eine Wamung sein. Denn diese
prciserhöhungen sind für unsere hesse der letzte Tropfen geıvescn, der da8 FaB zum ÜberIaufen brachıe. Die Ait und

Weise dieser Prcisefhöhungsentscheidung, deren zeitliche Planung zeigen deutlich, da8 dies keine ökonomische

Enlschcidung isı, sondem eine politische. Dies scheinı auch nun unsele Presse verstanden zu haben."

7,9500 hciserhöhung in dcn letzten 8 Jahren...
l0 ma| heiserhöhung ım letzten Jahr...

Die Abh;ingigkeit yom Staat in Papier ist eine wirksame Waffe, um die hessefreiheit einzuschriinken. Als diese Waffe

wird auch das papiermonopol vom Sıaateingeseuı. Diese Waffc, die zuvoreine Drohung für Verlage war, die in kleinen

Auflagen druckrcn, wird jetzt auch gcgen die"groBo" Presse eingesetZL DerGrund fürdie Auseinandelseızung zwischen

der Regierung und "der gro$en hesse" in der leElen Zeit tiegl auch hier. Hier eine Tabelle, die zeigl, in welchem

Ausma8e die Preiserhöhungen im lctzten Jahr waıen:

8.4.1987...309.080
7.5.|987...312.2w
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ANDERE oKoNoMIScHE I,AKTOREN, DIE DIE FREIE PREssE GEFAgnngı

Die offizicllen Anzcigen, die eine der gröBten Finanzquellen dcr Presse sind, wiıd von der Prcsseanzeigeninsütuıion
verteilt, die der Regierung unters@llt ist und der auch einige Vertıeler der "gıoBcn hesse" angehören. Mit der Poliik
dieser Presseanzeigeninstitution sind manchmal auch die Vertrcter der gro0en Presse nicht einve§Ianden. NaZli Iıicak,
ein wichİger Kommentator und Chefrğdakleuıin der rcchten Zeitung Terciiman, soll sich von derZeitung "TeIcüman"
getrennt haben, weil diese Inslitution Tercüman keine Anz.eigen mehr gegeben hat, da Nazli llicak die Regierung zuvor
kriıisiene... Die linke Pressc vcrfügtc sowicso niemals über eine deranige Finanzquelte...

Die priVaten Anzeigen sind cine andcre gro8e Gefür fürdie Presse. Daz u zitieren wir ArifEscn, den SekretiiI der TGs
(Türkische schriftsıellergewerkschafı):"Gegenwziflig übt dic türkischePresse eine harte Autozensuraus ökonomischen
und Politischen Gründen. Zcitungen, die iınanziell nicht unabhiingig sind, wollen zu nichts eine Stellungnahmoabgebcn,
was nicht routinem5Big sein muB. Bei den finanziell Unabhangi8en ist es nichı anders. wegen der "Rücksichl'auf
Anzeigengeber wird eine Selbstzensur ausgeübt, die die ohnehin eingeschri|nkte hessefreiheiı total abschafft und dic
Rechte und Freiheiten unscrer KoIlegen drastisch einengt. Es wird beobachEt, daB zunehmend Monopole sich in das
Pressegeschaft einklinken, obwohl sie zuvor mit dcr Presse nichts zu tun hanen.

Die Abhiingigkeit vom Staatin Bezug aufPapierzeigt deullich, daB Pressefreiheit dann verletzt werden kann, wenn dcr
Staat will; aüf der anderen Seite ist die Monopolisierung im Veneilerdienst ein Faktor, der die kleinon zeitungen und
zeiıschrifıen in den Konkuıs verdamml In den le2ten Tagen haben zwei Verteilermono;ıole (GAMEDA ,no rıÜn
DAGITIM, die über 9070 des Vencilerseklors verfügen) sich daraufgeeinigt, daB an die ?0 Zeitschriften von ihnen nicht
verırieben werden. Diese bciden Fiımen, die den Verıriebsnctz konrollieren, schrieben auch an atIe Abnehmel eınen
Bricf, da8 sie diese 70 zcitschriften nicht yerkaufen sollen, ansonsten wiide man nicht mehr tiefem. wo bleibt hıer diepressefreiheit. wo die Demokratie?

DIE VERHINDERUNG DES RECHTS, NACHRICHTEN UND INFORMATIONEN ZU ERREICHEN

Die bisherigen Teile haben allgemein zwei hinzipien deı hessefıeiheiı zum Inhalt gehabı. Nun möchen wir in diescm
Teil auf ein driıtes Prinzip eingehen, auf üs Recht, Geschehnisse,Informalionen, Mİinungen, Nachrichten zu eneichen
und sie zu bekommen...

PHYsİsct{E ANGRIFFE.

wir überlassen das wort der monatlichen Zeitschİifı der Türkischen Schrifstellergewerkschaft,.BASIN,, (Prcsse) vom
November l987: "Wir beobachten in leEEıZeiı immermehr, daB sich physische Angriffe gegen JoumdisĞn anhiiufcn.
Welchem Vefstilndnis gebühn die Ehre, einen Joumalisten, der seinen eufgaben nachzugehen versucht" daran zu
hindem,Informaüonen und Nachrichten zu bekommen? wenn die pressefreiheiı rerleuendeııGesetze nichıausIeichen,
versuchı man, die Joumalisten mit praktischen Mitteln zum Schweigen zu bringen. Man versucht, das Recht deı
Öffenılichkeiı auf Nachrichten ihr İbzuspıechen. (jUer oiese pJtithen Meüoden werden wir spiiıeı konkrete
Beispiele geben).

GEF{EIMHALTUNG:

Die GeheimhaItungistheuteeinederwirksamsten waffen Zur Verhinderung der Prcssefreihei ı, siebasiertaufdas Velbot
fiir Angestellıe des shates, "Erklıirungen abzugebcn", Die Sıaatsaıchive werden privaten Benutzem und der Prcsse
geheimgehalten und somiı das Recht verleizt, Informatjonen zu bekommen. Diese M-aBnahme allein reicht nicht aus, um
das freiheisfeindliche Gesicht des ıifukischen Regimes zu zeigen.

Was ist das ZieI dieser MaBnahmen? Man verhinden den Informationszuflu8, indem man Informationen zum
staatsgeheimnis erklğn. Diese MaBnahmen sollen versch'ırft werden. Das Jusüzministerium bereitete einen neuen
Gesetzentwurf vor, sogenannter "Entwurf über sba§geheimnisgeseıze". Dieser Entwurf isı von einem versıındnis
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8.6.1987...3 ı 5.400
2.7.1987...3l8.600
3.8.1987...32t.520
1.9.1987 ...325.?m
2.10.1987...4l0.500
l.ı 2. ı987...600.000
7.1.1988...636.000
ı8.4.1988...859.000 TL.
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vl]RURTElLTl] PREsSE

Die Inanspruchnahme des Rechts aufMeinungs- und Pressefreiheit in der Turkei bedeutct mcisıens Folter, Rcpİessalien,

Verfahren vor Miliıiir_ oder Staaıssicherheitsgelichen und hunderte Jüre von Gcf2ingnissrrafen. Hundcflc von
prozesscn wurdcn gegen übef 50 Personen nach dem Miliüirpulsch eröffnet, die Chefredakteure oderJoumalisten von

4 Tagoszcitungen und 20 Zeitschriften vor dem Mili*irputsch waren. von den 50 wurden 32 vcrurteilt und das

Revisionsgcricht bestiitigte die Urteile: Es sind insgcsamı 2500 Jahre Geftıngnissğafc.

Nach einer zu diesem Thema gemachten Untesuchung wurden vom 12. Sepıember 1980 bis Mai 1988 übcr 20ü)

Vcrfahren gegen die Presse eröffnet, in dencn 'über 3000 Mcnschcn angcklagt wurden. In dicsem Bcrcich gibt cs

Entwicklurıgen, die "die Demokratisierungsdemagogie" der Regierung offenkundig widcrlcgcn. Jcdcn Tag sind dic

Zeifi1,1en voll von Nachrichıen von Veıhaftungen von Joumalisıen, von ProzeBeröffnungcn gegcn Zeitungen und

Zeischriften oder von Beschlagnahmungen...

Immcr noch befinden Sich über 20 Chcfredakıeure in den Gef?ingnissen der Türkei, und Zwar Scit [l Jahrcn, wcil sie ihrc

hesseireiheit in Anspruch genommcn haben, und es sieht so aus, daB sie noch vieteJahre im Gelıingnis blciben werden.

Dicse 4 Joumalisıen, die in verschiedenen perioden fiir die wdchenüich erschcinendezcitschrift"Ha|kin kurıulusu" als

vcrantworılich zeichneten, haben in verschiedcnen Verfahren folgende Slrafen bckommen, in dencn sie wcgcn

Veıletzung der Paragraphen l42, l59, 3l1, 312 des StGB auf der Anklagebank sa8en:

- Veli Yilmaz: 748 Jahre und 6 Monate
- osman Tas: 661 Jahre und 2 Monate
- Hasan Selim Acan: 307 Jüre und 6 Monate
- Mustafa Yildirimtürt: l55 Jahre und l Monat Geldngnissırafe

Musafa Yildirimtürk konnıegemeinsam miı anderen 28 Gefangenen ausdem Mctrisgeftıngnis auSbIcch cr,,znr zEiL|cbü

cr in der Bundesrepublik Deutschland.

ToDFsSTRAFE FÜn sÜCusn:...vERBRANNTE RÜCHER

Den nationalsozialistischen Mordcm, die in unserem Jahrhundert u.a. wegen "Verbrennun8 von Büchem" im Gewissen

der Menschheit verurteilt wurden, müssen auch die türkischen Genefğle und das türkische Re8ime hinzugefügı werdcn,

Nach dem Miliıiifputsch vom 12. september 1980 wurden alle Bücher, die in Druckereien beschlagnahmt, bci

Hausdurchsuchung-en "erwischİ,oder wahrend des vertriebs eingesammelı wurden, verbrannt, Die vemichtungsmc_

thode deı Bücher wird manchma] über verbrcnnungen oder daıiiber Iealisien, daB die Bücher wioder in papierfabrikcn

geschickı, werden, wo sie zum Papier werden. Z]B. wuıden l33 00O Bücher, die dem Verlag "wissenschafı und

§ozialismus,, gehörten und beschlagnahmt ıvüden, aın 28. Mai l985 im Miliıiirgeftingnis von Mamak durch Verbren_

nung vemichĞ. Hunderttausenrle v-on Zeitschıiften, Zeitungen und Büchem wu.den vom Kriogsrech§kommandantu_

ren vemichEt. Dies kann nicht nurals ein Fall unter rlem Kriegsrecht verstanden werden. Noch in den lctzten Monaten

enıschied das Gericht gegen die Bücher "Spuren im Wassei, von Ahmet Alten und "oglak Dönencesi" von Henry

Mü|ler, da8 üe B üche, uniittıich sind, reruneile sie zur Vemichtung durch verbfennung,obwohl das Kriegsrechtschon

tiingsı aufgehoben isl Und ZwaI das 2. SEafgericht in lstanbul",

GESCHLOSSENE ZEITUNGEN

Die Regierung nach dem Mititıirputsch hat den Druck von 3 Tageszei$ngen und über 70 zeitschrifrcn Zwischen 1980_

1984 gestoppt, d.h. dlese zeitungen wurJen geschlossen. Die linken Tağeszeitungen Demokrat und Aydinlik und die
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gekennzeichnet, der der Presse nichı mal die Möglichkeit geben will, Ateın zu holen. Das Ziel ist, da8 die Prcsse nur das

veröffentlichı, besümmto Dokumente und tnformalionen für"geheim" zu erklİiren von der Bevölkcrung zu vcİstecken:

1. staatsprösident und Staatspriisidentenrat
2. Nationaler Sicherheitsrat
3. Ministerrat
4. Mini sterpriisident
5. Generalkommandantur der Armee
6. verschiedene Ministerien
7. verschiedene kommandanturen der stıeitkığfte und der Generalkommandant dcr Gendarmerie

8. kommandantur der kijstensicherheit
9. Genera]sel«etariat des Nationalen Sichğıheitsrates
l0. MIT (Geheimdienst)
l l. Polizeihauptkommandantur
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rcchte Tageszeiı.ung Hergün wurde auf unbefrisleıe zeit geschlossen, wğhrend andere Tageszeitungen vonZeitzuZnit
an deı Verölfenüichung verhinden wufden. Deren Namen und die SchlieBungsdauer sind wie folgİ
l. Milli Gazeıe... 4 mal... lz'fage
2. Cumhuriyet... 4 mal... 4l Tage
3. Tercüman... 2mal--. 29Tage
4. Giinaydin... 2 mal... 17 Tage
5. Giines... l mal... l0 Tage
6. Milliyeı... l mal... l0 Tage
7. Tan... l mal... 9 Tage
8. Hiirriyeı... 2 mal-.- 7 Tage
Zuletzt wurde der Druck der Tageszeitung Milliyet gestoppı, weil ein İnterview mit dem PKK-Führer in Serie
vcröffentlicht werden sollıe.

PHYSISCHl] ANGRI1,1-1] GEGEN DIE PRESSE

Wo dic Gescuc und srüıuİclle Hindernisse Zu, Veıhinderung del Presscfreheit nichtausıeichen, wird dic Tadgkeit dcr
PrcsScmitg!icdcr mit physischen Angriffcn deı Polizei verhinden. Dic Joumaıisten müssen in der Tıiİkei damit rechnen,
gcschlagen und festgcnommen zu wcrden, wcnn sie Informaüonen und Nachrichtcn erhalten wollen...

Wir möchrcn einige konkete Beispiele zu diescm Thema ncnnen. Wie zu sehen isı, sich auch Mitglieder der "grofien
Prcsse" von diesen MaBnahmen bctroffen-

- Der Journalist Füretün Kerim Avci von der Tageszeiıung Cumhuriyeı wurde aİn 2. oktober 1987 von der Polizci
Zusammengcprügelt, Seinc FoıoappaIat wurde zcrschlagen, weil er in Cagaloglu Isonbul foıogralieren wotlte.
- Cengiz Demirel,JournalistfürCumhuriyet, wollteGabris Altinoglu, ein zum Tode verurteilıer Revolutionar, waürcnd
cinerairzdichen Kontrolle im Sinop-Krankenhaus fotografieıen. Erwurde von Diensthabenden Offızierbruıa1 zusam-
mengeschlagen und man nahm ihm das Fotoapparat weg.
- Bci der Becıdigung von Aydin Erol, der sein Lrben in Hambulg verlorcn hatte, in Ankara wurden 7 Journalisten von
der Polizei geprügelt. Die am 4. oktober l987 geprügelten Joumalisten Yavuz Yurdakadim, Murat Yetkin, Nczih
Tavlas, Haticc Aydogdu, Ciineyt Önder, Funda Cifıci, Cigdem Cidamli wendeıen sich ans Gericht.
- Dcr Journalist Saim Gözek von "200O'e Dogru" wurde im Aprit l988 in Izmir verhaftet, ihm wird vorgeworfen, cr
habe wahrend dcr Auscinandersctzungen zwischen der Polizei und den Studenten nur Fobs von der poliİei gemacht.
- Joumalist oktay sengüleI von derTageszeiıung Hiirriyet verfolgte die sıudentenaküonen vor deı Universiğı lstanbul
vor dem l. Md 1988. Er wurde mit Knüppeln von dcr Potizei brutal zusammengeschlagen und muBte wegen schwcrer
Gchirnerschüııerung ins krankenhaus ve'legt wcrden. sein Foloapparaı wuıde kaputtgcmachl
- Journalist Yurdagül Erkoca von der Tageszeitung Cumhuriyeı und der Vorsitzende des Modemen Journalistenverci_
nes, Ahmet Abakay wurden am l. Mai 1988 wiüıend den Feierversuchen auf dem Tatsimplatz von der polizei
zusammcngeschlagen und fcstgcnommen.

Dic Beispieie können beliebig vermehn welden. wir denkcn aber, da8 die obigcn ausreichen...

VERÖFF!]NTLICHUNGEN, DIE IN DER TÜRKEI NICHT EINGEFÜHRT WERDEN DÜRFEN

Seit dem l2. SePtember l980 wurde die Einführung von 440 Veröffentlichungen, die im Ausland gednckt werden, in
dic Türkei vefboten. Die An dieser Veröffenüichungen ist wie folgt l95 Bucher, t06 Zeischriftenl40 Broschüıen, 22
Zcitungen,5 Taschenbücher,7 Bulletin,32 Flugblatter,3 Posıkanen, ı Posler,5 Kalender, 2 K^rlİn, ? Albums, l
hogramm,8 Cedichıe,2 Kassetten, l Tourismusftürer, weitere 14, deren Arten nicht bestimmt wcrden konnen.
Von diesen 440 Verciffenılichungen wurdcn 267 direkt von der Junla, l73 von der sogenannıen ,,zivilen Regierung
ozals" verboten.
Eine Liste einiger dieser Veröffenüichungen isı wie fotgı:

ZIEL IST ZENSUR, UNSITTLICH IST VORWAND

In einem der vorherigen Teile hatten wir'das Ges€ıZ zum schutze derJugendlichen" ziemlich ausgeführl Jetzt möchten
wir ein Beispiel dafür geben, wie hoch Geldstrafen durch dieses Geseıi verhiingt werden könnei.
lm Februaı l988 hat das SEafgerichı Nı.2Istanbu! an einem Tag 4 Zeiıschriften u-nd Zeiıungen wegen Verleızung dieses
Gesctzes Zu einer Geldstrafe von insgesamı 1.8 Milliarden Jira verurteilt. DaB in den z"it."ıriıtt n und zeitungen
wirklich PomograPhie vorhanden war, enüindeı das Urteil des Gerichıes nicht von seinem pressefeindlichen lnhalı.

Durch die haktizierung des erwahnbn Gese9es muBrc auch die bundesdeutsche zeiBchrifı,,Der Spiegel,, seinAussehen veIiindem, als er in der Türkei eingefühn wulde. Dieses Gesez erkııın den menschticheıİ Körper zuPomographie und yerbietet auch die wissenschafüichen Lexika über SexualiEit...
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DER PROZESS GEGEN DIE ZEITUNG "DEMOKRAT,

Ein verfahren, das zur zeiı vordem2. sEafgericht fit Schwerdelüte in Istanbut fo(gefühn wird. Diezeitung Demokıat

wurde klıİz vor dem 12. Sepıember t980 herausgegeben und wurde zu einer Tageszeifung, die das InBresse aller

demokratischen und linken Kfafle zu sich zog.

Diese Zeitung, die mit Hilfe von erfahıenen Joumalisıcn herausgegeben wurde, ist gleich nach dem Pu§ch geschlossen

worden. An der Zeitung wirkten Emil GalipSandalci, Aslan Baser Kafaoglu, Can Yücel, DemirtasCeyhun, Murat Bclge,

die auch intemationales Ansehen und dariiberhinaus auch sehı viele andere.5 derGründerdcr Tageszeitung Demokrat

stchen heute vor dem Gericht und werden wegen Kommunismuspropaganda angeklagt. Ihncn wird untcr andcrem auch

vorgeworfen, sie wiiıen "das Sprechrohr" dcı "illegalen" Organisaıion Deyrimci Yol in der Z€itung. Ihre Namen sind:

A.B. Kafaogtu, E.G. Sandalci, Adnan Aktas, Aslan Kahraman, Ragip Zarakolu...

Die Chefredakteure derZeitung Hasan Bahri Ciptak und Isik Yurıcu, dieJoumalisten Demirıas Ccyhun, E.G- Sandalci

wurden Opfer des Kriegsrechs, wurden lange Zeit verhön und gefoltert und eingekerken. Zur Zeit isl Emil GaliP

sandalci vorsitzender des Mcnschenrechtsvereins in Istanbul.

vl]RLEGER

wie schon in vorhcrigen Perioden waren die Veıleger auch nach dem Miliülıputsch vom 12. Septembcr t980 OPfcr

schwerer Folterungen, Geliingnisstrafen und verhörcn. Deren Büchen wurden velbrannt...Die Verlegcr wurden

verbannt...llhan Erdost, der verhafıet wurde, weileI Verlegertiitigkeit ausübte und dcn Veılag "Sıolz Veröffenüichung"

besa.0, wurde am l1.11.1980 im Milititgefangnis Mamak in Ankara ermoıdet...Der GroBbrudcr von llhan Erdost, dcr

Besiuer des Verlages "Linke Veröffentlichungen" Muzaffer Erdost wurde auch schwer gefoltert, konnte aber dic

Folterungen überteben. Zur Zeit ist er Vorsiızender des Mcnschenrechtsvereins Ankara...Recep Marasli iSt Seit l982 im

Geftingnİs. Die gesundhciüichc Situation von Recep Marasli, der sich zurZeit im Miliüirgefiingnis Diyarbakir befindct,

ist sehİ schlectı - wegen Folterungen und langen Hungerstreiks...Recap Marasli bekam in den bishcr gegen ihn

abgeschlossencn Verfahren 36 Jahre Geftingnisstrafe. Andere Verfürcn gegen ihn laufen noch. Reccp Marasli ist

veİantwortlicher Inhabel des Vcrlages Komal. Wegen Veröffentlichungen des Komal-Veflages, d.h. wcil cr Meinungs-

dclikte begangcn haben soll, wird eı noch lange zeit im Geftingnis bleiben.

ElN wIssENSCHAt,tLER

lm letzten Jahr hat die kuİdisthe Instituı in Bonn Ismail Besikci für Nobelfriedcnspreis vorgcschlagen. Klaus Immcr,

Miıgründel und _verwattel der Kurdischen Institut in Bonn sagt ein seinem Bricfan üe Nobelwissenschaftsakademie:
..Isıİail Besikci wurde wegen seincl Unlersuchungen über das t ben deı Kurden und dercn kulturelle Existenz und

wcgen eines Briefes an dJn Schriftstellerverband dcr Schweiz zu jeweils l0 Jahren Geftingnisstrafe veruncilt, Die

crfJlgreichen wissenschaftlichen Unıersuchungen von Besikci über das Leben und die kutturelIc Existenz der Kurdcn

in eiİem Land, in dem dercn Existenz verleugnet wird, unterstüLzen meinen Vorschlag",

Dr. Ismail Besikci ist ein wissenschaftter, der seit 1970 wegen seiner Bücher, seiner Briefe, seiner Meinungcn und

Verteidigungsreden in Prozessen an die 30 Jahre GefüngnissEafe verurleilt wurde. Besikci, der zum ersten Mal l97l
,erhafteİwird, bekommt damals wegen seiner Lesungen auf der Uni und seiner veröffentlichen Untelsuchungen l3

Jüre Haftstrafe. 1974 kommı. er auch bei der Amnestie raus, kann aber seine wissenschafüiche Arbeiı nicht mehr an dcr

Uni forsetzen. Als freier schriftsteller setz@ er seıne Untersuchungen forı. Für ihn fangen aber l977 wieder Fol@rungen

und Geftingnis an. Er leistet gegen die Repressatien im Geftingnis widersıand, zieht die Einheitskleidung nicht an, Er

bekommt ieine Bücher, muB lange zeit inlsolationshaft verbringen. Tausende von Briefen, die aus der Türkei und aus

dem Ausland an ihn adrcssien werden, eneichen ihn nichl und zuletzt wird er wegen einem Brief zu t0 Jahren Hafı

verurteilt. Dieser Brief wurde von ihm an die vorsitzende Frau Boulangerdes Schweizerischen Schriftstcllerverbandcs

geschrieben, und zwar auffranzösisch. obwohl ıler Brietin keinem europiıschen Land veröffentlichı wurde, bekam cr

i0 Jah.e *egen hopaganda gegen die Tüıkei im Ausland...Ismail Besikci, der seit dem letzten Jahr "frei" ist, bedankt

sich in diesem Brief für die Bemühungen und das lntercsse des Schweizerischen schİifısıeııerverbandes und sagt: "Es

gibt in der Türkei eine kurdische Nati6n. Die demokraıischen Rechrc dieser Naıion wurden ihr mit Gewalt abgeriss€n,

6as problem ist nicht die Freiheit eines schriftstellers, vielmehr die Freiheiı eines volkes.

Dr. Besikci ist weder der €rste noch deI letzte wissenschafüer, der wegen seiner Gedanken in der TüIkei unbrdrückı,

wird.
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BI)SPIELE FUR DIIi MASSNAHMEN AUS DEM PRESSEGESETZ
(Bcschlagnahmıe Zcitschriften in Druckcreien, überfallene Druckereien, Zeitungsbüros, fesıgenommene Joumalisten)

Journalist: wenn das Gericht besıiiıigı, wird das lnterview nicht Yeröffendicht werden können. Ist es so?
staaısanwalü Natülich kann das Inıerview dann nicht veröffentlicht werden.
Joumalist: Wenn aber die Forderung des Sıaatsanwaltes abgelehnt wird. Was wird dann?
Slaasanwalı: Wir vcrhindcrn die Veröffenılichung ırotzdem...
Joumalist: wie?
Sıaaısanwal[ Jede Nacht gehen wir dann zur Druckerei, jede Nacht verhindem wir den Druck und machen die selbe
Formaliğı. wcnn das Interview veöffentlicht werden soll, dann wenden wirunsjeden Tag ans Gericht m it der Forderung
nach Bcschlagnahmung.

Das obige Gesprach wurde in der dİitıgröBtcn Ta8eszeiıung der Türkei, in Milliyet am t8.6.1988 veröffenılicht. Der
Fragestcllcr ist von MilIiyeı., der sıaa§anwalt isı der berühmte staatsanwalt Nuslet Demtal beim stzatssicherheitsge-
richt in Ankara.

Dic Früchtcder Verandcrungcn im Pressegesetz nach dem Miliİirputsch sind immeİ mehrzu sehen. Besondeıs mitdem
Zusatzparagraphen von dcr Özal-Regicrung mit dcr Nummer 4 wurde ein neuer "hessevergehenst}pus" geschaffen.
Nach diescm Paragnphen können Vcröffcnllichungen "als stİafbar" eingesı,uft werden, bevor sie veröffentlicht werden.
Sic könncn danach bescblagnahmt wcrden, bcvor sie aufdcn Markt kommen, sie noch in Druck sind. SchlieBlich wurden
auch die Zeitung Milliyet und die zeiı,schrift "2000'c Dogru" opfer dcr Polizeioperaı.ion, noch als sie in dcr Druckelei
waren. Dic Polizei bcschlagnahmte sic und verhindcne den Vertıieb und Druck.
DalJ dies ohne weiteres möglich ist, ist auch aus dcm obigen Gcspriich zu enınehmen. Diese aus dem hessegesetz
resulıiercnde MaBnümc hat nur eincn Namen: ZENSUR...

Was passierıe mit Milliyet?
Eine Arükclreihc, die zuvor zwei Tage auf dcr Tirclseite angekündigt wurdc, fing am 16. Juni an. Am l7. Juni wİd dic
Zciıung bcschlagnahmı. obwohl die Staatsanwallschaft nicht wuBte, was in der Ausgabe vom ı7. Juni sEhen würde,
vcrordnetc sie die Bcschlagnahmung und Verhinderung dcs Verı.riebs derzeitung an, wendete somit eine Meı.hode an,
dic nurbci dlingcnden Fdllen vorgesehen ist. Dringend war dieser Fall nicht, da die Aniketreihe zwei Tage angekündigt
und dann auch noch cin Tag veröffenılicht wuıde. Dcr Staatsanwalt hielt es nicht einmal für noıwendig, in diescn drci
Tagen das Gericht auf das Thema anzusprcchen. sparcr, nachdem also der Vefl.rieb deı Zeitrng verhinderı wurdc,
crkIilrte das Geıichtdas Verhalten der Staaısanwaltschaft [ür unzuliissig. Mitdem wörtlichen Befehl haben diePolizisten
dic Druckerei der Zeiıung um 20.00 Uhı umzingelt und den Vertrieb verhinden Der schrifıtiche Befehl kam erst um
01.00 Uhran und wurdcum 23.00 geroffen. D.h. da8 die Polizei 5 Stundcn tang eine iIlegaleOperation gegen dieZeitung
dulchgefühn haı...

Dicse primitivc Aıt der Zensur i§t in deİ Tüİkei Gang und gabe.
Am 2l. Juni überfiel die Polizei die Redakdon dcr Tageszeitung Cumhuriyet und vcrhaftete den Chefredakteur Erbil
Tusalp wegen einem Aıtikel, der ein Tag davor veröffenüicht wurde. Er wurde unter Druck gesetzı mit dem Ziel, er soll
die Quellc seiner Nachricht nennen. Er lehnte es ab. Zur Zeit wird er immer noch angeklagt...

An dieser sıel le mdchıen wir erwaihnen, dag diese keine Einzelİdlle sind, besonders im Bereich linker Publizisük. Es gibt
keine linke Zeiıschrift, die nicht jede zweiıe Nummer Opfer derartigen haktiken der staatsanwaltschaft und Polizei
wüd.
QUELLENANGABE:
-Tageszeitungen: Cumhuriyet

Milliyeı
Hüniyet
Sabah usw-..

- Zcitschriften: Nokla
2000'e Dogru
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Was passicrte mit dcr zeitschrifı "2000'e Dognı"?
Wikend die 39. Nummer der Zeitschrifı. in der DruckeIei gedruckt wird, kommen am 24. Oktober l987 um 07.55 Uhr
Polizisten und wollen zunachsı,2 Exemplare der Zeiıschrift. Nach 25 Minuten kommen sie wiedeı miı einem
schriftlichen Befehl des staatsanwalts, den Druck und Vertrieb der Zeischrift zu stoppen. In den 25 Minuten soılen die
Polizisten von Halkali zur S ı2atsan waltschaft in Bakiköy gegangen sein... Dazu haı der Staaısanwalt auch geschafft, in
dcn übrigbleibcnden Minuıen die Zeitschrift gründtich zu konuollieren...Dies ist die erste Geschichte...
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- Bücher:

Ycni Gündem
Akis
Yanki
Toplumsal Kurtulus
Genc Basin
Marti Kiıap Tanitim
Basin
Demokrat Tavir - 1

Reihe der Probıeme der Tükei, Hefte von Gestern und Heute 2

Reihe der Probleme der Tükei, Hefle von Gestgm und Heute 3

Basin 80-84
Tüfk Basin Tarihi (Hifzi Topuz)
Basin Rehberi
Ileıisim Olaylari ve Tiirk Basininin Sorunlari
Genc Gazeteciler Egiıim Semineri
Özgiir bir Toplumda Basiıin Görevi
Türk ceza kanunu Ön Tasarisi ve Basin

Anhang
ln den letzıen beiden Jahıen wurden fotgende Zeitschriften, tlie in der Ttirkei "zur sozialisüschen Presse" zugerechnet

wcrden, öfters beschlagnümı:
Yeni Cözüm... 8 mal
Emek Dünyasi... 4 mal
Günese Cagri... 2 ma]

Vaıdiya...2 mal
Yeni Demoirasi..- 6 mal
Emegin Bal,ragi... 3 mal
Cagdas Yol... 3 mal
Medya Giinesi... l mal
llk Adim... l mal
Bül@n, Yeni Öncai, Genclik Dünyasi, Demokat A*adas..jewei|s 1 mal

victe der Redakteure und chefredakteüe dieser zeitschriften sind in Haft:

Fuat Musaoglu (Chefredakeur von Vardiya)...verurteill zu 7 Jahren und 3 Monat€ GefilneJııs

Ramazan Ongan (Redakteur von Vardiya)...verurteilt zu 7 Jahren llaft
Cemal Özcelik (Chefredaktuer von Medya Günesi).-.verurteilt zu 3 Jahıen

Ertugrul Mavioglu (Yeni Cözüm)...verurteilt Zu 3 Jahrcn

Cclik Malkoc (Yeni cözüm)...veruneiıt zu 7,5 Jafuen

Darübcr hiımus laufen mehrere verfahren gegen cheftedakteüs und Joumalisten mehrerer Zeitschriften.

22

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



3. MENSCHENRECHTE IN DER TÜRKEI

In der Tükei ist der Begriff der Menscheuechte in den letzten Jahren vermehrt auf die Tagesordnung gckommen- Der

Grund dafiir ist die neue Phase, die nach dem septembel 1980 begonnen hat. Am 12. Septembcr 1980 hat eine

Miliüırjunİa, bestehend aus 5 Personen, die Macht an sich gerisscn und die bestehende Regierung gestürzt, Das

Parlament, die politischen Parteien und alle anderen bis dahin legal exisıierenden Institutionen w urden aufgelöst und das

t_and jafuelanğ mit einem absoluten diktalorischen Regime regiert. Durch diese Entwicklung ist das Thema Menschen-

rechte ftı, die Menschen wichıiger geworden. Deshalb wurden ab 1985 Bemühungen in diese Richtung unıemommen,

Voı diesem Zeitpunkt können im Bercich der Menschenrechto keine emsthafıen Aktivitzıten beobachı.et werden- 1946

gab es einen veıein namens "veıein zum schutze der Monschenrechte", der damals von del Regierung gegründet w urde,

im Mitglied in der lJNo werden Zu können. Aber, wie wir schon sagen: Sein zweck waInicht, die Menschenrechte zu

schüuen. Eine deı llauptbedingungen fü die Mitgliedschaft in der UNo war die Verwirklichung einef bürgerlich-

demokatischen Regierung und die geseızliche verankerung der inı€rnationalen Menschemechtsdeklaration vom l0.

Dezernbeı l94.8. DiJ gewerkschaftliihen Rechte und Freiheiten, diebis dahin in der Türkei nicht exisdencn, wurden mit

besümmten Zieten legal akzeptiert. Mit Unterstülzung del Regierung wuıden die ersten Gewerkschafrcn - TÜRK-IS -

gegİündet.

Trotz all dem war die Tüıkei ein anü_demokatisches Land, in dem in jedel Phase die Menschenrcchrc offcn mit FüBen

ge1eten werden. Die velfassung von 196l beinhaltetf in diesem Zusammenhang wichtige Möglichkeiten, welchc

allerdings nicht in die Praxis umgesetzt werden konnEn. obwohl in der Verfassung bügeIlich-demokatischen Rcchıe

und Freİheiten akzepüerı wurden, bitdeten verschiedene Artikel im TSG und andere Gesctze ein Hindernis fiir die

DurchseEung der verfassungsmaBigen RechB.
Beispiet: In der Verfassung wurde festgelegt, da3 jede Person ohne Unterschied im Hinbtick auf Religion, SPrachc,

Nation, Geschlecht etc. ihre Gedaıken schriftlich, mündtich, bildlich etc. dalstellen kann. Hingegen Sehen dic Art. 14l -

142 uncl 163 des TSG sowie weitere Artikel ein stİafdelikt im Au8em dieser Gedanken und der gesellschaftlichen

organisierung im Sinne dieser Gedanken. Diese Anikel wurden vom italienischen Strafgeseu von 1936 fa_st ohnc

veİanderung ins tiırkische SIGB übemommen. Wie Sie schon wissen, ist das ISG (italienische Strafgesetz) Von 1930

das Fundament des sG des italienischen Faschisrnus.

Die türkische Gesetlschaft ist in einff Stiındigen wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulıurellen Krise. Dic

süindige Krise (nicht zuletzt bedingt durch die restriktive Politik solcher Instiİutionen wie z.B. des IWF und der

Weltbarık) auf rleı politischen Ebene fand in den le9ten 30 Jahren ihİen Ausdİuck in 3 Militiirputschen. Die Gründe, die

zu diesen Putschen geführt haben, sind vielftiltig. DasZiet dieser Putsche war, einen Ausweg aus der Krise Zum Vofleil

bestimmter Klassen und Schichten in def Tttkei (Monopolbourgeoisie, Wucheıer, Feudalherren) sowie der Intoressen

ausl:indischeI Multikonzerne zu gewiihrleisten. Der einfachste Weg ist die Abschaffung der wirtschaftlichen, sozialcn

und politischen Rechte der unteren Klassen und Schichrcn.

Von dem Ziet, einen bürgerlich-demokratischen staat aufzubauen, das nach dem Putsch 1960 seinen Ausdruck in der

61_er Verfassung fand, wurde schnell Abstand genommen: schon ab 1962 wurde versucht, diese Verfassung abzuschaf-

fen. Die systernaıischen Bemühungen zur Abschaffung diesel Verfassung haben zıı zwei wichtigen Milit:ırputschen

gefühn, die in die tiirkische Geschichte ats der Putsch vom 12. Miirz i971 und derjenige vom 12. Seprcmher 1980

iingingen. Viele verfassungsartikel mit demokaüSchen Inhalten wurden in der Phase nach dem 12. Maaz geandert,

allerdings hat dies nicht zum Ausweg aus der Krise gefühn. Im Gegenteil: die KİiSe vertiefE sich weiter und das Land

wurde an den Rand des BüIgerkriegs gebracht. In diesem Kampf bestand die eine Seite aus den herrschenden Klassen

und ihren offiziellen_zivilen und miliıaristischen KIiiften, die das Land mit einem absoluten dikıalorischen Re8ime

Iegieren wollten, indem sie alle demo}ıatischen Rechte und Freiheiten und die minimalsten Menschenİechte abschaff-

ten. Die andele Seite in diesem Kampf besland aus den weıkütigen Klassen und den armen Bevölkerungsteilen des

Landes. Das Ziel der letzteren war es, die Angriffe gegen die demokatischen Rechte und die Menschemechte Zu stoppen

und weitergehend ein gerechtes und freiheitliches System aufzubauen.

Die herrschenden Klassen intervenierten durch den Militliryutsch am 12. September 198O. Damit fing in der türkischen

Geschichte eine nöue phase an. Die Haupaeigenschaft dieser Phase war die Einsetzung der militaristischen Klafb und

die breite Anwendung der faschistischen Methoden, um fia die herrschenden Klassen die wirtschaftliche und politische

sıabilitiıt hezusteuen,

Um dieses Ziel zu verwirklichen, wurde gegen alle Teile der Gesellschaft eine Unteldİiıckungs- und Abschreckungs-

offensive gefiihrt. Das Wenige, was in den ieuten 40 Jahren im Namen der Menschenrechte und der demokratischen

Freiheiten-erk2ımpft wuıde, wurde auf einmal weggefegt. Die Tiiİkei dieser Phase ist ein l3nd, in dem die Menrchen-

23

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



rcchtc und die intemationalen juristischen NoıTnen fiir die demotratischen Prinzipien hiiufig verletzt wurden.

wİ werdenjetzt versuchen, - wenn auch nuraufdem Papier - von fast al len Laindem in diejeweitigenationale Verfassung
aufgenommen. Die Tiirkci hat fast alle dicse intemaüonalen vercinbarungen unterschrieben.
Diose Vereinbaİungen sind:
- die allgemeine Erkllirung del Menschenrechı,ğ dcl UNO
- üe curopiüsche Mcnschenrech§konvenlion
- die Vercinbaıung zum Schutze der Demokatie und Menschenrechte von Helsinki.

Es sind verschiedeneOigane zur Verteidigung und Erweiıerung der Menschenrechte gegründeıworden. Die wichtigsten
davon sind die Mcnschenrcchtskommission dcr UNO, die MRK des Europaraıs und das Komitec zur Beobacbtunğ und
Einhaltung der Bestimmungen von Helsinki.

AuBer diesen aufgezahltcn Institutionen bestehen viclo andere Organisaüonen zuI Verteidigüıng der Menschenrechte.
Unl.er diesen können wil Amncsty Inı,emational nennen.

All diese Insü tutionen haben die Ereignisse in dcr Türkei zwischen 1980- l987 beobachrct und durch ihre Jahresberichte
dcr weltöffentlichkeit bekannt gegcben.

Sicherlich sind die Ta§achen, die in diesen Berichten erwaünt wurden, nur die Spitze des Eisberges. Die tatsachliche
situation stellt sich weitaus schlimmer dar.

ALLGEMEINE ERKLARUNG DER MENSCHENRECHTE

Art. 3: Jedcr Mensch hat das Rccht auf t eben, Fıeiheit und Sicherheit der Penon.
Das Recht auf l-eben bedcutet, daB jede Person sowohl ihre materiellen als auch geistigen Bedürfnisse verwirklichen
kann. DaB jede Person ihr Leben menschcnwürdig leben kann, haingt von der Erfüllung wirtschaftlicher, sozialer,
Politischer und kultureller Bedürfnissc ab. Das b€dcutet die Abdeckung von Ernahrungs-, Unterkunfts- undErziehungs_
bcdürffnissen.

ln del hcutigen Türkei wird dieses minimalste Menschenrecht Vielseiüg YerleİZt. Die praküziene Wirschaftspolitik
vcrunmöglicht die Verwirklichung dieses Rechtcs.
BeisPiel Emiihıungsproblcm: Der sich seit 1980 verbreitende versteckte Hunger, die Untererniihrung, nimmt offene
Formen an. Aufgrund dessen emiün sich z.B. die Zahl der Selbstmorde.

Die Unteremiürung führt Zunehmend Zu chronischen Kıankheiten und Kindersterben. Die Regielenden untemehmen
in diesem Puntı nichts. Beispiclsweise war die Türkei eines dcr stalk von Tschemobyl beroffenen L:inder. Fastjede
Nahrungsmittel war lebensgefiürlich verstrült. Aus diesem Grund wurden viele Nahrungscxportmittel wiedel in die
Türkei zurückgesandt. Die tiilkische Regierung hat, ansntt die Produkte zu vemichten, diese in den Binnenmalkt
eingcführt. Das Handelsministerium lieB zynisch vertautbaren, daB dieNahrungsmittel nicht Verstrahtt seien. Allerdings
wurden diese Prodüte durch den Druck der Öffendichkeit wieder eingeZogen, ein Teil wurde vemichtet. Aber Fleisch,
NüsSe, Milchprodukte, Tee wurden weiterhin verstrahlt konsumien.

Dic Situation im Punkıe der Unterkunft ist auch nicht anders. Die vy'ohnungslücke b€ffigt 5 Millionen Wohnungen.
DieseZahl macht die Halfte des gesamten Wohnungsbedarfs im I-ande aus. D.h. die Hiitfte der Bevölkerung istentwedeı
obdachlos odcr sie lebt in gesundheilschadlichen Untelkünften. Die Veısuche der Menschen, mit eigenen Mineln eine
Untcrkunftzu bauen, weıden vom Staat verhindert;jeden Tag werden die "Gecekondus" abgerissen. (Gecekondus sind
Barracken, die die Menschen auf Staasgrund in kurzef Zeit bauen, da sie kein eigenes Grundstück besioen. Die
wohnungsnot ist delarl uneüaglich, daB in verschiedenen Orten des l_andes "Blechquartiere" entstanden. In diesen
Vieneln existieren keine Diens eistungen, wie z.B. Schulen, Wasserleifungen, Srassen und Kanalisaüon).
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Wir möchten durch die Beispiele, die wir unten aufführcn, die Welöffentl ichkeit informieren und das inhumane Gesicht
des Regimes offen zcigen.

Wir rufen dabei alle Personen und Inslitutionen, die tiir die Demokratie sind, auf, sich an diesen Bemühungen zu
beteiligen und alles zu unıemehmcn, damit dieses Regime in der Türkei abgeschafft wird.

Von den 3 Veleinbarungen, die wir oben aufgeziihlt haben, welden wir die Menschenrechıskonvention der UNo als
Basis nehmen. In Bezug auf die anderen Institutionen, Delegaüonen und Briefen erwünen.
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Die ncgativen Entwicklungen auf dem Ernahİungs-, Gesundheis- und wohnungsscktor sind auch für die Bercichc
Erziehung, Kommunitation, Velkehr gültig.
Beispiel: Die Erziehung ist im allgemeincn miterheblichcn Kostcn verbunden (Büchcr, Schutuniformcn und allcs andcre
muB deı/die Schu|e/in bezahlcn). DieZahl der Schülerlnnen in dcn Grund-, und Mittelschulen beriigı l l Millionen. Von
diescn können nur l50.000_170.000 Menschen die Hochschulc besuchen.

zuleüzı, können wir sagen, daB dieses Recht auf Leben in dcr Türkei vielscitig verleuı wird. sclbst wenn wir <lie Mordc
durch Foltcr, Hinrichtungen, Massaker (insbesondere in Türkei-Kurdistan) ünd Sclbstmorde, dic aufgrund dcr Armut
verübt werden, verkehısunİıille und Arbeiısunİelle, die aufgrund der fehlenden vorkehİungen einıİercn, nichı. aufzah-
len, glaubcn wir, daB die oben genann@n Gründe ausIeichen, um die Dimension dcr Menschenfcchısverletzungcn
aufz uzeigen.

Art. 4: Niemand darf in Sklaverei oder t ibeigenschafı gehalten wcrden, Sklaverei und Sklavcnhandcl sind in allcn
Formen velboten, niemaııd darf unter Zwang aöeiten odcr zu Zwangsarbeiı gezwungcn werden.

Obwohl die Zwangsarbcit offizicl vcrboten ist, müssen viele Menschen aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit und dcr
verbreiteten Armut untef sehr schlechten Beüngungen wie unıer zwangsarbeiı rbeitcn. Genauso müsscn sich die
Menschen in lalndtichen Gebieten bei den Feudalhcrren ohne Anlechı auIdie hodukte ats Tagelöhneı vcrdingen.

Das offenste Beispiel fürdie zwangsalbeit istdie Industriealbeit: sehrniedıig enılohnte l3- l5stündigc TagesarbeiLszcit,
unter sehr schlechbn Bedingungen ohne Recht auf ırirlschaftliche und soziale Absichten rungen aus Angsı vor
Entlassung und Hunger.

Art. 5: Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicheı oder emiedrigcndcr Bchandtung odcr Stfafe
unterworfen werden.

Folter odeı Grausamkeit wird aufder ganzen wetıals ein Vergehen gegen dic Mensohhcit vcrurtcitt und als cinc Gefahr
gesehen, die sofon abgeschaffı werden müse. ln jeder intemaıionalen Vereinbarung oder PIattform, in fast jcdcr
nationalen Verfassung bes@hen Aftiket zur Verhindcrung dcr Folter.

Auch in der tiirkischen Verfassung sind Artikel zu finden, welche Folrcr odeı menschcnunwürdigcs Behandeln
untcrsagen. TroE dieser Tatsache isı die Tiirkei ein l:nd, in dem jedcr Phase die Folıer verbreiıet und sysEmaıisch
angewendet wurde und wird. Besonders die leıZte Miliüırjuna und die Öza|_Regierung, dic seit den Wahlcn 1983 als
die zivile Eıscheinung und weitelführung der Milit-iirjunıa fungiert, haben die Dosis ılcs Foltems erhöht. Alle
Polizeiposten, Kasemen, Gefiingnisse, Polizeizcntren, sogar üe Gerichtssale wurden zu Folıeroncn. In der Phase nach
dem l2. Septembeı wulden so viele Menschcn gefoltert, daB die Polizeiposten und Kasemen für die Folternanwcndung
nicht ausreichten und deswegen in vielen orıen die Schulen, Kıankenhauser, Spoıtsiile eıc. Zu einzelnen Foltcrzcntren
umgewandelt wurden.

In den Jahrcsberichten ZwiSchcn l98}l987 von A.I., EMRK und der UNo sind diesc Tatsachcn veröffenüichı wurden.
Genauso wuıde in den Untersuchungsbrichten von verschiedenen Staaten undPcrsonen fcstgchalten, daB in dcrTürkci
die FolıeI verbleitet und systematisch angewandt wird.
Beispiel: Nahezu l50 der in Ankara im Dev-Yol-hozeB Angekla$en wurden 4-5 Jatue in 70x7O cm2 grossen Zcllen,
die "S2iıge" genannt werden, festgehalaen. Genauso wurden in verschiedenen Strafanstalten die Gefangencn für lange
Zeiı in diese "Slirge" gesteckı, weil sie an Hungerstreiks teilgenommen hatten. Dasjüngse Bcispiel ist dic 6 monatige
Einzelhafıstrafe fiil Garbis Altinoglu, der in der Strafansıalt Sinop gefangen gehalten wird. In seincm Fall sagten die
fuZte, daB diese Sfafe nur dann vollstıeckt werden kann, wenn die Einzelhaft mit Unterbrcchung und untcr :iızt!ichcr
Konlrolle dufchgefühn wird, da sich ein Mensch nicht einmal 1 Monat lang in diesen Zellcn aufhalten kann. Aufgrund
der Weigerung der Gefangenen, die Einheitskleidung zu tragen, wurden die Gefangenen jahretang ohne Kteider und
Schuhe in die Kiilte gelassen. Ihnen wurde der Hofgang enuogen, sie durften ihre Angehörigen nicht sehen, sie wurdcn
aus den G€rich§salen entfernt und in Abwesenheit z.Z. zum Tode Yerufleilt. lhnen wurden Baden, Briefverkehr, Büchcr
untersagt. sie konnten sich aufihıe Verıeidi8ung nicht vorbereiten, da ihnen das schİeibmaıerial weggenommen wurde.

Art. 6-7: Jeder Mensch hal übera.ll Anspruch auf Anerkennung als Rechısperson. Alle Menschen sind vor dem Gcsetz
gleich und haben ohne Unterschied Anspruch aufgleichen Schuız durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichcn
Schutz gegen jede unterschiedliche Behandlung, welche die vorliegende Erkliirung verleızen wiirde, und gegen jede
Aufreizung zu eineı derartigen unterschiedlichen Behandlung.

In der Tiirkei werden die Menschen, wie unten aufgefühn, unterschiedtich diskİiminerL Aufgrund dessen werden die
Menschen massakrien wie im Falle Kahramanmaıas 1978.
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Dertürkische staatistein viclvölkersıaatbcstehendaus Türken, kurden, fuabem, Armenien. Die oflızielle herrschende

nationalc ldcologic ist dic Türkischc. Die andercn Völkel in der Türkei werden auf jedem Gebiet unterdrückt_ Dic
Herrschenden erhaltcn ilüfe Macht auflccht, indem sie u.a. die Völker aufeinander hetzen. AuBerdem finden aufgnınd

untcrschicdlicher Religioncn, sozialen status und aufgrund von Armut unErschiedliche Behandlungen vor dem Geseız

satt.
Art.8: Jedcr Mensch haı Anspruch auf wirksamen Rcchtsschutz Yordem Zusüindigen innerstaa ichen Gerichten gegen

alle Handlun8en, Scine ihm nach der Verfassung odOI nach dem GeseE zustehenden Grundrechte Vcrletzen.

Auch diesc Rechte werdcn nichı angewendea. Hierzu werden wir uns mit 3 Beispielen begnügen.

Bcispiel l: Durch einen pıovisorischcn Zusatzartikel in def Verfassung von l982 (Art. 15) isl den Menschen, die durch

die sı.aadiche Politik zwischen dcm l2. Septcmbel l980 und oktobef 1982 geschadigtworden sind, untcrsagt, gerichtlich
gcgcn diese Schiidigungen vorzugehen, sich zu Beschweren etc.
Bcispiel 2: Aufgrund eines Antrags namcns "unscre Beobachtungen und Forderungen in Bezug aufdie Demokratie in

dcr Türkei", dcn viele lntellcktuclle, künstler, wissenschafüer, Geweıkschafı.ler und Arbeiıer unterschrieben haben,

wurde gegen über 1200 Personen ein Verfahrcn eingeleiet und gegen 56 von diesen ein hoze8 cröffnet, in welchem

Haf§rafen bis Zu 6 Jahıen geforden wurdcn.
Das glciche passierıe bci dcm AnıIag "Fit Brot und Rcchte".
Bcispicl 3: Die Angehörigcn von Gefangenen, die im Dczember 1987 in Adana durch die Polizei festgenommen und

schwer ge[olrcn wurden, wollıcn durch einen Brief an den verantwonlichen republikanischen Slaaoanwalt eine

sof«ırtige Intcrvendon erreichcn. AIterdings lehnte der republikanische Sıaatsanwalı dicSe Forderung ab ınd sendete den

Bricfan dic politische Abıcilung der sicherheiısdirekıion. DaIaufhin wurden die MenSchen, diediesen Briefgeschrieben
hattcn, vor der Polizei bedroht und beleidigt. spaıer beschleunigıen sich die polizeilichen opcrationen und vielc als
"vcrdAchtig" angeschene Menschen wuıden und werden immer noch verhaftet und gefolrcn.

Art. 9: Nicmand daİf willkürlich festgenommen, in Haft gchalten oder des Landes verwiescn wörden.

In den letzten 8 Jüren wurdcn jeden Tag Menschen willkürlich festgenommen, verhaftet und verbannt. Dies wurdc

durch verschicdene Verordnungen und Veiğndorungen geseElich legalisien. Durch die Ver5nderungen im Polizcigesen
können Polizei und andere S icherhe itskr'ıfte jede Person - ohne einen richıerlichen Enıscheid - zu jedeı Zeiı festnchmen,

ııgelang verhöIcn und diese Person, ohne sie dem Untersuchungsrichter vorgefühtrt zu haben, wieder frei[assen.

Das Vcrbannungsgesetz ist seit 1980 für die Menschen ein Teil ihres Alltags geworden. In dieser Phase wurden

Hundcrı.ıauscndc aus vcrschiedenen Gründen von ihren Wohnonen an Ortc, die ihncn unbekannt waren, veıbann(. In

diescm Bereich werden oft folgcndc Methoden angcwandt.
l. Verbannung bestimmter Personen in Gebiee auBerhalb des Kriegsrcchtsgebietes dulchden Befehl dcs KIiegsrechts
kommandantcn.
2. lahrclang.r z,ılangsaufenthalt in einem begronzBn Gebiet fiir Pe6onen, die gcrade aus der strafanstalt endassen

wcrdcn aufgıund des "Verbannungsgcsetzes".
3. Zwangsumsiedlung kurdischer Dörfef und one besonders 1984 aus den Grenzgcbieten in die innelen Gebiete.
Unterdrückung dcr Kurden, dic nicht mit der Zwangsumsiedlung einversıanden sind.

4. verbannung vieIcr Kurdcn, insbesondere in den westen und die Einquanierung von Menschen ausanderen Gebieten
in dic so enıVöıkerten Gcbiete, um die Bcvölkerungssıİukıur von Kuldisıan zu verandcrn.
5. Vcrbannung vn hauptsiichtich KuIden untcr dem Vorwand des WaldgeseEes, d.h. dem angeblichen Ziel, Walder
aufzuforsten.
6. Vcrbannung der Mcnschen aufgrund ihrer poliıischen Gedanken. Das letzte Beispiel dafür sind die Verbannungen
in Tunccli, Bingöl und Maldin.
7. Unterdrückung und Verbannung der Angehörigen von gesuchıen Personen untcr Drohungen wie: "Entwedcr bringt
ihr die gesuchte Person oder ihr verlaBt dicse orte".

Arı. l0: Jcdcr Mensch hat in VollcrGleichberechtigung Anspruch aufein der Billigkeiıentsprechendes und öffentlichcs
Vcrfüren vor einem unabhangigen und unpanciischen Gericht, das über seino Rechtc und vcrpflichtungen oder übor

irgcndcinc gcgen ihn crhobene suafliche Bcschuldigung zu entscheiden hat.

Dic hozesse sind eine blutende wündc im Bereich der Menschenrechıe in der Tii*ei: Todesstrafen und lcbenslange
Hafısrafen aufgrund einseiİger Vcrurteilungen. Gerichtsuneile, welche unıeıschiedliche GeseıZesaflikel fü Men-
Schcn, die an dem gleichen Erei8nis teilnahmen, anwcnden. Die hohere Instanz best5tigt meisl diese Urteile. FüI das

gleichc Ereignis werden viele Menschcn, die in anderen Prozessen angeklagt Sind, verurteilt (die Polizei beschuldigt
aufgrund der unter Folter gemachten Aussagen mehrelo Personen we8cn einem Delikt).

Art. 1l: a) Jeder Mensch, der eincr strafbarcn Handlung beschuldigt wird, islsolange als unschuldig anzusehen, bis seine

Schuld in einem öffentlichen Vcrfahıen, indem allc für seine Veteidigung nöıigen Voraussetzungen gewiürleistet
waren, gcmii8 dem ceseu nachgewiesen ist.
b) Niemandkann wegen eincr Handlung oder Unterlassung veruıtcill werden, die im Zeilpunkl dasieerfolgte, aufgıund
des naıionalen odel internationalen Rechıs nicht strafbar war. Desgleichcn kann keine schwere Strafe verhiingt welden,

als die, wclche zum zeitpunkt der Begehung def sfalbaIen Handlung anwendbar war.
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a) Jede Person in der Tiirkei ist in Gefahr, beschuldigı zu werden, gegen das Geseız vcrstoBen zu haben. In den Augen
dcs Regimes ist jeder Mensch ein [ntentiellel Krimincller und kann ohnc einen besdmmıcn Grund fcsıgcnommcn
wcrden. Nach der Feshahme ist es nicht möglich, miı Anwğlten nach Beliebcn l5, 3045,90- l70 Tagc in Haft tchalı.en.
und in dieser ziet kann diese person durch Folter verhört werdcn. D.h. die penon haı absolut keine Rechte und kcinen
schutz vor der polizei.

Die Zahl der durch Folter umgebrachten "Verschwundenen" oder "Selbsımord begehenden" Personcn geht in dic
Hunderte.

Der odeı dic Verhaftetc wird nach schwerer Folter vor Gerichı, gefühn. Die Gerichsverhandlungen sind die nachsten
Un ıcrdriickungsonc fiir die Gefangenen.
Beispiel: Gibleinerdel Gefangencn in der Gerichtsverhandlung zu Proıokoll: "Ich wurde gefolıen, ich trage dic Spuren
der Foıter, die Verantworılichen müssen besıraft werden", dann wird er wegcn "Belcidigung des Gcrichıs" aus dcm
Gerichıssaaı entfcmı. Falls er zweimal aus dem Saal enıfemt wurdc, darf er der weitercn Gerichısvcrhandlungen nicht
mehr beiwohnen und wird in Abwesenheiı zu schwersten stıafen bis hin zur Todesstrafe, verurteilt. kontakı.e mit dcm
vefteidigef werden ihm nichtgestatı,el Das nötige Schreib-, oder ksematerial zuı Vorbereitung der Ve(cidigung wird
verwcigen. Falts der/die Angeklagte sich über die Folter beschwen, wird erlsie entwcder glcich im Gcrichıssaal oder
spakr im Gef:ıngnis zusammengeschlagen.

Die Gefangenen lebcn in den Geföıgnissen unter menschenunwürdigen Bedingungen. Da die Bcdingungen in den
türkischen Geftingnissen viclen bckannt sind, werden wiraufdiesen Punkt nicht detaillicner eingehen. Abcr zusammcn-
fassend können wir sagen, da8 die Gefangnisse one sind, in denenjegliche Foltermeüoden angewandr wcrden und die
Menschen süindig dğ Ge[ahr ausgesetzt sind, durch Unteıemiürung, FoIter oder Kİankheiten zu slerbcn oder den
Verstand zu verlielen,

Zum SchluB: In dem Zcitlaum zwischen der Festnahme und der Verurteilung gibt es keinen gesctzlichen Schuız. Die
800 ab Septcmbeı in dcn Verhörzcntren oder Gefilngnissen geslorbencn Personcn sind cin offcnsichtbarcs Bcispicl
dafür. Von diesen sind 330 Personen namen ich bekannt und im Anhang aufgciührı.. Die übrigcn sind vcrschwuntlcn.
Die Zahl 800 is! die uns bekannte Zahl, aber die Sch5tzung liegt höher.

b) Durch die Gesetzesveralnderungen ab 1980 wurdc vieles, was vordiesem Zeitpunkt legal war, il|cgal. Genauso wurden
durch die Verainderungen des Kriegsrechtsgeseues Nr. 1402 alle Strafen um l/3 erhöht und die Möglichkcit dcr
zurückstellung von tlaf§trafen bis Zu 6 Monalen aufgehoben. Aus diescm Grund wurden viele Mcnschcn jahrelang in
den Geföngnisscn festgehalten, und wurden fiir ihre vor dem Putsch legalen Schriften, Vercins_ und Gewcrkschafsak-
liVitiilen verfolgt. Insbesondele Z€itungsverleger und -veranıworüiche wurden zu Hafıstrafen bis zu mehrcren Huntlcrt
Jahren verurıeilt.

Art. l2: Niemand darf willkürlichen Eingriffcn in sein hivaı]ebcn, seine Familie, sein Heim odeı seinen Bricfwechsel
noch Angriffcn auf seine Ehre und seinen Ruf ausgesctzt werden. Jeder Mensch hat Anspruch auf rcchtlichcn Schıı12
ge8en derartige Angriffc odef Anschlage.

Die VerleEungen dieses Artikcls bctıeffen so viele Bereiche, daB wir, um die Situaıion aufzuzeigen, uns nur miı 4
BcispieIen begnügen werden.
BeisPiel l) Der Ehemann von Necla Yüce, die in Tunceli7Pülümür wohnt wird aufgrund seiner Gedanken beschuldigt
und wegen Mitgliedschafı in einer illegalen organisaı,ion gesucht. Necla Yüce wurdedeswegen sı_iindig beobachıet. Der
Grund dafiir isl daB sie sich "staindig geheim mit ihrem Mann rifft". Ihre Wohnung wurde öfters von der Potizci
überfallen und durchsucht. Eines Tages wurde Necta Yüce von den Gendarmen abgeholt und zum Gesundhcitsdicnst
von Pülümiır gebrachL sie wuİde dort einer Kontrolle unteİZogen, "ob sie in den leuten Tagen Geschlech§verkehr
gehabt hat@". Falls sie Geschlechtsverkehr gehabt haben soııte, dann hğıte das bedeutet, daB sie sich miı ihrem Mann
İraf.

DerGesundheisdiensa in Rllümü befand, da8 sie in dcn letzten Tagen GeschlechtsverkehIgehabthaben muBıe. Da abel
die Materialien ungenügend waren, könnte es nicht mit sicherheit gesagt werden. Necla Yüce wurde zum Staaıslran-
kenhaus in Tunceli ıransportiert. Dort wurde festgestellt, daB s i e in le&;nr Znitke|nen Geschlechtsverkehı gehabt hatte.
Aber ihre Probleme waIen damil nicht zu Ende: ihı wuıde von den offiziellen Stellen gesagt, sie sotle von Pülümür zu
ihrem Vater umziehen und sich von ihrem Mann scheiden lassen. DaNecla Yüce nichts anderes übrig blieb, strengıe sie
ihren Scheidungsproze8 an.

Kenan Gören, der Bürgermeister von Tunceli, anlwortete auf die Frage eines Joumalisıen, der ihn fiagte, ob dieses
Eleignis taBachıich geschehen sei, folgendes: "Es sümmt.Ich versıehe nicht, was daran falsch sein soll. wie haıte sonst
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Icsıgestellt wcrden könncn, ob ihr Mann zu Hause auIhielı,. Haten wir sic, üm dies festzustellen, etwa nicht in ein

krankcnhaus überwcisen sollen?"
Bcispicl 2) Aufgrund dcr Hciraısabsichten des Polizcibeamten Mehmet Eriten in Istanbul miı seiner Verlobten Sevim

aus Kütahya wurde cinc Untcrsuchung durchgcfühn. Es wurde festgestellt, daB Sevim nicht die Ehofrau eines

Polizcibeamten scin darf, da ihre Familie mit den Linken sympaüisiert ist. Diese Nachricht erschien in der Zeiıung

Cumhuriyct am 9. Januar l988.
Beispiel 3) Dcr Kreisverband dcr Sozialdemokatischcn Paİtei (StlP) in Izmir enatıeıc sırafanzeige bei der republika-

nischcn Sıaaısanwalıschaft wegcn Abhören dcr Tclcfonc. ln den glcichcn Tagcn erstatte(e Süha Baykal, Bürgermeister

von lzmir, Mitgticd dcr Mutteİlandspartci (ANAP) ebenfalls Stıafanzeige bei der republikaniSchen staaısanwallschaft

in lzmir, weil İcine Telcfonc abgchört würden. Diese Nachrichten wurdcn in der Zeitung Cumhuriyet vom 20-21

November l987 veİöffcntlicht.
Gcnauso wurden seit ı980 in dcn Gcfğngnisseo stiindig dio Kommunikationsmöglichkeiten (Briefe, Telefon, Telegram-

mcctc.) bc-.und vcrhinden. Dic Gcfangcnen haben von zeit zu zeit Hungersüeiks durchgcfİürt, um dieses unenriigliche

Vcrbot aufhebcn Zu lasscn. Nevzat Cclik, dcr seit 8 Jahren im Gef?ingnis ist, hat durch Scinen 2l tzıgigen Hungc§Eeik

im Jahre l987 dic Aufhcbung dcs Bricf-, und Kommunikaüonsverbotes durchgesetzı.

Bcispicl 4) Die Geheimen Sichcrhcitskrafte dcf Tiirkei (Nationaler lnformaüonsdienst, MIT) schlugen den Menschen,

rlic wegcn ihrer Gedankcn verfolgt wurden odcr Hafıstrafen verbüİt haıten, vor, "ihncn bci der Informationssammlung

bchilflich zu scin", d.h. Denunziations- und provakationsarbeit zu leıstcn. sonst würde man sie wieder zur sicherheiıs-

dircktion bringen, aIso foltcm, ihre Familicn auseinanderbringen... Diesc Nachricht cnchien in der wochenzeilschrift

2000,c DogIu am l 1_ 17 Januar l98?. Die Namen der Personen, denen dieser Vorschlag gemachı wurde, sind: Hüscyin

Zcyıin, Ncjat Ak{irat, Ömer Gazcl und Mchmet Yücel.
Ein Ahnlicher, im Hinblick auf dic Menschenrechtc geftihrticher Vorfall in Izmir wurde wie folgt in der Zeitung

bcschricbcn:

DlSzlPLINARvERr-AHREN GEGEN STUDENTANNEN ERÖFFNI,T,
Dl ı,], DER Pol-tzl]ı N!CHT ı}EtlIt-l,LICH slND

l 5. Dezember/Cumhuriyet

Die Studcnt(inn)en der Universiüitcn Ege und 9 Eylül haben ein Telegramm an das ınnenministerium geschickt, in dem

sie gegcn den Zwang, der Polizei behilflich zu sein, protesüertcn. Dic Polizei übergab den Rektoraten Photos dieser

sIudent(inn)cn.
Die Rcktoraıc haben anhand dieser Pholos und Dokumente Verfüren gegen die betreffendcn sıudent(inn)en cröffnet.

Die Studcnt(inn»n sagıen dazu, daB dies ein "offenes Beispiel ftiI die zusammenaıbeit der Polizei miı dem Rektoraİ'

sei. Nachdem die Tclegramme abgeschickt wurdcn, rafam 30. November von def sicherheiısdifektion ein Schleiben

miı dcr Nr. 2|,t86 an dic Rcktoratc dcr beiden Universiüiıcn ein. Dieses Schreiben, das die Untelschrift des

Sıcllvcrtrctenden Bürgermeistcrs Seyda Baıkan ragL lauteı zusammengefaBt wic folgt:
"Mitgliedcr(inn)en der Studentenvcreine der Universiüircn Ege und Dokuz Eylül haben im Aİeal der UniVelsitiıt Ege am

2(). ı İ. ı987 gcgen l2.30 Uhr ein Telegramm an das Inncnminisıerium geschickt, in dem sie die polizeiliche Unıerdrüc-

kung ,erunei|cn.. Es wurde fcsıgestellı, daB diese Telegramme von Erdal Ozgüt, Mitglied des Studentenvereins dcr

agrarfatuüuı Uni. Ege, sabriye Bilgi, Mitglied des Studentenvereins der Naturwissenschaftlichen Fakulüt der U.E.,

Hakan Boz, Mitglicd des Studentenvcreins der Hochschule fiif Nachrichten-, und Kommunikadonswissenrchaft deı

Uni. Ege und Ozian Avci, Mitglied des Studentenvercins der FakütıAt Ingenieur-, und Alchitektuİwcsen der Uni. Dokuz

Eylül,Lyla Dönmez, Mitglied des Sıudenıenvereins GSF deı Uni. Dokuz EyIül, Ali Gel, abgeschickı worden sind. Es

wu.dcn Photos wiürend des Ganges vom Areal der Univelsiüıt zul Post gemacht. Hierbei wurde festgestellt, daB

auBerdem die Student(innen) dcrUnivelsiüitenEge und Dokuz Eylül Erdal Ozgül, Hakan Boz, Kullu Salihoglu, Muhiıün

Ucar, lbrahim Saral, Hülya Yildirim, Gonca Kologlu, Tanju Cuhadir und Seİıka Misirli, ıeilgenommen haben.

Wciterhin wurde der Potizci durch die veriinderungen des Polizeigesetzes ermöglicht, zu jeder Zeit in jedem Gebiet

willkürlich in das lrbcn dcr Menschen zu intervenieren und sie sogar umzubringen. Aus diesem Grund haben die

Menschen in der Türkci keinen einzigcn gesetzlichen schutz.
Es ist sehr schwer, eine gesetzliche Vorkehrung zu fordem, da die Aufstellung dieser Folderung Selbst schon saIke

UnterdIückung mit sich bringt.

DlE LANGSTE, HAFTSTRAFE FÜR EINEN SCHRIFTSTELLER
WIRD IN DER TÜRKEİ AUSGESPROCHEN

12. Dezember l987/Cumhuriyet

In einem Bericht des Inrcmadonalcn Schriftsıellerverbandes (PENCLUB) wird die lage der in der Türkei inhafİenen

schriftstcller ond Joumalisten, erwahnt: "Die schrif§tellerverbende in der EG teilen ihren staaten mit, da3 sie nicht mit

einem Land wie def Türkei in der gleichen Plattform sein mdchlen, da dort die Menschenrechİe auf so erschreckende

weise verletzt werden".
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In diesem Bericht wifd mitgeıeilt, da0 37 Schriftsıcller und Journalisten zu Hafıstrafen von6-48Jahren verurteilt wurdcn
und die gesamle Strafzeit fası 750 Jahre beEğgl DieTürkei wird als das knd bcschrieben, in dcm dielAngste HaflsEafe
füı einen Schriflsteller ausgcsprochen wurde. In Bezug aufweitere 25 Personen wiıd gesagı, daB diese Menschen zwar
auf freiem Fu8 seien, der Schriftsletterverband jedoch über ihre Schicksale ungenügcnde Informationen besilzt.
Weiterhin wiId festgestelll, daB die hobleme der Enı.lassenen nach wie vor schwerwiegend sind und diese gczwunge-
nermaBen alb€itslos blieben. Von den wegen politischeı Vergehen inhafı,ierıen 340 SchrıftsıeIlcrn und Joumalisten
befinden sich 3? Personen also l07o in dcn drkischen Gefİingnissen.

Art. 13,15: Jeder Mensch hat das Recht auf Freizügigkeit und freieı WahI seines Wohnsiues inneIhalb eines SEatcs
* Jeder Mensch hat das Rccht, jedes knd, einschlieB|ich seinen eigenen zu verlassen, sowie in sein t-and zurückzukeh_
ren.
* Jedcı Mensch hat Anspruch auf eine Shatsangchörigkeit
* Niemandem darf seine Staasangehörigkeiı willkürlich entzogen, noch ihm das Recht versagt werden, seine
straısangehörigkeit Zu wechseln.
Auch des ist einer der Bcreiche, in dem die Menschenrechte nicht beachıet werden. Inncrhalb der ıüIkischen Grenzen
in einem selbsıgewahlten oRı Zu wohnen oder umzuziehen untefsıeht meist der polizcilichen Konb:o|le oder kann nur
dann verwirklicht werden, wenn die polizei es erlaubt.
BeisPiel: Wenn gegen jemanden aus irgendeinem Grunde eine gerichtlich Ermitılung eröffnet wurde, muB dieser der
Polizei mifteilen, wohin erumziehen will und im Ankunftsort den donigen Verwaltungs-, undjuristischcn Stellen seinen
Ausweis zeigen und seinen wohnorı bekannı geben. Dies isı gesetztich fcstgelegt.
Genauso darf sich eine Person aus den oben angegebenen Gründen, d.h. falls eine gcrichıliche Ermittlung gcgen sie
eröffnet wurde, von ihrem wohnon nicht cnıfemcn. sie muB sich zu eineı fcstgelegten Tageszcit, üıglich, wochcntlich
oder monatlich polizeilich melden und die Anwesenheit per Unıerschrifı besıatigen.
So sind aus der Haft en asscne gezwungen, in bestimmten Onen zu leben, in dem sie sich morgens und abends bei dcr
doıtigen Polizei melden müssen. Das wird "Allgemeine Sicherheilsbeobachıung'' genannL
Heutekönnen ca. 1,5 Millioncn Menschenaus veıschiedenen Gründen von diesem Rechtkeinen Gebrauch machen. Zur
Zeit wird insgesamt 348.000 Menschen der ReisepaB Verwei8erı. wir möchıen dazu einige Beispiele geben.
Beispiel l) Der berühmrc progressive ıürkische Volkssinger Ruhi Su muBıe zur Behandtung einer schweren Krankheiı
ins Ausland reisen. Atlerdings wurde ihm deİ Reisepag nicht ausgestellt und Ruhi Su sıarb.
BeisPiel 2) Orhan Apaydin, deı jahrelang wegen seiner Aktiviğten im Friedensverein im Gef5ngnis war und
Vorsitzender der Rechsanwaltkammer in Istanbul waf, erkrankte im Jahre l987 infoıge der Folıerungen und schlechter
Bedingungen. Aucb er muBte zur Behandlung sciner Kıankheiı ins Ausland reisen. Ihm wurde der ReisepaB nichı
ausgesEllt und eı starb.
BeisPiel 3-) Es wurde eine Einladung fiir Akin Birdal, Geneıalsekletilr des Menschenrechtsvereins in der Türkei,
gemachl. Akin Biidal wurde von derGrünen EllenOlmszu einer Veranstalıung in die BRD eingeladen. Die Ausstellung
des Reisepasses, den er Monate zuvor beanrag! hatte, wurde ihm verweigerl Ihm wurde mitgeleilq da8 er nur begrenzt
handeln können. Wegen der Ausstellung des Reisepasses seijedoch an verschiedene Sıellen geschrieben worden. Man
könne den PaB bis zur Beanıwonung dieses Schreibens nichı ausstellen.
Beispiel4-) Aysel Zehİbetoiligıe sich am Hungerstreik im Jahre l984 im Gel?ingnis. Sie war 60 Tage im Hungersreik.
Sie verlor dabei das Erinnerungsvermögen und befindet sich in einem Verwimiıeits- und Traumaz ustand. Sie muB im
Ausland behandelt werden, um ins Leben zurückzukehren. Allerdings wird in ihrauch die Ausstellung des Reisepasses
verweigeıt.. .

Aufgrund von Hungefsnot, AlbeitslosigkeiL.. haben viele Menschen einen Antrag auf Ausbürgerung gestellt und sind
abgewiesen worden. Somiı wird verhinden, daB diese Menschen ins Ausland reisen können.
Der An. dei besagt, daB niemandem die Slaasbürgenchaft willkiirtich entzogen werden darf, wird besonders in den
letzten 7 Jüren öfters verleızt.
Nach offiziel len Angaben sind zurZeit l3.348 Personen ausgebügert und können aus diesem Grund nicht zurückiehren.
An 26.000 Menschen wuldedie Aufforderung gerichtet"ins Vaterland zurückzukehren". Höchstwahrscheinlich werden
diese Menschen in nachster zeit ausgebüfgen.
Seit dem l2. Sepbmber sind 40.000 Menschen ins Ausland geflüchtet und haben Antrige aufpoliıisches Asyl gesteltt.

Art. |7-(2): Niemand darf willkürlich seines Eigentums beıaubt werden.
In diesem Punkt entstanden sehr interessanE und menschenunwürdige situationen. wt möchten dies mit 3 Beispieten
zeigen.
Beispiel l-) TÖB-DER (Einheits-, und Sotidaıiğsverein aller tJhfer), vor dem l2. Sepember die gröBte demokatische
l,ehreroıganisation, wurde nach dem 12. Sepiember willkürlich geschlossen. Alle Gegensı,iinde, die dem Verein
gehörten, wurden beschtagnahmt. Somit wurde eine legaıe Instituıion ihres Eigentums beraubt.
Beispiel 2-) DISK (Konföderation der Revolutionğıen Aıbeitnehmer Gewerkschafıen), der gröBte fubeitnehmerver_
band vor dem 12. septembef, wurde ebenfalls gescblossen. Fiir viele Miıglieder und vorstandsmitglieder wurde die
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Todessırafe vcıhiingt. Alle Gegenstilnde dcr Konfödeıation wurden beschlagnahmt. AMullah Bastüık, Vorsi tzender der
Konföderation, hat Yor kurzcm Anzcige gegen dic Bcschlagnahmung des Eigcntums erstattct.
Um diescs Ereignis anschaulicher zu machen, können wir sagen, daB die Schlic0ung von DISK in der Türkei deı
SchlicBung dcs DGB's in der BRD oder der CGT in Frankeich gleich kime.
Bcispiel 3) Von den Zehntauscndcn, die nach dcm Putsch voı Untcrddckung, Verfolgung und Folter ins Ausland
flüchtcıen, sind 13.348 Pcrsonen ausgebürgen worden. Atle in der Tüıkei verbliebencn pcrsönlichen Gegensüinde
wurdcn beschlagnahmt. Somit wurde ihnen das Eigenıum cntzogen.
Art. l8:Jeder Mensch haıAnspruch aufGcünken-,Gewisscns-, undReligionsfreiheit. DiesesRechtumfaBtdieFreiheit,
scine Religion odcr scine Übcrzeugung zu wcchscln, sowic dic Flciheit, seine Re|igion odcr seine Überzeugung allein
odcr in Gcmeinschafı mit andercn, in dcr Öffcnüichkcit von Rilen zu bekunden.
Retigiösc Unterdıückung und das Ausspielen von Religionsunterschieden waren in der Türkei zu jeder Phase an deI
Tagesordnung. Nach 1980 wurdc dies verstiırkt. Dics ist in allen allıegıichen Beziehungen Zu bcobachten. Konkİeı
könncn wiı dazu sagen, daB Menschen umgebracht wcrden, wcil sie nichı fasten.
Bcispiel l -) Am 3. Mai l987 wurde in Van dcr Hochschulsudent M.Sirin Tekeli (s. Fu8note l) mit der Begründung, er
habe nicht gcfastcı, von eincr faschistisch-rcaktionaren, sich auf die Scharia bcrufendcn Gruppe angegriffen und
uıngcbracht.

Bci dcr Aufnahmcplüfung fiiİ igendcinc Arbciısstellc werden Fragen mit rcligiösen Inhalten gostellt, um die Bewerbel
aufgrund der Beantwonung dicscr Fragcn einzustcllen. Werdcn dicse Fragcn nichı in erwünschtem Sinnc beantwonel
wird der Bewerbcr nicht cingestellt, ohne seinc Qualifikation für die Arbcitss(clle auszuwcrlcn.
Dic Erziehungsprogrammc wurdcn nach dem l2. Septcmbcr in crhcblichcm Mafic geiinderl. Arabisch und Religions-
unıerrichı wurde in dcn Primiir- und Miltelschulen obligatorisch. Menschen, die ües aus nationalen, religiöson u.a.

Gründen ablehnten, vcılorcn ihr Rccht, weiter zu studieren.
so wird ab l980 vom staat sclbst die allgemcine religiösc Unterdrückung auf alle Gesellschaftsteile ausgcübt.

V}:RHÖR EıNES STUDENTEN rM STUDENTENwoHNHElM ÜRER SEINEN Rı]LlGlÖSEN GLAUBEN

Die Insıitution für Hochschul-stipendien und sludenlenwohnhcimc befragt die Studenıen nach ihrem Glauben.
Alevidsche Studcnten, dic in den Sı.udentonwohnheimen dieser Insütıııion wohnen und zur Ausfüllung der "Informa-

ıionsformulaİe für Studenten" zurPolizei geschickt werden, haben gegen die Fragen protesticrl CahitPolat hat in scinem
Schrcibcn an das Staatsprasidialamt und an die republikanischen S taatsanwalsc haft gefordcn, daB gegen die Personen,
dic dicse Vorgehweise eingeführt haben, wegcn "VerstoBes gcgen die laizisıischen Prinzipien und Seperatismus" cin
G eric h nverfahrcn eröffnct wcrdcn soll.
Die Verantworılichen des lnstiruıs erkliinen gcgenüber Cumhuriyet-Joumalistcn "wirbrauchen diese Informationen für
unserc Archivaıbcit. [n diesen Formularen werden Fragen gestellt, die von der Polizei auch verlangt werden".
Cahit Polat, dersich eincm Schreibcn an das Staatspriısidialamt und die repubtikanische Staatsanwalıschaft gewandt hat,

bconıe, daB diese Vorgehensweise gegen den Laizismus sci und forderıe eine Gerichsermittlung gegen die Personen,
die dies cingefühn haben.
Dic Sıudenten, die dieFragcn dcs Joumalisıen von CumhuriyetZu diesem Thema beantwortct haben, sagten, daB sie den

Grund für dic Fragen über ihrcn ıcligiösen Glauben nicht verstchen würden. Einige dor Studenıen sagten, daB sie ihre
Familicn zur Beantwonung dicser Fragen um Rat gefragt habcn. Die studcnten elkliiıten: Die Religionszugehörigkeit
dürftc in cincm laiziStiSchen sıaatssyStem niemanden intercssieren. solche Anniiherungcn sind gegen die demokratische
Entwicklung. Die [alsche Konscqucnzc aus der Beurleilung derMenschen aufgrund i hres C la ubens, wird sich in Zukunft
bcmcrkbar machcn".
Die Türkci ist ein vielvölkcnıaat, in dem vcrschiedenc Religionen, Sprachen exisıicren. In der Tükei Ieben nebcn den

Türkcn Kurden, Armcnier, Araber u.a. AuBerdem teben dort Menschen mit yezidischem chrisılichem, muslimischem
und jüdischem Glauben. Inncrhalb dicser Glauben gibt es veIschiedenc Glaubensgemcisnchaftcn. Die alevitische und

die die sunnitischc Glaubcnsgemcinschaft sind inncrhalb des islamischen Glaubens ziemlich veıbreitet. Angehörige der
verschiedenen Glaubensgemeinschaften waren von zeit Zu zeit an zusammensıtiBen beteiligt. z.B. wurden im Jahre
1978 in Kahfamanmaras üb€r hundert Aleyiten und Kurden von Sunniten, die von Faschisten aufgehetzt waren,
umgebracht. Der Staaı versucht, diese GlaubensauseinanderscıZungen weiterhin anzuheizen, die Menschen durch ihre
Glaubensuntcrschiedc Zu spalıen und von den Klassenwidenprüchen abzulenken. Die GebeBofte bestimmter Religio-
nen wurden vom Staaı selbst zerstör!, um die Menschen an ihrem Gotıesdienst zu hinden: In den Jahren l986-87 wuıden
beispielsweise vieleSynagogen und Kirchen in Istanbu! mitder Begründung des Stra0enausbaus abgerissen. Dasjüngste
Bcispiel dafü bielet der AbriB der Kirche Istanbul-Bakirköy.
"Gedankendelikt!" (d.h. da$ Menschcn aufgrund ihrer Gedanken gegen das Suafgeseu versıoBen) ist die Hauptstülze
von Regimes, die die Feinde der Menschheit sind (und diesen Delikttyp schaffen).
Die Cedankenfreiheiı der Menschen wird aüf vielen Ebenen beengt. Wir mğıchten das mit verschiedenen Beispielen
veranschaulichen.
Beispiel l -) In der Tiirkei wurden nach dem 12. September ca. 250.000 Menschen aufgrund ihrer Gedanken verfolgt.
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Davon wurden ca.40.000 verhaftct und in die GeQingnisse gcsteckı.. In den verschiedcnen Prozcssen wurden fürca. 5fiXj
Menschen die Todcsstrafe vcrlangt, die Gerichıe sprachcn sie fiir mehr als 500 Menschen aus. 48 Toülcsurıci|e wurdcn
Vollsıreckı und l60 liegen zur Bes*ıtigung im Parlament.

Zur Zeit befinden sich l3.000 Mcnschcn aufgrund ihrer Ccdanken in dcn Gefangnisscn. Die Anzahl der Mcnschcn, die
nach dem l2. Scptember l980 durch die Folter gesıorben oder vcrschwunden sind beragt ca. 800.
BcisPiel 2) Nach dem l2. SepDmbeI mu-Bıen ca.40.000 Pelsoncn ins Ausland fIüchıcn, dİ sic im Lande aufgrund ihrcr
Gcdanken verfolgt wurdcn. Von diesen 40.00O Personen wurden l4.«n ausgebiirgcn.
BeisPicl 3-) Der Saal übt absoluıc Konırolle und Zensur über die Presse aus. Nach l980 wurden viete Tagcszeitungcn
und Zeitschrifıen geschlossen odcr ihr Druck wurde fiir cinige Zcit verboıen. (So z.B^ die Tageszcitungen Demokraı,
AYdinlik Politika) AuBerdem wurden die übrigcn Tageszeitungcn, die im l-ande gcdIuckt wuroen fiir l0-ı5 Tagc,
manchmal auf fiir liingcre Zeit, geschlosscn. Die Wochen- oder MonatszeiLschriftcn habcn auch ihren Anı.eil am
Druckverbot bekommen. Jede Zeischrifı, die übel die Menschenrech§verlcuungen schrieb, wurde geschIosscn und
gegen die Verleger Gcrichtsermitııungcn eröffnct. Viele wurden besı.raft.
ZurZcit bestehen vcrschiedene SchlicBungsplozesse gegcn dic Wochenzeiıung 2000'e Dogru. Die cröffnetcn Gcrichıs-
verhandlungen sind noch nicht abgeschlosscn.
BcisPiel 4-) Genauso wurden ca. l O0 Zeiıungcn und Zeitschrifıcn miı poliischen Inhal[en, die vor dem 12. Septembcr
veröffenılicht wurden, nach dem 12. Sepembcr verbotcn. Für ihre Vcranıwonlichen wurdcn Haftstrafen, dic bis zu
tausenden von Jahren reichen, verlangt.
Zur Zifi berlnden sich viele Verleger und Joumıüisten in den Gefilngnissen. Dic Namcn einigcr Verlcgcr unıi
Joumalisten sind unten aufgeführı.
BeisPiel 5-) Özcan Özgür, der in dcr Sladl Mugla fiiı die Zeitung "Ilk Adim" als Joumalist arbcitete, wurde wcgcn eıncs
Aflikels, in dem der den Nationa|en sicherhcisraı und die damaligen FührungskAfıe belcidigt habe, im Jahre l986 zu
einel Haftsııafc veruneilı.

In dem genannten Arükel erzahlte er einen wiıZ. Der witz lautet ZusammengefaBt wie folgt ,,Man ha[c dcn
faschisüschen Dikıatör von Chile, Pinochet, gefragt, was leichtcr wiire: ein Wursısalaı oder einen İutsch zu machen, cr
haüe gesagı, es wiire leichteI cinen putsch zu machen, da fiir den wursısalat mehrere zula@n erforderlich seien und für
einen Putsch 3-5 Würstchen ausreichen".
BcisPiels 6-) Seit 1980 wurdcn ca. 40 Tonnen Bücher vcrbrannı. l l8.0OO Büchcr auf vcrschicdene 'wcisc vernichtcı.
1l2.000 Kind€öüchcr verborcn, 1l3.000 Bücher bcschtagnahmt undderen Veıteilung verhindert. Die Einfuhr von 400
Zciıschriften, Büchern, Broschürcn, zeifungen wurde verbotcn. AufBefehl des obersıabsam§ wurdc in der Armee das
Lıben von 280 verschiedencn Büchem verboten.
Beispiel 7) Durch Gesekesdnderungcn wUİden velschiedene kulturelle Akdviıarcn verbolen, und Menschen, dic dicsc
AİüVitiiten zu betreiben versuchtcn, sind zu schweren Geld- und Haftstrafen verunei|ı worden. Aufgrund dcr sırcngcn
Zensur wurden keinc qualitativ guıeFilme metr gcd.reht. Konzene und Aufführungen von Fitmen unİ Theatem wurdcn
verboıen. wir möchten versuchen, diese situaıion mit einigen Beispielcn besser zü efkIiiren.

«sU DA YANAR,,(AUCH DAS WASSER KANN BRENNEN) IST VERBOTEN

Die Videokasseıten des Films "Su da Yanar", indem die Hauprollen Tarik Akan und Nathalie Duvanne spielcn undA|i
özgentürk Regie führt, wurde nach Gaziantep und Bursa auch in Istanbul verboten.
Die Mitteilung, üB dieser Film innerhalb der Grenzen Von Istanbul verboı,en wurde, ging gestem bei EsTAT VIDEO
ein. Der Film war eine druch die Filmgesellschafı Asya-Film realisiene, tük._deutsch.-j;panische hoduktion. DaS
Verteilrechı haue ESTAT VIDEO inne.

l0. M:irz l988/Milliycı

UNTERSTÜTZı_.,NG voN INÖNÜ FÜR RAHMI SALTUK

Der sHP Pafteivorsitzende Erdal Inönü hat gestem im Parıeizentrum miı dem Künstler Rahmi Saltuk , dem es durch das
Biirgermeisbıamt Ankara verboten wurde, seine konzedveranstaltung durchzuführen, gesprochen.

Inönü, der die Grundlose Verhinderung der Konzeffveranslalnıng von Rahmi Salıuk kritisierte, hat rıach seinem
Gesprech mit dem Kİinstler ein Telegramm an Innenminisıer Mustafa Kalemli und an Kulturminisıer Tinaz Tiİz
geschickt, worin er die Untersuchung des Falles fordert. Das Telegıamm von Inönü lautei "Ich habe erfahren, daB die
Konzenveransalfungen von unserem bekannEn votkskünstler durch das Biıfgermeisteramı in Ankara verhinden
worden sind. Fü dieses Vorgehen wurden keine Cründe genannt. Ich verurteile diese Vorgehensweise der Reğerung
gegen den Künstler, alle Künstler, gegen unser Votk, das Saltuk hören wollte und gegen diese groBe ResPktlosigkeit,a

6, Mllrz 1988[vlilliyeı
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DAS KRll]GSRl]CHT, ,,AUCH wENN DIEsıi Kl]INl] Dl]LIKTELEMENTl] BILDl]N DURt-EN
DÜRFEN SIE VERNICHTET WERDEN".

In dem Gcrichtsverfahrcn, das vom Verleger des Verlags Bilim ve Sosyalizm Yayintari, Süleyman Ege, gegen das

Minisıerprösidialamtwcgcn Vcrnichtung von l33.ü)0 Bücherdurch Verblcnnen eröffnetwurde, sagte Sabriye Köprülü,
Rcchtsanwaltin des Ministerpri8idialamts, daB der Kriegsİechıskommandatur auch Bücher, die keine Deliktelemente
bilden, vemichten kann. In dcr seitca. 2 Jahıen andaucmdcn Gerichtsverhandlung wurde erk]iiıt, da8 das Uneil aıı beide
Sciten miıgcıcilı würdc.

Süleyman Ege sagb in seineı Anklagercde vor dcm verwaltungsgericht Nr. 1, Ankaİa, daB Bücher verbrannt worden

scicn, die von den staaılichen Urteilsorganen legitimiert waren, da0 das Übergehen und Verletzung staatlicher
UnciIsorganen bedcuten würde.
Egc erinnene daran, das tıgislative, Exekutive und verwalıung sich an die Gerichsenscheidung halıen müBıen; dies
sci vcrfassungsgerichılich fcstgelegt. Er lenke die Aufmerksamkeiı auf den Arı 6 dcr Verfassungs, in dem es hei8t:
"Niemand odef kein organ darf eine Staatliche vollmacht übemehmen, die nicht aus deİ verfassung stammt". Der
Kriegsrcchtskommandant in AnkaIa habe einen schweren Verslo8 gegen die verfassung begangen, in dem er die nicht
vcrbolcnen Bücher vemichten lieB.
Rcchtsiınwaltin sabriye Köprülü sagıc, da8 der Kommandant die Vollmachı besa8e, Bücher zu vernichten, das

KriegSrechısgeseE Nr, '1402,Zusatıariket 3/c giibe dern Kommandanten diese Vollmacht. Köprülü: "Das wichıigsıe
bci diescm Thema istnicht, ob ein Dctiktclement besteht. Dcr Kricgsrechtskommandant kann Bücher vernich@n lassen

auch wenn keine Deliktelementc bestehen.
Egc bclonte, da8 der Walcnwert diese vernichtcten ı33.000 Büchem eincr 18 jahrigen Einkommen des Verlages
cnbprache und vcrlangte Schadensersau.
Bcispicl8-) Veransraltungen, Symposien oder Siuungen dienen, werden meistverboten. Sowurden Propagandasilzun-
gcn von unabhiingigen Kandidaten, die an dcn Wahlen Eilnehmen wolhsn, Verhindert. so wulde aufgrund eineı
Informationsveransıaltung derZeiıschritt Sacak eine Gerichtsverhandlung eröffnet, in der gegen 4 Personen, die an der
Veranstaltung leilnahmen, schwere Haftsııafen geforde( wurde. Dies wulde auch im A.I.-Bericht 1987 veröffenllicht
und die ıürkische Republik wurde aufgerufen, den MiBsıand zu bcheben.
Beispicl 9) Aufgrund eines Gesetzes 8enannt "Kücükleri Muzir Nesriyaıtan Koruma" (Schuız für die Kleinen vor

schadlichcn veröffentlichungen), das im JahIe ı987 eingeführt wurde, wurden viele Zeitschriften, zeiıungen u.a.

verboten, beschlagnahmt und erstaunliche Geldsl.ıafen verh2ingt.**

Bcispicl lG) Nach dem 12. Sepamber wurdon insgesaml zehntausende Arbeiter, Studenten, Lehrer, Wissenschaftler
und Intelektuelle -geschützt auf das Kriegsrechtsgeetz Nr. 1402- von ihren Arbeitsstellen, Schulen, Hochschulen
entlasscn. Diesc Menschen konnten nicht wicdef zu ihren Arbei§stellen, Schulen zurückkehren. Der Grund, da8 diese
Mcnschen einer solchen unmenschlichon Situation gegenüberstanden, war ihre Gedanken. D.h., weil diese Menschen

auf ihren Arbeitsstellen, in ihren Schulen, ihren Universitiiıen ihre Gedanken weitergeleitet haben, wurden sie aufdiese
Weisc behandelt. Die genaue Zahl der betroffenen Menschen ist immeı noch unbekannt_ Obwohl in der Zwischenzeil,

8 Jahre vergangen sind, konnte fası keiner dieser Menschen an seine Arbeitsıelle zurückkehren. Unter sehI schlechBn
Verhalbissen versuchen sie, weiter zu exisüeren. Im Folgenden geben wir die RePortagen mit Prof. Rona Aybay und

mit dcm Lehrer Ali Cinko, wieder, die von diesen Menschen nur zwei Beispiele sind. Wir glauben daB die zwei

Rcporıagen die Situaüon dieser Mcnschen gut wiederspiegeIn.

Milliyet
Herr Aybay, gestüızt aufdas KriegsrechtgeseıZ NI. 1402 wurde nach dem 12. September eine Vielzül von Angestellten
im öffentlich€n Diensı entlassen. viele Professoren, Lehrer, sıaatsbeamte, Verwaltungsangesıellte wurden ohne
Angabe aufGründe suspendielt, aIbeiıslos gemacht. Eine iihnliche Situaüon ist mir zweimal passien. Bevor ich anfing

als Joumalist zu arbeiten, wurde ich von meiner Stelle im Staaısptanungsinstitut und Pektim entlassen. Ich weiB wie es

ist, wenn man ungerecht enılassen wird, und wie war es bei lhnen Hen Aybay, wie wurden Sie aus der Universitiit
entlassen?

Genau einewoche nach dem 12. September wurde eine Anderung im Kriegsrechtsgeseu Nr. lzl02 vorgenommen. Den

Kriegsrechskommandanten wurde die Vollmacht gegeben, in dem ihm unterslehenden Gebiet das "verd,iichtige"

Personal zu entlassen. Dies ist ein wichıiger Punkı. Einige unserer Kollegen, die duİch das genannte GeseE endassen

worden sind, glauben, da3 die Kriegsrechtskommandanı,en uns direkt enüassen. Das stimm t nicht. Der Kriegsrechtskom-
mandant verlangt die Entlassung von einigen Pefsonen, die ffu die zivilen Amter verantwortl ichen führen die Enllassung

durch.
welches zivilamı hat sie entlassen?
lm Grunde genommen hetçn sie mich mit der Unterschrift von YÖK 1Hochschulkommision) endassen sollen, aber sie
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haben sich nicht, an diese Reget gehaltcn. Die veıhandlung darüber lauft immer noch. Darüber werde ich lhnen cıwas

spğter erziülen. D.h. das Kriegsrecht sagt, "dieser Mann ist verdachdg, cntlası ihn" und sie machcn dies ohnc

Verzögerung.
rıaberiviellJicnt die Amter, die diese En aısungen vollzogen haben, Versuche untemommen um die Enılassungcn

rückgatngig Zu machen? D.h. das Kriegsrccht befichlt "schmeist diesen Mann raus" abcr z_B. YÖK sagı; "Ncin diescr

ırıar,-n arlJiet gur und HBt ihn nichı rausschmeisen. Sind sotche Situationen vorgekomrnen?

Nein im Gegen-teil, diese Amter haben die Enüassungen mitFreude erfüllı._. Sie haben dcn hofessoren, Dozenten und

ASSiStenten deI Universit2it Ankara rlie Entlassungsmittcilungen spat abends nach Hause gcbracht, Sie konnten niCht

einmal abwarten, sie ihnen morgens am Arbeitsplatz zu geben. Dics haben sie mit einer so groBcn Freude gemacht, da8

sie sogar unser Gehalt fü die tetzten 3 Tage nicht bczahlt haben. Mir z.B_ haben sie die Mitteilung am Freitagabend

gemaJht. Der nıichste Montag war Monatsanfang. wie siewissen bekommcndie Bcamıen itıI Gehattam Mona$anfang.

Ich hatte es auch im voraus bekommen. Sparcr haben Sie von meinem Gehalı 3 Tage Zurückverlangt. Abgesehen davon.

da8 dies gegen die Gesetze v€IstöBt, isst es haBlich. Die Entlassungsmitteitung füI den Professor Bahri Savci, dcr seit

45 Jahrcn lehrt, wurde auch in der Nacht gemachı.

Herr Rona, warum wurden S ie en ı.lassen? Waren Sicein Kommunist, ein AnhingerdcrScharia (Fundcmentalist)? Warcn

Sie Mitglied in einer sepaıatisüschcn Organisation? Warcn Sie ein Analchist? Haben Sic dem Staatsgrund DYnamit

gelcgt? 
-Oder 

warcn Sie bei dcr Milit:ınegierung und dcr Un iversi Eitsverwal tung, die sich jedem wunsch der Regicrung

beugt, unbeliebt? was lie8t hinteI der Entlassung?
Die-Beantwortung dieser Frage ist für mich nicht möglich... UnS wurden keine Günde genannt und wir wurden nicht

nach unserer Meinung gefragt. Aus diesem Glund ist es auch für uns ein Geheimnis, auf welche Dcnunaıion unsere

Enı.lassungen folgıen.
Wissen Sie auch jekt nicht, warum Sie entlassön wordcn sind?
Nein ich weis es immer noch nicht. Niemand, der wegen 1402 entlassen wolden ist, kennt den Grund für seine

Entlassung. Die Mitteilun8besDht aus ZıveiZeilcn.Ich habe diese MitEitung eingerümı. und an die wand gehangL D.h.

sie waI die letzte Belohnung meines 25 jiihrigen Dienstes.
Haııen Sie Uneinigkeiten mit Ihsan Dogramaci (Vorsitzender der Hochschulkommision)?

lch hatte keine persönlichen Uneinigkeiten mit ihm.
was denken sie über ihn?

Dogramaci ist der Vorsitzende einer Instituüon, die gro8en Schaden an den türkischcn Univeffitiıten angerichtet hat.

wenn ich jetzt über ihn einiges sage, wiire das sehr unpassend!

Hcrr Rona, sind Sie ein Kommunist?
(Mit ersıaunter stimmc) Nein ich bin es nicht. Abcr sie kennen bestimmt denwitz... "Die Türkei ist das Land auf dcr

welt, das am leichtsten kommunistisch wiıd und die Sowjetunion ist das lnnd, das am schwierigsten kommunistisch

wird."
HeiBt das, sie haben mit dcm kommunismus nichts zu un?
Soviel ich weiB, nicht.
Nun, haben Sie mit anderen schadlichen Stsömungen Kontakte? D.h. warum wurden Sie aus der Universiüıt lausge-

schmissen?
Natürlich bin ich für eine auıonome Hochschute. Das ist eine sehr schiidliche Slİömung! Eine sehr schildliche [ür die

Einstellung von YÖK!
Wer wurde durch 1402 aus der Universitiit rausgeschmissen? Es gibt natürlich viete. Würden Sie bittc nul die Namcn

aufz?ihlen, die lhnen jetzt in den Sinn kommen?
Professoren aus allen Bereichen, DoZenten, Hilfsdozenten und AsSiStenten. Arzte, Juristen, WirtschaftswisSenschaftl9r,

aus allen Bereichen. Cem Erogat, Atpaslan Isikli, Yilmaz Akyiiz, Cevat Geray, Rona Serozan, Bahri Savci, Tuncer

Bututay, Mete Tuncay, Bülent Tanör, Hüseyin Hatemi, Gencay Giirsoy, Üstün Karugan, Oya Köymgn, Kivanc Ertop,

Nuri Karacan, auch Baskin Oran, mit der Sie zutetzt einen Interview gemachl haben. Es gibt natürlich noch viele--- tJnd

wissen Sie, Herr Cölasan, was das Int€Iessante an derganzen sache ist? Die Kollegen, die entlassen wurden, waren an

der Hochschule fest eingestellt, ganztags beschaftigl Keiner von ihnen haat€ noch zuseElich eine Arzıpraxis,

Anwzllsbiiro etc.

Gab es niemanden, der am Verwaltungsgericht den Proze0 gewann und \rr'ieder anfing Zu arbeiten?

Auf diese weise konnten einige PeIsonen noch einmal ihren Beruf ausüben, da sie den ProzeB gewonnen hatten. Die

Beschwerde kann gemacht weıden ohne da8 das erste Urteil vollstreckı wird. So konnten ein Professor, ein Dozent und

der Lehrerkotlege Ati Cinko wieder arıfangen, ihren Berufauszuüben. Alleldings wurde die Beschwerde 3:2 angenom-

men und diese Kollegen wurden wieder entlassen...

Gut, wie haben sie euch entlassen? was wal die Begründung d.h. wie konnten sie euch mit willkitlichen Entscheiden

entlassen?
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ICh bin ncugierig, wiebreit die Ermittlungen, aufdie sich diese Vorgchensweise stützı,, geführtwurdcn.. Denn Menschen,
die dcm Staat als Beamte 10, 20, sogar 35 Jahre gcdient haben, in einer Nacht zu entlassen, ist eine Entscheidung, dic
groBc Verantworı-ung mit Sich bringt. Deswegcn müBıen sich diese Enüscheide aufbrcite Ermittlungen stützten. Ich bin
ncugierig, wie ein KriegsrcchLskommandanI so eineEnıscheidung trcffen kann. Was ist schon ein Kriegsıechı.skomman-
dant? Er steht im Dienste dcs staatcs wie ein Beamter. wenn wir ihn mit einem hofessor vergleichen, daın sind beide
im Bcruf erfolgrcich gewesen. Einer wiıd General der andere hofessor. Einer war erfolgreich im Militiir, der arıdere in
der Wissenschafl. Eineı ragt Unitorm, der andere ragt Robe und Bücher. Der eine, dessen Uniform aus den
Steucrgeldem der B ürgcr gemacht wurdc, entla8t dcn anderen, dessen Robc der Trager sclbst bezahlt hat. Wie wird das
gemacht? Der Entlassenc wird nicht einmal nach seincr Meinung gefragl Er wird nicht einmal dariiber informien, was
ihm vorgcworfen wird. Hattc er sein Laİd verkauft, warercin Anarchist? Hatte ğ sich so verhaltsn, da8 die öffenttiche
Ordnung geskin wurde? Was ist eigendich unseı Vergchen? Was haben wir get2n, damit wir enttassen wurden? Ich
denke, da8 die öffentliche Ordıung eherdulch solche wiltkürlichen Entscheide del Verantwonlichen des s taates gesöIt
wird. Bedcnken Sie, da§ solche Verhaitenswciscn dazu führen, den Respekt vor Staat und Gesez zu verlieren_ Dic
Grundlosen Entlassungcn yon Menschen, die jakelang dem Staat gedient habcn, hat vieles von Grund auf in Frage
gcstellt.
Hcn Ali Cinko... Sie sind eincr der Opfcrlehrer von Gcsetz Nr. l402. Würden Sie uns erz,ülen, was Ihnen widerfahren
ist?

Ich war im Kreis Gcnc, Provinz Servi, Mitelschullchrer. Im Miaz l982 waı ich krank. Um mich untersuchcn zu lassen,
ging ich zum Arzt. Wiihrcnd ich noch im Waltezimmer saB, wurde ich zum Bügermeisteramt gerufen. Ich ging dorthin.
ln dem Zimmer waren der Bürgermcister von Gcnc, der SEatsanwalt und Gandarmariekommandant anwesend. Der
BiirgcrmeiStcr fragü,e mich "hast du es schon gehört"? Ich fragıe "Was habe ich schon gehört, Herr Bürgermeister?" Er
sagtc "Anslatt es Von anderen zu hören, höre es von uns" und reichte mir einen Umschlag, den er in dcr Hand hielı. Ich
habc ihn enıgegengcnommen und gelcscn.-. Im Krcis Genc waren 54 Beamte en ılas sen worden. Die Mitteilung kam vom
Erzi9hungsministcrium. Dic meisı.en waren L-ehrer. Ich selbsı war trhreı für Sozialwissenschaft.
Was haben Sic in dem Moment gcfühlt?

Ich wai Scit l4 Jahren Lehıcr. Ich wurde sehr trauıig. Ich dachte, die Welt stürzt über mir ein; das hatte ich nicht erwartet.
Mcin Beruf wurde mir auf einmal weggenommen. (...) Ich konnte nicht mehr im Dorf bleiben. Ich dachte daran, in den
Kreis Kigi zu gchen. Ich hatte vor 6 Monaten dort unterrichtet- Die Schülcr mochten mich sehr. Aber wenn ich dortiıin
ging und die Schüler ihre Zuneigung zu miı bekunden wüıdcn, dann würde das Kriegsrecht ihnen Schwierigkeiten
machcn. Ich mu8te für meine Familie und mich Geid verdienen. Um eine Arbeit Zu suchen, ging ich nach Istaıbul.
wo haben sie in lsı2nbul geaİbeirct?

Ich habe als Arbeitcr auf Baustellen gealbeitet. spaüer für einige zcit als Verreter.
Hat man Ihnen Gründe genannt, als Sic suspendiert worden sind2
Nein... Wie Herr Rona sagte, bekamcn wir eine zwcizeilige Mittcilung, das wal alles.
Können Sie Rückblickcnd sagen, da8 Sie cine "verdlichügc" Seite, z.B. Kontakte zu linken separatistischen organisa-
tionen oder Kommunisten hatten... oder gab es solche Menschen in ihrer Familie?
Ich hattc absolut keine Konıakte zu separatistischen organisationen. Es gibt niemanden in meiner Verwandtschafı, der
das hat. Rückblickend gcsehen war mein Ziel, cin guter Lchrer, ein zeitgcnössischeı Mcnsch zu sein und zu bleiben.
Hat Sic vielleicht jemand denunzien? Warum wurden Sie entlassen?

Herr Cölasan, der Grund dafür kann folgendeı sein: tch denke übcr den Grund schon seit Jahren nach und kann keine
andere Elk]iirung finden: Im Jahre l981 war ich stellverıJetcnder Rektol am Gymnasium Kigi. Ein neuer Dirckıor kam
und ich verlieB nach einiger Zeit diesc Stelle. Es kann eine geplante Intrige miı dem neuen Dilektol und dessen Bruder,
dcm Kreisbitgermeister sein. Ich denke, daB dies hdchstwürscheinlich dcr Grund war. Weil ich durch sie vom
Gymnasium Kigi an die Mittelschule servi vgsetzt wurde.

Hatten Sie Sareiİigkeiten mit dcm neuen Rcktor? War er vielleicht Mitglied der MHP §ationale Aktions Parıei)?
Er wie auch dcr Bürgermeister walen als scharia-Anhuinger (Fundementalisten) bekannt. Letzteler istjetzt Bürgermei-
Sl.crin Fa§a. DcIBürgermcisterging soweit,daB eI die Staatsbeamen in dğenigen,die zum Gebet gehen und diejenigen,
die nicht zum Gebct gehen unterschied. Es karn deswegen unter uns zu einer Diskussion. Wir wollten in einerZeitung,
die wir an unsercm Gymnasium herausbrachten, einige Sprüche von Atatürk, veröffentlichen. Ich war auch in der
Kommission. Besonders der Bıa8ermeister und del Rektol waren gegen dieHereinnahme del laizistischen sprüche Von
Aıatürk. An dieser sitzung waren viele Lehrer und der Kreisgandarmariekommandant beteitigt.
Wie warcn Sie dagegen?
Sie sagten, die Sprüche von Atatürk würden nur für dic damatige Zeit geften. Wir sagten, diese Wörter gelen immeI.
welche sprüche waİen diese?
Efendi's und Nation, wisset, daB die Türkei nicht üs l_and von Scheich's, Derwisch's, Mürit's (Ralnge in der i slam ischen
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Glauben) sein wird. solche sprüchc haben sie aus der zeiıung herausgesfichen. Nach unsercn lnformadonen verhalı
Sich dieser Bürgcrmcister auch in Fasa so... Sie habcn mich Zuerst in den Kreis Servi verseut. spatcr wurde ich nach
1402 enılassen. Wenn ich es mil so übeılege, dann komme ich zu dem SchluB, da8 es nur eine Folge der lnırigen dicser
Gruppe sein kann. Anders kann ich es mir nicht erklliren.
D.h. sie waren ein Ataıürkğauer Lehler und hatten keine Konukrc mit dcn sog. radikalcn Srömungen, stimmı das?
ES sıimmt.
Herr Ali, waren Sie Mi8lied b€i TÖB-DER?
Ja, ich war Mitglied im TÖB-DER. TÖB-DER war eine lcgale organisation.
Haben Sie an dcm Lehrerstreik, dcr von TÖB-DER organisicrı wal, teitgcnommcn? odcr habcn Sie an cinigcn
Widerstandsaİıionen teilgenommen?
Ich habe weder an einem Streik noch an eincr Widerstandsaktion bilgenommen. Ich habe nicht an ungeseulichen
Aktionen teilgenommcn und wurde nicht fcsıgcnommen oder vor Gericht gebracht (...)
(...) Hen Rona, ich m(rhte Sie hier noch ctwas fragen... Wieviel Pcrsonen wurden aufgrund des Gcsetzes Nr. 1402
entlassen?
Hen Cölasan, auch dies ist gehcim! Habcn sie vcrslandcn, auch dies ist gehcim! so wie unser vergehen gcheim gchaltcn
wird, wird auch dies geheim gehaİı.en. Aber es ist sicher, da8 es tausende sind. Diesc Geheimhaltung bildet den
inleressanesten Punkt in dieser Opcntion. Der gröBtc Ausschlu8 In der Geschichte der tiirk. Rcpublik wird durchge-
fühn, und rausendc Bedienstete im öffentlichen Dienst wcrden aus ihren Stellen rausgeschmisscn. Jetzt sagen sie, da8
wir Zur Demokratie übeıgegangen seicn. Entwcder, Sie machen dicse ZahI ganz gcwuBı nicht bekannt oder sie wissen
es Etsachlich nicht.
Ali Cinko, ich möchıe Ihnen die letzte Fragc stellen. wenn diescs Interview Verötfenüicht wird, wcrden Sie aİs Arbciter
auf einer Baustelle arbeircn.
Als ein Lehrer nehme ich es den I-eurcn, die das uns angeıan haben, nichı übel, sie tun mit lediglich lcid. Ich sehe sie
in einer jğmmerlichen Lage. Im Grunde genommcn sind wir natürlich durch die hobleme schwachcr geworden. Abcr
wir sind dadurch, das wiı Recht haben saık. Wir sind sicherlich stalk. Natürlich will ich, daB ich wieder als Lehrer
arbeiıen kann. lch vermisse meinen Beruf sehr. Ich habe als Arbeiter mehr verdicnt, als ich wahrend mciner Tatigkcit
als Lehrer verdienıe. Aber der Mensch vermiBt tıotzdem seinen Beruf, in dem erjahrelang viel Mühe hineingesteckt haı.
Es gibt Tage, an denen ich sehrdemoralisienbin. Aberin so!chen Situationen habe ich mir gesagıj "In dieser ungcrechıen
welt hast du deinen kleincn Anteil bekommen, ist es viel?" Ich habe mich immer daİnit gctrösıet... Viele der Menschcn,
die duıch den 1402 entlassen worden sind, befindcn sich in einer sehr schwicrigen L-age. Sie arbeiten als Verkiiufer,
Arbeiter, Fahrer, viele sind immer noch Arbeislos und stehen mit ihrer Familiedem Hungcrgegenüber. Ich möchı,e mich
bei Ihnen bedanken, daB Sie uns die Möglichkeiı gabcn, unsere Sümme überall in der Ttirkei hörbar zu machcn.
Ich mtrhte mich auch bei lhnen bedanken. sie haben mich eine beschiimende situaıion in derTürkei erleben lassen. wcr
wird diese beschiirnende Lage abschaffen? Wer wiId sich ffu die Menschen einsetzen, die mit zweizeiligen Mitteilungen
entlassen wulden? Ich rufe ANAP, sHP, DYP, DsP und dic anderen Paneien, wo seit ihr? Wo seid ihr, die den
Rechts§hat und die Menschenrechte verleidigen, kommtraus, damit wir eure Stimmen für die GeschAdigtcn von Gesez
Nr. 1402 höıen!...
Art. 19: Jeder Mensch hat das Recht auf freie MeinungsauBerung, dieses Rccht umfa8t die FİeiheiL Meinungen
unangefochıen anzuhiingen und Informadonen und Ideen mit allen verstiindigungsmitteln ohneRücksicht aufGrenzcn
zu suchen, zu empfangen und zu verbreircn.
In der Tükei wird seildem l2. September 1980 besonders das Recht, sich zu informieren, Meinungen zu verbre iıen ganz
offen verhindcn. Viele wichüge Enlwicklungen im Lande wurden vor dem Volk und der ganzen Weltgeheim gehalten.
Die türk. und die welıöffentlichkeit erfuhren einige Sachen erst 7-8Jüre spabr undzwaı begrenzt und mangelhaft. Die
Turgut Özal-Regierung, die nach den Wahten 1983 andie Machtkam, flıht mit dieser Politik weiıer und mehrnoch, mit
dem neuen Zusazgesetz machte sie das, was nichteinmat die Mititiirjunıa machte. Um diese Situaıion zu verdeuılichen,
ist es nützlich, einen Artikel vom Jurisıen Prof. Cetin Özek ganz zu veröffentlichen.

BEHINDERUNG DER WSSENSAUFNAHME

(ftol Dr. Cetin Özek kam 1934 in Corum auf die welr, eı schloss sein studium an der Universicit lsıanbul an der
RechtswissenSchafılichen Fakultiit ab. l961 war er DoktorderRech§wissenschaften, l965 Dozent und l975 hoffessor.
l982 wurde er auf eigenen Wunsch pensionien.)
Die Feindschaft der çnliüschen Regienng gegenüber deı Presse und die Versuche, durch die gesetzlichen Verordnun_
gen die hessefreiheit zu vemichten, ist eine Taısache, die nicht diskutiert zu weıden braucht! Diepotiüsche Regierung,
die das Femsehen (TRT) ünter ihrem Monopol halı, die die Massenkommunikationsmittel wie Film und Kasetıen
Zensiert, sucht wege, um an die Quetle der Nachrichten deı Presse Zu gelangen, die Rechte der freien Nachrichtenüber_
mittlung, Kommentare, Kriıiken, Kunsıschaffung, Veröffemlichung von Kunstwerten Zu kontrollielen und zu begren_
zen. somit will sie, da8 alle Massenkommuniskationsmitıel in del Tükei ihre Meinung aus der winkel der çıoliüschen
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Macht und nur soweit sic erlaubt, verblcion. Solch eine Wendung wiilde sowohl die Presse bei ihrer Aufgabe der
Nachrichtcnübermittlung bchindem, als auch das Rechı. des Volkes, Nachıichlen zu bekommen erschweren. Die
Siıuation zeigı, da§ die poliüsche Regierung ihIe Rcgierungszeit verliingem will, ind€m sie verhinder! daB das Volk
Tatsachcn crtdhn, somiı die Möglichkeit eincr gesunden poliı. Entscheidung abschafft.
Natürlich vcrstösstdieses Verhaltcn derpotiıischcn Regicrung gcgen dieRegeln des demokraisch-politischen Systems
und gcgen Begriffc wie dic Presscfreiheit.

Dic Rcgicrung Schartt in der Öttcnılichkeit den Eindruck von "der hcsse, dic falsche Berichte verbreitet", um ihre
gcnannte wendung Zu legitimieren und stügt sich auf dcn Bctrug "vom schuu der persönlichcn Rcchtc". Um miı ihlcr
Mcüode Erfolg zu haben, riskierı sic sogar, der hesse falsche Nachrichten zu schickcn.
Die Mcthoden der Regierung zur Verhindcrung des freien Nachrichtenvcrkehrs zcigen sich in den Gesetzentwiirfen
offcn: die Verhinderung besimmter Prcssevcröffentlichungen, die Erweitcrung der Vcrantwordichkeit auf viele
Pcrsoncn, hohc Gcldstİafcn, um die Presscinstitutioncn zu liquidiercn, die finanzicllen Dlohungen gegen Personen, die
in dcr Prcsscindust_ric invcsticren. Wcnn die Stuktur der Verfassung vom l982, wetche dic Rcchte und Freihciten dcr
Pcrson in cinem sehr engen Rahmcn fcsüölt und dies enLsplcchend dem politische Sysıem bEachtet wiıd, so muB man

cinschcn, daB wir dcr Gcfahr der Abschaffung der hcssefreihcit gegeünbeI stehen. ln ciner poliüschen ordnung, in der

ılic Urıcils- und Richtcmubahiingigkcit bcgrcnzt, die Verwaltungsvollmachten erweircrt, dcr Gerichtsweg becinrach-
tigt, dic Frciheit dcr Meinungsausserung nur im Hinblick aul bcstimmte "offizielle Ansichtcn" €Ilabul wiId, brigcn die
ncucn Gesctzc mit sich, daB dic Rcgierung über dic Presse hcrrscht und jede Vcröffentlichung, die ih, nicht passt,

vcrhindern kann. Besondcrs dic ungenauen, vieldeuügen Foımulicrungcn, führen zu Miingcl in den Form ul ierungen, das

Fchlcn wisscnschzıftlichcr Basis in dcn GesetzentwüIfcn, könncn zu Begriffs- und Anwcndungschaos führcn.

Folgende BeispieIc könncn für dic "allgcmeine Bewertung", dic wir zu machen vcrsuchen, gegcben werden.

w^s lS1, l]lNE wAHRl] NACHRICIiT?

Durch clas Zicl, dcn An. 24 dcs Zivilgcsetzes zu verandcrn und einige zusaızarlikel einzuführen, wird eine Differenzie-
rung zwischen den "Intcressen den Rcchten dcr Personen und dcr Öffentlichkcit" gemacht und somit wird die

Möglichkcit gcschaffcn, eine/n richtigc/n Nachrich(Ansichı/Kommenar als einen Angri ff gegcn die Rechle der Person

aufzufıı.sscn, mit der Verandcrung dcs Art. 24 des Zivilgesetzes und des Ar1.49 des Verschuldungsgcsetzes, wird
angenommen, da8 dadurch sowohl die sıiuationdes Fchlverhaltcns als auch des Schadenelsatzesgeschaffen wird. Somit
kann eine wahre Nachricht miı dcr Begründung, "sic Sei nicht von öffentlichen Interesse", SchadenersaEverantwonung
miı sich bringcn odeI es kann bci Nachrichtenübermittlung, die eine Felılcinschatzung beinhaltet, (trotz der Genauigkeit
dcs Joumalistcn) verantwortung geschaffen wcrden. Diesc verantwortung kann auf mchrere Personen übertragcn

wcrden. Dieser Gcsetzcntwurf mi[ festgcselzten Ansichten und Prakükcn von dem Gerichıshof stehı im Widerspruch

zu wisscnschaftlichen Ansichten.

Durch dic Zusaoanikcl dcs Aflikcls 24 des Zivilgesetzes wird den Richıer bci Gefahr dcs "Angriffs" und bei Gefak dcr
"Auslösung eines schwer wicdelzu gu§nachenden Schadens", die Möglichkeit gegebn, die Veröffentlichung zu

verbietcn. Obwohl sich in unseren Gesetzcn in Bezug auf die "Vorbeugungen" die Absicht hat, sowoht einige
VcröffcnıJichungcn zu verbietcn, als auch die Anwendung der "allgcmeinen Bestimmungen zu Vortıeugung" durch dcn
Bcgriff der Pressetrciheit, vcrunmöglicht. Durch die Formulicrungen von ungenauen, groben Begriffen werdcn injeder
situation die Tüİen dcm Vcrbot odcr dcr Verhinderung dcr Vcröffentlichung offcn gelassen. Solchc Gesetzesartikel
wcrdcn z.B. verhindcm, das die Öffentlichkeit Informationen über die Vuralhan-Affiire oder den MlT-Rapport erhaılt.

Dic gcnannten Vcrordnungen stchen im Widerspruch zu dcr Verfassung von 1982, indem sic "Zensur duıch Gcricht-
surıeiIc" und "Pressevcrbof bcinhalten. Die gep|anten Verandcrungen der Arl. 480ö, 482 des TSGes und dcr geplante

Zusatzanikel 7 des Presscgescues erwciEm dcn Anwendungsbereich fiir Beteidigung dcs StaatsPrasidcnten, dcr

Vcrfassungsorganc und der staaısbcamte durch die hessc. Daduıch wird die Bestrafung der Personen schwerer

ausfallcn und der Verfasscr cines Artikots automaıisch milverantwortlich gemacht. AuBerdem wird damit auch deı
Wunsch dcı Regicrung eraüllt, ein Dclikt der verbreitung "unwahrer Nachricht" zu schaffen. Im A!lgemeincn werden

dokumcntierte Nachrichtcn, dercn "Unwahrhcitsgehalt die Regicrung besümmt, als Stıafat angesehen und mit

schweren Geldstfafcn gcahndet. Somit kann die Regierung den MIT-Rappon und die Vuralhan DokumenE für

übcrmiı{eTs zu vollziehcn. GroBc Gcldsrafen sollen den Verlcger dazu bringen, solche Dokumten und Nachrichtcn

nicht Zu vcröffentlichen und innere Konlıolle der Pressc gewahrleisten.

MUzlR (iEsETz*

Wfirend eincrseitsdie Behauptung aufgestellt wird, daB die Gesctresverğnderung Nr. l l l7, genannt Muzir-GeseE, nur

zum Zwecke der Verhinderung von anormalen celdstrafcn durchgcführt wurdc, wird aürıdeİers€its der Anwendungsbe-

rcich des cesetzcs erweitcrt. Die Plakate, Hinweisc, Photos, Polster, Kalendel sollen auch in die Gesezeswirkung

* Geseız übe. elhische Schijlichk ı
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hineingenommen werden. Somit können künstIerisch€ Taügkeiıen aufdiesen Gebieıen als Vergchen bctrachtet wefdcn.
Es wuıde sogaı die kıidsierte Geldstrafe in Höhe der Verkaufskosten inkl. MwSa. der durchschnittlich Bruttoauflage
beibehalten und das System, durch das per Erhöhung von Auflage und Preis der Zeitung die Gcldstrafe erhöhı wird,
geschüızL Da angenommen wulde, daB die Untergrenze bei Geldstlafen nicht weniger als 50 Millionen TL sein kann,
wurde fia Vedffenuichungcn mit kleiner Auflage die stlafe crhöht. Falls das Gesetz angenommen wird, könncn
Veröffcntlichungen mit niedrigcı Auflagc, die bisher wenigcı als 50 Millioncn zahlen mu8ten, miı Geldstrafen von mehr
ais 50 Millionen TL. bestraft werdcn.

l]R(;EBNIs

Bei genauer Beobachtung kommt heraus, da8 in den Geseızcnwiirfen besonders schwerc Geldstrafen vorgeschlagcn wer
den und der Ver|eger für diese Gcldsırafen aufkommcn muB. So kann fesıgesı.ellt werden, daB die Regierung üdurch
diejenigen, die in die hesseindustıie invesüeren, untcr Druck setzen will, um unbeliebıc Nachrichlen, kritiken,
Kommenbre zu vcrhindem, wenn man Redakteure und für die Angestetıten in d cr znifing|zİ.itschi.fı vom Inhabcr dcr
ZıiıııngfZaiıschifı bezahlt wcrden mtissen und dies bei den Tarifverhandtungen im Druckgewerbe akzeptiert wİd, So
ist es ganz klaı, daB die gesamrc Geldstrafe dem Inhaber aufgcbiirdet wiıd und diese Sıiuaıion ihn abschrecken wird.
somiı zeigt sich, da_B die Regierung durch die Hcrsıellung der innercn Kontrolle der Presse die freie Nachrichtenübcr-
miıtlung und das Rcchı des Volkes, sich zu informieren, abschaffen will.
Art. 20: Jeder Mensch haı das Recht auf Versammlungs-und Veıeinigungsfreihcit zu fricdlichen Zwecken. Niemand
daıf gczwungen werden, einer Vereinigung anzugehören.
Nach dem l2. Septembcr 1980 wurden in deı Türkei auch in diesem Bereich niimtich Vcreine zu Gründcn, Vereinsak-
tivit-iıten zu betreiben, Vereinsmiıglied zu sein, verschiedene hakıiken, die nicht mit den Menschenrechten Zu
vereinaberen sind, durchgeführl l2.000 Ve.eine, dessen Zielrichtungen wirtschafüicher, demokıaüscher Naıur waren,
geschlossen.

Dl]R VI]RANDERTE GESICHT DER vEREINI,

16. Dezembcr ı987
Die Vercine, die nach dem l2. Sepıembergesch!ossen wurdcn sind nach einer langen Schweigezeitnach und nach wicdcr
eröffnel. worden. Wiihrend vor l980 die zu politischcn zwecken gebildeten Vereine den Schwerpunkt bildeten, habcn
die nach 1980GegrUndeıe ihreZielsctzung zu Vereincn mitZwecken wie Korankurse, Sponbcreiche geandert. wiihrcnd
in ISBnbul nach den Besıimmungen Nr. 2908 nüezu 5üJ0 Altivitzııen betrieben, wurden seit l98b mehr als 12.000
Vereine geschlossen. An der Spize dieser 5O0O Vereinekommt an eıster S ıel le mit 868 Vereinendic Korankursevereıne.
Mit der schliessung der Vereine geanden. Wiihrend durch die Vercinsverordnungen Nr. 2908, die 1983 eingefühn
wurden, wurde insbesonderedirGründung von Vereinen mit[nliıischen Zwecken und Studentenvereine, efschwen. z.B.
wulde es verboıen, in den Hochschulinstitutionen mehl als eincn verein Zu gründen. Hingegfen wuıde die Gründung
von Veıeinen ffu Korankurse, sportaktivitiıten, Unıerstützung des Baus von Moscheen, Krankenhauser, erleichEn.
Aufgrund dieser Faktoren bilden die MehrheitderVereine, die nach 1980 in Istanbul gegriindet wuıden, soziale Vereine.
Auf die sportvereine (59l) Primarschulvereine, (83) Jagdvereine (71) und Vereine der Türken die im Auland laben (l9),
folgen diese Sozialveıeine. DieGründung eines Vereines durch Hochschulstudenten isı sowohl sehr schwierig als auch
sehr begrenzı. Die HochschulsıudenEn dürfen in einer Fakult2it nur ein Velein gİünden. Es dauen sehr lange bis die
Vereinsıatute offlziell anerkannt werden. SeitderErlaubnis, an den Hochschulen Vereine Zugründen, wurden in Istanbul
nui l0 Vereine anefkannt, In den 100 Faiultaten,6 Universiı-iiten in Isıanbul versuchen die übrigen Sıudenten, vermehrt
ve[eine Zu gründen. wahİend den s tudenten verschiedene Hindemisse gestellt werden, werden z.B. Korankursvercine
und Moscheevereine sofort Aneıkannı und dürfen Spenden sammeln.

Die Gründung sozialer Vereine wie die Moschee, -Korankursvereine ist leichter. In Istanbul sind ca. 1737 Vereine
darunter Vereine wie deı Schuızverein für Geflügeıtiere und def Verein für Behindene, aküv. wahrcnd sich unter der
Sozialen Vereinen Hilfvereine wie t€o, Lions, Lioness, Rotari boiınden, gibt es auch Vereine der Minderheiten wie der
"Verein der Aimem Juden" und die Armenier gründen meistens kirchliche Vereine. Die Freimauerermitglieder haben
Vereine wie den "Grossen Moscheelogenverein, den Freimaurerverein, die Freie und Anerkannte Feimauerloge, den
Türkischen Ideen und Kullurverein".

Die Verantwonlichen der Abteilung für Veıeine erklilrten, da8 viete der sozialen Vereine ausserhalb ihreı Zwecke (aIs
SPiehauseI) bğnützt werden und nach dğm 12. Seprember merh ats 12.000 Vereine in Istznbul geschlossen wurden.
Im Jafue l987 forderte ein Abgeordneteı del Regierungspartei Einheitsvereine in den Schulen und Hochschulen und die
Schliessung der übrigen Vereine in diesen Onen. Dieser Vorschlag ensprach auch den Vorstellungen der Regierung
einsah, daB die situation sich verschlimmerte, zog sie den vorschlag zuıück. Sie übıe jedoch gıossen Druck auf die
Studenıen aus, die in diesen Aküonen teilnahmen. Sie Mt diese Studenten durch Folter gezwungen sich verschiedenel
straftalen zu bezichtigen und sie zu Gefilngnissırafen zwischen t,5-3 Jahren verurteih Das Urteil wu.de am 18. Mi,İz
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veröffenı,licht.
Die grdBıcn Hindemisse bei der cründung der vcreine und der Mitgliedschaft in den Vereinen bilden die politischen

und juristischen Hindernisse. Die türkische Regierung siehı in den Vereinen eine Drohung gegen sich selbsı und aus

diesem Crund versucht sie, diese um jeden Preis zu verhindcm. z.B. verbietet sie die Gründung von Vereinen wie dem

Friedcnsvelein, LchIerverein, Arztevelcin, Menschenİechüsverein, der Anıi-Kemkraftvereine eıc. Alle vereine, die vor

dcm l2. september in diesen Bereichen tiiüg waİen, wurden geschtossen. Ihre VoIstandsmitglieder bekamen schwere

Gefiingnisstrafen.
Ein andeıer Weg, die Gründung freier Vereine zu verhindern, wurde im konkIeten durch die Zwangsmitgliedschaft in

cinem Studentenveıein, der von der Verwahung der ıechnischen Hochschule Schwarzes Meerins lJben gerufen wurde,

erlcbt.

tJNIvERsITAT tltI1, zwı]I vl]REINt]N

HürriyeV 7. Februar l988

Seitdem Beispiel KTU (Technische Hoschschule Schwarzes Meer) bietet sich im Befeich der Vereine ein interassantes

Rild. Es gibı zwei Vercine; Verein, deı von den Studenten am 1l. M'irz 1986 mit einem Anerkennungsgesuch an das

Bürgermeisteramt Tlabzon gegründet wurde, wurde erst am 28. November 1986 anerkannt und die offizietlen

formaliüıten am 28. Septembcr l987 bcendet. Kurz nach dem Ancrkennungsgesuch der stundenten gründete deI Rektor

Kcmal Güriiz einen neuen Vcrein und erktııİte: "lch helfe diesen studenıen bei der Gründung des Vereins". Mil ihIer

Gesuch am 25. Juli 1986 wurden sie sofort Anerkannı GüIüZ beschaffte mit a]len Möglichkeiten des Staates die nötigen

Büromaterialen. Und ff spEltete die studenı.cn, indem of die fleissigen Studenten ansprach: "weldel lebendigel, diese

erheben ihre Sümme, weil ifu so passiv seid". Er bezeichnete den von den Sbdent9n gegründebn als "eine typisch

kommunistische organisation", er erkennc diesen Verein nicht an. Öfters saglc eI "solange ich hier bin, werden

dicjenigen, die manistisch-leninistische-kommunistische Prinzipien anwenden wollen, nicht in ifu Horn blasen. Ich

werdc diese nichı in der universiültbehalten und lausschmeissen". schliesslich wurde der verein am l0. Juni l987 ohne

Bcgründung durch die Sicherheitsdirektion von Trabzon gcschlossen.

Die sıudenten, die bemüht waren von ihren 8esetzlichen Rechten gebrauch zu machen, forterten in einem Schreiben an

daS Bürgermeisteramtdie Schliessungdes spater durch das Rekbrat gegründelen vereins. Das Antwortschreiben wuİde,

ist gesctzlich. Es gibt keine Bedenken für eine Mitgliedschaft!
Ein unglaublichğr Entscheid von dem Gerichıshof:

DIE STUDENTEN DÜRI,EN NICHT OHNE ERLAUBNIS DES REKTORATS EINEN VEREIN GRÜNDEN

Milliye' 18. Februar l988

Der Gerich ıshof erkliirte, daB die shdentenverine dieohneden ErlaubniS des Rektora@s gegründet wuıden, geschlossen

werdcn müssen.
Der 2. office des Gerichtshof hat den Ablehnungsentscheid übef das Aufliisungsurteil des Vereins der Fakulüıt fiir

wirtschaf§wissenschaft der Univelsiıaı Uludag durch den 3. Gericht des Justizpalastes Bursa abgelehnt.

DerGerich§hof haı in dergestrigenoffizeillenZeitung mitgeıoilt, da8 nmach Gesetz Nr.2547 ful 59 die Mitgliedschaft

in ilgendeincm Verein, der nicht zum Wohle der Öffenüichkeil dient die Erlaubnis des Rektorates benötigt.

In dem Urteil des 3. Gerichts vom Jusıizpalast Buİsa hciBtes, daB die Vereinsverantwortlichen in der vorgeschriebenen

Zeitdiesen Mangeı wiederguıgemachthaben. DiesesUneil wüde vom Gerichtshofwegen ungeseulichkeitfür ungiiltig

erkliin.

Zu dicsem Thema kann folgendes gesagt werden:

Durch die vielen Anderungin in den Vereins, -versammlung, -und Demonslİationsverordnungen, auBerdem duİch die

Erweircrung der Kompetenzen der Polizei, ist die Organisierung der Menschen in den Vereinen um für ihre Rechte zu

kğmpfen und am gesetlschaftlichen, politischen Leben teiızunehmen verhinden worden.

Ein anderes Beispiel dafıir ist folgender zeiıungsaİtikel.

25 STUDENTEN, DIE AN EINER DEMONSTRATION TEILGENOMMEN HATTEN,
BEKAMEN GEFANGNISSTRAFEN

HtirriyeV 7. Februar 1988

Von 65 Studenıen (darunter 10 Frauen), die mit der Bchaptung, sie hatten gegen die Einheitsvereine deı YÖK
(Hochschulkommission) eine unbewilligl€ Demonstraıion durchgeführı, angeklagt waİen, sind 25 sfudenten dufch das

sıaatssicherhei§gerichçIsıanbul, zu 6 monatiger Gef:lngnisstrafe und einer Geldstıafe in Höhe von 5000,- TL verurteilt

woIden. 4l Personen wurden fıeigesprochen. Das Gericht hat die vollstreckung der Gefiingnisstrafen Verschoben.

Aİt. 2l: J€der Mensch hat das Rechı, an der Leitung der öffenüichen Angelegenheipn seines landes unmittelbaİ oder

durch frei gewAhlte Vertreter teilzunehmen.
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Jedel Mensch hat unter glcichcn Bedingungen das Rechl, auf Zulassung zu öffcntlichen Amtern in seincm Lande. DeI

Wille des Volkes bi'det dic Grundlage fit die Autoritzıt der öffcntlichen Gewalt; dieser Wille muB durch periodeische

und unverfAlschte Wahlen mit altgemeinem und gleichem wahlrecht bei geheimer Stimmabgabc oder in einem
gleichwertigen freien Wülverfahren zum Ausdruck kommcn.

Die Verletzung dieses Menschenrechtes kommt auf eine solch vielfiiltige Weise vor, das eine Aufziihlung Seiten in
Aıspruch nehmen wtlrde. Wir werden versuchen diese Situation mit einigen auff?illigen Bcispielen zu erkldren.
Beispiet l-) Nachm dem 12. Sepıembcr l980 wurden die potiüschen Paneien, demokadschen Insütutionen und Vereine
geschlossen, ihr Eigentümer beschlagnahmt, die Vorsüinde und Mitglieder dicscr Instituionen nach Geıichısvcrhand-
lungen zu verschiedenen Geftlngsstrafen verurleilt.
Beispiel2-) DieWahlen wurden Ende Herbst l983 abgehalten,3 Parteien nümcn nit derEflaubnis dcr Miliıitjunüa an

den wahlen teil, den übrigen Parteien wurde nicht einmal eIlaubt, Sich Zu gdnden.

Die Gründungsmitglieder der Parteien, die zugelassen wurden, hattcn die Bestiiügung dcr Junta. Diejenigen, gegen die
ein Veıo eingele$ wurde, konnıcn nichı anden wahlen ıeilnehmen. Diese Situation kommt auf der Welte seltcn vor und
bildeı eine Verletzung der Menschenrechte und der bürgerlichen Demokıade.
Beispiel 3-) Das Waiılsystem im l-ande geht folgendermassen vor sich; wenn eine Partei bei dcn Wah|eı25-30 Vo der
gesammten stimmen eıhİilt, kann sie altein die Regierung übemehmen- Schliesslich hat bei den Frühwahlen l987 die
Partei, die 36 9o der stimmen bekam, die absolute Mehrheit im Parlamenı gebildet.
Beispiel4-) Um bei den Wahlen, sei es ats Unabhangige oder füreine Partci kandidieren zu können muB man mindcstcns
l00 miltionen TL. haben. Dies isı ein sehr grosser Betrag, wenn in Bctracht gezogen wird, daB cin Arbcitcr
durchschnittlich 60.000 TL. monaılich verdienı. Die gesuchen Kriterien fiİ eine Kanditatur können nur Von Angehö-
rigen einer bestimmten schicht erfüllt werden. Somit können sich nuı die Reichen zu den Wahlen aufstellen lasscn.
Beispiel 5-) Durch die neuen Wahlgeseue isı es dcn Gewerkschaften, Vereien, Koopaİativen und andelen demokad-
schen Institution verboten, irgend eine Partei Zu untelstützen.
Beispiel 6-) Es wurde den politischen Parteien verboten sich in dörfen, Kreisen zu organisiercn. Die Mcnschcn dorl
wurden im Politik attiv teilzunehmen, ausgeschlossen. Die Zahl in solchen Oncn lcbenden Menschen ist fast die Hiilfte
der Bevölkerung.
Beispiel 7-) Die Miliüirangehörigen, die im Lande einen wichtigen Teil dcr erwachsenen Manner ausmachen, die
Staatsbeamı€n, die t€hrer, dürfen nicht Mitglieder in eine Parıei sein.
Beispiel8-) Wahlbelechtigt sind Pelsonen ab 21Jafue. wenn man bedenkt, daB ein wichtiger Teil derBevölkerung unter
2l ist, dann wird klarer was dies fü eine Verleuung der Menschenleahte darstellt.
Beispiet 9-) Es isı den poliıischen Parteien verboten, nebenorganisierunge wie Frauengruppen, Jugendgruppen,
Arbeiıergıuppen, Bauemgruppen u.a. Zu bilden.
Beispiel 10-) Die sicherheitsermittlungen gegen 1.600.000und die statute "Verdiichtig" istzu eincm Alptraum fürdiesc
Menschen geworden.

Hunderttausende von Menschen die diese Praktiken über sich ergehen lassen müssen, musten ihreFarnilie verlasscn und
wurden von ifuen Arbeitsstellen entlassen. (Diese Anwendungen erwiesen sich schlimmer als die Ma8nahmen in der Mc
Charty-Zeit, wahend des Kalten Kdeges).
Einige Beispiele dafür:

WIEDER EIN HINDERNIS WEGEN,,SICHERHEIT,

Cumhuriyey' 29. Februar 1988
osman Koctük, der die Aufnahmepriifungen fü eine Arbeitsstelle bei TEK (Türkische Elekrizitzıtswerke) soma-
bestanden hatte, wurdeaufgrund der Sicherheisermitttungen nicht angenommen. Koctürk hat, als die Aktcn zurückge-
schickt wurden, einen Schadenersatzklage in höhe von 60 Millionen TL., davon 25 Millionen TL. ats pyschischel
Schadenersau geforden. Das Verwaltungsgericht in Manisa hatein Enscheid zu Stoppen der Sicherheitsermittlungen
gefiillt. Als allerdings die Beschwerde vom TEK gegen diesen Entscheid vom Gerichtshofabgelehnt wurde, hatKoctürk
den S chadenersatzklage erhoben.
Osman Koctürk, der im Kıeisvorstand von Kirkagac der yor1980 geschlossene Paııei (Tiilkische fubeiter Panei) war
und gegen ihn ein Ermittlungsverfahren vom Kriegsrechtskommandatuı [stanbul eröffnet wurde, das durch den
Mititifstaatsanwa.lt am 12. 5. 1984 wegen "Grundlosel Ermittlungen" abgeschlossen wurde, hatte die Aufnahmeprüfen-
gen von TEK bestanden. In dem Schreiben vom 10.3.1986 Nı.3123 pls.2/19|7 Eilte TEK Koctük mit: "obwohl Sie
die Priifungen bestanden haben, ist es uns unmöglich, Sie bei uns einzustellen. Ihre Akıen werden in der Beilage
zurückgeschickt".

Koctürk, der beweisen wollte, daB kein Hindemis nach Gesetznr. 657 besteht, und um die Sicherheitsermittlungen zu
bestehen, stellte einen Antrag beim Verwaltungsgericht Manisa Zur Einsıellung der Ermittlungen.
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Die Verwaltungsdirekdon von TEK, die eine Beschwerde gegen den Entscheid die Ermittlungen einzusteılen, bei der
l0. Bcschweıdeof[ice eingelegt hat, hat den gewünschten Entscheid nicht bekommen. Die 10. Beschweldeinsıanz hat,

einsıimmig entscheiden, da8 dcr Entscheid vom Vcrwaltungsgericht Manisa gesctzlich sei und den Besümmungen
entspreche. DicGründe, um das Gerichtsurteil ungültig Zu erkliiren, nicht ausıeichend seien und wlire das Gerichtsurteil
Zu bcsüitigen.

PASSVERBOT DROHUNG GEGEN 1,5 MILLIONEN PERSONEN

Cumhuriyet
1,5 Millionen Menschen sind indasneueJahr unterAnüohung des Passveıboıes eingetreten, da8 sie "Verdiichtig" sind.
In del Ttirkei sind 400.000 Menschen aus verschiedenen Griinden vom PassYerbot betroffen.
Die Versprechen der Regierungsverantwortlichen im Jahre l987, die AussteltungsformatiaEn der Reisöpesso wtirden
erleichtcrt werden, sind nicht verwirklicht, woıden. Die sicherheitsermittlungen bei der Ausstellunge des Passes sindbei
eincr vom 30.000 PeIsonen ein unübeIwindbareI Hürde. Eine wichtige Prozent7nhı dieser "Armee von Verdİichtigen"
bildcn die Ex-Studcnlcn vom 12. Septcmber 1980, die nach ihler Festnahme freigelassen wurden, deren Namen
allerdings in den Akten vermcrkt sind. Personen die wegen Plakaten mitpotiıischen Inhalten oderdesssenNamebei einer
Boykottaktion vermerkt sind, bekommen keinen Reisepass ausgestellı, da sie als "Veldachdg" gelten. AuBerdem
bekommcn die Personen, in deren Familie sich gesuchte Personen befinden oder Namensiünlichkeiten mit solchen
ausweisen, keinc Passe. Diese bildcn die Gruppen, die unıer Passverbosdıohung steht.

Ca. 400.000 Pelsonen fallen unrcr das Passyerbot. Untel diesen Miıbürgern befinden sich Personen, die wegen
Scuerhinıerziehung, laufenden Ermittlungsverfahren, laufenden Gerichtsveıhandlungen, die wegen "Benötung des
InnenminiSteriums" keinen Pass bekommen, obwohl sie nicht untff gesetzlicher Einschrankung sıehen. Au8erdem
werdcn Personen auch als "verdiichtige" behandelt, desscn Namen in den l7 GrenzcomputeI nicht gestrichen wurde,
obwohl die geseulichen Hindemisse aufgehoben sind.

HOFFNUNG FÜR r MILLION .VERMERKTEN"

MilliyeV 25. Januar l988
Es wurde mitgeteilt, da8 bei Aıbeitseinstellungen zwar die Sicherheisermit ungen weierlaufen abeı dabei einige
Vcrbesserungen gemacht würden, Die Verantworılichen deıallgemeinen Sicherheitsdirektion sagten, daB sievorhaben,
die Vermcrke über die Personen, die nichtvon gerichtlicher Verfolgung betroffen sind, zu vemichten. Sie erHarten, da8
die Vermerke derPersonen, deıen Verurteilungen noch laufcn oderdie schon veruneilt sind weircrhin bestehen weıden.
Nach dcn Informationen von den Verantworüichen existieren bei der Sicherheitsdireküon Vermerke gegen l Million
Personen. Die Verantwonlichen eIkliirten: "Die Informaü,ionen über Menschen wurden vorheı von unzustiindigen
Personen mitgeteilt. Die Informationen wurden vom kbensmittelhAndlern, Metzgern ua. Personen, die in der niihe der
Verdiichtigen Personen wohnten, geliefen. Dies führte natürlich dazu, daB falsche Informationen gesammelt wurden.
Diese Mcthode wird nicht mehr angewandt und die Informationen von ernstzunchmendcn Menschön wiıd b€achtet
werden. AuBeıdem wiİd das Hauptprinzip; die Ermitttung in den letzten Zehn Jafuen der Veıdiıchtigen Penon sein.
Früher wurde im Ermittlungsrappon erwahnt, wenn eine Person selbst mit 17 Jahren an irgendeinen Ereignis
teilgenommen hatte."

Die Verantworttichen erklilnen, daB die Vemerke über Pelsonen, deren Namen in Zusammenhang miteinerpoliüschen
Aktion erw?ünt wurden, behaltcn werden. Weircrhin wurde Behauptet, daB die l-age der PeIsonen, deren Namen in
Zusammenhang mit einem politischen Delikt erweünt werden, weiterhin ein Diskussionsthema bleiben wird. Die
Juristen waren der Meinung, daB das hinzip von Ermittlungen in den letzten zehn Jahren auch fit die Person an einer
Arbeitsstelle aufgrund deı Vermerke ist ungesetzlich".
Die Verantwortlichen der Sicherheiudirektion wiesen darauf hin, daB ca. 350.000 Menschen, die bei den Sicherheits-
ermiıtlungen nichtgerichtlich Verfolgt wulden, von den Vemichtung deI Veme.ke gebracht machen weıden. Sie sagten
au8erdem, da8 diejenigen die in den Bereich der kiminellen Delikte fassen werden, von diesen Verbesserungen
gebrauch machen".

Art.23-24| Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf fieie Berufswahl, auf angemessene und befriedigende
Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz gegen Aİbeitstosigkeit.
- Al[e Menschen haben ohne jede unterschiedtiche Behandlung das Rerht auf gleichen l-ohn für gleiche Arbeit_
- Jeder Mensch, der arbeiıet, hat das Recht aufangemessene und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie
eine der menschlichön Würde entsprechende Existenz sichertund die, wenn nötig, durch andere soziale SchutzmaBnah-
men Zu erganzen ist.
- Jeder Mensch hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Berufsvereinigungen zu bilden und solchen beizutreten.
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- Jeder Mensch hat AnsPruch aufErholung und Freizeit sowie aufeine vernünfı,igc Begrenzung del fubeitszei1 und auf
periodischen, bezahlten Urlaub.

Die verbrcitele und sı:indige aİbeitslosigkeit in deI Tüfkei hat sich nach dem 12. Sepıember l98O rapide erhöht und haı
uneffiegüche Dimensionen angenommen. Die Zahl dcr Arbeitstosen, die heuıe in den offiziellen sı2üstiken mit ı6_20
70 angegeben wird und6-7 Millionen Menschen betrifft, ist in Wirklichkeit viel höher(30-32). Diese Zahl zeigt d ie offcne
Arbeiıslosigkeit. Die Saisonarbeit und die versteckıe fubeitslosigkeiı sind weit verbreiteı. Die ArÜslosigkeit
beeinflusst das gesellschafıliche Leben aufsehr negative Weise. Das İand nirnmı mehr und mehr das Bild fernös ichcn
und kt€inamerikanischen Ldndem an.
Selbstmode, Amut, hosütuüon, clückspiele uİl. behmen jcden Tag zu.
Es gibı keine Vorkehrungen gegen die Arbeitslosigkeiı. Aus diesem Grund sinddie Menschen im Lande Hoffnungslos.
Um eine fubeit zu finden wenden sie die unmöglichsten Meüoden an. z.B. müssen 15-20 ?o der Arbei§ftıhigen
Menschen im Ausland arbeiten. Die Menschen im t:nde gehen, um eine Arbeiı zu finden nach Canada, Ausgalien in
die BRD, kurz gesagt fast jedes t^and dieser Erde.

Miı dieser Ei8enschaft kann die Türkei als ein einziges Beispiel angezeigı werden.
Die Industrie des Landes ist schwach enıwickelı. Die fubeiısbedingungenİind schrschlecht. Ausdiesem Grund sıeıben
tausende von AIbeiEm an Arbeiısunldllen und Berufskrankheiten. BesondeIs die Aİbei§nu{iille sind im wahresten
Sinne Morde, weil inden Bereiben, in denen keine Sicherheitsvoıkehrungen exisı.ieren, müssen die fubciter l0_12
stunden (manchmal mehr) arbeitcn und diese siıuaüon isı fur die unftille Jine der Haupıgıünde.
Obwohl das Renıenalter bei 50-55 liegı, können wenige Menschen aufgrund der schweren und schlechrcn Arbeiısbc-
dingungen bis zu diesem Alter Leben. Viele Arbciter werden, bevor sie dieses Alter erreichen, zu krüppcln odcr krank
und verliercn ihre Arbeiısfiih igkeiL

Die L.lihne sind sehr n iedrig. Um einen Vergleich Zu Ziehen; in einem Wesıeuropiiischen LandbeEe$derTageslohn l ü)_
l50,- DM, wAhrend in der Türkei der Tageslohn 3-5,- DM beregt. Wiezu sehe;, isı dieser Bcırag Jeit von jer Erfiıllung
minimaler l-ebensbedingungen enüemt. Wenn noch die üigliche Inflation und die Teuerungen', die die Kaufkraft dcs
Geldes bitden, dazu kommen, sehen wir, daB die Laihne im Grunde nichts bedeuıen.
Bei der Kaufkraft und bei dcn waken t öhrıen ist es besonders nach l980 z u gröOen Senkungen gekommen. Das ist das
natürliche Ergebnis der angewandrcr politischen Ökonomie, die von der Reğerung ,eneidigı iird.
Gewerkschaften zu Gründen oder Mitglieder in diesen zu seine.. isı ein Menschenrectıı, oa8-sunoig verleızı wird. das
VeIboı Parteien und Vereine zu gründen gilı auch in Bereich der Geweıtschafıen. Nach dem Pu§ch wurde die
Organisierung der Arbeiıer im Gewerkschafıen und deren Beitriü in die Gewefkschaften aufgehalten.
Sofon nach dem 12. SePtember 1980 wurde mit der Schliessung von DISK, aller GewerksJhaften angefangen. Die
Vorsıandsmiıglieder und Mitglieder wurden zu schweren Gcftinğisstrafen veıuneitt und die sachen dİeser Gewerk-
schaften geschlagnahmt.

Bei diesem Angriffgegen dieGewerkschafrcn wurdeTÜRK-lS (Konföderaıion der $rkischen AIbeitergewerkschaftcn)
aus den Angriffen herausgehalten. TÜRK-Is besiıZt eine rechıen und reaktion2iren Vorstand. Diese Gcwerkschati haı
seinen Generalsekeüır sadik side, del Marionetten-Regierung von Bülent Ulusu (gegründeı nach dem l2. sepıember)
als Ministeı zu Verfügung gestelll
Wahiend die Militilijunta alIe Arbeits- und Gewerkschafsbesdmmungen iındenc, die gewerkschaftlichen Rechte und
Freihei ıen der Arbei ıer abschaffte, war der General sekreüır yon Tünk- İs ein Min isıer und setzte sei ne un lerschri ft un ıer
fast jeder Entscheidung.

Heuıe sind ca- 2 Mi l lionen Arbeiter in Gewerkschaften organ i sierl Diese Zah l betrug vor dem l2. S eptem ber 6 Mil ionen.
Wenn man die Bevölkerungszuhanme miüechnet, wird die Dimension des Angıiifes auf die gewirkschafüihen; z.B.
kann der Arbeitgeber wahıend eines Sıreiks, Arbeiter von dıaussen arbeiten lassen.
AuBeldem sind die Bestimmungen fiir Tarifvenrege voll yon unEagbarcn Regeln. In selü. vielen Arbeiısbereichen wie.zB. Eröl, Nachrichıen, Erziehung, Gesundheitswesen usw. sind Streikverbot und die diesen Beİeichen finden keine
Taıifvertragl ic he Vefhand lungen sıatt. Die Regierung besitzı im Punkıe der Verschiebung von s ueiks und das Verbieten
der streiks breite vollmachbn.
Das hohe Richtergremium (YHK), der rıach dem l2. Septcm ber gebi ldet wurde, schliessı fast atle Tarifvenıege im sinne
der Arbeitgeber und exisüert als eine Gewaltinstiıution die akü1 gegen die Aıbeiter funküoniert
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Name d.

Journalisten

Hüseyin
ülger

Datum d.

Festnahms
Name d.

Pr€sseorgane

Genc
sosyalist

Ersch6inigungs-
periode

Anklage-
artikel

zahl d.abgsschl
Prozesse

za6l
w€iterg. Proz.

Ausgspr.
Hafıu rteile

G6burtsort BiIdungs-
sland

1 953

AbsolVsnt d

sportsch u le

1 952 Absolv9nt d

Padagogie

Gymnasium
absolvent

123 Jahre l957 U n i.abgager

Gymnasium

Name R.anw.
d. Anw. Kamm.

Feyzullah
özer

Masse
(Kitle)

lrtan Asik Partizan

wöchenllich 16,,10,1981

monatlich 8.12.1980

142/1-3-4
159

14211-3
159 _ 312

14211-3
159 - 341 _312

142l1-3-4
]59 - 155
311-312

142l1-g-4
159

14211-6
159

142l1-3-5-7
159_311-312

142-159
311_312

13

5

3

2

,17 Jahr€
6 Monate

AbsolV€nt
V.d.Hochschule

111Jahrg 1955
hor. 96 J.

kemal yilmaz

l.Hakki

12 Jahre
3 Monate

Ali Ekber
lnal

B.Bayram
Belen

lbİahim sin€m.
Dogan zengin

15 tagig

Kandemir
özter

savas yolu 15 tegig

Mehmet
özgen

Bagimsiz Türkiye
DeVrimci Militan

Erhan
Tuskan

llerici yurtsever

Ggnclik

Nevzat
Acan

Ali Rabus Birlik Yolu

Fuat
Akyürek

15 tag g

15 tagig 5.6.1 98,1

10.10.1980

1 .5.1981

29.9,1980

wöchenılich 26.5,1980

30.6.1985 142l1-3-5

6

2

B.Bslon
A. K. lst.

kasim sönmoz
A.K. lzmir

Halkinkurtulusu wöchentlich
u. H.K. Yol. Genc.

2

23 Jahre 1957
10 Monate

41 Jahre
hor.36 J

2'1 Jahre
7 Monate

,10 Jahre
6 Monate

9 Jahr9
3 Monaıe

1957 Uni-abgangor sglma sevilmis
Turgay Ünal

1950 Uni-abganger
6. semestr

H.Ali Özpolat
Erhan Erel

1958 Uni-abganger
Ankara

Nihat Toktas
A.k. Ankara

1957 Uni-abgenger M.Ali Özpolat
A.k. lstanbul

15 jahre 1956 Elektriker

saglikcinin
Sesi

15 tğgig 4.4.1981

Mustafa
colak

Öz9ürlük wöchentlich 23.12.1981 142-312

Galip
Demircan

Halkin Kurtulusu wöchentlich 26.1 
,1.,1981

4 Versch. proz.

insg. 41 Proz.
Alattin sahin Halkin Yolu 142-159

31 1 -312
130 Jahre
her.36 J.

1948 chemik-
lngenieur

kein e

1 18 Jahro 1955

142-159

1
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Ort: Wolkenburg
Mauritiussteinweg 59
5000 Köln 1

B und e srep ublik D euts chlan d

Datum: 70. und 77. Dezember 1988

ANKLAGESCHRIFT
UND BEGRÜNDUNG ZUM THEMA:

Polizei- und Militiirhil.fe besonders der BRD
und deren Bedeutung.für das türkische Folterreginıe

Kontaktadr€ ss€ :

k o ord i n a t i o ııs k o nı nı it e c,

de s Iıı tı, rııoti oııa|t,n Tribuıols
c o R. Hosselbring

Postf.910843
. D-300O Hoıınotıar 9I

Tcl:05l l -2l 02007

Diese Anklogeschrift und dcren Bt,grurıılung ıı,urdt,» ı.oı ılı,r 7. Ko,ıııııissioıı r<ırberı,itı,t
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INHALT

t ANKLAGESCHRIFT

BEGRÜNDUNG

Rüstungsgeschüfte bundesdeutscher Flrmen mlt und in der Türkel

staatllche Türkeihllfen der BRD

Pollzeillche Zusammenarbeit zwlschen dem türki§chen Regime und der BRD

II.
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I. ANKLAGESCHRIFT

An die Jury des Internatıonalen Tribunals gegen das Regime İn der Türkei

An die demokratl§chen und fortschrittlıchen kröfte

An die völker der welt

Die Tatbestende:

1. zahlreıche bundesdeutsche Firmen betreiben einen schwungheften Handel mit waflen und waf-
fensystemen für da§ türkische Regiqıe, die diese z.T. direkt für die Unterdrückung lm elgenen
Lande verwendet. Insbesondere die Firma Krupp hat Bo8ar mehrere RÜ§tungsbetrlebe in der TÜr-
kei errichtet, die alle panzerteile herstellen.

2. In§be§ondere unmittelbar nach dem putsch wurde die§er Handel direkt und massiv von der da-
meligen §PD-Regierung durch eine der Militörjunta gewehrte "Rüstung§sonderhllfe" in Höhe von
600.000.000 DM massiv 8efördert und unterstützt. Daneben lief die bereits jahreleng 8ewehrte
jöhrliche ,,Türkeihitfe,, İn Höhe von 13o.ooo.o00 DM bi§ heute stetlg welter.

3. Dte türkısche Armee, Gendarmerie und polızei wird eber nicht nur mıt waffen und systemen
von Unternehmen und Behörden der BRD unterstützt; die BRD-Regierung fÖrdeİt euch eine ste-
tig ıntensivierte Zusammenarbeit sowohl zwischen den beiden Armeen als auch zwlŞchen den
beiden Pollzeien insbesondere in Ausbildungsfragen. so bildet etwa dıe GsG 9 unmlttelbar eln
türkisches sonderkommando zum Elnsatz bei inneren unruhen eus. Auf diese weise ı§t dle BRD-
Regierung z.B. dtrekt an der Unterdrückung des kurdischen natlonalen Befreiungskample§ betei-
ıigt.

wir kla8en zahlreiche hiesi8e Unternehmen sowie die Regierung der BRD an, seit der Errlchtung
der türiischen Mltitördiktatur vom t2. September 198o sich der fortgesetzten aktiven Beihilfe zu

den Verbrechen des dortigen Regimes schuldig gemacht zu haben,

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



İI. BEGRÜNDUNG

I. Rüstun88ge§chülle bundesdeutscher Flrmen mlt und ln der Türkell

l. Auper den Gİogfirmen, dİe für ihr Geschöft mit Şaffen schon allgemein bekannt sind, haben
praktisch alle grooen ındustrlekonzerne ım Rüstungsgescheft mit der Türkel ihren Fup drln.
Dennoch flelen uns bestlmmte konzerne besonders auf:
Daİmler-Benz i§t hler als erstes zu nennen. Daimler-Benz hat anschelnend dle Ausrü§tun8 der
türkischen Armee mıt Kraftfahrzeugen (LKws usw.) völlig ln seinem Monopol, was für die ver-
hğltnlşse der Türkei (riesige Flğche, niedri8es techni§ches Niveau, groPe Zahl an soldaten u.a.)
geredezu elne strategische Bedeutung haben dürfte. (Bekenntlich hat er auch das effektivste
Fernverkehrssy§tem der Türkei über die omnibusfırme otomarsan völli8 in selner Hand.) über
die Tochterfırmen AEG, Dornleİ, MTU, zF und demnöchst wohl auch MBB reicht seln Einflup
auf den türkischen Rüstungsmeİkt Jedoch vİet weiter. (Und wle jeder şeıp, der dte Entwıcklung
des Konzerns genau beobachtet, zieht vor allem dle Deutsche Bank dabei tm Hintergrund die
Föden.) Besonders zu beechten lst dabei:
Selt l986 liefert D-B Jöhrlich 600 Unlmogs, l2OO Geliindewagen und 6000 Dleselmotoren; dle
Gesemtzahl betrügt 36.000 ıliltter-Kfz. (Hİer ist allerdtngs auch MAN im Geschüft.) Iı'BB ıiefert
ln europölscher Koproduktlon 20 Trensall -Transportflugzeuge, in deutsch - franzö§lscher Kopro-
duktion 2750 Panzerebnıehr]enkwaffen Milan.

Im schlffbau für die türkische Armee lst Krupp jedoch der Thyssen-Konzern überlegen; die Auf-
trö8e für den Bau von 4 Fre8atten MEKo 200 T an Blohm + voss, davon 2 \n Lizenzvelgabe an
die türklsche steetliche Gölcük-werft und ellesamt durch flermes - BürgschEften der BRD-Regie-
rung ab8esichert, sİnd ein dicker Brocken. Allerdin8s verdient Kİupp auch sehr gut über dle
Krupp-Atlas-Elektronİk an der Aus-üstung der türklschen Kriegsmarine mit technischem Gerğt.

2. Genz betrechtlich §tecken steatiiche stellen über Groofirmen mit ln dem Gescheft. Hİer sind vor
allem die Hogaldtsweıke/ Deutsche werft (HDw) zu nennen, dle elnen erheblichen Anteil am
Krlegsschiffbau der Türkei zu haben scheinen. (Dabei mischt auch das lKL stark mit, und über
dle Verfilzung mit dıe§em Duo ist Ja bekanntlich Barschel haupt§ğchiich "gestolpert".) l987
lieferte Thyssen Henschel 26 Radpanzer Condor an die türkische Gendarmerie.

Der Vw-Konzern hat ı981 Polizei-Kfz. geliefert; wieviel, konnten wİr bisher nİcht feststellen.
über Flrmen wie MBB, Dornler. zF u.ai. sind vor allem der Freistaat Bayern, aber euch das
Land Baden-württemberg verhültnismğ9ig stark betel]igt - von der Bundesreglerung abgesehen.

.,

1v8I. hlerzu auch dle Tabelle im Anhang (s.l6ff.)

Deı KruDD-Konzern (speziell Krupp- Indu§trietechntk ) schelnt pİaktisch dle gesamte Panzerpro-
duktlon elnschlieplich zulİefertelleleİttgung, Reparatur etc. zu kontrollieren:
seit l974 existiert ln Arillye das modernste Panzerlnstandsetzun8swerk Europa§, gebaut von
KIT; zvel Jahre spğter eröffnete KIT (ebenfalls in Arifiye?) ein Panzerersatzteilwerk mlt elner
Kapazitğt von 3000 Ersstzteilen. Im November 1984 wurde ln Ariliye eine Panzerkettenfabrik
eröffnet, bei der wır die Beteillgung von Krupp noch nicht ermıtteln konnten. ı985 waİ denn
dle mlt Hllfe deutscher Firmen erbaute panzerkanonenfabrik der staetlichen türklschen Eirme
MKEK ln Kİrikkale fertig. Auch hler l§t uns die Beteiligun8 von Krupp blsher nlcht bekannt. In
belden Fellen vermuten wir Jedoch, dap §İe erhebllch ist. Selt 1987 hat Krupp MaK (Kiel) auch
eınen Auftre8 zur Lİeferun8 elnes Prototyps des Panzers AV-90, dem bei Serlenreife eln §atter
Auftrag folgen dürfte.

3. Nach den für da§ Monopolkapital recht unsicheren zeiten bis zum september 1980 gab es einen
starken Aurschwung im Rüstungsgescheft; der Grund ist offenslchtlich: Dle sPD-Re8ierung hatte
die Mlnisterpıösident Demİrel bereits vertra8]ich zugesİcherte "Türkelsonderhilfe" von 600 ı{ll1.
DM §torniert und auf eine "Bereinigung" der Lage durch den geplanten und auch İhr tcehr-
scheinlich durch die Geheİmdlenste len8st bekannten Putsch gewartet. Dem "gropen sprun8 nach
voın" nech dem Putsch half sie dann groPzügig und tatkreftig nach. (S. lm übrigen den Ab-
§chnİtt über die direkte Regierungshilfe. )
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II. staatllche Tüıkelhllfen der BRD

Dle seit dem Militğrputsch ı980 begonnene und andeuernde Inhaftıerung von über 100.000 Men-
schen, systematische Folter und systematische vernlchtung opposıtloneIler, besonders kuıdlscher
oppositioneller, hat die BRD nie davon abgehalten, ihre kontinulerllchen zahlun8en 8n die Türkei
zu ıeısten, Eİn Beltrag ın der Zeit6chrift 'Europğlsche wehrkunde' vom August l980 deutet an,
warum: "Für den westen ist dle Türkei schon wegen ihrer geographischen Lage von erheblichem
strategischen wert. Eine Abwendung der Türkei vom westllchen Bündnis würde die NATO-Verteidl-
gung an der südflanke empflndltch treffen, dle Kontrolle der strategisch wlchtigen ,Meerengen
Borpo"u" und Dardanellen durch die ı,estliche Allianz nicht mehr erlauben und die Aktlon§mö8-
llchkelten der we§tllchen See- und Luftstreitkrefte z.B. in einem mlliterischen Naho6t-Konflİkt
erheblich etnschrenken. Alleln das Ausscheren dieses staates aus dem we§tllchen verteidl8ungs-
dlsposltivı würde dle strategische situation fundemental veröndern. Und eln Bündnls etwa zwischen
deİ SowJetunion und der Türkel würde gar für dle west]iche Sicherheit und die Unabhğngigkeit der
Lğnder des Nahen und Mltt]eren o§ten§ elne krttİsche Lage herbeifühıen."

Und dgs besondere Interesse der BRD brlngt das Fazit wolfgang Höpkers auf dem Godesberger
Türkei-Symposlum der südosteuropa-Gesell6chaft l98t zum Ausdruck: "Wirtschlft§hilfe lür die
ökonomisİh in eine Krlse geratene Türkel l§t kein karltettvor Akt; §ie dlent der Steblli§lerung
elnes wlchtigen Partner§ de8 we§tens. Das gilt erst recht fÜr Milİtğrhilfen. Dle Stğrkung der
verteıdıgun8Jpo§ıtion deİ Türkei kann eine der besten Investitlonen des westens für selne Gesamt-
verteldlgung seln. "2

"Die Schlüsselrolle, dle der Türkei lm Rahmen der NATo-Strate8ie zufellt, brsucht elnen zuver-
Iğgsigen sachwalter İm Land selbst. Dieser §tabile F'aktor varen auch schon vor dem Putsch dle
Generğle. Drel onate vor dem Putsch schrteb dle 'Frankfurter Allgemeine Zeltung' über dle Früh-
Jahr§te8ung des NATo - Mınisterrat§: 'so hat die Konferenz dİe Gewipheit 8ebracht, dep der türkl-
ıche pırtner şelterhin zur westllchen Allianz hğlt und das Bündnls zur Tüıkel. Alle offlzlellen
tüİkl§chen Erklörungen müssen unter dem Ge§ichtspunkt betrachtet werden, d8p ln militğrl§chen
Fragen lmmer noch die Armee das letzte wort hat. Dİe Generğle sind dİe einzige ordnung§macht
im ğtaat, und §le slnd für dıe NATo.' (FAz, 27.6.r98o) Die Machtübernahme der Mllitör§ §tellte l0r
dle NATo-strategen eine Elllkommene stabİlislerung der Südostflanke des BÜndnİ§ses dar. Dafllr
gird ln Kıuf genommen, dap dle MilitğrJunt8 über Lelchen geht.

Neben der UsA fellt der BRD ln dİesem stretegischen Konzept eine SchlÜsselrolle zu. Im Rahmen
der Arbett§teı]ung lnnerhalb der NATo ist die BRD für die versorgung der Türkel mit Rü§tung§gü-
teİn zu8tğndlg.i3

olflzlelle Türkelhllfe der BRD

Dİe TürkelhıIfe der BRD glledert §lch ln
e) Mılltörhllfe und
b) wirt6chaft§hllfe.

a) l[llltğrhtlfe

,,Durch dle BRD sind §elt 1964 auf die Empfehlung des NATo-Rets in 14 Tranchen' Militör8üter
und Ferti8ung§enlegen lm Gesemtwert von ı,92 Mrd. DM gezahıt worden. Dabei wurde seit ı979 der
ntnzelbetrig der tranche, die über elnen zeltreum von 18 Monıten löuft, von l00 Mio. aul l30
Mio. erhöht] Dle Lieferun8en bestehen zu 80 % eu§ Neumaterial und zu 20 % aus Über§chupmeterlel
aus Bestğnden der Bundeswehr.

ı= mllitörı§che Lege, d.K.
2Südosteuropa-Mittellungen, JE.zz, H. | / |982
3R.werle, "Modell" Türkei - Ein Lend wird kaputtsaniert. Hamburg l983, s.r0
.Telibetrö8e, d.K.
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Für dle Abwicklung der Hilfe unterhölt die Türkei seit 1972 einen Verbindungsstab mit vter offi-
zieren und einem unterofflzier belm Bundesurehıbeschaffungsamt (BwB) in koblenz. Neben die§eı
verteidıgungshllfe gibt es eine Materialhilfe, durch die den türklschen streitkröften waffen und
Gerğt 8e]lefert werden, dle bei der Bundeswehr aus8emu§tert wurden, aber noch elnen hohen Ge-
brauchswert besitzen.

[m Ge8ensatz zur kontİnuierlich fllependen Verteıdigungshilfe wırd Materlelhilfe nur gelei§tet. Yenn
t aterial zur verfügung steht."1

In68esamt hei dle BRD §elt 1964
Leı§tun8en erbracht:

unter Einschlup der bis Ende 1988 laufenden Tranchen folgende

Verteidigungshit f e (15 Tranchen, seit 1954)
Rüstungsgonaıerhi 1f e (einıalig, 1980-83)
üaterialhilfe (2 Abkonnen)
Trangall-Flugzeuge (in Rahoen des

ılATo-ProgranDs EDİP2 300 üio Dü

Gesant 3.701 }lio Dl{3

"Dle deutsche Verteidungshllfe besteht nlcht nuı in der Lieferung von waffensystemen, §ondern
man hat sİch auf deutscher selte auch darum bemüht, die türktsche Rü§tungslndustrie zu moderni-
sleren. ... Eln weİtereı Akzent der deut§chen Hllfe llegt auf der Modernl§lerung der türklschen
Krleg§marlne."' Hierzu zğhlen z.B. das Panzerinstandsetzungslgerk erifiye oder die U-Boot- und
Fre8atten-Pıo8remme (lm elnzelnen s. Abschnitt I). Von der " Rü6tungssonderhİlfe " gurden 77
Kımpfpenzeİ vom Typ "Leopard" IA3, 5ooo Panzerabwehrraketen des Typs "Milan" und 249 Ab-
schupsysteme für dlese Raketen gellefert.

Im cesprğch lst dıe Lleferung von l50 weiteren "Leopard I''-Panzern.
Al§ Gegenlelstun8 soll dle türkische Reglerung der Bundeswehr (evtl. auch der NATO) elne Luft-
waflen -Trelnlngsbasis ln der Nöhe de§ zentraltürkischen Konya zur Verfügung stellen, zur Redu-
zierung de8 Fluglğrms hlerzulande, nachdem es hler zu masslven Protesten der Bevölkerung kam,
und mit dem Nebeneffekt, dag der Persische Golf dann in der Rtchtweite auch bundesdeutscher
Bomber llegt.

b) wırt8ch8ft8hllle

Dte BRD lel§tete kontlnulerliche zahlun8en an dle Türkei lm Rahmen der oEcD ("organisation für
şiİt§chaltllche zu§ammenerbeit und Entwicklung"). HieLlgird dle besondere Rolle der BRD im ver-
hğltnls deİ westllchen Industrİelender zur Türkei deutlich: "Innerhalb der oEcD ist sıe zustğndig
für dlg Betreuun8 der Türkei. Im 'Türkel - Konsoltlum' der oEcD hat die BRD den vorsltz inne. Eln
Gropteil der kredlte und Flnenzhilfen, welche die Türkei ln den letzten Jahren und insbesondere
nach dem Mllltğrputsch lg80 erhalten hat, stammen von der oEcD und ihren Mitgliedslğndern. Das
Kredltpeket lür dle türkl§chen Militörs wurde unter der Regle des damaligen Finanzminister§ Matt-
höfer (§PD) zusammen8e§telıt. ".

- zur Kredltabhın8l8kett der Türkei:

Nach dem II. Weltkrleg übernahınen dle USA die Vorreiterrolle. Sie gewöhrten der Türkei umfang-
reiche militörische und wirtschaftliche Hilfen, dte Jedoch an Bedingungen geknüpft waren.

Bezo8en auf dle wlrtschaft ıgar es die Absicht der UsA, die Türkei auf der stufe elnes Agrarlan-

ıH.Kramer, Der NATo-Partner Türkeı (A.beitspapieİ), stiftung wis§enschalt und Politik, De-
zember 1985, s.35f.

2= European Defence Improvement Program, d.K.
3Deut§cher Bundesteg, Au§lrörtlger Ausschup, 8,3.1988
.H.Kramer, aao., s.36
'R.Werle, aao., s,ı ı.
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ı.580 t{io Dü
500 üio Dıl
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des zu lassen. Die Plene der Türkei, eİne Schgerİndu§trıe aufzubeuen, gurden abgelehnt. D.h. eıne
umfassende lndustrialisierung wurde verhindert bis auf Projekte lm Beretch der Leİchtlndu§trie. Die
Türkeİ gİng auf diese Bedlngungen eİn, da sle als schwellenland auf wtrtschaftshllfe angewİesen
waı. Inzwislhen steht Jedoch die BRD mtt 36 Firmenvertretungen an der Spitze der auslğndlschen
investoren. Damit gerlet die Türkei in stendlg zunehmendeın MaPe unter das Dlktat vor allem der
BRD und der UsA. und dle Ausıand§verschutdun8 wuchs ins Unermegllche,

Eine besondere Rolle spielen in diesem Zu§ammenhang die Weltbankl, der IWF ( "Internatloneler
Wührungsfonds " )2 und, wıe bereits erwehnt, die oECD3. Dİe türki§che 'Rapor' nennt am l0.2.1982
elnen schuldenbetrag en dle lveltbank ln Höhe von 4,7626 Mrd. US-ı (davon Zinsen von HÖhe von
1,840l Mrd $) per 31.12.1981.

Des Abkommen, das die Türkei lm Juni 1980 (vor dem Milttğrput§ch) mlt dem IIVF abschlop, bedeu-
tete eınen schweren und einschneldenden Elngılff tn die Wirtschaftspolitik der Türkel. Gekommen
wer ea dazu, well die Finenzsltuation der Türkei verheerend war, sie lnternetıonal nlcht mehr
kredİtwürdi8 ,ırar und der IwF weitere zahlungen von einem Abkommen abhğngig machte. Dle For-
derungen, dle der lWF mtt diesem Abkommen verband. slnd folgende:
- Dros8elung der Bgnknotenproduktion;
- senkung der staatsausgaben;
- Elnschğnkung der §ubventions- und Kredltpolttik 8egenüber den staatllchen und vom st8at über-

wachten Betrleben, dİe mlt Defizİt arbelten;
- dre§tİ§che AbEertung de. türkischen Llra und Scheffung von stebılen Paritğten zu den wlchtlg-

sten westİlchen Wğhrungen;
- Au6beu der helmischen Energieproduktion, um Importe von Erdöl zu senken und damlt dle Zah-

lungsbllanz zu entlasten;
- Erhöhun8 der Energie- und Trelbstoffprei§e zum sparsameİen verbrauch der Brenn§toffe;
* Ausbau der devisenbringenden Produktıons- und Dlenstleİstungsbereiche;
- Verbesserun8 der Bedingun8en für auslöndi§che Kapltelbetelligungen und Flrmenniederla§§ungen ın

der Türkei;
- Erhöhung der indirekten steuern zur Elndğmmung de§ Kon§ums und zur verbesserun8 des steuer-

aufkonmen8 des §taate§; Reform der steuerge§etze;

ıDte weltbenk wurde 1946 gegründet. t98o betrug die zahl der Mltelgentümer l43. zu lhnen
gehört auch die Türkei. Dle Gesamtsumme des Kapltal6 der weltbank betğgt ca.40 Mrd. Us-İ. Dıe
Gelder der we]tbank werden hauptsöchlich zur Kredltvergabe verwendet, wobel die Kredlte 8n dıe
Jewellİgen Lğnder en bestimmte ProJekte (und an dıe Erfülıung bestlmmter wirtschaltspolltı§cher
Aulla8en) gebunden slnd. In der Türket werden heuptsüchltch soıche Projekt€ gefördert, dİe der
verbe§§erung der Ener8lever8orgung dlenen.

ıDer IwF gurde 1944 8egründet und erhielt im Jahre 1947 den status elner sonderorganı6a-
tion der Vereİnten Nationen. Aın t1.3.1947 wurde dle Türkei Mit8lied des Fond§'. Heupt8öchllche§
Ziet des Fond6' şar der Auğgleich von Zahlungsbllanzdelizlten zwİschen Mlt8lled§lğndern. Deshalb
zehlt Jede8 ıdit8lted elnen bestimmten Betrag in die Kasse des Fonds', so dap die Vergabe von
Überbrückungskredİten mögllch wurde. Die melsten stimmen im Fonds hat, wer dle höch§ten Bel-
tröge leİstet. Dles sind natürltch dle relchen Industrlenationen, allen voran die UsA. Dle§e Lğnder
haben dle Ent§cheıdungsgew8lt über den IwF. De§ ırıelteren erhielt der Fond§ dıe vollmecht, dle
ver8abe von Kredlten an bestimmte Konditıonen zu knüpfen, d.h. dap massİve Elngrlrfe ln die ]n-
nen- und wirtscheftspolltlk elnes Landes möglich slnd. Dle Wllhrung des Fonds' sind die "Sonder-
zlehung8rechte' (szR).

'Die oEcD wurde am 14.12.1960 gegründet. sle l§t ein Zusammenschluo von lndustriell ent-
wlckelten Landern. Neben anderen Aufgaben vergİbt dle oEcD Kredite an Mitglledslünder, dİe wirt-
sch8ltliche §chwierlgkeİten haben. Vor einer Kredıtvergabe untersuchen Arbeitsgruppen dle Pro-
blemlage. l962 gurde da§ "Türkel -Konsortium" 8egründet. Auf dem Hınter8rund bilateraler vertrö8e
erhğlt dle Türkei Kredıte zum Import von waren, dle zur Durchführung bestlmmter Projekte not-
wendlg slnd, und Kredite zur schuldenentlastung.
Auf den ersten Blick §cheint dle oEcD in ihrer Polltik nlcht so eg8ressiv zu sein wie der Iw!'.
Doch der schein trügt, da dle oECD Kredite nur unter der Bedingung verglbt, da9 zuvor eine Elni-
gung mit dem lwF stattgefunden hat. Dle enge zusammenerbeit zwischen oEcD, IwF und interne-
tlonalen Banken schİldert folgende Bemerkung Rudolf Vogels (ehemallger deuİscher Bot§chafter bel
der oEcD ln Paris) über Kredtt- und Um§chuldungsverhandlungen mit der Türkei: "Die Verhandlun-
gen hierüber sind deswegen so schwierig und zeltraubend, weil auf verschiedenen Ebenen gleich-
zeltİg operİert werden mug. Da ist de. weltwğhrungsfonds in wa§hlngton mit şeiner Schlüsselrolle,
dann de6 Türkei - Konsortium bei der oEcD İn Pari§ ... Nicht zuıetzt bemühen sich 227 auslöndl§che
Banken ... um dle sanierung."

b
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- Elnlrieren der Löhne und Gehölter;
- Förderung des Sparens durctı Zinserhöhung.

Das Abkommen hatte kate6trophele Folgen für die arbeitende Bevölkerung. Massenstreİks weren
damals (und sind inzwischen wleder) die Antwort 8uf dıe verschlechterung ihrer Lebensbedingun-gen. Ohne den anschllePenden Militerputsch wöre dlese§ Pro8ramm nlcht einmal in Teilber€ichen
durchzusetzen gevesen.

Parallel dazu sorgte Finanzmlni§ter Matthöfer lm Rahmen der oEcD für dte Auszahlun8 der vorherge8toppten summe ln Höhe von über 500 Mto $ (siehe auch Anm.3 von 5.6).

zahlungen des E ntwick|ungJı illeal sschusses deı oECD
an die Türkei in Mio. Dollar

l-and 1910 ı97ı 1972 1973 1974 t975 |976 lg71 t978 |g19 ı98o

Austİalien
österıeich
Belgien
Kanada
Denemaİk
Finnland
Fİantİeich
BRD
It2lien
Japan
Niederıande
Neuse€lrnd
Noİwe8en
schİı,eden
schweiz
United Kingd
UsA
Ge§arnt

0,4
,l,4

1l,l
0.3

0,8
1,9

l4,8
4,1

I,1.

0,5
t,0

-t,5
0,9
|2,2
0,4

0,5

0,ı
(9,2,)

l23,0
|217,6,

0,9
4,1

2,o
56,1
-5,t

|,2

{,5
2,9
2ı,8

0,8
1,1

_0,6

-2,6

17,0
34l,1

4,4
2,8

ı8,6
0,3

,0,6

0,2
|,2
4,0
28,9
0,1

11,o
l30,5
5,5

41,8
0,2

0,1

|2,0
|9,4
6,1

4ı,3
l78,ı
48,2
59,E
1,8
-0,x

2,4

ı,5
ı07,8
ı 85,3
42,0
693,8

ı6,9
l6,0
45,0
1,9

_0,ı

ı34,9
333,5
l5,4
24,1
6,4

-0,1

3,4

2,6

365,2
2,1

-ı ı,0
956,8

0,1

8,1

ı57,1
24,8
0,6
44,2
|7|A
655,9
ıO3J
-5,6

14,2

35,4
{,4
-3,1
_l,4

24t|,o

1452

4|,4
69,3
t,3
0,2

5,4
l92,|
505,7
r6,3
50,9
38,1

19,9
1|,7

89,1
308,0
r345,3

0,5

23,2

24,2
{,3
1,2

_9,8

l5,3
60,6
9,3

5,8
242,0
4,7
-0,9

4,4

2,0
l t3,4
l4,3
_6.]

9.1

9,7
90,0
l70,9

0J
21 ,2

t79,0
263,4

l0,0
3,9

l05,0
205,9

-l5,2

"7,1
86,0
z2l,|

{,8
_0,4

38,8
ı09,4
5,0

381,7

_1,0 {,6

Absolut exakte zahlen zu bekommen, erwelst slch 816 schwlerig, da dle offlziellen An8aben voneln-
ander abweİchen. Tat§eche l6t ,ıedoch, daB dıe Bundesrepublik bei den oEcD-Hllfen stark en8agiert
lst. Deut8che Fİrmen stehen an er§ter der Investoren von Au§Iandsk8Dital İn der Türket. Da man
euch Gewlnne machen wİll, mup man dem Land, in dem man investiert hat, auch wieder halbwegs
auf dle Belne helfen.l

Ab§chllepend dle Aufteilung der OECD-Kredlte:

l. Pro8rammkredlte
sle dlenen dem ıus8lelch des Aupenhendelsdeftzlt§ der Türkei mıt eben den staeten,
Hllfe gewühren. Die Türkel kauft also mıt den gewöhrten Kredlten in dlesen Lğndern
dap dlese Kredİte §ich pr8ktisch auswlrken als Exportförderun8 für dle Geberlğnder.

dte dle
eln, so

2, ProJektkredİte
Sle dlenen zumeist der Reallsierung von Investltlonsvorhaben in der Türkei. zu den Inve8toren
8ehören zu elnem guten Teil euch dİe Lğnder, dle die Kredlte zur Verfügung stel]en. Investi-
tlon8güter und Dien§tlelstun8en werden wiederum von de. Türkel metst 8erade in diesen Lğndern
eln8ekauft, was §lch ebenfaıls posltiv für dğn Export der Geberlender auswirkt.

3. Kİedlte zur schuldenentlestung
Mlt dlesen Kroditen wird dle Zahlungsbllanz der Türkei "au§geglichen". Faktisch wird aber der
§chuldendienst der Türkel gegenüber den oEcD-staaten immer umfangreicher.

ıAlıe An8aben in dİeşem Ab§chnitt §tützen sich auf;
Alt€rnatİve Türkeihilfe (Hrg.), Milİtİir§ an der Macht - NATo-Land Türkel, Herlord 1983.

0,9
45,1
|"7

IwF, weltbank und oEcD - und hlerbei besonders die BRD - sind velantwortlioh für das brutale
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wirtschaftsprogramm, mlt dessen Durchsetzung noch brutaıere Menschenrechtsverletzungen, Ab-
§chaffung ge,werkschaftlicher Rechte, Au§§chaltung der opposttion, Anwendung systematlscher Fol-
ter vorau§- bzw. einhergingen Ünd noch -gehen.

wle sİeht es nun ırlrtschaftlıch in der Türkei aus, dem Land, welchem die Bundesrepublik so "un-
eıgennützig" 'hilft-?

- 30 von loo F8millen leben unterhalb der Armut§grenze. d.h. mit einem Elnkommen von weniger
al§ umgerechnet 2.500 Dı' pro Jahr.ı

- sett 1980 ist die Keufkİaft der Löhne praktlsch halblert nıorden.2 Landarbeiter ln den rleslgen
Baumwollplante8en des südosten§ mü§sen z,B. für 9oo Gramm Fleisch l2 stunden lan8 erbelten.3

- Jedeg Jahr gterben ln der Türkei 2oo.ooo Menschen durch Arbeltsunfillle und Be.ufskrankheiten,'
- Jedes 8. neugeborene Kind stırbt in der Türkei, bevor es l Jahr alt wird.5 (In der BRD ist es

"nur" Jedes 76. Kind.)

Polltl8che Aulwertung der Türkeı durch dle BRD

zahlreiche staetsbeguche von BRD-polıtıkern in der Türkei wıe auch der Besuch von weizsöcker§
tm Mai l986 als erstem steatEoberhaupt elnes westlichen staetes selt dem Put§ch und des "konset
quente" Elntreten von BRD-Ab8eordneten İn europöischen Gremien zugunsten de§ türkischen Re-
gtmes (und hğullg gegen Antrege anderer europülscher staaten, welche eine verurtellung der
Menğchenrechtsverletzungen tn der Türkel forderten) dienten der internationalen Aufwertun8 de§
türkl§ehen Folter-Reglmes.

Dİe Auperungen elnt8er BRD-Polıtiker wlder besseres wis§en bezüglich Menschenrechtsverletzungen
und insbesondere Folterungen 8tehen dabei denen der Representanten des türki§chen Regime§ selb6t
an Zynlemus kaum nach. Der ehemalige Bundesprğsldent und Türkei -Berlchterstatter des Europa-
Parlement§, Kal-Uwe von Hassel: 'In der Türkei gibt es elne vorzüglich funktİonierende Demokra-
tle... Dte }lenschenrechte ğndern 6lch Jegell§ nach de. Jeweiligen struktuİ des Landes. Gemessen
an den strukturen der Türkei gİbt es die entsprechenden Menschenrechte... "6 Und welter; "Vor-
würfe bezüglich der Men§chenrechte, dle gegen die Normalisierung der Bezlehungen zwlschen der
Türkei und Europa vorgebracht gerden, sind das werk linker Kreise..."7 Auf einer Pre§sekonferenz
erklğrte Bunde§pr§sident von weizsücker bezügttch der Menschenrechte: "Ich habe erfahren, dap die
türki§chen steılen Menschenrechtsverletzun8en und Folterbehauptungen in sehr ernsthafter weise
nachgehen. Die konsequente Hattung der Türkei ln dleser Frege hat mlch gefreut. Es glbt keine
fehlerlose Geselıschaft. Auch wlr sind nicht lehlerlos. verbrecher müssen b'estraft Eerden..."s

Dle Jüngste und wohl stğrkste Aufwertun8 des Regimes ln der Türkei erfolgte durch den Empfang
des türktschen Staat§pra§identen Evren, elner Person, die für blutigste Unterdrückung §teht, in der
Bundesrepubllk durch von yelzsöcker und andere hochrangl8e Poıltiker. So erklğrte Bundeskanzler
Kohl, dle Bundesregierun8 §ei stets für eine "en8e zusammenarbeit der Türkel mit Europa" einge-
treten.9 Bonn sıcherte Evren weltere Mllitğrhllfe zu.ıo

Glelchzettig wurden zahlreiche türki§che und kurdische Kritiker untel Hau§arrest ge§tellt, auf
Anordnun8 bundesdeutscher Behörden unter "Ausschöpfun8" de§ Auslanderge§etzes.

8

ızeltung'cumhurıyet' vom 20.1 1.1986.
2zeİt§chIlft 'nokta' vom l ı.5.1986.
3'Hürriyet' vom l9.8.1986.
.'Mllliyet' vom 1ı.9.1986.
'nach: Türkei-Depesche 11186 und 'nokta' vom 11.5.1986.
6'Milliyet', 2.3,1986, zİt.n.'Türkei-Depesche' 3/86.
7'Tercüman', 20.2.|986, zit.n. 'Türksİ- Depe§che' 3/86.
8'Hürriyet', 25.9.1986, zit.n.'Türkei-Depesche' 7/86.
g'Frankfurter Rundschau'. l9.10. 1988.
ıoEbenda.
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II I. Polizelliche Zusemmenarbeit zşlschen dem türktschen Regime und der BRD

'Im Interesse der Fortführung eİner nach wie Vor guten Zusammenarbeit mlt der Türkei auf poli-
zelllchem Gebiet, aber auch im Interes§e der Glaubwürdigkeİt des Auslieferungsverkehrs mit der
Türkei lnsgesamt, bltte ich sie, die Bewilligun8sentscheidung vom 21. Februar für vollzlehbar zu
erklören, damit dle Auslleferung unverzüglich durchgeführt weıden kenn!'' (Bundeslnnenminlster
Zimmermann ın eİnem Brİef an BundesJ ustlzmlnlster Engelhard vom 21.7. r983 zur Begründung der
Auslleferung de§ anerkennten F'lüchtlings cemal Altun, der sich am 30.8.1983 aus Verzweiilung
und Angst das Leben nahm)

1. Lieferung von Pollzeıwalfen und Au§rüstung zur Elfektivierung der Verfolgung und Unterdrük-
kung der türkischen und kurdlschen tviderstands- und unabhengigkeıt§bewegungen.

2. Ausblldungshilfen für dle türkl§che Pollzei, lnsbesondere Aufbau eine. de. westdeut§chen GsG g
verglelchbaİen Elltetruppe, dle vor allem in Kurdi§tan eingesetzt wird.

3. "Dlen§thilfen westdeut§cher Potlzei-, Geheimdlenst- und §trafvollzugsbehörden für türkische
Stellen: Bespltze]ung türkischer bzw. kurdischer op positioneıler, weıtergabe von Akten aus den
Asylverfahren, Abschiebungen und Auslieferungen von polıttsch Verfolgten, Krimlnalislerung und
Verbot von Vereinen, organi§atİonen und Parteien...

l. pollzelwaffen und Ausrü§tung

Bereit6 elnige Te8e nach dem Mtlitğrputsch l98o spendlerte dİe BRD erst einmal ı Mio. DM Au§rü-
stungshllfe für die türkische polizei.l Doch auch im weiteren verlauf blieb dıe BRD bemüht, dıe
Unterdrückungs- und vernichtungspotenz der türkischen Po]izei durch modern§te Technık und Au§-
rüstun8 eulrechtzuerhalten bzw. zu vergröpern, wİe die folgenden Beispiele zeigen:

- Anfan8 de§ Jahres 1982 lleferte dle BRD 18 Hubschrauber vom Typ "Alouette 4" an die türki§che
Pollzei, um dleser die Bekempfung und Verfoigung von Widerstandsgruppen in Kurdistan zu er-
Ieichtern. Die zeltung 'Tercüman' schrieb am 22.2.|982: "Die türkİsche Regierung schickte in deİ
vorigen Woche ein o-köpfiges Team unter Leitung de§ Luftmdors und Piloten Hü§eyİn Bildiricl
nach Bonn, das dort die techni§chen Eigenschaften der Maschinen kennenlernen und über lhre
wartung und lhren Eln§atz 8e§chult werden soll ,..
Dle zu§tendigen der Pollzei tellten mit, dap die neuen Maschlnen eine gro0e Hitfe bei ihrer Ar-
beit §eien, da sie die Verfolgung von Verbrechern erleichte.n und gleichzel.t|8 zv mehreren
Zwecken eingesetzt ııerden können. Es laufen z.Zt. veitele Vorbereitungen, um noch mehr Hub-
schrauber kaufen zu können. "

Im Herb§t I984 besuchte der türkische Ministerprösident ozal wöhrend seines staatsbesuches
unter grooer Geheimhaltung die Luftwaffenfirma MBB in Hamburg, Wieder ging es um den Ankauf
von Hubschraubern.2

- Zur besseren Überwachun8 und verfolgung von Regimegegnern wurden Polizelstationen und
QrenzÜbergönge İn der TÜrkei mit BRD-computern ausgerÜstet.3

- Im Juni 1985 besuchte dle gesamte spitze der türkischen Polizei auf Einladung des Bundesinnen-
minlşterlums für mehrere Tage die BRD. Dabei 8in8 es darum, "dte türki§che Pollzei mit deut-
sctier Hilfe mlt den modernsten waffen und ceröten auszurüsten"r.

lnach: iz3w l4l, Mei l987.
2nach: 1z3w l4t, Mai 1987.
3nach; Türkei - Infodienst Nr. 106, s.5.
.aus 'Millİyet', nach: iz3w 14l, Mai 1987

Dle "8ute Zusammenarbeit mlt der Türkel auf pollzeiltchem Gebiet" erstreckt sich ım wesentlichen
auf drel Bereiche:

- Nicht nur die regulüren §oldeten der türkischen Armee, auch die ca. 4o.0o0 "Dorfschützer" sind
mİt deutschen G 3-cewehren der Flrma Heckler & Koch ausgerüstet.
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- Dle von der we§tdeutschen GsG 9 aus8eblldete Elitetruppe gegen kurdlsche widerstandskempfer
şurde von deİ BRD sogar mit Schğferhunden beliefert. "zur spurenverfotgung von separatiŞten İn

südostanatolien gurden in Deutschland für je 4 Mio. TL elf Deutsche Scheferhunde gekauft, In

l7 stedten. meist in südo§tanatolien, wurden spezielle Einhetten gegründet ... Die sonderelnhei-
ten würden speziell ausgebildet, hart tralnierL, seien immer elnsatzbereit und würden mlt den

modernsten waffen aus8erüstet, 60 der Polizeichef Bedük."ı

- zur besseren Kontrolle der kurdlschen Grenz8ebiete beschloO dle Türkel nunmehr den Elnsatz
von kleinen unbemannten Aufklerungsflugzeugen, §o8enannten "Drohnen". Dem gıeichen zweck
dlent der beabslchtigte Kauf von welteren Hub§chraubern. Laut 'Tercüman' vom 8.5.1988 hat
neben anderen Firmen Dornıer schon ent§prechende Angebote unterbreitet.

Welchen Umfan8 die zu§ammenarbeit von westdeutscher und türkıscher Polizei und Geheimdien6ten
in den vergang-enen Jahren angenommen hat, enthüllte "amnesty lnternational" schon im Mai l986
ın einer Broschüre " Rüstungsexporte und Men§chenrechte ":

"obwoh] bekennt ist, dap tn der Türkei dle meı§ten Folterun8en in polizeigeföngnlssen stattfinden,
erhielt dİe türkİsche Regierun8 ım wert von 15 Mto. DM Au§rüstun8shtlfe für ihre Pollzeıkrğfte;
dies war bei weltem oer eroBte ninzelpo§ten in dem o.g. Ausrü§tun8shilfepro8ramm für Polizeikrğfte
für den zeıtreum 1982 bis l984.' (s.26)

,,Auch für den zeltraum 1985 bis 1987 rangiert die Türkei wieder mlt lnsgeğamt 3 Mio. DM an der

spltze der Empföngerlönder westdeutscher Poltzeİhllfe," (ebenda, §,26)

2. Ausbildung§hllfen fllr dle türklsche Pollzel

tm zentrum der BRD-Ausbildungshilfen für das Regime ın der Türkei/Türkei- Kurdlstan steht seit
Jahren der Aulbau und die ıuJbiıdung der als "Blau-Barette" bezeichneten Konter-Guerllle-Team§
durch dle bundesdeutschen GsG 9-Spezialisten. ohne zÖgorn begannen dİe BRD -Etitetruppen mit
dtesen Au§bildungshllfen schon kurz nach dem Mtlİterputsch, wie folgende zitate verdeutllchen:

,,Dle deutschen Kommendanten des Mogadischu - überfalls haben in Ankera und Van Beslchtl8ungen
vor8enommen.
Der Kommendant des BGs Amft und der chef der GsG g-Eİnheİt besuchten dİe Türkeİ. General se-
dat Celasun, Kommandant der Gendarmerİe und Mıtglied des Nationalen Sicherheltsrate§, erklarte İn

dİesem zusammenhan8, dap die Türkel seit zwei Jahren mit dem BGs gemein§ame Übungen durch-
führt. Die deutschen Spezıallsten melnten, da0 die vom türkischen Militerpersonal aus8ebildeten
Gendarmerie-spezialelnheiten qualttattv sehr hoch stehen,"2

,,Bei unserem langen Gespröch mit dem Hauptmann Weygold erklerte er, daO sie schon seit 1980

sehr enge kontakie mit der Türkei hetten. weygold, der erklğrte, dap letztes Jehr zwei Gruppen
der Blau-Barette in der Zentrele ausgebildet g,urden, sagte: 'Beİ unserer gemein§amen Arbeit erzle-
len glr sehr gute Ergebnisğe.''3

Noch tm Au8u6t ı986 hette die Bundesregierung auf eine Kleine Anfİage der GrÜnen lm Bundesteg
drelst abgesirltten, in auch nur lrgendeiner weise an der Ausbildung und Ausİü§tung der berüch-
tlgten tü;kt§chen Elitetruppe beteiligt zu seln - und das, obwohl etwa in deı 'HürriYet' vom l2.8.
ıgao zu le6en İOer: ,,1.5Od speziell Beauftragte werden dle PKK'ler jagen. Dle Spezlaleinheiten, die
tn ost- und südo§tenatollen operİeren, werden nach den Zwischenwahlen von deİzelt 500 Mann euf
1.600 und zu elnem speteİen ieltpunkt noch einmai auf 3,ooo Mann aufgestockt werden. Die Ein-
heiten sollen noch mehr schlagkraft bekommen. Die Mitglieder der Einheiten, die von Antlterror-
spezietı§ten ausgebildet werden, müssen elne körpergröpe von mindestens ı,80 m haben und Tag

und Necht einsatzbereit seİn. ...
Die Angehörl8en dieser spezialelnheiten werden von Personen ausgebildet, dle ln der BRD an eİner

Speztalausbildung teil8enommen haben."

Inzwi§chen İ§t auch bekanntgeworden, wo dle Ausbildung der Konter8uerilla-Teams durch die GsG 9

ı'Mllliyet' vom 29.12.1986,
2'cumhuriyet' vom 17.9.1983, nach: Türkei- Infodienst Nr,65
3Tercüman vom 1.2.ı987.
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durchgeführt wİrd: auf dem mllitürlschen stützpunkt 6569 bei st. Augu§tln tn der Nİıhe von Bonn.Dle Bundesregierung hüllt sİch seither in Schn,eigen ...

Nlcht nur mlttelbar über Ausıüstungs- und Au§bitdungshilfen, auch unmlttelber İ§t dİe BRD an deİverfolgun8 und Unterdrückun8 ln der Türket/Türkisch-xurdist"n u"İ"iÇİ. Im folgenden soll zu-nüch€t. dle Überwachung der in der BRD lebenden Einwanderer und Fİüchtlınge aufgezetgt unddeutılch gemacht werden, welch gewa]tlge§ Unterdrückungspotentıai ın aen ausıanderrecht]lchensonderİegeln besteht. tm zweiten Ab§chniat wlıd dann antıeno eus8ewğhlter Betspİele aufgezelgt, lnwelchem AusmaP slch deutsche Behörden lnzwischen zum verlüngeİten Arm deı türklschen Verfol-gungsbehörden 8emecht haben.

3. "Dlen8thlllen westdeutscher
steılgn

Pollzel-, Gehelmdlen§t- und Strafuollzugsbehörden 8n türkl8che

3.1 Kontıolle und überwachun8: ausgewğhtte Bei§pİele

ı0. 'Beschrelben Sie den ort, wo dle Druckmaschinen standen.''ll. 'Nennen sle Namen."
ı2. "woher bezogen sle P8pier, die Druckeıschnığrze?''
l3. "wem gehöİte der Druckapparat?.

Es leuchtet eın, dap das Bunde§amt in zlrndorf elne hervorragende Quelle für alle Gehelmdienste

- Da§ Asylverfahren
Polltl8ch verlolgte erhalten entsprechend dem Artikel 16 (2) GG İn der BRD Asy]. Um Jedoch als
Polltl§ch Verfol8te anerkannt zu gerden, mug zunilchst eln Asylverfahren durchlaufen ıgerden: Vor
dem eigens für diesen Znıeck gegründeten Bundesamt für dte nnerkennung euslendlscher FlüchtllngebzŞ. vor den Gerichten muP der/dte Antragsteller/in im einzelnen Nachİelse erbrlngen, <tag erlsLım slnne der Rechtsprechung potltisch verfolgte/r ist. Da§ können Verfolgte nur, genn sle Einze]-heiten auf den Tlech legen, was von ıhnen auch verlangt wlrd. In ein;m ,,Leitfaden zum Asyl-recht", §lnd folgende belsptelhefte Fragen an esylbewerberinnen aulgelistet;

l. "waren Sle in lh.em Hetmatland in einer po]itl§chen Partel tğtig? wenn Ja: waren Ste sympa-thlsant oder ı[ıtgıied? Hetten sle besondere Aufgaben oder Funktionen; seit wann; bis wann?,,2. "Vle helpt dle§e Partei?''
3. ,lBeschrelben sle da§ Programm lhrer Partei.''
4, "Ebengo die oıganlsationsstruktur; nennen sie Namen der Führer lhrer Pertei oder Gruppie-

rung lm loka]en, reglonalen, provinzlalen oder lm nationalen Berelch.''

ıHerausgeber: H.Freckmann, l986, s.2l f.

l1

- Da8 Auslğnderzentreılegister (AzR)
Dı6 AzR exlEtİert §elt 1953. Geführt wlrd es in Köln beim Bundesverwaltun8§amt. Im AzR slndderzelt ı00 Milllonen Daten über to ıdlı]ionen Einwenderer und Flüchtun8e 8espeichert. Neben den4,6 Mllllonen ln der BRD lebenden Elnwanderern und Flüchttlngen §lnd a'İso noch mehr el§ 5 Mll-]ıonen Menschen eıfa0t, d.te nlcht in der BRD leben. Das A=ZR besteht au§ zweı Datelen: derHeuptdetel und der Erkenntnlsdateı. ln der Hauptdatei werden §ğmtllche relevant erschelnendenDeten ge§peichert, wle Neme, Geburtsort und -datum, staatsangehörlgkeit, Eınret§e, Beİuf, Feml-lİen§tand. Dle Erkenntnl8datel enthğlt u.a. euslğndeİrechtıİche Üagnatı]nen wle Ab§chiebungsandıo-hung, Auswelsung, Aulle8en; auperdem straf- und ordnungswldri jteıtsverıanren und Erkenntnls§eder verfa§8un8sschutzbehörden.

Rechtllche vorschrlften über den Dateneustausch existieren nur für den verkehr der Auslönderbe-hörden mlt dem AZR. In der Praxis beliefern Jedoch nahezu §ğmtliche Behörden ink]u§ive verfa§-§ungs§chutz und Pollzel das AZR mlt Daten und grelfen umgekehrt wiederum auf das AzR zurück,etrrye§ bei der Ausschrelbung zur Pergonenfahndung. Selbst 1le Bundesregierung gibt zu, dap derUmgang mlt dem AZR ohne Recht§8ıundlage erfolgİ, und bereltet daher letzt ein entsprechendesGesetz vor. TÜ
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ist. zwar dürfen die Daten des Bunde§amte§ offtziell nicht an Dien§tstellen des Verfolger]andes
weitergegeben werden, Jedoch nehmen Verfassungsschutz und Nachrichtendienst regelmApig Elnblick
in alle Asylakten. überdies lst mehr als zwelfelhaft, ob andeİe Gehelmdlen§te wle z.B. dİe tÜrkl-
§che MIT tat§ğchlıch vom direkten Zugrlff auf die Daten im Bundesamt au§geschlossen §ind. so er-
klğrte beispielswel§e l983 eln Beamter des Au§wertlgen Amte§ ln einem vertreulİchen Ge§pröch mlt
A. sternberg-spohr (Gesell§chatt für bedrohte Völker): "Hüten sle sich, Dlnge zu offenbaren, deren
wl§sen für dle Gegner der Kurden, namentllch die Türken und der lrak, zu eınem Instrument gegen
dle Kurden, Einzelper§onen, organisatİonen und İnsgesamt, benutzt werden können. Lassen Sİe lle-
ber einen Elnzelfall ne8ativ ausgehen, auch venn sie über genügend Material verrü8en, ihm A§yl
zu be§chaffen, wenn dieses Material der Türkel oder dem Irak von Nutzen sein könnte., Da§ A8yİ-
Bundesemt l§t der zuglgste ort, den Sİe sich vor§tellen können in Bezug auf Gehelmhaltung von
Akten. über§pıtzt 8e§agt: Was das Bundesemt wetp, i§t direkte§ Wlssen auch der Behörden de§ ]rak
und der Türkel."
wörtllch flı8te der AA-Beamte noch hinzu: "selen sie auf der Hut! Gerade dle Asylakten slnd den
betrolfenen Reglerun8en und ihren Dlensten fast naht]os bekannt."
speziell mİt der Türkel, so erleuterte der Beamte weiter, exlstiere eln formelİğlertes Verfahren,
gelches zum Nechrichtentau§ch über eıne Llste von Personen und Gruppen verpfllchtet.1

Im ırel 1983 antgortete der Verfassungsschutz auf die Anlra8e des Mslnzer verwaltungsgerlchts,
ob elne weitergebe von Erkenntnıssen über Asylbewerber/lnnen an auslğndlsche stelen ausgeschlos-
sen werden könne, mit der (spater widerrufenen) Aus§a8e: "Eine weiter8abe an stellen anderer
steaten, deren Bezlehungen zur Bundesrepubllk Deutsch]and lm diplomatlsch-politi§chen §prachge-
brauch als freundschaftlich bezeichnet werden, kann nicht allgemein ausgeschlossen ırerden.'ı
Mıt Detum vom 19. November 1987 het nun Bundesinnenminl§ter Zimmermann (CSU) elnen Referen-
tenentwuİf für eln Gesetz vorgelegt, de6 diese selt Jahren praktizierte zu§ammenerbeit auşlündl-
§cher mıt we6tdeutschen Geheimdlensten in elnem bisher unerhörten Au§mep legallsıeren und damlt
auch eu§weiten 60ll. Der Gesetzentwurf trğ8t den Namen "Gesetz über die zusemmenaİbelt des
Bundes und der Lönder ln Angele8enheiten de§ Verfassungsschutzes und über das Bunde§emt lür
verfassungsschutz (Bundegverfassungsschuİ,z9esetz - Bverfschc)". Neben zahlreichen Be§tlmmun8en,
die eine Ausweltung der Abhör- und Beschattungspraktiken de6 Verfe§sungsschutzes regeln, und
neben elner dre§ti§chen Au§weitung der Au§kunftspflicht sğmtllcher staetlicher Behörden gegenüber
dem Verfa§sun8§§chutz enthİlt dieser Ge§etzentwurf auch dle folgende Kleusel:

'ı ıo
0bermlttlung peıaonenbezogener lnlormatİonen durch de§ Bundessmt für verlessun88schutz

(4) Das Bunde§amt für Verfassung§schutz darf personenbezogene Informationen an ausIğndische
stellen sorgie an über- und zwischenstaatlİche stellen übermitteln, wenn dİe Übermlttlung zur Er-
füllung setner Aufgeben oder zur wahrung erhebllcher sicherheltsinteres§en des Empfğngers erfor-
derllch İ§t. Dle übermittlung unterbleibt. auswartige Belange der Bundesrepub]ik Deutschland oder
überşie8end schutzwürdlge Interes§en des Betroffenen entge8enstehen. Dle Übermittlung ist ğkten-
kundig zu machen. Der Empfenger ist darauf hlnzuweisen, daP die übermlttelten Informationen nur
zu dem zweck verwendet werden dürfen, zu dem sle lhm übermittelt şurden."

Alles §pricht dafür, dap zlmmermenns Gesetz V.a. die Zusammenarbeit westdeutscher und türkischer
staat§schutzbehörden legallsieren und au§weiten soll - mit wahrhaft mörderischen Folgen für dle so
an dle türkischen Gehelmdienste verratenen und verkaulten opposltionellen, die sich als Arbeıter
oder Flüchtlin8e in der BRD aufhalten!

- Das Au§lğndergesetz
§chon heute sİnd Einwanderer und Elüchtlinge hlnsıchtlich der Möglİchkelt elner Ausübung demo-
kratİscher Rechte in Vleler Hinsİcht rechtloser als die "deutschen Ureinwohner". Sie dürfen z.B.
nlcht wğhlen, auch wenn sle echon Jahrzehntelang hier leben. Geme9 § 6 Auslc kenn die politl§che
BetAtigun8 von Elnwandeİern und Flüchtıin8en eingeschrankt oder unter§a8t werden. Dle Konstruk-
tıon unterschiedlİcher Gruppen von Einwanderern/Flüchtlingen entsprechend dem Auslc konstltulert
schon heute Menschen mit Rechten zweiter, dritter und Vierter Klasse - bis hİn zu derüenigen, dle
auf behördllche Anweisung ausgewie§en, abgeschoben oder ausgeliefert werden, z.B. well den Be-

ıAngaben über die§es Gesprech nach: v.Arendt-Rojehn (Hr8.), Au§8eliefert - cemel Altun und
endere, s. l53f.

ıEbenda, S.156.
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hörden dle vorgebrachten Asylgründe nicht ausreichend erschlenen, weil
einen formeılen Auslieferun8santrag gestellt hatten, oder 8anz einfach
sozlalhllfe beantragen mupte.

die (türkischen) Behörden
weil der/dle Betroffene

Indes scheİnen die repres§lven Möglichkelten des heutigen Auslğndergesetzes der Bundesregierung
lmmer noch nlcht weİt 8enug zu 8ehen. Der - durch eine Indıskretİon bekanntgerpordene und zwİ]
8chenzeltllch wleder zurückgezogene - "Entwurf elne§ Gesetzes zur Neuregelung des Auslenderge-
§etze§" von Bundesinnenminister zimmermann zeigt die Marschroute auf, auf der über eine weİtere
ver§cherfung de§ Au§lendergesetzes nechgedacht wird: Hieİin sind Auswelsungsgründe vorgesehen
wie etwa " "Verğchtlichmachung und Herabivürdigung der Bunde§republik Deutschland oder der Ver-
lassungsorgane de6 Bundes und der Lİlnder" oder auch in Fe]len "besonders gefiihrlicher extİeml§tl-
§cher Betötl8unc" (§ 39 AAG). Nach dem Gesetzentwurf lst elne politi§che Tettgkeit verboten.

'l. dle gegen dle freiheitlich -demokratlsche Grundordnung 8erlchtet lst oder die Sicherhett der
Bundesrepubllk Deutschland gefğhrdet,

2, dle dem Inhalt der allgemeinen Regeln des Völkerrechts wideIspricht,
3. dle 8egen dle Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland VerstöBt oder mit Recht§verstö-

pen insbesondere mit der Anwendung von Gewalt verbunden lst,4. die GeEaltenwendung als Mittel zur Durchsetzun8 politlscher, reli8löser oder sonstiger Belan-
ge öffentlich unter§tützt, befürwortet oder hervorzurufen bezweckt oder geei8net lst,5. dle Vereinigungen, polltlsche Bewegungen oder Gruppen lnnerhalb oder au0erhalb des Bundeg-
geblete§ unter§tützt, dle lm Bundesgebiet Anschlöge ge8en Deutsche oder deutsche Einrtch-
tungen verenla9t, befürwortet oder an8edroht haben,

6. dle bestimmt ist, Partelen, endere vereinlgungen, Einrlchtungen oder Be§trebun8en augerhelb
des Bunde§8ebİete§ zu fördern, deren Ziele oder Mittel den Grundwerten einer die Würde des
Menşchen echtenden staatlichen Ordnung unvereinbar slnd pp.'' (§ 29 AAG)

Damıt 16t faktlsch Jegliche potitische Tğti8keit dem zugriff des staates ausgesetzt. Dİe Formu-
lierungen in dem ce§etzentwurf sind 60 gewehlt, dap staatllcher Willkür Tür und Tor geöffnet ist,
Ja dap man davon ausgehen mup, dap wıllkür von vornhereln beabsichtigt ist und Einranderer/
Flüchtllnge in ihrer polittschen Tetlgkeit den Jewelligen pollti§chen Interessen der BRD unterwor-
fen gerden sollen. Da ein Verstop ge8en diese Polltikverbote mlt Auswelsung geahndet we.den soll
(§ 39 AAC), wğre lm Falle elner Durchsetzung dleses oder elnes 5hnllchen Gesetzentwurfs dle
Iı{ögllchkeit einer massenhaften überstellung politlsch aktiver Türken und Kurden an die türkı§chen
verfolgung§behörden - gerade auch lm Zusammenhang mit der Anwendung des § 129a stcB (Unter-
6tützun8 einer "terrori§tischen Verelnlgung" bzw. werbung für sle) in grellbare Nehe 8erückt.

3.2 "Dlen§thilfe" İ9e§tdeutscher
Bel§plele

Pollzel-, Geheimdien§t- und Strafvollzugsbehörden: eusgeEğhlte

'Hürrlyet'. l4.2. l 983:
"Dev-sol rrurde auf wunsch von Türkmenl verboten."

ıAupenmlnlster des damallgen Kabinetts Ulusu
2Zlmmermann und Çetıneİ.

13

Im folgenden eoll anhand einer Reihe von Zitaten aus türki§chen Zeitungen und deut§chsprachlgen
Quellen dle "gute zusammenarbeit mıt der Türkei auf polizeılichem Gebiet" herausge§tellt werden.

'Hürrlyet', 13.7.1982 ("Das Problem der türkelfeindl lchen vereine wird gelöst"):
"Die offlziellen bundesdeutechen De]egatlonen ... tei]ten mit, dap man slch von jetzt an bei der
Ernennung von Lehrern, dle nach Deutschland gegangen sind, an dıe Türkei wenden und den Leh-
rern, die gegen da§ demokratlsche Reglme in der Türkei arbeiteten, keine Aufgabe geben werde."

, 'Tercüman', 22.7.|9a3 ("Die Flüchti8en, radikale Gruppen, Asylanten und Armenİer"):
"Dİe Eini8ung zwischen den zwei Innenminl8tern2 kann in folgenden Punkten zusammengefapt wer-
den:
1. Dle Türkel hatte dle Auslıeferun8 von ı35 Tetern ... gefordert. 38 Gesuche hat man akzeptlert,

32 abgelehnt. Dle anderen werden noch geprüft...
2. An dem Gespröch der Experten über Terİorismus werden die Gendarmerie und der Grenzschutz
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,Hürrlyet,, l3.8.1983 (,,39 wurden auf elnm&l in die Türkei aus8eliefert"):
.39 per.onen, unter denen sich auch extremi§tt.sche linke befanden, ııurden in die Türkei ausgelle-
fert. sıe ırurden von türklschen polizlsten übernommen, dle aus der Türkei engerel§t weren,

Etwe 2oo per§onen demonstrıerten em Frankfurter Flughafen gegen dle Auslieferungen. sle blok-
klerten die Türen und verhinderten so den Einstieg in dle Maschlne nech I6tenbul,
Dle deutsche poltzel hielt die personellen der au§8elieferten personen gehelm,"

Brlef de§ Bundesjustİzmlnl§ters Engelhard an Aupenminl6ter Gen6ch_e.r ("Betr,: Au§lİeferung des

iürkİschen Staatsangehörıgen c.K. eftun aus Deutschland ln dle Türkei"):
.Aus stcht des Bunde§mtnlsterlum§ der Justiz be§tehen gegen elnen volızu8 der Au§lleferung kelne

Bedenkenmehr.DanacntzqlRca".Bunde6minısterdeiJustlzüberauslendischeRecht§hllfeersu-
chen nur lm Elnvernehmin mlt dem Au§wğrtlgen Amt ent§chelden kann, er§uche lch Sie hlermlt

förmlich, nunmehr dem Vollzug der Auslieferung zuzustlmmen, ",
Schllepllch dürfen dle xonseğuenz"n der gehandlung dleses Falle§ für_ ausgehende deutoche E..ıgu-

chen ntcht euper Betracht gela§§en werden. soltte d;utscherselts Veranlas§un8 bestehen, dle Türkel

um elne für uns bedeutşeme- nusllererung zu er§uchen, şürde sıch dlese sicherlıch an deı deut§chen

Ent§cheldung orlentıeren."

'tez', l2.7. ı 986:
,,Angeführt vom obersten türkl§chen polizelchef saffet Ariken Bedük. konfe- rierte dle türkl§che

Dele8etlon mlt vertretern aes nunaesınnenminlsteriums, besuchte da§ Bunde8krtmlnalamt İn wlesba_

den, trel §lch mlt vers"nıe-ae.nen 
- 

ienaerpoıızeıchels und beriet bei dem deut§chen waffenpİoduzen-

ten ltde88er§chmtdt-Bölko;-Blohm über den Kauf von Kampfhubgchraubern, 
_ 
dle für den Elnsatz 8e-

gen die kurdlsche Guerilla gebraucht werden. ... Al§ konkieter punkt wurde dle zu6ammenarbelt lm

ğemeınsamen Kampf gegen den Terrorlsmus hereusgestrlchen, "

'Inlormatlonsbüro Türkel', l4,7. l986:
"Die Auslleferungspraxlğ a"r gnp, dle durch dle verhaftung von süleymen yağız eınen schritt wel-

ter ,lng und dle c"nr". ionu"nlion prakttsch mipachtete, lndem sie yağIz, einen 1n Schşeden an_

erkennten Flüchtltng, "n 
a"" Folterreglme ln der Türkeİ ausliefern wollte, ınachen elne yeltere

irr..."n""u"lt gegen aıe ısyı_ und Rıislleferung§politık hierzulande notwendlg."

(Erİnnert 6eı an dle§er stelle auch an dle Auslleferungen von Levent Begen im Juni 1980 und von

seml ıdemi§ lm August I983, an dle vlelen auslleferunğsverfahren gegen Verfolgte, deren Auslİefe-

rung ochlteplıch doch verhındert werden konnte, sowi-e an die vielen tausend Namenlosen, deren

8ewaltsame Ab§chiebung von den westdeutschen Behörden "gerğuschlos" durchgeführt werden konn-

te.)

,Tercüman,, l4.8.1987 ("Wlr schla8en dle Bandtten auch in Europa"):

"Bel den andauernden op"."tionön gegen die pKx wurde eine neue Front eröffnet", Auperdem er-

klğrten dıe verantşortıian"n,- »ei o"r ,separetistenoperation' der_ deut§chen pollzei seien wlchtlge

Dokumente über dte pkk 8efunden worden. Angesichts die§er Informetionen würden dle operatlo-

nen ln der Türkeı lortgesetzt werden,'

Dle Verlolgun8swelle gegen Mltglieder und sympathi§anten von "Feyke Kurdisten", elner vereinl_
gung kurdischer erbeiter] unJ-xrıir.r"""ın", jt"ııt elnen (vorlğufigen) Höhepunkt der Repıesslon

und Krlminalisteıung von in der BRD lebenden Kurden und Türken dar:
_ Ab April 1987 drangen iolizeikommando§ ln Bayern in ca. 50 wohnungen kurdischer Famllien ein.

_ Am 27.7.ı987 drangen ;ii;;;a; unter der Anleitung von MADz und BKA in Köln tn vier woh_

i4

ısondereln§atzkommando der pollzei,

lm september betelllgt seİn.
3. Betde Mlnlster glngen davon aus, dap es ca. 60.000 Radikale 8tbt, die die innere Sicherhelt der

Türkei und Deutschlands bedrohen."

'Hürrlyet'. l2. l0. l986:
,,Genorelbunde§anwalt Prof. Dr. Kurt Rebmann tellte dem Botschafter der Türkel, Işcan, mlt, dle

extremlsti§chen Akttvltğt; gegen dle Tlırkel tn Deut§chland würden aus nüchster NEhe beobachtet"
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nun8en und in dle Rğume des A€rı-Verla8es gewaltsam ein. Dle wohnungen wurden veıwüstet und700.000 DM Spendengeldeı, dle dem KurdlJtan ]Komitee tn Parİs c"törİ";l U"..hlagnahınt.- Dle Newrozı - Veranstaltungen ln Nürnberg em 6. Milız l988 sowle Informatlonsveren§teltungen imFebİuar und Mal ln München wurden verboten.
- Am 4.8.1987 wurden ln _Dulsbur8, Köln, stuttgart, Nürnber8, Hannover und İIamburg 39 Vereln§-rğume und wohnungen durchsucht. Die Wohnungen gehörten meist Vor§itzenden der Mltglledsver-elne von "Feyka Kurdl§tan''.
- Am 13,2.1988 wurde Has§an Hayri Güler, der von der türkischen zeitung ,Hürrtyet, als angebli-cher Mörder olol Pelmes bezelchnet wurde, in Köln auf offener Strape'verhaftet. Er wurde seitJs,hren vom türkı§chen Geheimdlen6t MIT verfolgt.
- Am 16.2.1988 gab es weltere verheftungen in verschİedenen stedten ln der BRD.

cegen l6 kurdon ermıttelt der Generalbunde§anwalt wegen des verdachts dereiner " terrorlstischen Verelnigung'' nach § l29a stGB. Zwölf von ihnen sttzenmelsten §eıt Februar ı988) unter sonderhaftbedlngungen und strenger Isolationverschiedenen stüdten der BRD. Ankla8en sind bishe} nicht erhoben w-orden.

Eİgtmal8 wlrd eine Exlloıgenisatlon, dte den natlonalen Belrelung§kampf in ihrem Lsnd unterstützt,ln der BRD nach § 129a verfolgt! Dabel wırd die Durch§etzbarkeit dieser neuen Qualıtİt elner ver-
İ9l8ung von Exilorganl§atlonen ln der BRD dadurch be8ün§tlgt, dap aie Pollttk der PKK, dle von"Feyka kurdi6tan" unterstützt wird, zu heftlger krttik auch dir forischrittllchen krğfte der Türkelund Kurdistans Anlag gab. Jedoch kann die Kriminalislerung von "Feyka iurdlstan" nur el§ Be8inneines gröpeı angelegten verguchs gewertet werden, zur Durchsetzung aupenpoltti§cher ]nteres§ender BRD die fort§chrlttltchen türklschen und kurdlschen Gruppen ın"sgesİmt, dle vom türklschenRegime regelmüpig als "terrorl§tlsch" und "anarchistisch" diffamiert werd"en-,-zu krlmlnellşieren.

Mİtglledschaft in
seit Monaten (dle
in Elnzelheft in

15

2Mllitüri§cher Abschirmdienst der Bundeswehr.!Kurdi§che§ NeuJehrsfest.
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Anhang:

Rü3tuıgsexDorte BRD ) Türİei

Lteferfirnenı o Enpfönoer ö Beüerkungen
Auf traqsvolu- Yerrendung
nen t ıJiefer- (lokal) r
ternin (final)

Ouelle2

741 0 Panzerin-
s tandsetzungsrıerkrı

751 ö Panzerer-
satzteilverİ 0 İ

Krupp Industrie- * 0 ? 0 30 reine lDstandset-
unil Stahlbau o KanpfDanzer zung; 90 t Ersatz-
Arifiye } 1974 Pro üonat teile aus BRD, no-

(fÜr ı,eopard dernstes lıerk Euro-

Krupp Indust r ie-
und stahlbau ö ?

0 1975-?

771 0 Kaıpfpanzer Krauss -}laf l ei
t eopard 1At O 190 u.a.0 ? l t911 ,

1978
811 0 Polizei-Kfz. Vll 0 ? r 1981
i?
812 l KaDDfpanzer Krauss-ılaffei l0?0l
ıJeopard 1 A3 a 200 u.a. 0 ? o 1981-

81ıı t systeıe für ?i?r?
üilan-RaketeD a
2A9

815 i üilan-Rake- ?l?l?
ten 0 5000

815 0 Ulrüstsatze ?l?|?
für Us-Panzer ü ıı8
-ı1 .?

1 ıt. taz) pas; ca. 1000 Besch.
İo?0 ı
I(apazitit:
3000 Ersatz-
teile
ı.?0ı ı

İr?0l l

*r?rİ

77 stück aus der SIPRI;
"Rüstungssonderhi],- BundesreE.: Bt-
fe" (1980) von 500 sitzung ıı.10.8ıı;
tlio. Dt{ t(raDer, s.38
verDutl. parall.el zu Bundesreg.: Bt-
8|2 sitzung ıı.10.84

l0?.İ aus der "Rüstungs-
sonderhilfe" von
1980

f,raner, s.38

l.?0l KraDer, s.38

l0?rl KraDer, s.38

*o?0l Koproduktion D-E Tercünan 22.2-82

Dure-EestaDiıe; SIPRI, ı{iıl iyet
illiyet: 100-200 2^.!2.82

822 t Kınpf f lug-
zeugF10ııaüı4

8ıı1 0 Panzerket-
tenfabrik ö 1

ı Erleuterungen de
G)= GeDeinschaf tsproiıu
l = Ergibt sich von se

2Info: Infornatio
an 1. Junİ 1987 oit E.

(us-Produktion) ıO?al
t?a?
G)a?o? Inbetriebnahne 11/ 84 Inf oı0

.ı
ifiyeAr

rF
kti
1bs
nsb
Hei

irnennanen an Ende dieses Yerzeichnisses;
on; IJ)= Lizenzvergabei z)= zulieferung;
ti ? = konnte nicht geklart şerden
üro Türkei (llannover). Inf oroat ionsnapPe zur Pressekonferenz
nrich und R.lrslan; (raler: E.Kraner, Der İ{ATo-Partner Türkei

(ArbeitspaPier), stiftung taissenschaft und Politik, Dezenber 1985; RF: Rote Fahne

ixıpo); iıinı, stockholD International Peace Research Institute ( rnternat ionales Frie-
densiorscbungsinstitut Stockholn) ; ıt: rehrtecbnik

ı5

Dat eDsatzkennzahl
0 GeqenstaDd 0
stückzah1

ıl 9/8L
(RF 15.u.80;
10. 10. 81) ,
taz 3 0.10.8ıı;
Kraner, s.36
ııt 9/81
(RF 10.10.81)

sIPRI

Tercünan
11 . 10. 81

813 ö Bergepanzer ?l?a?
0ıı

821 a Polizeibub- ?l?ç?
schrauber Alouette
ıı 018

aus iler "Rüstuıgs-
sonilerhilfe" von.
1980
I
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851 a u-Boot 209
a2

852 ö U-Eoot 209 IKIJ/HD!| L) Cöl- l a ? 0 l
a 6 cük-lıerf t ;

z) zeiss, Krupp
ıtıas Eıektronik
0?i?

853 0 SchDellboote l,ürssen u.a. { ? l 0 ? 0 l
(versch. Typen) 0 19 7?-
i 19(

85ıı i schnellboote L,) Taşkizak-
t5 tlerft0? 0?

*.?.*

855 0 Panzerkano- (ileutsche Fir-
nenİabrik üKEK t 1Den) O ? a

11/85 eröf t net

TRT, Blohn +

voss, HDlİ i 500
ı{io. Dı{ 0 ?

l0 Kirik-
kale ü für
Panzer
Leoparaı 1

l0?.İ

üıİ{. Istanbul a İO?al ı
? 0 5x6: 1987-

KraDer: G) 2 s tück.
3 geplant; zeiss:
Sehrohr SERo ılO;
KruPP: seDsoren

İ

KraDer: { stück, nit
us -Harpoon-Raİe t en
ausgerüstet

für brit. 105-nn-
(anonen;
ıl0 llio. Dll von aıer
ERD f inanz iert
Produktionsbeginn :

9l83, I. Stapellauf
5l85;
Heroes-Dürg3chaf t
Hernes-Bürgschaf t

30 t dt. Bet.;
Krauss-xaffei er-
hofft sich bessere
t{öglichkeiten des
ı{eiterexports
europAische Kopro-
dukt ion

für l,,eopard 1 und
ı1-4 8

f ür l,eopard 1 Aıl,
l{-ıl8 und Transa1]

üarine-Ruıaıschau
2/85;
Kraner, s.3? i
wt 7/87; S]PRI
üar i ne -Runds chau
2185;
Xraner, S.37;
ııt 7/87; SIPRI

üarine-Rundschau
2/85; Kraner,
s.3?; t t 1/85,
7/87; sIPRI
llarine-Rundschau
2/85; Kraoer,
s.37; t t 1/86,
7/87; sIPRI
üi 11iyet
2ı1.11 .85; Info

Kraner, s.37;
[tz 18.10.85;
vt 1/ 86

FAz 18.10.85;
ıt !l85

Türkische lıirt-
schaftsııelt 13/1
L986 / 87 ;

dpa 10.3.87

'ült 7 / 87

vt 7 /81 (?|

ıt 7 /87

IKL/HD!|ı?t? lO?rl Kraner: ıı stück

857 a Eregatte L) Gölcük-İerft *r?oü
}tEKo200T02 ç?l?
851 ö Panzertrans- Faun a ? 01985 lö?0l İ
porter a ?

,ıt 1 /81

Eır 28.5.86;
vt 1/81

D-D gröOter Aİtioner flanaıelsbl at t
von 0tonarsan (35t), 13.10.85; Info
80 t aler Teile aus
der BRD; "gute Aus-
gangsbasis zur Be-
dienung der ı{ahost-
irkte"

aus Bure-Bestönden, taz-HH 2 3 .10. 85,
z.B. Depot G].inde .r. ılagenann

855 a Fregatte
}lEKo200Tö2

862 0 üilitır-ı,Kı{
ııxıı, 6x5 0 ?

853 0 üi li tğr-Ki z.
. 36000 l,Kş (?) =jthrlich 500 uni-
oogg, 1200 Gelön-
deçıgen, 5000
Dieselıotoren (?)

855 o Panzer Acv
Puna t 1000 (

xxx a Trangport-
flugzeuE Transa11
a20

871 } İıacht§icht -
gerete PzB-200 ö
ca. 1500

Dainler-Eenz c) İ
otoDarsan O l
Anlageİapita1
15ürd.TLil.

r Niğiıe .

r?.İ85ıl o üilitğr-Kfz. }rAN u.a. t ? 0 ? İ
ç?

Krauss-ılaffei,
Diehl, üAN G)
Ercan Hol<iing
conp.O?a?

l.?ot

ırBB . ?. ? *0?o*

AEcö?abe-
reits geliefert

l0?0l

8?2 l Torpedo§ 0 ? AEc ö ? O ?

8?3 0 ılotorrauD- Deugraü ? a ?
löschanlagen t ?

l}?0l *

l}?.l

!7

sIPRI
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8?ıı a Transport- Dornier l? l ? la?0l ı
f}uEzeug Do-128 a
2

875 tachetaıraht GraePe]. ö ? 0 ? *ü?.
"schutz der
Grenzen"
l0?0ü875 i U-Boot-

sengoren a ?
Krupp At 1a9
Elektronik r ? a
bereits gel.
Krupp üaK 0 ?
i?

*

s
t

0
0

İ

1l 1/87

ıt 1 l81

qt 7 /8'ı

ıt 7l81

ıt 1/87 (?l i
sIPRI

Hl 1/81

yeni Günaıen
60/81

a 50

8?7 0 Panzer Av-
90t?
878 0 Panzerab-
t,ehrlenkşaffe
üilın o 2?50 (?)

87c a Radpanzer
coDaıor ü 25

t{BE (50 t}
0?

ll?1l Prototypauf trag:
1/85

}? lO?0| Koproduktion D-F

8?9 0 Ver<liese-
lungssğtze für
panzernotoren l
170

t(TU}?0? İO?}l

87A a naubitzen- üTU, Rheinne-
teile 0 für ins- talı, GLs ö ? t
ges. 168 İaubitzeı ?

8?E 0 stroDerzeu- t{ll}l 0?0?
ger. Hauptantriebe
für tİ. llarine-
gchiffe 0 ?

l0?.İ l

für 170 Us-Panzer
u-48

ıt 'l l81

für 25 U§-Haubitzen çt 7/87
l{-ıı4

ıt 'l / 8'l

nit Zşillings-üG-
Turn

ut 1l87

l.?0l

Arnee ,
Dorfnil i z en
iı.İ

Thyssen Henschet Gendarnerie
O ? o bereits 0?tİ
geliefert
zİ|?.? l }?0İ t8?D a PaDzerge-

triebe a ?

8?D o Getehr G 3 O ıleckler & Koch
? ö?a?

t

18
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Erlğuterung aıer firDeıDanen

AEG:

Blohn + Voss:

Deugra:
Dornler:

faun:

GLs:
6raepel:

HDİa:

IKL:
krauss-üaf t ei ı

KrupD ilaK ı
Lürssen:

üAı{:

HBB :

üTU:

İıı' :

Z?

AEG-Telefunken AG., Berl in/Frankfur t; (inzrischen Dainler-
BeDz-Tocht er )
BlohD + voss AG.. Hanburg; Hauptaktionğr (5?,55t): ThyssenıG.
DEuGRA Ges. Brandschut z syst eDe nbH., Ratingen
Dornier 6nbH. üünchen/Friedrichshafen;. Hau;taktioner(65,5t) : Dainler-Benz
fıun ıG, Lauf; Hauptaİtioner: Hoesch Ac. (über o & [ oren-stein e KoPpel Dit 95t)
GLS Gesellschaft für Iogistischen ServiceFriedrich Graepe1 AG, Löningen (OJ.<lenburg)
[owaldtsTrerke - Deutsche raerf t AG., Hanbirg/Kie1; ılauptak-tionere: Bund (über Sal zgi t ter-Konr".o ,İİ-Zl,ğt), ıanaschıesYig-üoıs t ein (25,1t)
rndustrieırontor J.,übeck
Krauss-llaffei Ac., üünchen; Hauptaktionöre: tJanal Bayern(über lJfA-cesellgchaf t für Vern8gensverşaı t ung iıt 25,5t).RTc Raİetentechnik GubH. unterhaching
Krupp üaK }laschinenbau Gnbn. Kiet
!.ıürssen-lıerf t, Brenen
ü.A.lİ. l{aschinenf abr i k Augsburg-Nürnberg AG., lugsburg;llauptaktioner (?5t): Al l i anz -Vİrsicheruİg (z.t. tl»er llüncrı-ner Rückversi cherungs -Gesel lschaf t )ılesserschni t t -Bölkoş-Blohn GnbH, tüncheni (in Kürze Daioler-Eenz-Tochter) ı
}lTu ı{otoren- und Turbinen-Union t{ünchen cnbE; Alleinbesitzvon Dainler-Eenz
üotoren-Ilerke tlannheiı AG. i Hauptattioner (99t) : Klöckner-HuEboıdt-Deutz AG.
Zahnradfabrilr Frieitrichshafen ıG. ; (iDzrischen DaiDler-Benz-Tochter? )

ıBig jetzt (13.9.88) noch nicht.

!9
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Mauritiussteinweg 59
5000 Köln 7

B un d e sr e p ublik D euts chl an d

Datum: 70. und 77. Dezember 1988

ANKLAGESCHRIFT
ZUNI THEMA:

ı
I

ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı

ı
ı
I

I

ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
ı
l
ı

!
ı

!
ı
ı
ı
ıı!
i Versuch der Vernichtung der politischen Opposition: Folter, ı
İHinrichtungen. Massenprozesse, Verschwundene, Flüchtlinge inİ
|Eurona und anderen Lijndern, Entzug der Staqtsbürgerschaft etc.i
ııI ı
! *ontaktadr€ss€: :
| ^oordinoti 

onskoııı nıitı,ı, :

l 'es 
Interna;ixn;'"irJ,,,|!,iiili 

!
I Postf.')1\81İ] !. D-3000 Hoıın<ıuer 91 :
l ı eı:051 t -2 r 02()ı,)7 |ı!
I Dı.se AnklogeschriJt und deren Begrünılung wurden von der 2. Kommission uorbereitet.
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DER PUTscH VoM 12. SEPTEMBER wAR
UND IST EIN VERSUCH

DER VERNICHTUNG DER POLITİSCHEN
UND

GE SELLSCHAFTLICHEN OPPOSITI ON
An dic Jury des Internationalen Tribunals.

Unsere Kommission. die den Auftrag hatte, die Haltung des Regimes gegenüber der politischen und
gesellschaftlichen Opposition zu untersuchen, ist zu folgendem Ergebnis gekommen:

Der Putsch vom 12. September ist oeben seinen anderen zielsetzungen in €rster Linie der Versuch, die
politische und gesellschaftliche Opposition auszuschalten. Die dabei angewendeten Mittel und Methoden
waren und sind Folter. Hinrichtungen, Massenprozesse. Massenverhaftungen. Militer- und Sondergefiing-
nisse, Aberkennung der Staatsbürgerschaft etc. Diese Mittel und Methoden wurden im Einklang mit anderen

iuristischen und VerwaltungsmaBnahmen angewendet, so daB schlieBlich die politische und gesell.
schaftliche Opposition unterdrückt werden konnte.

Diese Charakteristik des Regimcs des 12. September darf nicht als etwas Vorübergehendes gesehen
werden. Auch zu diesem Zeitpunkı. d.h. wöhrend des Ablaufs des jetzt stattfindenden Tribunals. kann die
gesellschaftliche und politische Opposition in der Türkei immer noch nicht wieder aufatmen. Die
[nstitutionen dcs fa§chistischen Regimes und seine Gesetze lassen die politische und soziale Oppo§ition
nicht den lebensnotwendigen Atem schöpfen. Diese ist eine vom Regime bewuBt vorprogrammierte
MaBnahme.

DIE SPRACHE DER FAKTEN
Die Haltung des Regimes des 12. September gegenüber der gesellschaftlichen und politischen Opposiilon
möchten wir zuerst an Hand von Zahlen darlegen. obwohl uns bewuBt ist, daB die Sprache der Zahlen zu

trocken ist, um das sich dahinter verb€rgende nıenschliche Leid, das Leid der türkischen und kurdischen
völker. ermessen zu können.

Die schreckliche Bilanz des Regimes der Türkei uıird vom Menschenrechtsverein der Türkei wie folgt in
zahlen dokumentiert:

derFestgenommenen; 650.000
der Hingerichteten: 50
dcreingeleiteten Pıozesse: 2l0,000
derFlüchtlinge: 30.000
derienigan, denen die Staatsbürgerschaft aberkannt wurde: t4.000
der Menschen. die Reise- und sotnit PaBverbot haben: 388.000
dcr Foltcrtode: 229
dcr Todesurteile. die im Parlament auf Bestötigung wartcn: 2|9'
deı geschlossenen Vereine und Vertıinigungenl. 23.667
der geschlossenen und vgrbotgncn Zcitungcn und Zeiotschriften: 54
dcr Menschen. die durch eincn entspıechenden Vermerk a|s "gefdhrlich" sligmatisicrı

wurdcn: 1.650.000

Diese Zahlen sind ein handfcster Beweis dcr Rcalit6t, 5o wie sie nach dem Militdıputsch vom l2. SeptembeI
'8o in der Türkei erlebt wurde. Die zahlcn verdeutlichcn den prozeB, den die türkischen und kurdischen
völker seit 8 Jahren durchlcben müssen.

Zahl
Zahl
Zahl
Zah|
Zahl
Zah|
Zalıl
Zahl
Zahl
Zahl
Zahl
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Seit dam Militiirputsch waren 1.650.000 Mcnschen den direkten Angriffen des Sıaates ausgesetzt. Zehlt
man ihre ebenfalls leidtragendcn Familien dazu. so nahcrt sich diese Zahl der 4 Millionengrenze-
Das Regim,ı ucrfolgtc cin einziggs Zicl. a ls cs einen Tcil der Bevölkerun g "zum inneren Feind" erktert€ und
J(jgen dicscn Tcil ıllğ dcnkbarcn Rcpressions- und VcrbotsmaBnahmen trıf: die Unrerdrückung der
gesellschafılichcn und politischen oppo5iıion und dgrcn Ausschaltung. Nachdem die politische und soziale
Opposiıion dqs Volkcs untcrdrückt wordcn ııar. konnte nun dic vom lWF verordnete Politik lcichter
,Jurchgesetzı rucrdcn. konnten "s(obiliadİ" und "Ordnung" wiederhergestellt rverd€n. Die Architekten de§
Purschcs und dercn Logik-Lehrcr die impcrialistischcn lnstituıioncn vcrfolgten gcnau dicses Ziel.

Denn die Rcgierungcn tor dem Militiirpuısch waren wegan der heftigen Rgaktiongn und des Kampfes der
3esellschafılichcıı Opposiıion nicht in dcr Lage. die ökonomischa Kur des IWF. und die politisch-
miliıdrischen Fordcrungen dcr USA und NATO zu erfüllen. Die gesellschafıliche Opposition konnte miı
}litıeln luie Zciıungen. Vcrejnc. Parıeien etc. ihre Fordcrungcn zum Ausdruck bringen und ihİ€ stimmc
gegcn dic Regierung erhcben.
Unmcnschlichc }leıhoden wie Folter. Hinrichıung. Massenverhaftungen etc-. die zur Vernichtung der
polirischı_,n Opposi(ion als noıu,endig crachıet wurdcn. haben berciıs am }1orgen des Putsches ihıe
\nu,endung gefundcn. undzu,ar landcsweir. Wiihrend diescs Generalangriffes des Sıaates wurden über
o50.000 Llenschen fesıgcnommcn. gcfoltcn und eingekerkerı. Sie wurden erst nach langem Gefiingnis-
aufenıhalt ı,or ein Gcıicht gestellt. zwar vor au§ergewöhnliche Gerichte.

Die Hauptmcthoden dieses Vernichtungskrieges g€gcn die politische opposition sind folgende:

a-) Folter:
Nach dem Putsch wurde Folter nicht nur mit dern Ziel angewandt. die Gcfoltenen zu Gestiindnissen zu
uruingen. sondern in ersıer Linic vcrfolgıe sie das Ziel. die Menschen zu entwürdigen. sie ihres Menschseins
zu berauben und zu Zweifeln an ihren eigenen Idealen zu zuıingen. Neben Folterungen an Einzelnen fehlte es
nach dem puısch an Massenfoltcrszenen nicht- [n lindlichen Gebieten, besonders in Türkei.kurdistan
wurden die Bauern masscnhaft auf dem Dorfplatz gefolten. Seit 1980 haben insgesamt 229 Menschen
durch Folterungen ihr Lebcn verloren.
Die Folter wird in der Türkei als ein€ systematische und offizielle Staatspoliıik zur Unterdrückung d€İ
opposition nach wie vor cinge5elzt.

b-) Hinrichtungen:

Das Regime des 12. September hat die Hinrichtung als Angst- und Drohmittel eingesetzt- Gleich nach der
Machtübernahme begnügten sich die Militdrs nicht €twa nur mit der in der Bevölkerung durch ErschieBen
auf den Stıa6en und B€rgen erzeugt€n Angst und Panik, darüberhinaus fingen §ie sofort mit dem Vollzug von

Todesstrafen an- Di€ erste Hinrichtung wurde bereits 20 Tage nach dem Putsch vollzogen.

c-) Festnahmen, Massenverhaftungen und Geföngnisse:
Die Periode nach dem l2- September ist eine Period€ von Massenfestnahmen und -verhaftungen. Schon am
Morgen des Putsçhes wurden hundene von Menschen festgenommen und miBhandelt. Die vorhandenen
'Sefangnisse reichten nicht aus. sie wurden in Sportsölen und stadien eingekeıkert- Die Generiile haben
durch eine Gesetzesiinderung die Dauer der Untersuchungshaft. d.h. der Folter bei der Polizei, auf 90 Tage
uerlöngen. So schufen sie die ges€tzliche Grundlage dafür. daB die Zeit für Folter eines jeden Einzelnen
reichte. Tausende von Menschen haben über 90 Tage die schlimmsten FoItermethoden erfahren.
Wiihrend ein Teil der Untersuchungshaftlinge spöter freigelassen wurde, wurde die Mehrheit nach der

ersten gerichtlichen Vorfühıung verhaftet. Die Urteile wuıden in Militerproze5sen ausgesprochen, die Fesı-
genomm€n€n wurden in Militarge{aognisse tİansportiert. Die Urteile der Militargerichte. basieren auch
heute noch auf Aussagen. die unter Folter erpreBt wurden. Tausende von Menjİİ?i'ihaben die un.
menschliche Situation in Militargefangnissen eılebt, einige tausend müssen si€ auch heute noch tdglich
erfa hren-
Die Gefiingnisse in der Türkei sind ein Spiegel des Regimes- Menschen verschiedenster Berufe. die wegen
ihte r politi5chen Anschauung für "sclı uldig" erkl6rt wurden, und die Geföngnisse füllten und fülIen. erlebten
und erieben tagtdgIich unbegrei[liche Repressionen in den Gefdıngnissen. Die Folterungen, die auf
Sicherheitsprösidien von Polizisten bei sogenannten Verhören angewandt werden. setzen die Militirs in
Gefdngnissen ohne Unterbrechung fon. Nur die Kleidung deı Folteıer haı sich geönde.ı.
Das Regime des l2. September führte l98l in Militar- und Spezialgef5ngnissen einen sogenannıen

"Tretmon-Plan" ejn. lm wesen(lichen zielte dieser Plan darauf. die Gefangenen dazu zu zwingen, ihren
Idealen abzuschwören. Enısprechend diesem Plan sind die Gefangenen 24 S tunden am Tag verschiedensten
Arten der idcologischen Gehirnwiische ı.ınd physischer Angriffe ausgesetzr. So will man die Entmensch_
lichung oder mit anderen Wonen Zersıörung der Persönlichkeit der Gefangenen erreichen. Diese
MaBnahme wird auch heute noch unteı dem Namen "Ziuilisierung " angewandt-
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Ein Teil der nach d€m MiIitarputsch festgenommenen Personen wurden einzeln oder in Gruppen von Ieweils
3-4 Personen angeklagt. Tausende von Menschen aber wurden in Massenprozessen angeklagt und werden
noch weiterhin angeklagt- Ein Teil dieser Massenprozesse dauert nach wie vor an. Es gibt Prozesse, in denen
1280 Menschen zusammen angeklagt ırıerden. All diese Massenprozesse werden vor Militargerichten
gefühn. Nach der Verfassung deı Generöle dürfte es kein€ Militörgerichte mehr nach Aufhebung des
Kriegsrechts geben. Abeİ trotz di€ser Bestimmung existieren Militiirgerichte nach wie vor. Die Urteile dieser
Gerichte sind faktisch illegal und dürfen nicht als legitim betrachtet werden.

d-) Aberkennung der Staatsbürgerschaft:

Eine andere MaBnahme der Putschisten und d€r Verteidiger des Putsches richtete sich gegen Flüchtlinge im
Ausland. Denienigen Arbeitern und Intellektuellen, die im Ausland leben und gegen den Putsch protes,

ti€rten, wurdqdie Staatsbürgerschaft genommen. Die Generöle und die Özal-Regierung haben insgesamt
über 14,000 Menschen der Staatsbürgerschaft beraubt, um eine lautstarke opposition im Ausland zu
unterdrücken, Vielen Arbeitnehmern wurden darüberhinaus di€ Passe entzog€n.
Wegen der Repressionen und der politisch€n Verfolgung in der Türkei muBten übeı 30.000 Menschen das
Land verlassen. Diese Menschen möchten ııieder in ihre Heimat zurückkehren. Aber angesichts der noch
bestehenden Gesetze und MaOnahmen ist dies unmög!ich,

SchluBbemerkung und unsere Forderungen:
Selbst diese sehr knapp gehaltenen lnformationen müssen als ausreichend empfunden werden,
um das Regime in der Türkei zu verurteilen. Das Regime des 12. September ist wegen seinen
MaBnahmen. die die ganze Gesellschaft unter Verboten und Unterdrückung zu leben zwingt, und
uregen der materiell und psychisch an 4 Millionen Menschen angerichteten Schdden vor den

Augen der Menschheit schuldig. Ein solches Regime kann und darf im Angesicht allgemein
gültiger Menschenrechte nicht als legitim betrachtet werden. Dieses Regime mu6 verurteilt und
alle seine polltischen und juristischen MaBnahmen revidiert werden. '

Wir fordern die Jurymitglieder auf, sich sofort für die Freiheit aller politischen Ge{angenen
einzusetzen und langfristig mit uns für eine Revidierung des Regimes mit allen seinen Folgen zu
kömpfen.

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



Mauritiussteinweg 59
5000 KöIn 1
B un d e s r ep ublik D euts chl an d

Datum: 10. und 77. Dezember 1988
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UND BEGRUNDUNG ZUM THEMA:

Gewerkschaftliche Rechte und Freiheiten in der Türkei,
Prozesse gegen Gewerkschaften, Maftnahmen des Regimes im

Bildungsbereich etc.

kontaktadresse:
k o o r cl i n a t i tı ıı s k <ı n ı n ı i t e e

des l nte rn oti on o le ı ı l'ribu ııtı /s

c,o 8. Hosselbring
Postf,9l0ti43
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An die Mitglieder der Jury des lnternationalen Tribunals

Wir sind in unser€n Untersuchungen zur Situation der gewerkschaftlichen Rechte und Freihelten ıu
folgendem SchluB gekommen:

Die Verbote und Beschrönkungen der gewerkschaftlichen Rechte und Freiheiten in derTürkei sind nachwte
vor gültig. obwoh| einige der r€striktiven MaBnahmen, die nach dem Miıiterputsch in diesem Bereich
ergriffön wurden, in d€n letzten Jahren eine Auflockerung erfahıen haben, kann man von einer uıirklich
grundlegenden Verinderung der Haltung des Regimes gegenüber Arb€itern und Werktetigen nicht
sprechen. Nicht nur die Gewerkschaften in der Türkei sondem auch die International€ Aİbeitsorganisation
ILO und verschiedene andere Kriifte fordern die türkische Regierung seit Jahren auf, die gewerkschaftlichen
Rechte undFreiheiten zu garanti€ren und sieden europdischen Standards anzupassen. Aberdas Regime des
12. September und die "ziuile" Regierung unter Özal lehnen diese Forderung immer wieder ab.

Der Nationale Sicherheitsıat beendete mit einer offizielI€n Bekanntmachung vom l4. September 1980 alle
noch andauernden Streiks und v€rbot darüberhinaus Streiks bis auf w€iteres. Von dieser Entscheidung
waren an die 800.000 Arbeiter betroffen. Am 27 . Dezember l980 traf der National€ Sich€rheitsrat eine
andere Entscheidung, die heute noch für die Arbeiterklasse und die Werktatigen ein groBes Verhdngnis
darstellt. Es wurde €ine lnstitution eingesetzt, die sich mit der Arbeitswelt und den Tarifverhandlungen
beschdftigen sollt€. Diese vom Nationalen sicherheitsrat, d.h. den 5 Putschgeneriilen einges€tzte und als
hoher Schiedsrat bezeichnete n€ue ınstitution hatte den Auftrag, die situation aller Arbeiter und
Werktatigen neuzuordnen. Sie führte die Tarifveıhandlungen im Namen der Arbeiteı mit den Arbeitgebern
und traf Entscheidungen. Die erste Tetigkeit, die dieser Rat ausführt€, war die Beschneidung aller
erkömpften Rechte der Arbeiter.

VON REALEN GEWERKSCHAFTLİCHEN
RECHTEN UND FREIHEİTEN KANN
IN DER rÜnxEı KEINE REDE SEIN!

Auch die MaBnahmen und Neuregelungen des Regimes in der Türkei im Bereich der gewerkschaftlichen
Rechte und Freih€iten machen €in€ Anklage und Verurteilung des Regiınes des l2. September notwendlg
und zwingend. Wenn die Neuregelungen in dieseriı Bereich und di€ Praxis dieses Regimes aufmerksam
beobachtet werden, muB folgendes festg€stellt werden: Von realen gewerkschaftlichen Rechten und
Fr€iheiten kann in der Türkei keine Rede sein- Das Evren-Özal-R€gime hat sowohl gesetzlich als auch
praktisch die Organisierung in Gewerkschaften und den gewerkschaftlichen Kampf unterdrückt und
verboten.

Wir erachten es als notwendig, die wichtıgsten Eingriffe, die die gewerkschaftlichen Rechte und Freiheiten
besonders s€it dem Miııtarputsch beeintrachtigen, hier zu nennen;
Der erste Schritt, den die Putschisten unternahmen, war das Verbot und die SchlieBung aller demo-
kratischen Massenorganisationen, darunter die Geurerkschaften. Mit der Bekanntmachung Nr.7 des
Nationalen Sicherheitsrates (so hieB die Junta offiziell) vom l2. September 1980 wurden alle Geuıerk-
schaften auBer TÜRK-IS geschlossen und verboten. TÜRK-ıS blieb bestehen, u,eil sie sich wie eine halb-
offizielle Staatsinstitution verhi€lt. Ein Minister des ersten Junta-Regierungskabinetts war auch ein Führer
von TÜRK-ıS.
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Eine andere wichtige Entwicklung in diesem Bereich war die Einleitung elnes Massenprozesses gegen die
Leitung der DlSK und deren Mitglieder. Eine Vielzahl der DlSK-Führerund -mitglieder wurde verhaftetund
gefoltert- DlSK wurde im folgenden auf ein Urteil €ines Militarg€richtes hin geschlossen.
Die Entscheidungen und Eılasse des Nationalen Sicherheitsrates zur Einschrinkung der demokratischen
gewerkschaftlichen Rechte und Freiheiten ururd€n spğter in die Verfassung und andere Gesetze auf.
g€nommen. Die Verfassung verbietet heute den Gewerkschaften. sich politisch zu betötig€n oder zu
politischen Parteien Beziehungen aufzunehmen oder mit ihn€n zu unterhalt€n. ln einem anderen Artikel
dieser Verfassung wurde für.die Mitgliedschaft in einer G€werkschaft zur Bedingung gemacht, da8 die
betreffende Person den Status eines Arbeiters haben muB. Nachdem auch die gröBte Lehıergewerkschaft
auf dem Balkan, TÖB.DER verboten wurde, konnten die Herrschenden dann um so leichter einen w€iter€n
Artikel in die Verfassung aufnehmen: das Verbot der Organisierung in Gewerkschaften oder anderen
Formen von ınteressenvertretungen für Angedt€lIte, Beamte, Lehrer und Dozenten etc. Auch wenn den
Arbeitern das Recht auf Gewerkschaftsgründung und -mitgIi€dschaft eingeraumt wurde, so sch16nken doch
andere Zusatzartikel dieses Recht wieder dra§tisch ein. Mit Hilf€ von bürokratischen Veruıaltungs|
hindernissen wurde den Arbeitern erschwert, Mitglied in einer Gewerkschaft zu werden, abgesehen von der
Gründung unabhAngiger Gewerkschaften.

Auch die Rechte auf freie Tarifverhandlungen und den Streik wurden in groBem Ma6e eingeschrönkt. In
vieIen Arbeitssektoren wurde per Verfassungsauftrag streikveİbot ert€ilt. zur zeit können in der Türkei nur
ein Drittel der versicherten Arbeitnehmer ihr Recht auf streik in Anspruch nehmen. Aber nicht ein mal für
dieses ein Drittel kann von einer freien lnanspruchnahme des Streikrechts die Rede sein, weil die Gesetze
und Erlasse den regionalen staatsautoritaten, etwa den Gouverneuren, Polizeiprasidenten etc, das Recht
einraumen, in den Streik einzugreifen und die Beendigung des Streiks anzuordnen. Z.B. hat ein Gouverneur
oder Polizeiprdsident das Recht und die Pflicht, einen Streik zu beenden, wenn er der Meinung i§t, dieser
gefihrde die öffentliche Sicherheit. Darüberhinaus ist es von der Erfüllung einer Reihe von Formalitöten
abhdngig, ob eine Gewerkschaft mit einem streik überhaupt beginnen kann. Z.B. kann eine Gewerkschaft
erst nach Ablauf von 4 Monaten nach Beginn der Tarifverhandlungen einen Stıeik beschlieBen.
Die gesetzlichen Neuregelungen nach dem 12. September 1980 machen die Durchführung von Streiks von
Anfang an zur Farce, da sie sie zur Erfolglosigkeit v€rurteilen.

ZusammengefaBt möchten wir zum SchluB unserer AnkIageschrift betonen:

Alle Gesetze und Verordnungen in der Türkei -angefangen bei den betreff€nd€n Artikeln der Verfassung der
Generiile- haben nicht die Eİgenschaft, die gewerkschaftlich€n R€chte und Fr€iheiten zu schützen und unter
Garantie zu stellen, sondern diese einzu§chrank€n und zu verbieten. sie sind Ausdruck des aıbeiter-
feindlichen Gesichts des Regimes. Auf diese Weise werden die Geweıkschaften ihrer Funktionen beraubt,
die ökonomischen und demokratischen Rechte der Aİbeiter zu schützen, zu verteidigen und ein gesell-
schaftliches Druckpotential darzustellen.

Das Regime des l2. Septembeİ betrachtet jede Art der Beteiligung der Arbeiter und werktetigen am
gesellschaftlichen und politischen ProzeB des Landes als überflüssig.
Wir möchten hier auch die Position der ınt€rnationalen Arbeitsorganisation ILO, der€n Mitgıied auch die
Türkei ist, kurz zu diesem Thema widergeben.
Auf der allgemeinen Konferenz der tLO im Juni 1988 in Genf wurde auch über die Situation in der Türkei
beraten. Die lLO. die nach dem Militarputsch die Entwicklung im Bereich der geııeıkschaftlichen Rechte
und Freiheiten genau verfolgte, stellt in ihrem Bericht u.a. folgende Fordeıungen an die türki§chen
Machthaber:

-Aufhebung der Bedingung, doB einePerson 1O Johre georbeitethoben muB, um lührender Gewerkschafter
werden zu können-

Man hört Stimmen, die sagen, jetzt gebe es aber in der Türkei eine zivile Regierung, die Verbote und
Repressionen in den ersten Jahren der Junta seien nicht mehr an deı Tagesordnung.
Diese Meinung entspricht keineswegs der Realitat der Türkei, da z.B. das Gesetz, das Governeuren und
Polizeiprösidenten das Recht auf Eingriff in laufende Streiks gibt, unter der "zivilen" Regierung Özal's
verabschiedet und am 4.9.1986 in der Offiziellen Zeitung verkündet worden ist.
Das Recht auf Geneİalstreik ist den werktatigen der Türkei, in der die Arbeitnehmerinnen nach wie vor im
Arbeitsleben stark benachteiligt, Kinderarbeıt unglaublich verbreitet und die Arbeitsunfallsquoten die
höhsten in OECD-Löndern sind. nach wie vor veruıehrt.

-Aufhebung des Verbotes der DurchJühııng befrısteter sİreiks oder des Generolstreiks und onderer
Protestİormen, die politische ziele uerİoıgen.
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- Aulhebung des Rechleı der Reglerung, beschloscene S treikı auhu*chleben oder in Ştreiks einzugrelİen.

- Au9erkroftsetzung des Hohen schied§rots und Eınftjhrung wirklich fteier TaiJuerhond,lungen

- Aulhebung der Bestımmung, die eine GeııerkschoJt zwingt, fijr jedes ToriJgespröch eine Vollmocht uom
zu9tindıgen Mınısterİum auggegtelıt zu bekommen.

-AuJhebung des Verbotes der DISK

- Aulhebung des Demonstratıonsverbotes om 7. Mai und Beochtung des 7. Mai oıs lntetnotıonoıer Tog der
Arbeıt.
usıır. ust .

Diese Ford€rungen der tLO blieben bisher vom Regime des l2. September unbeachtet. Und es gibt keine
Positiven Anzeichen dafür, daB die Regierenden sich in naher Zukunft auf diese Forderungen einlassen
wollten. Daher kann ohne weiteles ge§agt werden, daB die letzten Jahre nach dem Miıiterputsch für die
ArbeiterkIasse und anderen Werktetigeı ein Gefdngnis und für die Unternehmer goldene Jahre waren.

Wir rufen die Mitglieder der Jury und die internationale demokratische Öİfentlichkeit dazu
auf, das Regime des 12. September in der Türkei auch wegen der genannten Ma6nahmen
und Praktiken anzuklagen und zu verurteiten. Wit rufen die demokratische Öffentlichkeit
auf, diese Forderungen der Arbeiter der Türkei und deren kampf zu unterstützen.
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DIE GEWERKSCHAFTLICHEN RECHTE UND
FREIHErTEN tN DER TuRKEt

Es sind noch dem Putsch vom 12. 9. 1980
ocht Johre vergongen. Diese Johre woren eine
Phose, in der die erkömpften Rechte der Ar-
beiter verloren gingen. Ein groBer Teil dieser
Rechte sind noch immer nicht wieder vorhon-
den. Bevor wir die heutige Loge der gewerk-
schoftlichen Rechte und Freiheiten unter-
suchen, ist eine kurze Informotion Uber die
Zeit vor l980 notwendig.

A-DIEPHASEVoR tr8o

Obwoh! es die ersten Arbeiterbewegungen
Mitte des l9.Johrhunderts im Osmonischen
Reich gob, konn mon sogen, doB gewerkschoft-
liche Tötigkeiten 1947 begonnen und sich ob
l963 entwickelten.

Dos Grundgeset z von l924, noch VerkUndung
der T0rkischen Republik verobschiedet, um-
fo0te mehr klossische Rechte und Freiheifen
ols im Osmonischen Reich. In diesem Grundge-
setz jedoch wor von wirtschoftlichen und so-
ziolen Rechten nicht die Rede.

Im Johre l925 hot die Regierung, unter Vor-
wond der in Turkisch-kurdiston stofifindenden
Ereignisse, olle oppositionellen Institutionen,
unter onderem die Arbeitervereine, geschlos-
sen. Löngere Zeit konnten sich die Arbeiter
nicht orgonisieren.

Als die Turkeİ l932 Mİtglied der UN wurde,
wurde sie ouch indirekt Mifglied der ILO (tn-
ternotionol Lobour Orgonisotion). Unter Ein-
flu0 dieser Mitgliedschoft hot die Regierung
l936 ein "Ar.beitsgesetz" erlossen. Dieses Ge-
setz enthieıt betröchtliche Verbote, dİe Ge-
werkschoftsfreiheit und die soziolen Rechte
betreffend. Die Regierung, die durch dos Ar-
beitsgesetz von l936 zum begrenzten Vorteil
der Arbeiter RegeJungen erlossen hotte, hot
spöter durch die Anderung des Vereinsrecht§
verboten, Vereine zu gründen, die ouf Reli-
gion, Geschlecht, Rosse und Klosse beruhen.

Endlich noch l0 Johren wurde ein Porogroph
des Gesetzes gemildert und dos Gründungsver-
bot für Vereine, die ouf einer Klosse beruhen,
oufgehoben. Noch dieser Aufhebung wurden
viele Vereine und Gewerkschoften gegründet,
die jedoch noch sechs Monoten wieder ge-
schlossen wurden,

Im Februor l947 wurde dos erste Gewerk-
schoftsgesetz erlossen. Dieses Gesetz unter-
sogte den Gewerkschoften die Beschöftigung

mit Politik und Aktiviföten gegen Notionolis-
mus. Auch der Streik wor verboten.

Als Folge einiger Foktoren, wie der Regie-
rungswechsel durch ollgemeine Wohlen I950,
enge Beziehungen zum Westen, sowie Mit-
gliedschoft in der NATO, versuchte mon eine
nochsichtige Position gegenUber den Gewerk-
schoften einzunehmen.

Weil der Sfoot und die Regierung der demo-
krotischen Porteien den omerikonischen Syn-
dikolismus ols richtigen Weg sohen, und dqmo-
lige Funktionöre der Gewerkschoften Bewun-
derer von Ameriko woren, wurde ein neuer Be-
griff entwickelt: "Uberporteilicher Syndikolis-
mus".

Dies wor ein wirkungsvoller Begriff fur die
spötere gewerkschoftliche Tötigkeit. Als Re-
sultot dieses Begriffs wurde im Johre 1952
Türk-Iş gegrundet.

Dos neue Grundgesetz noch dem Putsch vom
27. Moi 1960 röumte neben persönlichİn
Rechten ouch zum erstenmol wirtschoftliche
und soziole Rechte ein. Obwohl dieses Grund-
gesetz ollen Erwerbsttitigen die gewerkschft-
Iichen Rechfe mit Streiks und Torifverhond-
lungen zugestond, hoben die folgenden Regie-
rungen die Orgonisierung derjenigen in Ge-
werkschoften verboten, die keinen Arbeiter-
stotus hotten. Trotz der Einschrönkungen im
Grundgesetz und Gesetzen wor die Phose noch
l960 diejenige, in der die Arbeiterbewegungen
zugenommen hoben.

Eine Gruppe, die.sich von TUrk-İş spoltete,
griJndete 1967 die DİSK (KonfOderotion der re-
volutionören Gewerkschoften). DISK ijber-
nohm nicht den Begriff."Überporteilicher Syn-
dikolismus" von Tiırk-İş, sondern verteidigte
Klossen- und M ossen s ynbi ko lis mu s.

Wöhrend der Militörregierung noch dem
Putsch von l97l wurden die Porogrophen des
Grundgesetzes, die die Gewerkschoftsrechte
betrofen, fur "zu fortschrittlich" geholien und
zum Teil geöndert.

Trotz solcher Anderungen und der Mo8noh-
men der Regierung, die gewerkschoftlichen
Rechte und Freiheiten stork zu begrenzen,
konnte die Entwicklung des Gewerkschoftsbe-
wuBtseins der Arbeiter nicht verhindert
werden.
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B - DlE PHASE NACH 1980

l. Die Mo&ıdımen vom 24. Jğııror

rechtıgkeit und Freİheiten des Grundgesetzes
Von l 96l möglİch.

AuBerdem verstörkte sich die demokroti-
sche Opposition der Mossen. Diese Opposition
und die Orgonisierung der Arbeifğr muBte ver-
hindert werden. Auch die Entwicklung des so-
ziolistischen BewuBtseins muBte gesfoppt
werden.

In dem Progromm der Minderheitsregierung
der AP (Gerechtlgkeitsportei), die durch die
Wohlen l979 on die Mocht kom, wurde dieser
Aufbou dorgelegt. Donoch wurden die wirt-
schoftlichen MoBnohmenpokete vom 24.
Jonuor erklört.

Einer der Architekten des Modells vom 24,
Jonuor wor der ehemolige Prtisident der MESS,
der sich durch sein militonfes Verholten gegen
die Gewerkschoften einen Nomen mochte,
nömlich Turgut Özol. Er wor domols Stoots-
sekröter.

Bei der Lösung des Inf lotionsproblems
wurden die Ltjhne ols Houptziel gewöhlt, lndi-
rekt die Gewerkschoften. Deswegen muBten
die Gewerkschoften entweder beseitigt oder
nicht funktionsföhig gemocht werden. Die
wichtigste Bedingung fUr dos Gelingen der 24.
Jonuor MoBnohmen wor die Kontrolle der Ar-
beiterrechte und -löhne. Die Minderheitsre-
gierung der AP hot ohne Zeit zu verlieren MoB-
nohmen fiJr dieses Ziel getroffen.

Mit einem RunderloB om 5. 3. 1980 hot die
AP-Regierung die Entstehung eines Orgons,
dos die Grundprinzipien der TorifverhondIun-
gen tUrkeiweit regeln soll, bekonnigegeben.
Der Nome: KoordinotionsousschuB filr Torif-
verhondlungen (KFT). Ende Mörz kom der ols
"Eşel Mobil Entwurf" (Gleitkostentorif) be-
konnte Gesetzentwurf ouf die Togesordnung.
Dieser Entwurf soh die Festlegung der Löhne
durch die "Hohe Schiedskommision" vor. Dies
sollte die Löhne, unter in Betrochtziehung der
Preis- und Notionoleinkommenserhöhung,
festlegen. In der Reolitöt wollte mon die
Löhne einfrieren.

Der KFT hot mit der BemUhung die Rechte
zu beschrönken, Grundlogen festgelegt. Diese
Grundlogen nohmen mit der Unferschrift von
Turgut Ozol om 'l3. 6. 80 offiziellen Chorokter
on. zusommen mit Direktiven wurden diese
Grundlogen on verschiedene Instİtutionen,
unter onderen on die TISK verschickt. Die Di-
rektiven trugen den Titel "Orgonisierung, Soli-
doritöt, Prinzipien, Vorschlöge und Ziele der
Torifverhondlungen" und woren mit Geheim-
siegel versehen. Dos Ziel wor klor.

ln der Reolitöf jedoch lie0 die politische
Loge, die politische Verbindung der Regierung
und die wirtschoftliche und soziole Loge der
TUrkei die DurchfiJhrung der 24, Jonuor MoB-
nohmen nicht zu. Die Torifverhondlungen
scheiterten. Die Streiks in Metoll-, Textil- und

Ab I963, dem Johr in dem gewerkschoftliche
Rechte onerkonnt wurden, hoben sich die Ein-
nohmen von Zins-Rente und Gewinn reduziert,
wöhrend die Löhne und Gehölter stiegen. Diese
umgekehrt proportionole Enfwicklung hot
l 977 ihren Gipfel erreicht.

Bevor die Einzelheiten der Geschichte von
1977 -80 in der Türkei nicht dorgelegf sind, ist
es unmöglich die Geschichte der soziolen
Kömpfe zu schreiben.

Die Arbeitgeber hoben ihren ontigewerk-
schoftlichen, ideologischen Kompf besonders
noch 1977 verschörft. Die Institutionen des
Kopitols MESS (Arbeitgeberverbond der
Metollindustrie) und der Arbeitgeberverbond
der Textilindustrie hoben unter Führung der
TİSK (Konfoderotion der Arbeitgeberverblönde
der Turkei) jeden Streik ols ideologisch und
jede Aktion der Gewerkschoften ols politisch
bezeichnet und dies zunehmend.

Der verbond der lndustriekommer der
Türkei, TİsK, ıÜslAD (Verbond der tUrkİschen
industriellen und Arbeitgeber) und die Agror-
kommer hoben om 20. Jonuor I92 eine Front
gegen die Arbeiter unter dem Nomen "Freier
Unternehmungsrot" gegründet. Trofz ihrer
Gesetzwidrigkeiten gegen dos Grundgesetz
von l 982 existiert sie immer noch. Diese Insti-
tution hot bei jeder Gelegenheit die Rechte
der Arbeiter ongegriffen.

Die TUrkei ging in dos Johr 1986 mif einer
zunehmenden wirtschoftlichen krise. Diese
Krise wor ein Teil des Systems. Sie zeigte sich
ouch ouf gesellschoftlicher, politischer und
ideologischer Ebene.

Der Kopitolismus versuchte vor Johren seine
Krise mit dem "Keynes Modell" zu überwinden.
Jedoch wor dieses Modell gegenUber den Ge-
werkschoften zu toleront. In dem neuen
"Modell Friedmonn" hotten die Gewerkschof-
ten keinen plotz. Als die verontwortlichen der
krise wurden die Löhne und die Gewerkschof-
ten dorgestellt. Der tWF, der eine der SchlUs-
selfiguren in Bezug ouf Auslondsobhtingigkelt
wor, hotte der TUrkei dos "Modell Friedmonn"
ols Ausweg ous der Krise vorgeschlogen und
wollte die Senkung der Arbeiterliihne. Dies
forderte einen gonz onderen Aufbou der Ge-
werkschoften.

Von einem Aufbou wor die Rede, der den Ex-
port der Industrieprodukte subventionierte,
dİe Turkeİ mİt İhren bİlligen Arbeİtskröften
fUr ouslöndisches Kopitol onziehend mocht und
notijrlich eine Kontrolle der Löhne und der ge-
werkschoftlichen Rechte ermtıglicht. Diese
Wirtschoftspoliiik wor nur mit der Beseitigung
der Grundrechte, des Begriffs der soziolen Ge-
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Glosbereichen nohmen zu. Mon broüchte
ondere Kröfte, um dos Modell durchzufUhren.
Der putsch wor nicht zu vermeiden. und er
kom.

lm 5. ErloB und l6. Bekonntmochung des No-
tionolen Sicherheitsrotes vom l4. l l . 8Q die in
der omtlichen Zeitung erschienen, hieB es:
"Dos wirtschoftliche Progromm und obge-
schlossene Vertrğge, sowie die Protokolle, die
dorouf zielen, die wirtschoftliche Loge
unseres Londes zu richten und zu verbessern,
werden weiterhin Anwendung finden."

Der Stootssekröter, der om I2. September
von der Mocht entfernt wurde, wurde noch
dem l2. September zum Vize des Ministerprö-
sidenten ernonnt. Domit wurde die Integritöt
vom 24. Jonuor und dem l2. September voll_
endet. Durch diesen Aufbou bedingte neue
Gewerkschoftsordnung wurde noch den Prinzi_
pien der militonten Orgonisotion des Kopitols,
TlSK, reolisiert. Die Prinzipien wurden in
Form von Arbeitsberichten der Öffentlichkeit
vorgestellt.

Die DurchfUhrung der 24. Jonuor MoBnoh-
men erforderten die Beschrönkung oller Frei-
heiten. Grundrechte, Gewerkschof tsf reiheiten
und soziole Rechfe muBten obgeboul werden
und wurden obgebout. Die LUhne muBten ge-
senkt werden und sie wurden gesenkt. Wichtİge
erkUmpfte wirtschoftliche und demokrotische
Rechte mu8ten obgebout werden und wurden
obgebout.

Zuerst durch Verbote und Einfrierung der
Löhne, donoch durch gesetzliche Anordnun-
gen, wurde der von den 24. Jonuor MoBnohmen
bedingte soziole, politische und gesetzliche
Rohmen geschoffen. MoBnohmen wurden er-
griffen, domit eİn der DİsK ahnlıcher Syndiko-
lismus sich nicht entwickeln konn.

Trotzdem konnte die lnflotions- und Ar-
beitslosigkeitsfroge nicht gelöst werden. Die
Produktivitöt und Kopozitöt konnte nicht ge-
steigert werden. Die Zohlungsbilonz konnie
nicht ousgeglichen werden.

Jedoch die Periode des l2. Septembers, in
der ununterbrochen ohne streiks oder Bum-
melsireiks georbeiiet wurde, hot bewieBen:
Die ursoche der krise woren nicht die Ge-
werkschoften und die streiks.

2. 12. September MoBııdımen

Mit dem Putsch vom l 2. September konnfen
die durch die 24. Jonuor bedingten Schritte
gewogt durchgefUhrt werden. Mit der 7. Be-
konntmochung des Notionoten Sicherheitsro-
te_s vom 'l2. 9. 80 wurden die Aktiviföten von
DİSK, MISK und deren unfergeordneten Ge-
werkschoften verboten.''Diİ Funktionöre
dieser lnstitutionen wurden in Gewohrsom der
tUrkischen Wehrmocht genommen.'' (Amtliche
Zeitung, l2. 9. 80). Donoch wurde olles Eigen-

tum und olle GUter der D!SK, MISK und Hok-İş
(Diese Konfuderotion wurde erst om l8. 9. 80
verboten) und oller ihrer untergeordneten Ge-
werkschoften unter Aufsicht gestellt (Amt-
liche Zeitung, l5. 9. 80). Domit hot der Putsch
vom l2. 9. 80 von Anfong on seine Prinzipien
und Schlogrichtung of fen dorgelegt.

Die seit Johren in vertrouensvoller zusom-
menorbeit erprobte Stootsgewerkschoft, die
verfreterin d!.s kompromiBbereiten syndiko-
lismus, TUrk-lş, wurde nicht verbotenr'um der
neuen Amtsideologie bei ihren Etklörungen
unter neuen Bedingungen zu helfen. Tiırk-lş
hot diese Erwortungen erfUllen können.

Dodurch, doB TUrk-İş, die Mitglied einer sich
im Westen befindenden lnstitutlon ICFTU (In-
ternotionole konföderotion freiheitlicher Ge-
werkschoften) ist, nicht verboten wurde,
wollte mon einerseits den Eindruck erwecken,
mon hobe nichts gegen Gewerkschoffen. An-
dererseits wollte mon gleichzeitig durch die
Verbote von DİSK und ÜlS< ,ur.İtt"ln ''Wi.,
wie ihr sehen könnt, sind gegen Linke sowie
Rechte". Jedoch, obwohl es im lnlond gekloppt
hotte, ist die Rechnung gegenUber dem Aus-
lond nicht oufgegongen. Der domolige Gene-
rolsekröter der ICFTU, otto Kersten, erklörte
in seiner om l3.9. verOffentlichten Bekonnt-
mochung, doB die ICFTU gegen jedes Militör-
regime sei, egol wo und worum.

Zwiichen dem 18.9.80 und 9. 1.8I wurden
die Aktivitöten der Petrol-!ş, ein Mitglied von
Ti,ırkJş, verboten. Die Tötig'keiten deİ Vertre-
tungen der Föderotion YoI_lş in Ankoro, İzmir,
Diyobokır und İstonbul wurjen vortibeİgehenj
untersogt. Jedoch durch Einscholtung der
Funktioniire von TUrk-lş konnten sie wieder
tötig werden.

Der Notionole sicherheitsrot hot mit seinem
3. BeschluB und seiner l5. Bekonntmochung,
die in der omtlichen Zeitung erschien, olİe
Streiks und Aussperrungen veİboten, ouBer in
Ausnohmeföllen die Entlossung von Arbeitern
untersogt und beschlossen, einmolig 70 % der
Löhne und Prömien ols ZuschuB zu ,ohlen.

Am l l. l l. 80 wurde wurde dos Gesetz Nr.
23l6 Uber die Ernennung des Verwolters uber
dos. Kopitol der verbotenen Gewerkschoften,
Föderotionen und konföderotionen vom Notio-
nolen Sicherheitsrot bestöfigt. Die Verwo|ter
Woren meist pensionierte Militörs, die von den
Kriegsrechtskommondonten gewöhh wurden.

Mit der Bestiitigung des Gİsetzes Nr. 2364
"Wiederinkrofttreten der obgeloufenen Torife
im Folleeiner soziolen Notwİndigkeit'' om 27.
I2. 80 durch den Notionolen SĞherheitsrot,
wurde die olle Mitglieder der Gewerkschoften
umfossende "Hohe Schiedskommission'' ge-
schoffen.

Der Notionole sicherheitsrot hot inzwischen
die blockierten Eigentümer und Dokumente
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der Konföderotion Hok-İş mit seinem BeschluB
vom 1_9.2.82 freigegeben. Die Funktionöre
von MISK, es woren mox. zehn, wurden frUher
freigelossen. Der Vorsitzende der DISK wurde
om l2. 9. 80 ols Erster verhoftet. Die onderen
Funktionöre hotten sich noch einem Aufruf der
Kriegsrechtskommondotur, eine Schlonge bil-
dend, ergeben. Sie olle wurden om 27. 12.80
verhoftet. Ende Jonuor l98l betrug die Anzohl
der verhofteten DlSK-Angehorlgen co. 200.

Die Operotion wor beendet. Dos eigentliche
Ziel, die DISK, wor ousgescholfet. An der
Reihe wor nun der Abbou der seit Johren
einzeln erkömpften Rechte.

Diese Aufgobe hot die von TUrk-lş unter-
stUtzte "Hohe Schiedskommission" erfUllt. Die
bis Jonuor l984 geltenden Torifvertrüge
wurden im Nomen beider Porteien, jedoch
ohne ihren Willen, von der "Hohen Schiedskom-
mission" in Kroft gesetzt. Die zwischen
l963-1980 erkömpften, toriflich und gesetz-
lich, teilweise Uber Gerichtsurteile festgeleg-
ten Rechte wurden einzeln gestutzt.

Bedingt durch die 24. Jonuor MoBnohmen
wurde in die Themen wie Feiertoge, Prömien
und Alterszulogen von oben eingegriffen. Mit
dem Gesetz Nr. 2448 "Ergönzung des Gesetzes
6772 vom 4.7. 56 und Gesetz Uber toriflich
festgelegte Prömien" vom l 9. 4. 8l (Amtliche
Zeitung) wurden die Prömien ouf mox. vier
jöhrtich beschrönkt, Gleichzeitig wurde mit
dem Gesetz Nr. 2429 "Uber Nofionole und All-
gemeine Feiertoge" vom İ9. 3. 8l die bezohl-
ten Feiertoge um 5,5 Toge gekUrzt. Auch der
l. Moi wurde ols Feiertog obgeschofft, um zu
verhindern, doB er ols "Tog der Arbeiter" ge-
feiert wird.

Am 23. l0. 80 wuıde ouch dos fUr Arbeitge-
ber löstige Problem der Altersversorgung (Ab-
findung) gelöBt. Die Altersobfindung wurde
ouf dos 7,5foche des Mindestlohnes begrenzt.

3. Grundgesetz voıı 1982 und Gesetze voıı 1983

, Die soziolen Rechte und gewerkschoftlichen
Freiheiten wurden mit dem Grundgesetz von
l982, dem om 7. 5. 83 in Kroft getretenen Ge-
werkschoftsgesetz und Gesetz fUr Torifver-
hondlungen, 5treiks und Aussperrungen noch-
mols geregelt.

DoJ noch dem l2. September ols Houptur-
soche der wirtschoftlichen und politischen
Krise verontwortlich gemochte Grundgesetz
von l 96l wurde totol veröndert und der Aufbou
des Stootes von Neuem umgeformt. Bei der
Neuregelung des Gewerkschoftsgesetzes hot
mon sİch ouf dos Gewerkschoftsgesetz von
1947 und die, vom Verfossungsgericht oufge-
hobenen, Porogrophen des Gesetzes Nr.'l3l7
von l 970 gestUtzt.

Mit de; neuen MoBnohmen hot mon die Ge-
werkschoften ols Druckmittel, gegen die Prin-

zipien der ILO, bei den wirtschoftlichen, de-
mokrotischen und politischen Entscheidungen
ousgescholtet. Neue MoBnohmen wurden ge-
schoffen, um einen der DISK öhnlichen Mos-
sen- und Klossensyndiko!ismus zu verhindern.

In der, nichf geönderten, BegrUndung des
Grundgesetzes von ] 982 heiBt es in den betref-
fenden Porogrophen 5l und 56: "Der Stoot ist
nicht der Zuschouer der Beziehungen zwischen
Arbeitgeber und -nehmer, sondern der Ver-
mittler. Der Stoot trifft MoBnohmen, die den
Arbeitsfrieden schUtzen. Dos Grundgesetz hot
ouch ondere MoBnohmen des Stoofes vorge-
sehen, die Arbeitsfrieden schoffen und die
Produktivitöt erhöhen..." "Die Anerkennung
der Aussperrung ols grundgesetzliches Recht
ist dos Resultot des Gleichgewichtsgedonkens.
Die Verwirklichung des Aussperrungsver-
bot-Gedonkens wöre die Entwoffnung der Ar-
beitgeber, do ihr einziges Kompf- und Ver-
hondlungsmittel domit nicht vorhonden
wöre..."

Wie mon hier sehen konn, wurde der Soziol-
stoot-Gedonke, der der Grundstein des Grund-
gesetzes von l96l wor, follengelossen. In der
BegrUndung hie8 es: "...den Schutz der wirt-
schoftsschwöcheren Personen, besonders der
Arbeiter und Angestellten, sowie Arme und
Personen mit geringem Einkommen zu ge-
wöhrleisten." stottdessen wurde ouf einen
Ausgleich unter den Ungleichen gezielt.

4. Verbote und Einschrrıkııngen ouf gewerk-
sdıoftltcher Eberp

In den letzten Regelungen wurden die ge-
werkschofflichen Rechte und Frelheiten sehr
eingeschrönkt. Wos Gewerkschoft, Torifver-
hondlungen und Streikrecht, die die Sicherung
der soziolen Rechte sind, betreffen, konn mon
Uber die letzten, die Gewerkschoften betref-
fenden, Regelungen feststellen:
- Die neuen Regelungen sind nicht regelnd und

sichernd, sondern begrenzend und verbie-
tend. keime der soziolen Rechte werden on-
getostet und die Rechte funkiionsunfUhig
gemocht.

- Die neuen Regelungen begrenzen die persön-
lichen und besonders die kollektiven Ge-
werkschof tsf reiheiien.

- In den neuen Regelungen ist dos Gewerk-
schoftsrecht ollgemein sehr begrenzt. Dos
Gewerkschoftsrecht wlrd nicht ollen "Arbei-
tenden" gewöhrt, sondern nur den "Arbei-
tern". Dodurch werden die Beschaftigien des
Öffentlichen Dienstes, gegen die Prinzipien
der lLO, von soziolen Rechten ousgeschlos-
sen.

- Die Bedingung "FUr die wirtschofflichen
Rechte und vorteile und deren Aufbou im
Arbeitsleben" begrenzt den Wirkungskreis
der Gewerkschoften gegen[iber dem Grund-
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gesefzvon l96l und reduziert es nur ouf die
"Arbeitswelt". Die direkten oder indirekten
Gebiete, die dos Arbeitsleben beeinflussen
werden dodurch ousgeschlossen. Die Funk-
tion der Gewerkschoften ols Druckmitel in
modernen Gesellschoften wird domit fur.
nıchtİg erklört.

- Durch dos politikverbot fur Gewerkschoften
ist mon ouf den Stond von vor 1947 zurUck-
gekehrt. In dem l. Porogroph des Geseizes
Nr. 274 hieB esı "...die wirtschoftlichen, so_
ziolen und kulturellen vorteile der Arbei-
ter...". Dos Wort "kulturelle" wurde in den
neuen Regelungen bewuBf nicht benutzt.
Domit wurde dos Aufgobenfeld der Gewerk-
schoffen ouf der Bildungsebene sfork einge-
schrönkt; es wurde ouf die "Berufserzie-
hung" (Ausbildung) reduziert, die eigentlich
Aufgobe der Arbeitgeber ist.
Wos gewerkschoftliche Bildung betrifft, sind

die neuen Regelungen rUckstöndiger ols §4/G
des Gewerkschoftsgesetzes von l 947:
- Die Mitgliedschoft in Gewerkschoften

wurde erschwert durch die Bekonntmochung
der Mitgliedschoft in Zeitungsinseroten, Be-
nötigung einer noforiellen Bestötigung fUr
eine Mitgliedschoft, Zusendung der Mit-
gliedschoftsbestötigung innerholb l4 Togen
on den Arbeitgeber und dos Verlongen ir-
gendwelcher Popiere,

- Die Gewerkschoftsgründung wurde er-
schwert durch dos Gründungsverbot fur eine.
Betriebsgewerkschoft oder Föderotion, Be-,
dingungen fUr GewerkschoffsgrUnder wie,
nichf vorbestroft sein, ouch keine Strofe
wegen Streik, sowie mindestens einjöhrige
Tiitigkeit ouf dem betreffenden Arbeits-
zweig. Dies olles widerspricht den Beschlüs-
sen der lLO, den Grundlogen der Gewerk-
schoftsfreiheit, den Prinzipien der Europöi-
schen Kommision, der internotionolen Men-
schenrechtskonvention und dem Gewerk-
schoftsbild Europos.

- Dos generelle Politikverbot der Gewerk-
schoften, dos Zusommenorbeitsverbot mit
onderen Berufsverbönden, die Einschrön-
kung der Einnohmenquellen und Aufbe-
wohrungszwong in Notionolboriken, sowie
die subjektive "Zielgerechtigkeit" der Ver-
sommlungen, Demonstrotionen und Aktivi-
töten, sowie Ausgoben, die Reduzierung der
gewerkschoftlichen Bildung ouf "Berufser-
ziehung" und die Beschrönkung der koope-
rotiven zusommenorbeit der Gewerkschof-
ten, widersprechen der Menschenrechtskon-
vention, den Grundprinzipien der Europöi-
schen Kommision, den BeschlUssen der lLO,
dem westeuropöischen Syndikolismus und
dem Grundprinzip der Gewerkschoftsfrei-
heit "Freie Regelung der Gewerkschoften in
völliger Unobhöngigkeİt İhrer Akf ivİttİten
und Bestimmung ihrer Progromme".

5

- Bei den Wohlen der Funktionöre der Gewerk-
schoften und Konfoderotionen geltende Be-
dingungen wie Berufstötigkeit fUr eine be-
stimmte Zeit, keine Vorstrofen, keine Be-
tötigung in politischen Porteien, mox. vier
Perioden Wöhlborkeit; dos.Einmischen in die
Verontwortung und Aufgoben des Vorston-
des, sowie die Durchfuhrung der Wohlen.
unfer Aufsicht eines Schiedsrichters, wider-
sprechen der Gewerkschoftsfreiheit, die ols
"Recht der Gewerkschoften ouf völlig unob-
hOngige Wohlen der Vertreter und Regelung
ihres Vorstonds" formuliert wurde, sowie
den BeschlUssen der lLO, den Menschen-
rechtskonventionen und dem westeuropöi-
schen Syndikolismusgedonken.

- Die Mitgliedschoft der Gewerkschoften und
Konföderotionen in internotionolen Orgoni-
sotionen ist von der Verwoltung obhöngig.
Dies verstöBt geğen dos ols "Freie Mitglied-
schoft der Gewerkschoften und Arbeiter in
internotionolen Orgonisotionen" formulierte
Grundprinzip der Gewerkschoftsfreiheit,
sowie gegen ILO-BeschliJsse.

- Durch die Wirtschofts- und Verwoltungs-
kontrolle durch die polltische Mocht wird
dos Unobhöngigkeitsprinzip mit den FUBen
getreten. Die Nichtgewöhrung des Schutzes
der Gewerkschoften gegen dle willkurlichen
MoBnohmen der Verwoltung, der Übertrog
des Eigentums on die Stootskosse im Folle
einer SchlieBung, sind gegen dos Grundprin-
zip der Gewerk5choftsfreiheit "Vermeidung
jeglichen Eingreifens der öffentlichen Stel-
len, dos die unobhöngigen Tutigkeiten der
Gewerkschoften begrenzf oder die gesetz-
liche Anwendung dieses Rechtes verhindern"
und gegen die ILO-BeschlUsse.

- ln den letzten Regelungen vertroute mon,
wie den Gewerkschoften, ouch den Arbei-
tern nicht und so wurde ihnen keine demo-
krotische Funktion eingertiumt. Dodurch
wird die kontrolle uber die Gewerkschoften
nicht von ihren eigenen Mitgliedern ous-
geUbt, sondern durch politische Möchfe. Wle
die ILO in ihren, die Unobhöngigkeit der Ge-
werkschof ten betref fenden Beschlussen dor-
gestellt hot, werden die Gewerkschoften zu
Werkzeugen der politischen Möchte, wenn
die Regierungen die Verwoltung der Ge-
werkschoften kontrollieren können. Die
Grundsicherung der Gewerkschoften ist die
demokrotische Kontrolle durch ihre Mitglie-
der.

- Die Verhondlungsfreiheit wird durch die
letzten Regelungen begrenzt. Dos Verhond-
lungsrecht, dos unter Verhondlungsportnern
noch den kröfteverhültnissen frei einsetz_
bor sein sollte, wurde enifremdet. Unter
diesen Bedingungen können die Torifver-
hondlungen nicht den oft erwiihnten "Sozio-
len Frieden" gewühren. Die Arbeifgeber
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werden die wirischoftlich schwğcheren
weiter unterdrucken.

- Die Uber l0 Johre olten WUnsche der Arbeit-
gebervereinigung (T!SK), wurden mit den
letzten Regelungen, ouBer einer Ausnohme,
gesetzlich verwirklicht.

- Die noch den neuen Regelungen festgelegten
Bedingungen, nğmlich die lO%-HUrde, um
die verontwortliche Gewerkschoft zu
werden, die Bestimmung der Verontwortung
durch die Regierung und nicht durch die Ar-
beiter und die'|Verontwortungserloubnis"
durch die Verwoltung widersprechen den
ILO-Prinzipien.

- Dos Streikrecht ist in den neuen Regelungen,
im Verhaltnis zur Regelung l963, stork
gekUrzt worden. Do in den neuen Regelungen
dos Streikverbot und die Streikbegrenzug
ousgebout wurde, konn lout dem "Ministe-
rium für Arbeit und soziole sicherheit" nur
ein Drittel der in der Türkei versicherten
Arbeiter streiken - olle onderen follen unter
dos streikverbot. Im Gesetz sind nur streiks
vorgesehen, die nicht kurzfristig durchfUhr-
bor und fur die Durchsetzung der Arbeitneh-
merinteressen nicht wirkungsvoll sind, son-
dern longfristig und kostspielig.

- Die Schwierigkeiten vor den Streiks mochen
die Streiks gleich erfolglosı Ein Streik ist
erst vier Monote noch den Verhondlungen
möglich, "gute" Gesinnung der Streiks, keine
Schödigung der Gesellschoft und des notio-
nolen Eigentums und derlei nicht festgelegte
Kriterien sind Voroussetzung. Durch dos
Lohnzohlungsverbot der Arbeitgeber
wğhrend Streiks und den fi,|r subjektive ln-
tefpretotionen offenen Bestimmungen wie
"vorsötzlich und mongelhoft" mUssen die'
Gewerkschoften für finonzielle Belostungen
oufkommen. Begrenzungen der Streikpos-
ten, der Plokote und der streikenden Arbei-
ter,Streikoufschiebungsbefugnis der Regie-
rung, d.h. Behinderung der Streiks, und dos
Streikverbot sind Sonktionen, die dos Streik-
recht ontosten, undurchfUhrbor und funk-
tionsunföhig mochen.

- Unter Druck der oben genonnten Regelungen
und den verstörkten Befugnissen der "Hohen
Schiedskommision" konn dos Verhondlungs-
recht nichf frei und wirkungsvoll onge-
wendet werden. Dodurch konn von einer
Demokrotie keine Rede sein.

- Zusötzlich dozu beschrönken dos Kriegs-
recht, der Ausnohmezustond, Stootssicher-
heitsgerichte, Gesetze Uber politische Por-
teien und Vereinigungen, Versommlungs-
und Demonstrotionsrecht, sowie die erwei-
terten Befugnisse des Gouverneurs die ge-
werkschof tlichen Tütigkeiten der Arbeif er.
In den neuen Gewerkschofts-Regelungen

wurden die in 'l7 Johren erkömpf ten Rechte
fiır ungultig erklört. Die noch dem ] 2. 9. reoli-

sierten Gewerkschoftsregelungen zeigen eine
Gewerkschoftsouffossung, die nichts onderes
ols die von 1947 il!ı nur onders ousgedrUckt.
Dodurch hot der "Uberporteiliche Syndikolis-
mus" einen offiziellen Chorokter ongenomme.n
und die Gewerkschoftsouffossung von TUrk-İş
wurde gefestigt.

Trotz der Versprechen der ANAP-Regierung
(Mutterlondsportei) gegenUber der ILO hoben
keine groBen Gesetzesönderungen stottgefun-
den. Die durchgefUhrten Anderungen, wie die
des Porogrophen des Gesetzes Nr. 2822 vom 3.
6. 86, sind im Grunde ohne Bedeutung.

Im Gegenteil hot die ANAP-Regierung mit
ihren MoBnohmen die Gewerkschoftsorbeit be-
sonders erschwert. Z.B. die ouf dos Gesetz Nr.
2822l§ 50 gestUtzte Vorschrift des lnnenminis-
teriums vom 4. 9. 86 "Uber die MoBnohmen der
Verwoltungsleiter wöhrend Streiks und Aus-
sperrung" hof dos sowieso beschrtinkte Streik-
recht undurchführbor gemocht. Ein onderes
Beispiel fur die gewerkschoftsfeİndlİche Hol-
tung der Regierung ist die vertrogs.möBig fest-
gelegte Personoleinstellung im Offentlichen
Dienst. Sie wird vorgenommen durch die "Hohe
koordinotıons kommısion fur wirtschoftson-
gelegenheiten" des Ministerprösidiums.

5. DISKfroze8

Die Verurteilung der DİSK und onderer Ge-
werkschoften noch dem I2. September bildet
eine wichtigeSeite der Gewerkschoftsfreihei-
ten und der soziolen Rechte noch I980.

Noch dem 12. September 1980 wurden co.
2000 FunktionUre, Vertrefer und Mitglieder
der Dtsk und ihrer Gewerkschoften zuırst in
Gewohrsom genommen und spöter verhoftet.
Viele Mitglieder der DlSK wurden ols "bedenk-
!ich" eingestuft und mit Sondererloubnis von
der Arbeit gekUndigt.

In einer Zeit, in der die Internierungszeit ouf
?0 Toge erhöhi wor, wurden die Gewerkschof-
fer l00 Toge ohne stootonwoltschoftliche Be-
frogung interniert. Am 25. 2. 8I wurde die An-
klogeschrift mit Antrog ouf Todesstrofe gegen
52 leifende DISK-Funkf ioniire der Offentlich-
keit bekonntgegeben. Den Angeklogten wurde
sie jedoch erst om 30. 'l l . 8I mitgeteilt.

Der unter Kriegsrechtgesetzen durchge-
fuhrte ProzeB begonn om 23. 12. 8l und hot
noch genou fi.inf Johren mit unterschiedlichen
Strofurteilen om 23. 12 85 sein erstes Stodium
beendef. Der mif 52 Antrögen ouf Todesstrofe
eröffnete HoupfprozeB geğen die DİSK wurde
spöter erweitert, indem mon ihn mit den Pro-
zeRen gegen die Mitgliedsgewerkschoften zu-
sommenlegte. Domit stieg die Zohl der Ange-
klogten ouf 1477. Die Anklogeschrift ist 3000
Seiten long (dos sind co.500 Ordner), die An-
zohl der vorgelesenen Dokumente betrögt
25000. Dle Zeit vor dem Plödoyer der Verteidi-
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Ankloge wegen AmtsmiBbrouchs. Die drei An-
geklogten wurden ober in erster Instonz durch
dos 2. Londgericht freigesprochen.

Die Begr0ndung des Urİeils gegen die DİSK
wor bis zum 15. 5. 87 noch nicht geschrieben.
Jedoch die Funktionöre hoben Berufung einge-
legt. Erst noch der Abfossung der Gerichtsur-
teilsbegrUndung wird dieser ProzeB vor dem
Revisiongericht verhondelt. Doher wor er bei
der Vorbereitung dleser BroschUre noch nicht
beendet. Noch Ansicht der Rechtsonwölte
wird der ProzeB noch 3-4 Johre douern.

AuBer DISK wurden viele Gewerkschoften
noch dem l2. 9. 80 vor Kriegsgerichten onge-
ktogt. Die Stfofe der oİSr-Üıİgll.aer UJÜğt
zwischen5 Johren 6 Monoten 20 Togen und İ5
Johren 8 Monote.

Die Gesomtstrofe der 264 Angeklogten be_
trögt 2053 Johre 5 Monote 20 Toge.

Die Strofverteilung ist wie folgt:

Anzohl der
verurteilten Johre

Gesomtstrofe
Monote Toge

DısK
GENEL_lş.
TEK GES-Iş
DEV. ToPRAK- lş

54
2l
12
1?
12
9

12
8
8

|2
l0
7
7
7
8
9
6
6
6
5
5
4
4
4
4
3
3
4
2

433
l23
l00
95
93
80
80
93
7l
7l
7o
69
62
58
58
57
56

50
46
45
4l
35
35
32
26
26
25
I6

5
4

8
4DEV. MADEN_sEN

slNE-sEN
BANKsEN
DEV. sAĞLIK_ls
LıMTER-İş
MADEN-ıŞ.
KERAMlK-lş
AsTER-ıs
PETKlM-iŞ
BAYsEN
TEKsTlL
oLEYİş
HUR c.AM-İş
GlDA-ıs
YENlHABER-lŞ
Asıs
s9sYAL-lŞ
TlŞ
FıNDıK-lş
TUMKA-ıs
BASIN-ıs'
NAKLıYhT-ıS
lıentcl oen1-1s
LAsTlK-ls
YERALTiMADEN-İŞ

4
l
l

9
2

l0
l0
9
8
4

8
l
l
6
6
2
?
?
6
2

l0
l0

§2

z0
20
20
20
l0

l0
|0
20
20
20

20
?0

5

7

Summe 261 2053 20

gung befrug vier Johre und zwei Monote,257
Sitzungen fonden stott. Wöhrend des Prozesses
wurden vier Angeklogie und sieben Rechtson-
wölte ous dem Gerichtssool entfernt und ein'Rechtsonwoli wegen dem ProzeB verhoftet.

_Nur die Vernehmung des Vorsitzenden der
DISK, die reif wöre fijr dos Guinnesbuch der
Rekorde, douerte 2l Sitzungen, l09 Toge long.
Sein Plödoyer bestond ous 5l0 Seiten.

Der Anklöger, dos 2. Militörgericht, Kriegs-
rechtskommondotur lstonlul, hot mit seinem
Urteil 26l Gewerkschofter und drei Experten
bestroft, 23 Personen vom ProzeB ousge-
schlossen, l6 Verfohren eingestellt,fUr eine
Person wor dos Gericht nicht zustöndig und die
DISK mit ihren 28 Mitgliedsgewerkschoften
oufgelöst.

AuBerdem wurden noch drei Prozesse gegen
die Funktionöre der Dısk eröffnet. Ünıer
onderem gob es dobei eine schwerwiegende

l0
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6. Dle ou8er D§K cıgekrogüen Gewerk-
schoften

Die Einzige ouBer DISK in lstonbul vor einem
Kriegsgericht ongeklogte Gewerkschoft ist
Bonk-lİ. Sie wurde wegen eines Versto0es
oeoen'die §§ l41-142 des tUrkischen Strof-
ğeİetzbuches ongeklogt. In dem ProzeB
wurden 22 Gewerkschofter ongeklogt. Es
wurden 4 Funktionöre zu l0 Johren und 8
Monoten, 'l3 Funktionöre zu 6 Johren und 8
Monofen und ein Funktionör zu 15 Johren
schwere Hoft verurteilt. Dieses urteil wurde
durch Bestötigung des militörl5chen Revi-
sionsgericht endgUltig.

Soweit wir feststellen konnten, wurden vor
den Istonbuler Kriegsrechtgerichten noch
gegen l l unobhöngige Gewerksch.of ten, eine
Mitgliedsgewerkschoft der TurkJş und 395
Gewerkschoftsfunktionöre eine öhnliche An-
kloge wie gegen DlSK erhoben.

Die Anklogeschrift umf_oBte im ollgemeinen
die Übernohme des von DlSK vorgeschlogenen
"Einheitlich demokrotischen Sotzungsenwurf ",
ols Grundsotzung und Anerkennung des Zieles
"Erweiterung der Erziehung, die sich ouf die
wissenschoft der Arbeiterklosse stutzt" ols
Sotzungsporogroph, sowie die Umwondlung der
Gewerkschoft in einen illegolen Verein und
kommunistische Propogondo. Aufgrund dieser
Beschuldigungen verlongte mon die Bestrofung
der Funktionöre noch §§ 141-142 des tilrkl-
schen Strofgesetzbuches.

Elf von diesen Gewerkschoften sind in lsfon-
bul freigesprochen worden. Dos militürische
Revlsionsgericht hot diesen Freispruch bestö-
tigt, indem es "die Erweiterung der ollgemei-
nen Erziehung, die sich ouf die Wissenschoft
der Arbeiterklosse stützt" nicht ols umwond-
lungsfoktor der Gewerkschoften in illegole
Orgonisotionen onerkonnte.

Mon verlongte {ie Aufhebung der Veruriei-
lung der ll Bonk-Iş durch dos Regionole Ge-
rlcht. Nochdem dos Regionole Gericht dem
Verlongen nochgekommen wor, wurde der
Freispruch endgUltig.

Die Anzohl der vom Istonbuler Kriegsgericht
erst ongeklogten und donn freigesprochenen
Gewerkschoften ist wie folgt:

von diesen Gewerkschoften orbeitet İston-
but Yo1-1s ols Istonbuler Sektion der Mltglledş-
qewerkschoft YoI-!ş von TtırkJş. Tum HoşJş
İst noch der Überjchreltung d6r lO% Hurde
eine Gewerkschoft ln ihrem Geblet.

Die Mitgliedsgewerkschoft der Turk-Iş, An-
koro Yol-[ş, wurde vom 3. militörischen Ge-
richt der Kriegsrechtkommcndotur in Ankoro
verurteilt. DoJ Gericht hot die Gewerkschoft
Ankoro Yo1-1, wegen ihrem 4. Sotzungspro-
groph om 20.5. 8l geschlosen. Der Porogroph
loutete: "Ihren Ursprung von den hohen Werfen
der Ar$eif und ihre Kroft von der Arbeifer-
klosse nehmend, hot die Gewerkschoft fol-
gende Ziele ols ihre Prinzipien ongenommen:

B
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DofUr sorgen, doB die Arbeiterbewegung ihren
revolutionören Chorokter onnimmt, der die im,Grundgesetz vorgesehenen grundlegenden
Umwondlungen verwirklichen konn; die Erwei-
terung der sich ouf die Wissenschoft der Arbei_
terklosse stUtzende Erziehung....; und um dies
zu entwickeln, die hormonische Zusommenor-
beit mit der Internotionolen Arbeiferklosse fur
eine Welt, die ohne Kriege, Ausbeutung und
UnterdrUckung ist".

Noch dem dos 4. Amt des Revisionsgerichts
dieses Urteil zurUckgewiesen hotte, kom die
Soche vor dos 2. Arbeitsgericht in Ankoro. Je-
doch hotte dos Zivilgericht ouch ein
Schlie8ungsurteil gefallt. Doch dieses Urteil
wurde vom 9. Justizomt des Revisionsgerichts
zurUckgewiesen.

Andererseits hot dos l. Militörgericht der
Kriegsrechtkommondotur in Ankoro eine An_
kloge gegen neun Funkfionöre der MİSK (Kon-
föderotion notionolistischer Gewerkschoften)
wegen finonzieller Unterstützung ous der Kon-
f öderof ionskosse on MHP und Notionolisti-
scher Institutionen erhoben. Der ProzeB en-
de.te mit Freispruch. Monche Funktionöre der
MISK wurden zwor noch dem l 2. 9. in Gewohr-
som genommen, jedoch ohne Ankloge om 20.
Jonuor 8l wieder freigelossen.

7. Eigentum und Guter der DİSK İrnd ihrer
Mitgliedsgewerkschof teıı

Ein wichtiges Themo im DİSK_ProzeB ist dos
Eigentum. Mit einem Beschlu8 des lokoIen Ge-
riçhts om ?3. 12.86 wurde die Auflösung der
DISK und 28 onderer Gewerkschoften ,.İkun_
det. Über dos noch von einem Treuhönder ver-
woltete Eigentum der geschlossenen Gewerk-
schoften wurde nichts bekğnnfgegeben.

Mit dem om 7. Moi 83 beschlossenen Ge-
werkschoftsgesetz Nr. 2823 wurde dos Eigen-
tum der geschlossenen Gewerkschoften on die
Sfootskosse übertrogen. Die Anwendung des
Gesetzes ist jedoch im Folle von DISK noch
ollgemeinen Rechtsnormen nicht mögIich.

Dos Gewerkschoftsgesetz Nr.274 vom ?4. 7:
63 sieht in § 30 die "Anwendung der Aufhe-
bungsbestimmungen im Folle einer SchlieOung
vor". Der om 29.7.70 geünderte § 8 des oben
genonnten Gesetzes sİeht im Folle einer Auf-
hebungsbestimmung vor: "Der Übertrog des
Eigentums der geschlossenen Gewerkschoft,
wenn sie tUrkeiweit tötig ist, soll on ihren
Dochverbond, und wenn es sich um einen Doch-
verbond hondelt, on einen onderen Dochver-
bond erfolgen. Wenn es sich um eine unobhön-
gige Gewerkschoft hondelt, soll ihr Eigentum
on eine Gewerkschoft oder Konföderotion, die
im gleichen Arbeitsgebiet tötig ist oder wenn
dos nicht zutrifft, on eine mitgliedsstörkere
Konföderotion Ubertrogen werden."

Wenn beim DlSK-ProzeB ein endgUltiges Ur-

teİl gefölıt wird, wİrd es interessonte lnterPre-
fotionen geben, do donn die DISK und ihre Mit-
gliedsgewerkschof ten gleichzeitig geschlossen
werden. Egol, wie die Meinungen oussehen
werden, ein Übertrog des Eigenfums der DİSK
und ihrer Mitglieder on die.Stootskosse lst ju-
ristisch nicht möglic[. Der Ubertrog konn lout
Gesetz nur on TUrk-İş oder ihre Mifgliedsge-
werkschof ten erf oIgen.

Die ungesetzliche Beschlognohmung des
Gewerkschoftseigentums oder eine den
ILO-Bestimmungen widersprechende Lösung
wird spöter zu einem Rechtsstreit ouf interno-
tionoler Ebene fiJhren, do die Mitgliedsge-
werkschoften der DlSK gleichzeitig Mitglieder
der internotionolen Orgonisotionen sind.

Bisher wurde nur dos zentroloeböude der
Mitgliedsgewerkschoft der DİSlİ, GenetJş,
verkouft. Dos Eigentum wird entweder sehr
billig vermietet oder verkommen gelossen.

Als die ICFTU, die Konföderof ion der Welt-
orbeif und Gewerkschoftsföderotlon der welt
und einzelne Gewerkschoften noch dem stotut
der ILO dle Türkei ongeklogt hoben, hot sich
dos Komitee fur Gewerkschoft5freiheit (KGF)
des llO-Vorstondes besonders mit dem Eigen-
tum der Gewerkschoften beschüftigt. Dos
komitee für Gewerkschoftsfreiheit der ll-o
hot im 33. Absotz seines Berichtes Uber die
Entwerfung des Gewerkschoftseigentums,
noch Berichten der TUrkei-Regierung, be-
konntgegeben und von verontwortlichen Stel-
len Informotionen verlongt.

Der om l7. I0. 86 von der türkischen Regie-
rung geschickte und vermutlich die Informo-
tionen des Treuhönders (Uber Arbeitsgerichte
zu erhohen) umfossende Bericht wurde in der
Beiloge des 274. KGF_Berichtes im November
l986 veröffentlicht. Diese Informotionen ent-
.sprechen nicht der Wohrheit.

i tn dem der tLb gegebenen Dokument gibf es
keine ' Informotionen Uber Gewerkschoffen,
deren Sitz in Ankoro wor. Die Zeitung Milliyet
hot der Regierung. vorgeworfen, die Werte des
Eigentums der DİSK und deren Mitglledsge-
werkschoften bewuBt niedrig zu holten.

Noch Ansicht der DlSK-Fuktionöre hoben
die Güter und dos Eigentum der DİSK und ihrer
Mitglledsgewerkschof ten einen Morkiwert von
250 Milliorden TL. Wenn es um dos Privotei-
gentum der Arbeiter geht, ist dos Verholten
derer, die douernd vom "Heiligen Privoteigen-
fum" reden, sehr merkwUrdig.

. Die gÜ,ltige ILO-Bestimmung Uber Eigentum
loutet: "Dos Eigentum einer oufgelöst-en Ge-
werkschoff soll vorubergehend İinem Treu-
hönder Ubergeben, donoch enfweder unter die
Mitglibder veıteilt oder einer Nochfotgege-
werkschoft Ubertrogen werden''. Mlt NoJh-
folgegewerkschof t meint mon in der Regel
nicht die Gewerkschoften, die dos EigentJm
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"beschlognohmen", sondern die die GrUndungs-
ziele der oufgelösten Gewerkschoft be;ohen.

8. ffievlele Arbeiter sind in den Gewerk-
scfıof ten orgonlsiert?

Die dos Arbeitsleben regelnden Gesetze in
der TUrkei und die Holtung des Stootes gegen-
Uber der Arbeit hoben die Eigenschoften, die
die Arbeiter von den Gewerkschofien entfer-
nen und den Syndikolismus zu einer geföhr-
lichen Soctıe mochen. Doher sind nur 63% der
Arbeiter in den Gewerkschoften orgonisierf.
Noch den om l7. Juni 86 erschienenen Stotisti-
ken des Arbeitsministerlums betrögt die An-
zohl der Arbeiter 307 5343, dovon l 953892 or-
gonisiert. Die Stotlsfiken des Arbeitsminis-
teriums sind nicht wohrheitsgemüB, weil z.B.
die oben genonnte Stotistik nur die versicher-
ten Arbeiter umfoBf. Es gibt in der Turkei noch
2,5 Millionen Arbeiter, deren Soziolbeitröge
vom Arbeitgeber nicht bezohlt werden und
doher nicht ols Arbeiter gelten. Zudem bein-
holtet die Stotistik nicht die Lohnobhüngigen
in der Agrorwirtschoft. Wenn mon diese be-
rUcksichtigt, fUllt der Durchschnitt der Ge-
werkschoftsorgqnisierung ouf l/3 des vom Ar-
beitsministerium berechneten stotistikdurch-
schnitts.

Der eigentliche Grund, worum die Arbeiter
sich nicht orgonisieren, ist die proktizierte Po-
litik des stootes.

In der stotistik des Arbeitsministeriums ist die
Verteilung der Arbeiter wie folgt:

ber-Regimes hot sich ouch in den Lehrerinsti-
tutionen konkretisiert.

TÖB-DER (Einheitsgewerkschoft der Erzie-
hungsbeschöftigten), in der ein gro0er Teil der
Lehrer orgonisiert wor, wurde mit einem Ge-
richtsurteiI geschlossen. Funktionöre und viele
Mitglieder dieser Instltution wurden bestroft.

Dos Grundoesetz von 1960 röumte einem
Teil der Besclİuftlgten im Öffentlichen Dienst
gewerkschoftliches Orgonisierungsrecht ein.
Obwohl sie kein Streikrecht und Verhondlungs-
recht hotten, hot mon mit diesem Recht den
Lehrern und Beomten die Möglichkeit gegeben
sich zu orgonisieren und ein Druckmittel zu
sein.

Dİese Mögııchkeit wurde ousgenutzt. Im
Jonuor 'l966 hoben sich die Lehrer unter dem
Doch von TÖS (Lehrergewerkschoff der
TUrkei) vereint. TÖS wor eine Berufsorgoniso-
tion, die sich um die Berufsprobleme der Leh-
rer kummerte.

Wöhrend des Militu_rregimes von l 97I hot
mon Ankloge gegen TOS erhoben, Funktionöre
bestroft und die Gewerkschoft geschlossen. In
dieser Periode wurde mit einer Anderung des
Porogrophen Uber Gewerkschoftsrecht im
Grundgesetz die Orgonisierung in Gewerk-
schoften verboten. Doher versuchten die Leh-
rer sich uber dos vereinsrecht in vereinen zu
orgonisieren und grUndeten TÖB-DER. Kurz
noch seiner GrUndung wurde TOB-DER ein
Verein, in der die Mehrheit der Lehrer Mitglied
wurde. In den Johren vor der SchlieBung hotte
TÖB-DER 2ooooo Mıtgıİeder und 670 Filiolen.
TöB-DER hot vor dem Putsch für die Erhol-
tung der demokrotischen Rechte und Freihei-
ten wichtlge Kiimpfe geleistet.

Neben dem Kompf fıır die Verbesserung der
sich verschlechternden wirtschof tlichen Loge,
hot TÖB-DER ouch gegen die Foschisierung
der Erziehung entschlossen gekömpft. Des-
wegen wurde sie zur Zielscheibe der Regierun-
gen und Monopolmöchte.

Noch dem Mossoker der Foschisten in
K. Moroş, wurde in 1 3 Stödten dos Kriegsrecht
verkundet. Die Kriegsrechtskommondonten
hoben neben vielen onderen demokrotischen
lnstitutionen ouch die Aktlvitöten des
TöB-DER verboten.

Am 12. 9. 80 wurden dle Aktlvitöfen des
TÖB-DER tUrkeiweit gestoppt. Vİele Funktİo-
nöre und Mitglleder wurden in Gewohrsom ge-
nommen. Ungeföhr 25000 Lehrer wurden noch
'80 vom Beruf suspendiert. Alle Mitglieder des
TÖB-DER, dİe Leiter von Erziehungsinstİtu-
tionen wofen, erhielten Berufsverbot.

Der durch den Bğfehl des Kriegsrechtskom-
mondonten eröffnete'TöB-DER-ProzeB be-
gonn om 22. 5.81vor dem 3. MilitörÖerlcht. In
der vom Militörstootonwolt vorbereiteien An-
klogeschrift wurde TÖB-DER so beschuldigtı
"Errichtung der Gewoltherrschoft einer sozio-

TüRK.-İş
HAK-Iş
MlsK

1437875
149875
l420l.4

und die Mltgliederzohl der linkstendierenden
Gewerkschoften ist wie folgtı

1||22
l1997
54321.
339I

l0634

LAş PETKiM
BANK-sEN
oToMoBiL-İs
TüM HAş-İş '
TURSAN-ıŞ

Vor dem l2. 9. 80 hotte die DİsK 50OO0O und
TijrkJş S00000_ Mitglieder. Noch der
SchlieBung von DİSK ist ein GroBteil der Mit-
gliede_r zu den Mitgliedsgewerkschoften der
İurk-İş iibergegong"in. Eln T.il der DİSK-Mlt-
glieder orgonisierte sich in unobhöngigen Ge-
werkschoften.

9. Noch eiııe bestrofte gewerkschoftliche
Orgoııisotion: TÖa-OeR

Die Vernichtungspolitik der gewerkschoft-
lichen Rechte und Freiheiten des l2. Septem-
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len Klosse tlber eine ondere soziole Klosse;
GrUndung eines Vereins zum Umsturz der im
Londe geltenden wirtschoftlichen und sozialen
Grundsötze und Leitung dieses, Vereins; Be-
treibung von kommunlstischer und seperğtistl-
scher Propogondo; und VerstöB gegen dos Ver-
elnsgese.tz". Der Militörstootsonwolt behoup-
tete, TOB-DER hobe l976 ongefongen, diese
"Stroftofen" zu begehen.

Der Militğrstootsonwolt forderte die Be-
sirofung noch den §§ l41-142 des tUrkischen
Strofgesetzbuches. Diese vom foschlstischen
ttolien ohne Anderung Ubernommenen, be-
rUhmten Porogrophen wurden seit Johren fUr
die Niederschlogung der soziolen Opposition
ongewendet. lm Grunde genommen hotte
TOB-DER mit diesen Anschuldigungen nichts
zu tun. TÖB-DER kömpfte bİs İu seiner
SchlieBung im gesetzlichen Rohmen. Doch
wurden die legolen Aktivitöten noch dem
Puisch l 98O ols Vergehen ongesehen..

Der. Schwierigkeii bewuBt, die Akfivitöten
des TOB-DER mit dem § l4l in Verbindung zu
bringen, beugfe der Militörstoğf sonwolt in
seiner Anklogeschrift die juristischen Prinzi-
pien: "Um eine in § l4l erwöhnten Verein zu
grUnden reichen zwei oder mehrere Personen,
die diB gleichen Ziele verfolgen. Bei solchen
Vereinen muB mon die Voroussetzung der Le-
go|ltöt nicht untersuchen. Wie bei dem durch
die Angeklogten geleiteten Verein TÖB-DER,
ist es jederzeit möglich, doB der Verein in
Richtung illegoler Akiivitöten geht oder unter
einem legolen Vorwond illegole Aktivitöten
durchfUhrt. Wenn diese illegolen Akfivitiiten
gegen ein entsprechendes Gesetz verstoBen
oder in diese Richtung gehen, ist der § l4l on-
zuwenden".

Wie mon sieht, broucht der Militörstootson-
wolt kein hondfesten Beweise, um die Aktivi-
İöten des TÖB-DER mit dem § l4l ın Verbin-
dung zu bringen, sondern verlongt noch der
willkUrlichen lnterpretotion der Ğesetze die
Bestrofung des Lehrervereins.

Der Militörstootsonwolt hUlt die Holtung
gegen Imperiolismus, olso die Verteidigung der
Unobhöngtgkeit der TUrkei, fur eine Stroftot
und bezeichnet die Holtung gegen die rossis_
tisch-chouvenistische Erziehung ols Seperotis-
mus, und föhrt fort: "Ebenfolls behoupteten
die Angeklogten, doB im Osten lebende Men-
schen einer onderen Notionolitöt ongehören,
eine eigene Sproche und Kultur hoben, und
gegen dieses Volk ein rossistisch-chouvenisti-
sches und ossimilierndes Erziehungssystem
proktiziert, und kein Erziehungsrecht in
eigener Sproche eingertlumf wird. Domit betö-
tigten sich die Angeklogten im Bereich der
zerstörerischen und seperotistischen. Propo-
gondo. Von dieser ldeologie bedingt, orbeite-
ten. sie illegol mit Hilfe selbsİgedruckter
8Ucher und Publikotionen, um dies]e ldeen in
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den K6pfen ouszubouen. Dorum hoben sie den
Verel-ry dessen Leifer sie woren, ousgenUtzf
und, ihre wohren Ziele verdeckend, illegole
Tötlgkelten ousgeUb." (Anklogeschrift, S. l9).

Der Militörstootsonwolt beschuldigte
TÖB-DER, ousgehend von den Beschlusİen
seiner 3. Ordentlichen Generolversommlung
l976, ols "morxistisch-leninlstische und sepe-
rotistische Orgonisotion. Dle betref fenden Be-
schlusse sind:

- TÖB-DER kampft fur die Befreiung der Er-
ziehung von imperiolistischen, feudolistl-
schen, rossistisch-chouvenistischen und
ollen onderen rUckstöndigen und unter-
drOckenden EinflUssen, sowie fUr eine Erzie-
hung, die von der Art her notionol und vom
wesen her fur dos volk ist.

- TöB-DER ruft den Demokroiischen Erzie-
hungskongreB zusommen um Uber dos kurz-
fristige Zlel, nömlich die Demokrotisierung
der Erziehung und die Probleme der Lehrer
umfongrelch zu diskutieren.
Die im Johr l976 gefoBten BeschlUsse

wurden vom Militörstootsonwolt lg80 ols
Strof iotbestond g<isehen. Von diesen BeschlUs-
sen ousgehend behouptete der Militörstootson-
wolt, "TÖB-DER hotte sİch in eine morxİs-
tisch-leninistische, die notionolen GefUhle
schwöchende und unter legolem Vorwond kon-
spirotiv orbeitende Orgonisotion verwondelt."
(Anklogeschrİf t, S. 22-23).

Der Militörstootsonwolt konn keine hond-
feste Beweise vorlegen; die Anklogeschrift ist
mit erfundenen Beschuldigungen vollgestopft.
Wegen der in der Anklogeschrift vorgeworfe-
nen Aktivitöten wurde eine Untersuchung
gegen TÖB-DER eingeleitet. Die ZivilgerichtJ
jedoch sprochen TOB-DER frei. Die Aktivitö-
ten, die die Zivilgerichte nicht ols Stroftotbe-
stond sohen, woren noch 1980 solche. Die
Kriegsgerichte hoben so die Urteile der Zivit-
gerichte fUr nichtİg erklört.

Bevor der TÖB-DER-ProzeB hegonn, hot
Juntochef Kenon Evren den TöB-DER ols
"zerstiirerische und seperotistische" Orgoniso-
tion bezeichnet, und solche Anschuldğungen
wğhrend des ProzeBes wiederholt. Die Ğe-
richte hoben die Personen und Institutionen,
die schon von Evren und onderen Generölen
schuldig erklört wurden, gestUfzt ouf die in
Polizeizentren unter Folter erpressten Ge-
stöndnisse, bestroff. Dos Urteil des 3. Milltör-
gerichts Uber TÖB-DER ist ein typisches Bei-
spieI fur eine solche Situotion.

Dos Gericht, dos die Ankloge des Mllltör-
stootsonwoltes gerechtfertigt fond, hot fol-
gendes Urteil geföllt: "Unter Betrochtung der
oben erwöhnten Beweismiffel und Beweg-
grUnde: FUr die Lösung der beruflichen Proble-
me von Lehrern und um ihnen be_ssere Toge zu
bringen, gegrUndete lerein TÖB-DER; hot
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so\ıie in seinem vorstond ols ouch ln seinen Fi-
liolen versucht, um eine morxistlsch-Ieninis-
tische Ordnung zu errichten, um die Wissen-
schoft der Arbeiterklosse zu verbreiten, seine
Erziehungstötigkeiten ouf dleses Ziel zu
lenken und noch dem Motto "Teile und
Herrsche" behoupteten, in der TUrkei göbe es
mehrere Völker, besonders behoupteten, mon
fuhre eine ossimilierend-rossistische polltik
gegen dos kurdische Volk, in den Veronstoltun-
gen, in denen die morolischen Werte zerstört
Jnd dos errichtete System herobgesetzt wird,
in Erklörungen, in Zeitungen und Illustrierten
in einer rotlonolen Form vorhotten, Schrltt fUr
Schritt ihre Ziele zu erreichen, doher unter
Vorwond elnes legolen Vereins zu konspiıoti-
ven Aktivltöten nİlgten, doher slch von legol
zu illegol umwondelten, und die Aktivitöten
der Anğeklogten ols erwiesen gefunden und do
sein Vorstond und Filiolen sich ungesetzlich
betötigten, wurde die SchtleBung von
lÖB-OER beschlossen." (Die Sotzoufboufehler
sind die des Richters, der dos Urteil verfoBte).

Wie mon sieht, hot dos Urteil keinen juristi-
schen Hintergrund. Die Gerichte erfUllen die
polifischen Entscheidungen der Generöle.
wider dem oben zltierten urteil ober wurde
TÖB-DER gesetzmöBig gegrUndet und hot
selne Aktivİtöten lm gesetzlichen Rohmen
durchqefUhrt. DidHondlungsweise und Aktlvi-
töten-von TÖB-DER woren jederzeit von offi-
ziellen Stellen kontrolierbor. Kurzum,
TÖB-DER wor eine Orgonisotion ohne illegole
Eioenschoften.

Öos 3. MilitUrgericht der Kriegsrechtskom-
mondotur in Ankoro hot noch dem oben ge-
nonnten Urteil dİe Funktionöre und Mıtgİıeder
zu unterschledlichen Freiheitsstrofen verur-
teilt. Funf TöB-DER Funktionöre wurden zu 9
Johren, 3l Personen zu 8 Johren, l0 Personen
zu 5 Johren und 4 Peısonen zu je l Johr verur-
tellt. Über diese personen wurde zudem fur
bestlmmte Zeit die ollgemeine Sicherheits-
Uberwochung und ein Beschöftigungsverbot im
Öffentllchen Dlenst verhöngt. AuBerdem
wurden die Akten von 29 Personen, die nicht
gefo8t und vor Gerlcht gestellt werden konn-
İ.n, ,,r. Seite gelegt, um sie bei elner Fest-
nohme weiter zu beorbeiten. Dos militürische
Revisionsgerlcht hot diese Urteile bestötigt..

Die Beıtrofuno der Funktionöre und die
SchlieBuno von TÖB-DER ist ouf seine Stellung
ols ein wİchtiger Zentrolpunkt der soziolen
oooosition zurückzufuhren. Ein onderer Grund
fıjİ dı" S.hlı"nrng von TöB-DER ist dıe Ein-
stellung der l2. September-Generöle. Die
otoubtJn ohne die Vernichtung der Grund-
İechte und Freiheiten der Erwerbstötigen
nıcht fur stobiıitöt sorgen zu können.

ln der Tof konnte dos l 2. September-Regilg
dre politik des IwF nicht durchsetzen ohne dle
Orgonisotionen der Arbeiter, der Lehrer und

C - DIE BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER
T(hKEuNDDERıLo

Die Anderungen des Regimes noch dem
Putsch vom 9. l2. 80 in gewerkschoftsrecht-
lichen und freiheitlichen Gebieten erzeugte
immer Pro6lefrıe mit der lLO. Mon konn sogen,
doB dle Turkel noch '80 immer ouf der Toges-
ordnung der lLO stond.

Die ILO hot, die gewerkschoftlichen Rechte
und Freiheiten betreffend, besfimmte An-
schouungen. Die tLO, die die Entwicklungen in
der TUrkei regelmöBig beobochtet, Ubt ouf die
tUrkische Regierung Druck ous, um die Be-
schrönkungen im Arbeitsleben oufzuheben.
Dos Regime von Evren-Ozol ober nimmt die

12

der Angestellten zu zerschlogen und fur
Autoritöt zu sorgen.' Die verbotsoolltlk des Reqimes wor mit der
SchlieBung roİ. OlSr und lÖa-OER nicht be-
endet. Wir hotten im vorigen Kopitel behon-
delt, wie die Putschgenerüle mlt den neuen ge-
setzlichen Bestimmungen die Orgonlsierung
der Arbeiter in Gewerkschoften verhinderten
und dos Gebiet der noch existierenden Ge-
werkschof ten einschrönkten.

Die gleichen MoBnohmen wurden ouch fUr
die Lehrer getroffen. Mit den neuen Regelun-
gen ist die GrUndung von unobhöngigen Verei-
nen der Lehrer verhindert worden. Die Anhön-
ger des 12. September zwlngen die Lehrer in
İnstitutionen nomens "Lehrerhöuser" Mitglied
zu werden, deren FUhrung vom Stoot ernonnt
wird.

Die "Lehrerhöuser" slnd keine lnstitutionen
um dii beruflichen oder ökomomisch-demo-
krotischen Probleme der Lehrer zu lösen,
sondern den Kompf der Lehrer fur die LOsung
dieser probleme zu unterdrucken- Die Lehrer
können in dieser Institution nur die offizielle
Ideologie und Politik des Stootes lernen und
dozu Tee trinken und Korten spielen.

Trotzdem hot die revolutionör-demokro-
tische Lehrerbewegung, gestUtzt ouf Ge-
setzeslucken, l988 ihren ersten Schrltt fUr die
Vereinigung geton. Dem von pensionierten
Lehrern gegrUndeten "Erzieherverein" ist es
gelungen, kurz noch seiner GrUndung. Lehrer
unter seinem Doch zu vereinen. Do die Ver-
einsmitgliedsschof t den den Beruf oktiv ous-'
Ubenden Lehrern untersogt lst, kom dieser
Verein ols ein Institution ouf, in der nur pen-
sionierte Lehrer woren.

Jedoch gibt es ouBer normol pensionierten
Lehrern Uber 30000 Lehrer, die von der Re-
oieruno vom Dienst suspendiert oder durch
Ğerich-te bestroft wurden und doher nicht or-
beiten können. Do sie ohne Probleme Mitglled
werden kğnnen, ist es wohrscheinlich, dos
dieser Verein wieder eine wichtige demokro-
tische Rolle einnehmen wird.
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Verwornungen und Empfehluhgen der lLO
nicht ernst oder versucht die situotion mit fol-
schen Erklörungenzu übergehen.

Nun zitieren wir die Meinungen von zwei Ex-
perten Uber die Beziehungen ILO-TUrkei. Hons
Engelberts, einer der Verontwortlichen der
ILO und der Internotlonolen Föderotion der
Beschöftigten im Öffentlichen Dienst, stellt in
seinem l986 verfoBten Bericht Uber dle TUrkei
folgendes fest:

"Seit seiner GrUndung wurden dem KGF
(Komitee fUr Gewerkschoftsfreiheit) l200.
Fölle vorgelegt, die die systemotische, breite
und ondouernde Verletzung der gewerkschoft-
lichen Rechte betreffen. Diese Verletzungen
sind durch outoritğre oder totolitöre Diktotu-
ren zustonde gekommen.

Dos Komitee hot sich Uber löngere Johre
hinous mit den Beschwerden der Freien Ge-
werkschoftsbewegung gegen die Fronko-Dik-
totur in Sponien befoBt. Die Akten Uber Argen-
tlnien wurden noch der Ruckkehr des Londes
zur Demokrotie I983 geschlossen. Chile, dos
ein Beispiel fUr groBe Veiletzungen bildet,
steht noch ouf der Togesordnung des Komi-
tees. Die Loge der beiden europğischen Lönder
Polen und TÜrkei sind ebenfolls ouf der Toges-
ordnung. Niemond wird benochtelligt oder be-
vorzugt. Egol, wo sich die P.S.I. oder ein onde-
rer Teil der freien Gewerkschoftsbewegung
befindet, ob im Norden, SUden, Westen odeİ
Osten, jeder benUtzt sein Klogerecht und
widersetzt sich gegen Vernochlössi9ung.

- Die Loge in der Turkei -
Dos KGF der ILO, dos dos Beispiel Turkei un-
tersuchte, stellte fest, doB die, die Gewerk-
schoftsfreiheit betreffenden Beschlusse des
neuen tUrkischen Grundgesetzes nlcht mit den
Normen und Prinzipien Ubereinstimmen. Diese
BeschlUsse louten;
o)Um Funktionör der Gewerkschoft oder des

Dochverbondes zu werden, muB mon mindes-
, tens l0 Johre prokfische TOtigkeit ols Aİb!i-
ter nochweisen.

b)Totoles politisches Betötigungsverbot fi,ir
Gewerkschoften.

c)Beschrtnkung des Grundgesetzes. Z.B. dos
Verbot des Generolstreiks1 des Solidoritöt§-,
streiks, des Bummelstreiks und der Produk-
tionssenkung.
Noch lnkrofttrefen des Grundgesetzes

wurden im Moi l983 neue Arbeitsgesetze be-
schlossen. Dos Komitee ist zu dem SchluB ge-
kommen, doB diese Gesetze, wegen ihrer die
Rolle der Gewerkschoften begrenzenden, un-
durchsichfig formulierten und sich extrem mit
Detoils befossenden BeschliJssen, besorgniser-
regend sind. Zudem freten, die ihren Ursprung
im Grundgesetz hobenden, BeschlÜsse die in
ILO-Normen festgelegten gewerkschoftlichen
Rechte mit FUBen. Es sind folgende Be-

schlUsse:
- Gewerkschoftsges'etz Nr. 282l

Artikel 3: Es wird die GrUndung der Gewerk-
schof t ouf Betriebsebene verboten.
Artikel 9: Die Bedingungen, die Kondidoten
der Orgone (ouBer Generolversommlung) er-
fUllen mUssen, sind: Nicht wegen VerstoB
gegen Torifverhondlungs-, Sfreik- und Aus-
sperrungsgesetz vorbestrof t sein.
Artikel l4: Ein Kondidot fUr eine Lelferstel-
le in der Gewerkschoft muB mindestens l0
Johre berufstötig gewesen sein (Bezogen ouf
Grundgesetz 5l /7).Dobei werden höchsten 5
Johre einer Auslondstötigkeit miiongerech-
net.
Artikel 2lı Mitgliedschoftsverbot fur Be-
schuftİgte in religiösen Institutİonen oder
Schulen.

- Torifverhondlungs-, Streik- und Aussper-
rungsgesetz Nr. 2822
Artikel l2: Die 5O%ige Vertretung der Ar-
b€iter in dem betreffenden Betrieb oder den
einzelnen Befrieben ist die voroussetzuno.
um Torifverhondlungen durchfUhren zu köİj
nen. Zudem kommf die Gewöhrleistung einer'l0%igen Vertretung der in dieser Bİonche
beschuf tigten Arbeiter.
Artikel l3 und 'l4: Am Anfong jeder neuen
Torifverhondlung muB mon eine Vorgeneh_
migung beontrogen.
Artikel 25: Verbot des politischen Streiks,
Generolstreiks, Solidoritötsstreiks, Bum-
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melstreiks und Sitzstreiks (Grundgesetz 53).
Artikl 3l: lm Folle der Verhöngung des
Kriegsrechts sind die gewerkschoftsregeln-
den Beschlusse vorbeholten.
Artikel 52-55: In den FUllen, in denen der
Streik oufgeschoben oder nicht gesefzlich
ist, ist dos Schiedsverfohren Pflicht.
Artikel 72: Verhöngung einer Strofe von
mindestens l 8 Monoten bei streikoktionen.
Artikel 8I: Die oben erwöhnten Strofen
können bei einer Wiederholung um 5Q% ge'
steigert werden.
Andererseits hot sich dos KGF in seinem 86-

richt Uber die TUrkei mlt neuen Bestimmungen
ULer Arbeitsweisen von TUrk-lş befoBt. Zum
Beisoiel: Dos Gesetz röumt nur den vom Ar-
beitİvertrog obhiingigen Personen den Ge-
werkschoftİeintritt ein, somit werden die Be-
diensteten im Öffentlichen Dienst (ohne Ar-
beitsvertrog) ousgeschlossen. AuOerdem wird
den Studenten und Lehrörn dos Orgonisie-
rungsrecht vorenf holten.- -'D'ol 

Komlt"" fugt hinzu, doB Turk-İş besorgt
ist Uber die willkUrliche lnterpretotlon der Be-
stimmungen uber Mitglledschoft der Gewerk-
schoften und konföderotionen in infernotiono-
len Orgonisotionen. Dies ist ouch fur P.S.I. ein
Grund zur groBen Beunruhigung.

Der Vors}ond der ILO hot die Berichte des
KGF Uber die TUrkei mit seinen Vorschlögen
bestötigt. Der wichtigste Vorschlog der lLO
zum T6emo TUrkei wor die Aufhebung des
Kriegsrechts, wos ouch von P.S.l. und onderen
unobhönoioen Gewerkschofien unterstutzt
wird. Do-s komitee hot dies in seinem Bericht
Moi-Juni l984 so dorgelegt: Betreff der For-
derung von l983 noch Aufhebung des Kriegs-
rechfs-: Seit Mörz l9M wurde in l3 Stödten dos
Kriegsrecht oufgehoben. Dos Komitee betont,
doB dos Kriegsrecht nicht mit der Nutzung der
gewerkschoftlichen Rechte vereinbor ist. Dos
komitee betont seinen wunsch noch schneller
Aufhebung des Kriegsrechts in den onderen 54
stödten und domit Ruckkehr zum normolen
oewerkschoftlichen Leben, und hofft, doB die
ğeschlusse von l983 Uber Streik und Torifver-
hondlungen nicht weiter proktiziert werden'.

Wos ist dos Resultot der Vorschlöge der ILO
on ihre Mitglıedsstooten?

Die richtige Antwort hot einer der eng-
lischen Geweİkschoftsfuhrer, Alistoir Grohon,
(Mitglied der Arbeitergruppe des ILO-Vorston-
des; 

- Generolsekretör deı CPSA, eine Mit-
, gliedsgewerkschoft der P.S.l.) gegeben: ILO
hot nicht die polizeiliche Mocht. die Regierun-
gen ousrichtet, Jedoch konn die Holtung der
leweiligen Regierung on ondere Gewerkschof-
İ.n weİterve.mittelt und die Regierung do-
durch in die Enge getrieben werden. Dos dos
nicht possiert, lst fUr Regierungen, wie die in
der TÜrkei, die noch internotionoler Anerken-
nung streben, von groBem Wert'.

Wie wir vorhin gesehen hoben, gibt es zwei
Arten von lnternotionolen Arbeitsnormen:
- Vereinborungen, die fUr die unterzeichnen-

den Lönder bindend sind,
- Empfehlungen, die nicht rotifiziert werden

mUssen, ober fUr die Gesetze und deren An-
wendung Wegweiser sind.
Die von ILO bestötlgten Vereinborungen und

Empfehlungen werden zusommenfossend ols
Internotionole Arbeitsgesetze bezeichnet.

Dos tnternotionole Arbeitsgesetz verbietet
die:
- Zwongsorbeit
- kinderorbeit
- Nochtorbeit'von Kindern und Frouen
- Trennung noch Arbeit und Beruf

Dos tnfernotionole Arbeitsgesetz sieht folgen-
des vor:
- Freie Orgonisierung der Arbeitgeber und

Arbeitnehmer in Gewerkschoften und ver-
bönden

- VerkUrzung der Arbeitszeit, Recht ouf
wtıchentliche Ruhe (Sonntoge), und jöhrlich
bezohlter urloub

- Torifverhondlungen
- Die soziole Sicherung der Beschöftigten und

deren Fomilien
- Festlegung eines Mindestlohnes
- Schutz der Arbeitsemigronten
- Gleicher Lohn fllr gleiche Arbeii von Monn

und Frou
- Wirkungsvolle Inspektion der Betriebe
- Ausbou der richtigen, freien und produktiven

Einstellung
Über 5000 Vertröge der ILO wurden in ver-

schiedenen Löndern rotifiziert, dovon 28 in der
TUrkei. Die Rotifizierung bringt zweierlei
Pflichten: erstens die schrifftliche Verpflich-
tung fur dİe Anwendung des rotifizierten Ver-
trog*, zweitens die Bereitschoftserkldrung
fur eine internotionole konirolle.
- Dos Kontrollsysfem -
Die ILO besitzt ein eigenes Kontrollsystem für
die betreffenden Vertröge und Empfehlungen:
die, durch ihre Grundgesetze bedingte, Hond-
lungsweise der Mitgliedsstooten. Die Regie-
rungen mUssen jöhrlich Berichte über folgende
Themen oboeben:
- Die Übe;reichung der, von verontwortlich

ousführenden Orgonen der Mitgliedsstooten
rotifizierten Texte der ILO

- Die MoBnohmen zur DurchfUhrung der Em-
pfehlungen

- Noch nicht obgeschlossene Vertröge
zuerst werden die Berichte von einem Ex-

pertenkomitee, ous unporteiischen Personen
bestehend, uniersucht. Der vom Experfen-
komitee verfoBte Bericht wird on die Interno-
tionole Arbeitskonferenz geschickt. Dos
Komitee, dos in der Konferenz mitorbeitet und
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Uber eine dreifoche Struktur verfUgt, konn den
Regierungen, die ihren Pflichten nicht nochge-
kommen sind, Empfehlungen geben.

Irn Rohmen der uberreichten Berichte
können die Gewerkschoften im jeweiligen
Lond eine bestimmte Rolle spielen. Die Regie-
rungen sind verpflichtei, dle von der ILO ver-
foBten Berichte on die im Lond existierenden
gewerkschof tllchen Orgonisotionen weiierzu-
geben. Diese Orgonisotionen können Uber die
betreffenden Berichte und die von ihrem Lond
rotifizierten Vertröge ihre Meinung öuBern.

Diese Kommentore können Uber die Regie-
rung oder direkt on die ILO geschlckt werden.
In beiden Föllen wird, noch dem dos Experten-
komitee der betreffenden Regierung eine Stel-
lungsnohmezeit eingeröumf hot, der Kommen-
tor untersucht und die Untersuchung dem Be-
richt beigefUgt. So kommen die Kommenfore
vor dos komitee der konferenz.

AuBerdem konn sich jede notionole und in-
ternotionole gewerkschoff!iche Orgonisofion
Uber die Anwendung der rotiflzierten Vertröge
eine5 Mitgliedsstootes öuBern und seine Erkun_
dungen on dos Expertenkomitee schicken, ouch
donn, wenn die befreffende Regierung der ILO
keinen Bericht uberreicht hof.

- Die von der Türkei rotifizİerten Vertröge -
Unter den von der Turkel roiifizierten 28 Ver-
trögen gibt es wichtige llO-Vertröge, die den
Schutz der Menschengrundrechfe betreffen.
Es sind folgende Vertröge:
- Abkommen Nr. l00 von l95l Uber gleiche

Entlohnung.
Gleicher Lohn fiJr gleiche Arbeit fUr Monn
und Frou.

- Abkommen Nr. I05 von l957 Uber Abschof-
f ung der Zwongsbeschöf tigung.
Dieses sieht die Aufhebung jeglicher gegen
den eigenen Willen und zwongsweisen Be-
schöftigung vor. Domit wurde die Zwongsor-
beit, ols Strofe wegen Streikbeteiligung, fUr
die Arbeitsmobilisierung, ols Druckmitte!
gegen die freie AuBerung der polifischen und
ideologischen Meinungen und ols Druck- und
Erziehungsmittel, verboten.

- Abkommen Nr. l l l von 1958 Uber die Tren-
nung noch Arbeit und Beruf.
Es sieht eine notionole Politik vor, die nicht
wegen Rosse, Forbe, Geschlecht, Religion,
politische Anschouung oder Gesellschofts-
zugehörigkeit bevorzugt oder benochteilıgt.

- Abkommen Nr. l 22 von l 964 sieht die Aneig-
nung einer notionolen Politik vor, die ouf die
frei gewöhlte und produktive Vollbeschtıfti-
gung zieli. Vor ollem in Löndern wie der TUr-
kei, in denen die Arbeiter mit der breiten
Arbeitslosigkeit konfrontiert sind, findef
dieses Abkommen seine Anwendung. Dos
Abkommen wurde, um die vorgesehenen
Zie|e zu erfullen, mit weiteren Empfehlun-

gen, die die dofUr nötigen politlschen MoB-
nohmen bestimmen, verstörkt.
Die Zweite dieser Bestimmungen wurde von

der Iniernotionolen Arbeitskonferenz (ILK)
bestöfigt. In der gleichen Konferenz wurde
ouch eİn BeschtuBtext Uber Beschöftigung be-
sfötigt. ln diesem BeschluB wurde von Geldin-
stitufionen (tWF) verlongi, doR in der den ob-
höngigen Löndern vorgeschlogenen Wirt-
schoftspoıiİİk, dİe verheerenden gesellschoff-
lichen Probleme der Beschğftigung mit be-
ruckslchtigt werden. Der BeschluB hot ouBer-
dem die befreffenden Institutionen oufgefor-
dert, die Ansichten der ILO in Erwögung zu
ziehen. lst der BeschluB nicht fUr die Turkei
zutreffend?'| (Quelle: Veröffentlichung der
Gewerkschoft Yo1-Is)

Die TUrkei verhölt sich İnkorısequent gegen-
Ober der lLO

Einer der llO-Verontwortlichen hotte eine
Auswertung Uber die gewerkschoftliche Loge
und dos Arbeitsleben 'l986 gemocht. Nun wor
die Türkei l988, wöhrend der im Juni in Genf
stottfindenden Versommlung, wieder ouf der
Togesordnung der ILO,

Die unten oufgefuhrte Dorsfellung stommt
von einer Expertin, die die Versommlung beob-
ochtet hot. Die Expertin in Arbeiterfrogen und
Redokteurin der links-liberolen Zeitung Cum-
huriyet SUkron Ketenli, erklörte in der Zeitung
Cumhuriyef om l3. Juni l 988:

"Die llO-Politik der Türkei hot sich in Wi-
dersprUche verstrickt. Über viele Themen
hoben die Tuıkei und die ILo vollkommen sich
widersprechende Meinungen vertreten und die
Ereignisse und Totsochen wurden gonz onders
von beiden Seiten dorgelegt. Die tUrkische Re-
gierung hotte zunğchst behoupfet, die gesetz-
lichen Regelungen wUrden 'l00%ig mif den
IlO-Prinzipien Ubereinstimmen, donoch die
Verletzung der Abkommensbedingungen,
denen sie verpflichtet ist, zugegeben und Bes-
serung versprochen.

Nun behouptet die Regierung mit den Ge-
setzesönderungen, die mit den versprochenen
.Anderungen nichfs zu tun hoben, dos Verlongte'erfullt zu hoben. Jedoch widersprechen İie
durchgefUhrten Anderungen den Jer ILO vor_
gelegten Schilderungen.

Die turkischen unternehmer betreiben eine
unterstUtzende Politik, obwohl sie sich der
Ilo-Politik der Regierung und dem Meinungs
hin-und-her nicht gonz onpossen können. Dİe
vorhondenen Dokumente beweisen, doB die
unternehmer dieses hin-und-her und die wi-
dersprUchlichen Ansichten der Regierung tei-
len. Die tUrkischen Arbeitgeber unterstUtzen
trotz der Trodition der ILO die tijrkische Re-
gierung.
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- l983: Schworze Liste -
Mit einei gemeinsomen Beschwerde der inter-
notionolen gewerkschoftlichen lnstitutionen
im Jonuor l982, kom die TUrkei ouf die Toges-
ordnung der lLO und seitdem wurde sie nicht
entlostet. Dle TUrkei kom I982 bet deı Houpt:
versomrplung der lLO wegen nochgewiesener
schwereİ Verletzungen der gewerkschoft-
lichen Rechte ouf die "Schworze Liste" der
ıLo.

WUhrend l983 die Situotion der TUrkel disku-
tiert wurde, hot die tUrkische Regierung be-
houptet, doO dos Grundgesetz und Abkommen
Nr. 98, dem sie verpflichtet ist, mit der ILO
völlig Uberelnstimmen. Weiter teilte sie mit,
do0 die gesetzlichen Regelungen die Trennung
bei der fpeien Orgonisierung der Gewerkschof-
ten verhindern und die freien Torifverhondlun-
gen gewöhrleisten wUrden. Im gleichen Johr
hotten die Arbeitervertreter ouf die schweren
Verletzungen oufmerksom gemocht und ver-
teidigten die Aufnohme der TUrkei in die
Schworze Liste. Glelchzeltig wurde in Exper-
tenberlchten der lLO die gesetzliche Ordnung,
Entwicklung und Mo8nohmen mit "bedouern"
vermerkt.

Die Arbeitgebergruppe hotte die Regierung
unterstUtzt und verlongte, ouf die noch nicht
rechtskröf tigen Gesetze zu worten.

- 'l 984: Wieder Schworze Liste -
Wöhrend Uber die TUrkei diskutiert wurde, hot
der Vertreter der tUrkischen Regierung im Ap-
plikotionskomitee behouptet, doB die Gesetze
mit dem Abkommen Nr. 98 Ubereinstimmen
wUrden. Er teilte weiter mit, doB es in der TUr-
kei positive Enfwicklungen innerholb des
letzten Johres gob, der Stoof den Arbeitern
breite sfreikrechte einröume und zur Demo-
krotie zurUckkehren wUrde; und die Klouseln
bei Torif verhondlungen hötten dos Ziel, die
Gewerkschoften zu störken. Im Gegensotz
zum Expertenkomitee behouptete er, es göbe
keinen Eingriff des Stootes in die Gewerk-
schoften. Rechtsverbote bezeichnete er ols
Regelunğen, wie mon die Rechte elnsetzen
wUrde; kurz gefoOt fugte er zu: Die Gewerk-
schoftsrechte befreffenden Beschrönkungen
bilden kein Hindernis fur die Torifverhondlun-
gen. In der TUrkei wurde keine einzige Ge-
werkschoftstötigkeit eingestellt, ouBer die
Gewerkschoften, gegen deren Leiter eine Un-
tersuchung wegen illegoler Aktivltöten einge-
leitet wurde. Auch unter Kriegsrecht hoben
die Gewerkschoften ihre Tötigkeiten durch-
fuhren können. Selbst in der Zeit, ols die
Streikund Verhondlungsrechte oufgehoben
woren, wurden die Torifverhondlungen von der
HSK objektiv gefUhrt. Gegen keinen Gewerk-
schoftsfunktionör wurde eine Untersuchung
wegen Gewerkschof tsttitigkeiten eingeleitet.'

Die Feststellungen in den Berichten und Ver-

sommlungen des Expertenkomitees d.9
gleichen Johres widersprechen den Erklörun-
gen der tUrkischen Regierung von Anfong on.
Mon betonte die ernsten probleme bel der
Durchfuhrung der Vçrwoltung und setzte fort:
Dies otles bjweist, doB es die Gewerkschofts-

f reiheit und^dos Torif verhondlungsrecht nicht
gibi. Es bestbht ouch ein ernstes Problem mit
den Abkommen 98 und l l I, denen die TUrkei
verpflichtet ist. Arbeiter werden ous gewerk-
schoftlichen und polltischen GrUnden gekUn-
digt. Die Regierung soll, um ihren guten Willen
zu zeigen, die wegen gewerkschoftlicher Akti-
vitöten verurtellten Funktionöre freilossen
und die Verbote fUr gewerkschoftliche Institu-
tionen beenden. Die Fortsetzung, der den Ab-
kommen zuwiderloufenden Hondlungen,
werden mit Bedouern vermerkt.'

Als die tUrkische Regierung der mit Bei-
spielen belegten schweren Kritik begegneie,
gob sie die Folterungen zu und tellte die Un-
İersuchung und Bestrofung gegen Folterer mit.
Mit der Fortsetzung wUrde mon nicht die Ge-
werkschoftsrechte behindern, sondern den
Terrorismus bekömpfen und sie blteb bei ihren
Behouptungen, in der TUrkei göbe es freie To-
rifverhondİungen und Gewerkschoftsenwick-
lung.

Otwohl die tLO die direkten Vertreter, die
Rechenschoft oblegen, empföngt, kommt die
Türkei doch wieder in die Schworze Liste. Die
Arbeitgeber behoupten, mon verstehe die
neuen MoBnohmen nicht und unterstutzen wei-
terhin die Regierung.

- l985: Technische Hilfe -
l985 verteidigt die Regierung weiterhin die
Gesetze und fuhrt die zweifel der ll-o ouf ihr
MiBverstehen der Gesetze zurUck. Bei der
Antwort ouf jeden einzelnen Artikel und Ab-
kommen, bezeichnet die Regierung die Be-
schrönkungen ols Verhinderung des MiB-
,brouchs der Rechte . Die Regierung behoup-
tet, die Abkommensprinzipien immer berUck-
sichtigt und ouf einen storken Syndikolismus
gezielt zu hoben.

Die llO-Berichte und Auffossungen wider-
sprechen der Regierung wie im letzten Johr,
diesmol ober hot der Arbeitgebervertreter des
Aoolikotionskomitees den vorwurf der ernsten
BİlchrUnkungen des Torifverhondlungsrechts
okzeptiert. Die Regierung okzeptierte in
elnem nochgiebigen Ton, die direkte Verbin-
dung mit deİ l0-0 und den Erholt der techni-
schJn Hilfe um mögliche Probleme zu beseiti-
gen.

- 'l 986: Verpflichtungsbrief -
Die tiJrkische Regierung hot sich mit einem
Verpflichtungsbrief fUr die Einholtung der Ab-
kommen dovon befreit, stöndig ouf der Toges-
ordnung ols Diskusionsthemo zu stehen. In dem
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Verrpf lichtungsbrief stehen Auf fossungen, die
den vom vergongenen Johr totol wider-
sprechen: ...mit der Unterschrift der TOrkeI
bestötigte und slch verpfllchtef, die dem Ab-
kommen Nr. 98 und den ILO-Normen gerechte
MoBnohmen zu treffen, die unfer BerUcksich-
tigung der vorhondenen politischen, wirt-
schof tlichen und soziolen Reolitöten getrof f en
werden.' AuBerdem wurde der Sotz Der TUr-
kei ist sich der wİchtıgkeit eİner Sİtuotion be-
wu0t, in der die gewerkschoftlichen Rechte,
wie sie von ILO verstonden werden, vorhonden
sind', zugefugt.

Wöhrend dos Applikotionskomitee diesen
Verpflichtungsbrief in die Akten nohm und die
Türkei von ihrer Togesordnung strich, sogte
der domolige Arbeitsminister M. Kolemli, die
ILO sei mit den Bedingungen in der TUrkei zu-
frieden. Dobei erzöhlte er nichts von diesem
Verpflichtungsbrief und leugnete so die Wohr-
heit.

- l987: MlBtrouen -
Vor der Generolversommlung l987 gob die
Türkei der lLO noch kompromiBbereitere Ver-
pfllchtungsbriefe. Jedoch wurde sie wegen der
NichterfUllung ihrer Verpflichtungen stork
kritisiert. Mon betonie die Bedenken gegen
den 2. Verpflichtungsbrief. Den zweiten Brief
formulierte die Reğierung so: Die Regierung
ist der Meinung, doB mon den lLO-Prlnzipien
und Normen gerechte MoBnohmen treffen
muB. Um die Mo0nohmen zu verwirklichen
wİrd dİe Regierung dreİerlei Berotungen
durchfuhren. Die Regierung hot die Aussicht,
die MoBnohmen mit Beteiligung beider Por-
teien in kUrze zu storten....I

Durch dieses wichtige Versprechen hof sich
die TUrkei gerode noch von der Schworzen
Liste streichen lossen können. Trotzdem
wurde sie Adressot des Protokolls, in dem sie
öuBerst schorf beschuldigt wird, und des
SchluBberichtes.

Aufgrund.dieser Entwicklungen fllhlte sich
die Regierung gezwungen, mit Gesetzesönde-
rungen voı der Houptversommlung der ILO zu
erscheinen. Die Gesetzesönderungen, die im
Rohmen der Anpossı.ıng on die ILO-Prinzi-
pien' sein sollten, wurden einen Tog vor Beginn.
der Houptversommlung in Kroft gesetzt.

sich ouf den im porloment beschlossenen
Texf stUtzend, verteidigte die Regierung in
ihrem der ILO geschickten Bericht, die Ge-
setzesönderungen den lLO-Prinzipien gerecht
verwirklicht zu hoben. In diesem Bericht ober
wurden die wirklichen Anderungen der Poro-
grophen nicht erwöhnt und mit ollgemeinen,
positiven lnterpretotionen eine rosorote Welt
geschildert. Es ist sogor so, doB vermeintliche
Porogrophenönderungen der wirklichen
Rechlssituotion völlig widersprechen."

ll-O{Jrteil | 988: Die gewerkschaftllc+ı€rr
Rechte werden ln der T0ıkei mit derı FU8eıı ge--
treten

Wğhrend der Houptversommlung der ILO in
Genf I988 woren die gewerkschoftlichen
Rechte und Freiheiten in der TUrkei, wie mon
wei8, dle meist besprochenen Themen. Wir
wollen nun zwei in der Zettung Cumhuriyet er-
schienene Artikel zitieren und dle Loge der
gewerkschoftlichen Rechte und Frelheiten in
der Turkei ocht Johre noch dem Putsch in Erin-
nerung bringen.

- Cumhuriyet, l4. Juni l 988
"ILO: PoBt euch dem EG-Stondord on!

Die Regierung verheimlicht der Öffentlich-
keit dle wohren Forderungen der ILO. Die ILO
verlongt von der TUrkel stott der oberflöch-
llchen, grundlegende Verönderungen. Ats
besten Lösungsweg schlögt die lLO der TUrkei
vor, die jetzigen Gesetze ruhen zu lossen und
sich Gesetze onzueignen, die die grundlegende
Lösung der Gewerkschoftsrechte gewöhren.
Diese Gesetze sollten ouf dle unterschriebe-
nen llO-Abkommen beschrönkt sein. ln dem
Bericht vom Moi-Juni 88 der Abteilung fur
Gewerkschoftsfreiheit der lLo werden neben
ollgemeinen Erwortungen, die von der tLO ver-
longten prlnzipiellen Gesetzesönderungen ouf -
gezöhlt, die von der TUrkei wegen lhrer Ver-
pf lichtungen erf Ullt werden mUssen.

Der die Gesefzesönderungen umfossenden
und der ILO vorgelegte Text, den wir von
lLO-Veronf wortlichen erholten hoben, stimmt
Uberhoupt nicht mit den proktischen Gesetzes-
önderungen Uberein. Mon will mit der Veroll-
gemeinerung der Porogrophen den Eindruck
erwecken, die Beschrönkungen vollstöndig
oufgehoben zu hoben. Monche Porogrophen
stehen in lO0%igen Widerspruch zur ReoliİUt.

Unser mit ILO-Verontwortlichen gefUhrtes
Gespröch und die offiziellen Berichte und Do-
kumente beweisen, doB die Reolitöt nicht so
oussieht, wie sie von der tUrkischen Regierung
dorgestelıt wİrd.

Der von Williom Simson, der in der ILO ols
outorisierte Person fUr die TUrkeİ geltende,
ehemolige Leiter der KFG und jetzige
Vize-Generoldirektor der ILO, der ouch oft in
der Turkei wor, vorbereitete und dem Generol-
direktor Froncis Blonchord vorgelegte Be-
richf, umfoBt Teile, deren Betonung wir fUr
wichtig holten: Die Gesetze Nr. 282l und
2822 ermöglichen die fotole Kontrolle der Ge-
werkschoftsoktivitğten und die Einmischung
des Stootes in die Gewerkschoften, die eigent-
lich ohne stootIiche Intervention gefUhrt
werden miJssen. Dobel erfUllen die Gesetze die
Funktion einer Zwongsjocke.

Nun werfen wir einen Blick ouf die Ge-
seztesönderungen, zu denen sich die TUrkei
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verpfllchtet hot und die von der ILO eingefor-
dert werden:
- Aufhebung der Bedingung der Mlndestbe-

schöf tigungszeit von l0 Johren fur Funk-
tionğrskondidoten

- Aufhebung der Verbote der Wöhlborkeit bel
poIitischen und gewerkschof tlichen Vorstro-
fen

- Aufhebung der Verbote fur Generolstreik,
befristeten Streik, Bummelstreik und jeg-
licher Proteste und Widerstondsoktivlföten,
die politlsche Ziele hoben

- Aufhebung des Streikverschiebungsrechts

der Regierurlg und Weitervermittlung der
Konf ormif öf on HSK, die ein zwongweise er-
richtefes System und Gerichisborkeit ist

-Aufhebung der "Verhondlungserloubnis"
durch dos Ministerium
Die oben genonnten Artikel wurden der

Moi-Juni Ausgobe des Berichfs des KGF ent-
nommen. Dieser Bericht wurde von der Mission
on die turkische presse verteilt. keiner der
von uns oufgefuhrten und von der lLO einge-
forderten Gesetzesönderungen wurden ver-
wirklicht. Es gibt noch immer Probleme mit
der Dorlegung in den Berichten der tUrkischen
Regierung on die ILO.

Zwei Beispiele, wie der Reolltöt wider-
sprochen wirdı
- Die wichtigste Gesetzesönderung ist die

Einrüumung der Wiederwöhlborkeif der

houptomtlichen Gewerkschofter. Noch dem
der lLO vorgelegten Bericht lst dle Wöhlbor-
keit von vier ouf ocht perioden erhöht
worden. Doch wurde dos wiederwöhlbor-
keitsverbot noch vier Johren nicht oufgeho-
ben. Mit dem vorUbergehenden Porogroph
wurde den olten Gewerkschoftern ols kom-
promiB dos Wiederwöhlborkeitsrecht einge-
röumt.

- Es wurde erklört, doB dos Streik- und Aus-
sperrungsverbot des Ausnohmezustonds und
Kriegsrechts oufgehoben wurde. Dos lst
zwor richtig, do ober die Ausnohmezu-
stonds- und Kriegsrechtsgesetze noch exi-
stieren, bleiben die Verbote dovon unbe-
rUhrt. "

- Cumhuriyet, 23. Juni l 988 -
"Vorsitzender des ILO-Komitees, Houthoys:

Dos Gewerkschoftsrecht wird in der Turkei
mit FUOen getreten.

Die Anfong Judi begonnene 75. Ordentliche
Houptversommlung der ILO geht heute zu
Ende. Dos Urteil Uber die TUrkei ist mit der
Bestötigung des Vorstondes in Kroft getfeten,
do die TUrkei Verletzungen des Gewerk-
schoftsrechts begongen und gegen dle unter-
zeichneien lLO-Abkommen versto0en hot.

Dos (Jrteil umfoBt noch llO-Regeln eine
Kurzfossung der Feststellungen Uber die Ver-
letzung des Gewerkschoftsrechts, Kritik,
sowie die Stetlungnohme der TUrkei.in Disku-
sionen. lm letzten Teil wird die tUrkische Re-
gierung oufgefordert, ihre Versprechungen zu
erfUllen und durch Gesetzesönderungen die in
Expertenberichten und Urteilen festgesteIlten
Verletzungen der Gewerkschoftsrechte zu be-
enden.

Die Turkei, Englond und Iron woren die Lön-
der, Uber die in der Houptversommlung, im
Applikotionskomitee, om löngsten diskutiert
wurde. Die oben genonnten Lönder nohmen no-
tUrlich den gröBten Teil der lLO-Berichte ein.

In dem Urteil, dos eine Kurzfossung der in
der ILO gefuhrten Diskusionen ist, wird be-
tont, doB die durch die tUrkische Regierung
durchgefUhrten Gesetzesönderungen mit den
Verletzungen der Gewerkschoftsrechte zu tun
hoben.

Auch die Verteidigung der tUrkischen Regie-
rung ist in dem Urteil entholten. Die tUrkische
Regierung betonte die Übereinstimmung der
beschlossenen Gesetzesğnderungen mit den
llO-Abommen. Die tUrkische Regierung be-
houpfete, doB die Gesetzesönderungen, die
einen Tog vor Beginn der Houptversommlung
beschlossen wurden, vom Expertenkomitee
nicht berUcksichtigt wurden.

AuBerdem wurde die Türkei oufgefordert,
ihre Verpflichtungen zu erflılien und sich den
lLO-Abkommen und Prinzipien onzupossen.

Dos die Turkei betreffende urteil hot einen
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zwingenden, bindenden und von Autorltöten
der tLO ols schwerwiegendı bezelchneten In-
holt, der die Gesetze und MoBnohmen der tUr-
kischen Regierung betrifft.

Die llO-Autoritöten sehen die nicht die
Verpflichtungen erfullende und 1icht ver-
trouenserweckende' Politk ols Grund, wesholb
die TUrkei mit einem schwereren Urteil belegt
wurde, ols die Lönder, die gröBere VerstöBe
gegen dos Gewerkschof tsrecht ousf Uhrten.

Der Leiter der Arbeitergruppe im Appliko-
tionskomitee, Jeff Houthoys, hot die TUrkei
extro ouf die Togesordnung gesetzt, wöhrend
die Urtelle onderer Lönder, die ouch lm Komi-
tee diskutiert wurden, dem Vorstond zur Be-
stötigung vorgelegt wurden. Houthoys erinner-
te doron, doB sie ols Arbeitergrupper fUr die
Einsfufung der TUrkei ouf die Schworze Liste
woren. Aber weil die Arbeitgebergruppe dies
nicht billigte, ist die TUrkei wieder dovonge-
kommen.

Houthoys sogte: "Die türkische Regierung
gibt nur Versprechen und zeigt Gesten Guten
Willens. Doch bei der proktischen Anwendung
öndert sich nichts. Die Verpflichtungen
werden nicht erfUllt; die Verletzungen der
Gewerkschoftsrechte douern in ihrem gonzen
AusmoB on. Doher sollte dle TUrkei besonders
beobochtet werden."

D - DlE EINKoMMENSVERTEILUNG VER-
SCHLECHTERT SICH ZUM NACHTEIL DER
ARBEITER

Bisher befoBten wir uns mit den gewerk-
schoftlichen Rechten und Freiheiten, und
hoben'gezeigt, dos diese unter groBen Druck
und strenge Verbote gestellt sİnd. Dİe Angrİffe
gegen die gewerkschoftlichen Rechte hoben
noch l980 stork zugenommen und werden in
Form offizieIler Siootspolitik institutionoli-
siert. Die Loge der gewerkschoftliclıen ist nun
so.

Doch wie sieht die wirtschoftliche Loge der
Arbeiter ous? unter wetchen wirtschoftlichen
Bedingungen mUssen Arbeiter und Lohnob-
höngige leben? Bevor mon in die Einzelheiten
geht, muB diese Froge kurz beontwortet

werden. Dieser Teil trögt zum leichteren Ver-
stöndlis bei, wesholb die gewerkschoftlichen
Rechtq, und Freiheiten unter so groBen Druck
gesetzt werden.

Nun blicken wir ouf den Arbeiter- und Lohn-
'obhöngigenonteil der Einkommensverteilungı
Die Untersuchungen des Stootlichen Stotisti-
schen Inğtituts (SSI) zeİgen, do8 der Arbeİter-
und Lohnobhöngigenonteil ouf |6% zurUckge-
gongen ist (von 37% im Johre l977).

Der Anteil der Erwerbstötigen om Notionol-
einkommen ist seit l977 ropide gesunken. Die
Senkung verlief wie folgt:

Diese Tobelle stelh nur eines festı Noch dem
Putsch von l980 ist die TUrkei ein Lond gewor-
den, in der die Arbeifskroft sehr billig gekouft
wird. Die TUrkei ist zu einem "Porodies der bil-
ligen Arbeitskroft" filr einheimische und im-
periolistische Monopole gemocht worden.

Sicherlich spielt dle Vernichtung der ge-
werkschoftlichen Rechte, die wir in den vori-
gen Kopiteln grUndlich untersuchten, fÜr die-
ses Resultot eine groBe Rolle. Die Senkung der
Löhne und der Koufkroft ist so drostisch, do
den Arbeifern die Kompfmittel und -möglich_
keiten dogegen entzogen wurden.

Die Untersuchungen der der UN ongeglie-
derten Institute zeİgenı Die Turkei ıiegt beım
Anteil der Arbeiter om Notionoleinkommen
hinter Nigerlo, Kenio und Libyen. Die unfen
oufgefuhrten Zohlen zeigen die Anteile der
Erwerbstötigen om Notionoleinkommen in
verschiedenen Lijndernı

1?77,l980

l983
l986
1987

Indien
Sudon
Jordonien
Mexiko
Kenio

37"/"
z6%
z47"
18%
16%

80%
47%
46%
42%
4l%
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Griechenlond
Nlgerio
Libyen
TUrkei

Wğhrend der Arbeiter- und Lohnobhöngigen-
onteil gesunken ist, erhöhte slch der Anteil der
Kopitolisten drostisch:

40%
27%
20%
|6%

19T7 - 31%
l98o - 40%

1985 - 67%

1987 - 66%
(lm gleichen Johr tst der Anteil der Agrorwirt-
İchoJt von 29% ovi l7% gesunken)

Die Arbeiter werden kantlnulerüch lirmer

Nun untersuchen wir die Loge der Arbeiter.
Die von der Mitgliedsgewerkschof t der
TUrk-İş, Petro1-Iş, durchgefUhrten Unter-
suchunq und ondere Untersuchungen zeigen,
doB in İer TUrkei die Arbeiterlöhne rUckstön-
dioer ols in Brosilien oder Chile sind. Dos be-
de-utet, die Arbeiter befinden sich seit dem
Putsch l98O ln elner Verormungsphose. Einer
der wİchtioen Grunde fUr dİe Zerstörung der
oewerkschİftlichen Rechte und Freiheiten, lst
İer Wunsch der Monopolkopitolisten.

Mit einem kurzen Auszug ous dem Johres-
bericht der Gewerkschoft Petro1-1ş, versuchen
wir die Loge der Arbeiier oufzuz_eigen, Die
vom Vorsitİenden der Gewerkschoft Petro1-1ş
unterschriebene und veröffentlichte kurzfos-
suno des Johresberichts, beschuftigt sich mit
folq-enden wichtigen SchluRfolgerungen: .

- tİ'"irn Strdlr- İes Johresberichts wird mon
feststellen, doB die Arbeiter und ondere Er-
werbstötioen ihre schlimmsten Toge in der
GeschichĞ der Republik erleben. Ein Arbei-
ter bekommt jetzt'den Reollohn von vor ocht
Johren, wenn er 7 Stunden und 28 Minuten
Überstunden mocht. Wöhrend der Regie-
runoszeit von özol muB ein Arbeiter 1 987 l ]

Stuİden und 38 Minufen orbeiten, um den
Lohn fUr 8 Stunden von 1983 zu bekommen,
Wenn der Arbeiter 3,5 Uberstunden mocht,
erh'Ult er den qleichen Lohn, wie om Anfong
der Özol-Regİerung bei normoler Arbeits-
zeil .
Diese Rechnungen stellen die Erhöhung der

Überstunden, die Nichtbeochtung des gesetz-
lichen 8-Stu;den-Toges und die Wochenendor-
beit fest.
- Noch den Zohlen des Johres 1987 orbeitet

ein ,Arbelter mit einem Durschnlttslohn fur l
ko Brot 5l Minuten, fur l kg Bohnen 6

Sİunden 8 Minuten, und ftJr l kg Fleisch l3,5
Stunden. FUr eine Monotsmiete muB er 33

Toge orbeiten und ist somit nicht mehr in der

70

Loge, die Miete mlt seinem Lohn zu zohlen.
- Dij Rechnungen Uber die Nettolöhne sind

nicht vlel onders ols die uber Bruttolöhne.
Der reole Nettolohn von l987 ist 54,9"l ge-
ringer ols l 963. Wenn mon bedenkt, doB l963
ersİ mit der Anwendung der Gewerkschofts-
rechte begonnen wurde, hot mon ein klores
Bild dovön, wie beschrönkt die Gewerk-
schoftsrechte heute sind. ohne zweifel
könnte mon sich dle Senkung der Löhne in
einer Loge, in der die Gewerkschoftsfreihei-
ten existieren, nicht erlouben.

- Dle Turkel ist dos einzige Lond im Roum der
OECD und der EG, in dem die Reollöhne
stöndig sinken und ist vom AusmoB dieser
Senkung her eines der fUhrenden Lönder.

- NochdCm I2. September sind die Reollöhne
um 50% gesunken und die Netto-Verkoufs-
einohmen um 50% gestiegen.

- In der Zeit von 1?7945 sind die Arbelts-
werte im Öffentllchen Dienst von 1?]% ouf
6,9% und in privoten Firmen von |2,3% ouf
7,3% gesunken. I987 wurden Kurzungen der
Löhne vorgenommen. ZwongsrUcklogen,
Versicherungshöhe, Erhöhung der Mehr-
wertssteuer, sowie die Teilung der Steuern,
durch die eine 50%ige Erhöhung erzielt
wurde, sind Beispiele fUr KUrzungen.

- Die Angesfelltenlöhne wurden in der Zeit
noch dem l2. September um 48,6"l gesenkt;
in der Regierungszeit von Özol vm20,4%. . .

- Wenn es nicht vİrhindert wird, wird die Zohl
der mit Vertrog orbeitenden Arbeiter ouf
eine Million sinken.

- Noch Informotionen des Arbeitsministe-
riums betrögt die Orgonisierungsquote det
Arbeiter in 

-Gewerkschof ten 63,2%. Jedoch
bei einer Rechnung noch ILO-Prinzipien be-
trögt sie nur 1,3%.
Wenn die MoBnohmen fUr Orgonisierungs-
verhinderung nicht dos Erwortete bringen,
so ist dos ouf dos GewerkschoftsbewuBtsein
der Arbeifer zuruckzufuhren.
Bel einer Untersuchung der Gewerkschoft

petrol-ls werden die Löhne in der Turkei mit
den Ltlhİen onderer Lönder verglichqn:

Wöhrend ein Metollorbeİter fijr l kg Brot in
SUdkoreo 28, in Brosilien l8, in Tunesien l0
Minuten orbeitet, orbeitet in der TUrkei ein
Metollorbeiter 33, ein Chemieorbeiter 30 und
ein Dı.ırschnittsorbeiter 48 Minuten.

FUr ein Fernsehgeröt orbeitet ein Arbeiter
in SUdkoreo 20, in Brosilien 39, in Tunesien 66

Toqe. In der Tijrkel dogegen orbeifet ein
Meİollorbeiter |74, ein Chemieorbeiter I58
und ein Durschnittsorbeiter 379 Toge um ein
Fernsehgeröt koufen zu können.

Eine İehr interessonte Feststellung der
gleiche Untersuchung:- 

Um den Lohn bei 8-Stunden-Tog vor l980 zu
erreichen, muB ein Arbeiter 1987 16 Stunden
orbeiten.
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Die Bedingungen zwlngen die Arbeiter zum
Kömpfen.

scHLUOwoRT

Wie mon sieht, stellen die Zohlen viele hond-
feste Totsochen fest. Die Senkung der Arbei-
terlöhne und Unterdrückung der gewerk-
schofflichen Rechte und Freiheiten vJrloufen
porollel zueinonder. Als die Gewerkschoften,
ols Kompfmittel geschlossen wurden und die
Arbeiter der foschistischen UnterdriJckung
ousgesetzt woren, konnten die WUnsche des
Kopitols Stuck fur Stuck verwirklicht werden.
Selbst im Johr l 98Ç wöhrend die Lohnsenkun-
gen ondouern, bleibt den Arbeitern eine tnsti-
tution oder ein Mechonismus, der sie gegen
diesen Verlouf schUtzen könnte, vorentholtJn.

Der Lohnonteil der Arbeiter ist wohrschein-
lich nicht gering genug, do die Bourgoisie sich
immer noch den Grundgesetz- und Gesetzes-
tinderungen, sowie der Belebung der gewerk-
schoftlichen Rechte und Freiheiten wider-
setzt.

Do die Arbeiter die stöndige UnterdrUckung
nicht mehr ousholten können, erheben sie seit
] 987 ihre Stimmen immer louter. Mon muB in
der nöchsten Zeit mit der Zunohme der sponto-
nen oder orgonisierten Arbeiterbewegung
rechnen.

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



Datum: 70. und 77. Dezember 7988

Kontaktadrt5§c:
Koorülinorio,r§J.onınııli,i

ı1 P s 1 ntı, rnoti.,nok, n rrib rnIls
. o H. floss.'tr'İg

Posıf. 9llll]]:l
l)-:r()00 lI<1 nol,ü ') l

1el:I]5l ]-2lll2lll)7

Diese Ahklogeschnft und de.en Begmn.luhg üurilen Don .ler 5. Kommıssion lorbereitel-
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Ottl. Wolkenburg
Mouritiussteinweg 59
5O00 KöIn 7

B undesrepublik D eutschl and

ANKLAGESCHRIFT
IJND BEGRL]NDUNG zLtM THEMA:

NotionalitEtenpolltlk des türkischen Staates
am Beispiel der Kurdischen Nation,

Krieg gegen dos Kurdische Volk
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die Juriml tgl leder
des ınternationalen Tribunales gegen
das Regime in der Tiirkei

ANKLAGESCHRIFT

Die 65 jehaige UnterdrückıJno des kurdischen Volkes durch die
Republik Tiirkei iin AI].gemein und die tjnteadrückunq nach dem
Hil i t5rputsch l98o im BesoncerenI

1. Die Leugnung der Exj.stenz Cier kurdischen Nation uncl die
Unteadrückun9 ihrer souverenitğt;
2. Die politj_sche Verfolgııng und t,irtschaftliche Ausbeutung;
3. Militeroperationen ;

4. Völker,ııord, DePortationen, ilas s enveğha f tııngen und -foıterungen;
5. Die unterdrückung der sPrache, Literatua, Kuıtur, Mus:k, Kunst
und Geschichte;

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



Kleger.
Das kurdische voı,k, dessen Land in vier Teile geteilt wıJrde; 12
uilıionen in Tiirk i sch-Kurd is tan , 7 Mlııionen in lranisch-Kurdistan,
4 Mi111onen in Irakisch-Kurdistan, 1 uillion in syrlsch-Kurdlstan.

Der Anqek lagte i
Auf delİı Verfalı des osmanischen Reiches gegründete Republik Tiirkei.
Die straftaten des Angekİa9ten:
1. Die Leugnung der Exlstenz des kur(lischen volkes selt Jah.zehnteni
2. Die Beteiligung an Teilung des Landes der Kurden un<l die Anektion
des grössten Teiıs ihaes Lande§;
3. Die zü,angs tü rk i s ierung und Assimilation der Kurden;
4. Die Ausplünderlrng der Reichtü,ner Kurdistans;
5. verbietun9 der kurdischen sprache, Literatur, Kultur, Musik, Kunst
unal Geschichte Per Gesetze;
6. Massen- und Ei nze] verhaf tungen , -folterungen;
7. systematische verfo]gung i
8. Einzelne Uınsledlungen und Massendepoatationen;
9. Ausübung der ınehreaen l4assakern an kuralischen Voıki

10. stossung gegen die schıussakte von Helsinki, Menschenrechts-
abkommen und Vertrege.
Die Daten der staaftaten der Angekıa9ten:
Die Daten der strafbaaen Handlungen der Republlk T[irkei selt ihrea
65 jehrigen Gaündung sowie unter besonderen Berücks ich t igu ng der
Mj.l1törputsch 1980.
völkerrecht1 iche Grundlagen :

Vertrag zu sevr.s 1920; die schlussakte Von Helsinki; dle lilenschen-
rechtkonvention der 1948 dnd alle anderen i,lenschenrech tl i che und
völkearechtliche Abkomnen und Vertrage.
Hiermit fordeln wir, die Verurtei].ung der Republik Tİrkei sowie die
Anerkennung des sej. bs tbes t i,nmungs rech tes kurdischen Nation,-
einschliesslich das Recht auf eigenen staat.
}li t freundlichen Grüssen
i-A. der Kommission des INTERNATIoNALEN TRlBuNAL 6EGEN oAs REGIı4E
IN DER TURKEİ
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Kurdistan ist mit seinen reichen Bodenschetzen, seinen fruchtbaren
BÖden, seiner reichen kultuaellen vergangenheit, elnes derwichtigsten Lender im t\ıahen osten.
Kuadistan, İLand der Kuadenl. rist ein geschlossener siedlungsrau,n
von ca. 5oo ooo Quadratk i ] ometern.
Es erstreckt sich in westen bis siı.vas und Marasch in der Tiirkeisowie bis Aleppo im Norden syrlens, im Norden bis Erzincan undKars in der Tiirkei, im osten bis zu Urmiyasee im ıaan und iıtı
süden bis khanaqin im Iaak bztg bis zurh südlichen Tei]. des zagrosGebir9es.
Türkisch Kurdistan, der grösste und bevötkerungsreichste Teil,hat eine Fıiiche von ca. 23o ooo Quadratk1lometern. In diesemtei1 Kurdistan§ heaascht ein kontinentales Klima, wobei in den
Ebenen von Antep, urfa, Maadln und ?igristal ein eher ınedl-
terranes klina vorherrscht.
l.r5hrend die Regenmenge in Antep, tjrfa und Mardin unter 5oo ünmbleibt, erreicht sie in anderen oaten die 1l5oo }ri I imetergrenze.
Di.e TemPeratur sinkt im winter auf -35 Grad celsius und s[eigtim soıımer aııf +4o Grad celsius.

Kurze qeoqraphische Uebersicht

Ein Abriss der kurdischen Geschichte

Die Geschichte kurdistans ist eine nicht abreissende kett.e vonKriegen, Massakeln, Bela9erungen.
Die kurdische Geschichte geht bj,s auf 2ooo Jahre vor unserer
zeitrechnung zürück. Damals vor 4ooo Jahren so]1en die Kurden
nach der griechischen Geschic h t schrei bung im Cudi-Gebirge zwischen
Tigrj.s und dem urmiyasee und auf dem Karduk a- Hochl and 9;lebthaben. Die in dieser Region ıebenden Völkef haben vor unserer
zeitrechnung die Miann1 und Kasit-staaten gegründet, die speterals Meder-staat und uaartu bekannt wurden. Die Meder rüerden von
den KıJrden aıs ihre Vorfahren angesehen. Nach dem zerfa1l des
Meder-Reiches Iebten dj.e KıJrden im Reich der Perser unal sie hingen
dem zorbatischen peüerkult an.
Mit der Entstehung des Islam (VIl. Jahrhundert) und in dea
clarauffolgenden arabisch-is].amischen Eroberung des Norden, nahİnendie Kurden im 7. bis 9. Jahrhundert den Islam an. In den
darauffolgenden Jahrhunderten, zwischen ıooo ıJnd l3oo entstanden
eine Reihe kıeinel Feudalstaaten, die aIs kurdische staaten indie Geschichte eingingen.
Die ürichtigsten dieser staaten sind die Fürstentü.ner der
sheddaditen 95] - ]o88, der Haswahiden 944 - 1ı2? und der
Brataspiden 1148 - ı239.
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rm l1. Jahrhundert wurde ein Tei1 kuadistans durch dle von osten
kommenden seldschuken erobert. Von 1169 an fielen die Mongoıen
in Kurdlstan ein, und wehrend ihrer über 2oo Jahre dauernden
Herrschaft wurden die Bodenschetze Kurdistans ausgeplündeat,
die kurdlsche Kuıtur der vernichtung Preisgegeben und Hundert-
t5usende Von Menschen abgeschlachtet. Der mongollschen Bafbarei
zum Trotze erhielten sich Fürstentümer Von Hakkari, Bitıis und
Bothan.
wehrend dieser zelt befanden sich die kurden ziJischen zwei
Frontenı dem ı299 gegründeten osmanischen Reich im westen, das
sich nach osten auszudehnen versuchte und dem lranlschen Relch
im osten.
In der schlacht von caldiran lm Jahre 1514 haben die osinanischen
Elobeaer einen TeiI Kurdistans besetzt. Nach langen Kriegen
zwischen osmanen und persern wurde kurdistan schliesslich lm
Jahre 1639 durch das Quar-shirin Abkommen in zwei Teile geteilt:
elnen Teiı untelwarfen sich die osmanen, einen anderen rissen
dle Perser an sich. 0ie Ursache der Teilung lrar Kurdistans Reichtum
an Bodenschetzen und die strateglsche Bedeutung der Handelsstrassen
(insbesondere ildie seidenstrassen) durch das kurdische Geblet.
Im 16. und 17. Jahrhundert führten die osmanischen und persischen
Eroberer unteaeinander Krieg, un diese Reichtüner Kurdistans an
sj.ch zu reissen und hinter]iessen dabeidas schlachtfeld kurdistan
in schutt und Asche. wehrend der osmanischen Besatzung wuaden die
Kurden als Kanonenfutter für dle Eroberungskriege eingesetzt.
Tm 18. und I9. Jahrhundert beteiligten sich schliesslich aıJch
dle ,estlichen Kolonialm5chte atl den Kriegen um die Aufteilung
dea kurdischer Re-ichtümer. schlj.esslich wurde kurdistan durch
das Abkommen von Lausanne im Jahre 1923 gegen den willen der
Kurden in vier Tei]e geteilt. Damit wı]rde die kurdische Nation
bkonomisch, poıitisch, milit6risch und kulturell kolonisiert
und durch eine Po]itik der Verfolgung und Abhengigkeit beherascht.
Das war der schwerste schla9 in cer kı]adischen Geschichte, der
gegen die wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung und Einheit
unseres vaterlandes geführt worden war.
Trotz der jahrelangen Unterdrückung, Blutvergiessen und Ausbetıtung
gab es immer widerstand iİn kurdischen volk: die bedeuterdsten
Aufstende ge9en die Besatzüngsmechte fanden 1853 in Hakkari unter
Eührung von sezdanshar statt; 188o unter Uebeydulıah Nehri am
unniyasee, der sich bis in den Iran ausbreitete. Untea Fi.ihrung
Q. Muhamed gründeten die Kurden die Republj"k von Mahabad. (1947)

Das kuadische volk organisierte für seine nationale Befreiung
in Türklsch Kurdistan (1925 schaich sait, 1937 - 1938 De!,sim)
imıner wiedea bewaffnete Aufstende. Aüch heute setzt das kurdische
Volk diesen KamPf unter ver5nderten Bedingungen fort.
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AlI diese Aufstğnde lichteten_sich gegen heftige ljnterdrückungund.Ausbeutung in Kurdistan, in natioialer, ati^"iiscner-r.okul tuaeller Hİns j.cht. sie Uaren und_ si.nd b;rechtigte verteidigungder_ eigenen Exl,stenz und seiner 1e9itlften necnte.'İİe-Jİeren entwederauf eine Autonomte oder ğuf dte 6;ündun9 "İ"""-r.İUİa.qİg".kurdischen Staates. Und da,nit erstreben İi" .İ".-"İİİ.İİİe şinheit.Kurzum waren sie der Ausdruck der nationalen unJ a..oİlİİ:.".l,.nRechte der Kurden.

Die Kurden sprechen elne inaloeufop5ische sPrache. Kurdisch gehörtzu elner Gruppe der l{ord-ırest tranischen $;;;iİ;;. ----'
Trotz die§er verwandschaft untelscheldet slch das kurdische vcrt|Persischen phonetisch, ftorpholo9isch, 

"ynİ"İllİ.t,, 
'İ.İ 

İğog..pn r 
".n.Mit ca. 25 İ,ri]ıionen biJ.den dle Kurden nach den Arabern und Tijlkendas drittgaösste volk im Nahen osten.

üit über etwa 4 ı.lilı,ionen in I.akisch-Kurdistan stelıen di.e Kurdendort_33% der Einwohner. In Iranisch-Kurdısta. iı.J-Jie"xı.ır<len mitca- 7 ltll1].İonen die grösste Mino.it5t. ı. iyil".i..-iJıl xuralstansleben 8OO Tausend Kurden. Ferner kom,nen Oazİ :OO İ"r"İİj ln a..SowJetunion, or5 Mtllionen in llesteuıopa sowi; ;t;; İÜ-rausenaln anderen Çindern, u.a. Llbanon, Llbyin, usı, ıqypt.i.
?:: İüIIi:chen volksz5h]ung von ı985 zufoı9e belief sich die zah1oer.bevotkerung ln Tiirkisch-Kurdİstan auf io,6 l.ıİ.ııionen. Daruntersıno dte Elnwohner nichtkurdischer Nationalit5t mit ca. 1or, d.h.t Hi1].ion vert.eten. Si.e bestehen aus Tijrken İİnrU."Jİj".. .l.
I:]::}:l: Besatzun9ssoldaten und verwaltun9suea.İeİ,-İ,rİ-ırao".n,Armenleğn und Assyrern. Hier weaden die Ezidi bewu;st nichtgenannt, Clenn sie slnd Kurden, die der ezid.j.schen Re]ioionangehören, einer vorislaınischen neligion. İUg"".h.;-r.İ - 

İijrk i schenBesatzungskreften i5t die Bevölkerunğ l. aem'aİİİİİt"n-'rel:. lmGegentel1 zu den Grenzgebieten zu. ıijrre:. aussitıiiessiıct xrraıs.n.
Ferner müssen die 215 Millionen Kurden im westen der Tiırkei, dleentrreder deportie.t rrurden oder abgewandert sına. aazu iJaıirt*e.den. so gibt es ca. 12 !4i]lione; Kurdeh in de; rü;İ"İ.
Die Bevöıkerung der ı.9 kuİdlschen Provinzen r,5ch9t kontinuierlichan- Von. 1960_bis 197o stie9 das Bevölkerungswachstum 1; Ku.distan
l_ahrlich.u'tü 3,4* Punkte gegen 2,8% für die-Ti.irkei. Diesesvernaltnıss Uar von 1970 bis l98o 3r2* zıJ 216 Punkte. von 1980bis 1985 nahm dle Bevölkeiung İn Ku;distan ;, o,ai pr.ı.ii schne]ıerzu als in der Tiirkei. (1)
Paral]eI zur Bevöl k erungs zunahme h5lt eine unverminderte
Abwanderung swe ] l e von Kurdistan in den liresten <ler Tiirkel und nachwesteuropö an.
sumnlert man die Ab- und Einwanderungszah], bIeibt unter .lemstrich durchschnlttlich - 83ı, zu ungunste; Kurdlstans. (2)

BevöI keruno
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Dea Grund ııegt slcher ln der nationaıen Unterdrückung und der
geplanten ve.;chtechterung der sozialen und *lrtschafıichen
La9e.
Diese Tendenz wlrd noch deuttlcher, wenn man dle Daten über das
İ.İ*İ"İİr.gİİğnpo der Veıstedterun9 anschaut,. Gerade auf9rund
aieser ıı*ı5naeriıng verıansamt sich das Ent!,,icklungste,ıpo der
verstadterung in Kurdistan.
Von I97o bis I98o nahm es uİn o,3x Jeh.ltch ab. Diese TĞndenz
heıt den neıjen Eahebunqen zufoıge noch an,

sicher l,ird die§ durch die natlona]e Unterd,ückung und systematısche

"iiliin.ttıı.t. 
AusP].ünderung durğh türklgche Koloniaıisten

verursacht.
Geoenwerlla leben über 44 Prozent der Bevölkerung in den st5dten,

"Ji-J.n"n ğ über 2oo ooo und 3 über 1oo ooo Elnwohner haben,
İİ"."-İ"İ"" St;tlstiken über die national,e Zusammensetzung der
a.raiı..i"nt in der Tİit,kei gibt, wurde di9 ?9!} der Kurden
İİİİt "İ"nqİ". 

ı" " errechnet] Da; 9lelche trifft sowohl für d€n
Iran, den Irak aıs auch syrien zu.
Im foloenden m6chte lch ıhnen ein Beispiel 9eben, welchen
İ;r;;;;"1İ;" man ausqesetzt ist uenn man bei der Volkszehlun9en
di; Kurden mi telnbeziehen wi11.
Iı ıtitarbeiter des türkigchen staatIichen ınstit!ıts für statistik
İİlİl -*.,İO"^ vom Sicherheitsqericht (DGM) mit der Begründung

^i""ı.r."t. sie haben im Leitiaden de. voıkszeh]ung ]985 nach der
;;j;;;;;;'s;";.;İt İn.n Zr.rt=p.uche gef ragt, _und clarunter Engl isch,
Französiscli. irabisch und Kurbisch g6nann[, Ihnen wurde vorgeworfen,
lİ."nğİİ". irl"pİlanJa rUr Kurdista; und verleugnung de, nationalen
G€fühıe betrieben'. (3)

kurdistan ist reich an Bodenschğtzen. Nach staatıichen statistiken
İ'"İİİ- İ.! t- İOOİ-a.u İn a". Tiirkei gefördert€n E döls aus Kurdistan,'oİ. İaİrİİ.t. Oeİtroduttlon betrug 2,4 Hillionen Tonnen im Jahre

Die orössten ch.om-Vorkonmen der Erde befinden sich dort, Nach

;İ;"İİİ;h;; rnq.b"" ."= dem Jah.e I9?7 bet,ug der J5hrliche
Ğıi.",ilıtui" 1,i ııiııİonen Tonnen. Aı]ein im ı4aden-glazlg werk

İ"İ-a:.|-İİp.rİtöl des Aubaus 365 ooo Tonnen iın Jahre l98o,

Ausserdem besitzt Kurdistan u.a. Kupfer (nur Abbaukapazit5t
İ;-;;h;; ı.sao İn elazlg: 35o ooo Tonnen) und phosphat (Abbau inı
jih.. ığso in Hazidagi; ı2I ooo Tonnen und in Elazigı 60 cıoo

tonnen) .

wi rtschaf s- und sozia] poI i tik
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von allen diesen Reichtümean koıımt dem kurdigchen volk nichts zu-qute. Der KieIer Professor watter Hlrsch errechnete über die
Tiirkei in einem Gutachten füİ Amnesty İnternatlonal (ai), dass
nur etwa ein paozent des Gesamtea].öses aus der produktion ln das
ljrsprungsland (also Kurdistan, vrf. ) zürück fıiesst. (45)
Tiirkisch Kurdistan ist ebenso reich an Flüssen und Queııen.
An vieıen stellen werden staud5mne gebaut, um Flüsse zur
Energie9ewinnung zu nutzen. Mit den Kebanstaudamm wird pro
stunde 1,6 Millionen Kw strom Produziert und in die westtü.keigeleitet. Dasselbe geschied mit der an anderen staudemmen
erzeı.l9ten Energie.
0ie wei.den Kurdistans bieten enorne l.tögllchkeiten zur Tierzucht
und Fl el schproduk tion - insbesondere um die stedte Bitlis, Mus,
Van, Erzurum u.s.i/r..
Allein der Ertös des Fleischexportes im Jahre 1982 von Erzurum
betrug ?o Hi 11ionen Doılar.
Im Jahre 1982 waren nur 15% de! staatlichen 8etriebe der
verarbeitenden Industaie in Tiirkisch Kurdistan. Bei dem privaten
sektor war dieses ungleiche Ge,richt 3 z\, 91a . Im gleichen
Industriesektor wurde nur 71 des Neuv,eates bei staatıichen und
l% des l,Jeuıreates bei privaten Betrieben in Tiirklsch Kurdistan

01e situation auf dem Arbeitsİnarkt zeigt ein düsteres Biıd auf.
setbst in den stadten mlt mehr als ıo ooo Einlrohnern in Tiirkisch
Kurdistanglbt es 24 A.beitslosigkeit. In der Nirkei betregt dieArbeits].osigkeit hingegen I2% .
lııie überal1 sind die Frauen von der Geissel dea Arbeit5]osi9keit
am schlimmsten betaoffen und zwar mit 63x . 82 Paozent der
Mönner und Fraı.ıen im Alter von 15 - 34 Jahren suchen seit mehr
als einem Jahr ej_nen Arbeitsp].atz.

Erwerbstetigen sind mit ihrer ArbeitssteıIe nicht zufrieden und
suchen eine neue Arbeitsstelle. Die Helfte von ihnen gaben als
6rund zu geringen Lohn an. (46)

Im Durchschnitt treffen in der Tiirkei auf 10 ooo pelsonen
22 Krankenbetten; in Krırdlstan hingegen entfallen auf 1o ooo
Personen nur 12 Krankenbetten. Im Kurdistan komnen 2 Aerzte auflo ooo Pe.rsonen. Dagegen stehen im Durchschnitt in der Ttjrkei
6 Aerzte für ]o ooo Personen zur Verfügung.

Dem kurdischen volk komnt nichts zuqute

lJeber den Arbeitsmarkt

Die Bodenveateilunq ist unqerecht

Die situation, in der die kıJrdischen Bauern ıeben, ist
katastroPhal. Die besten und ertragreichsten FeIder gehöaen noch
den Grossgrundbes i tzern . wehrend in Jahre ı98o Ili der Fami]ien
53i des Landes gehörte, haben 41% der Fa.milien in den Dörfern
überhaupt kein Land. (47)
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Dle EntwicklUn9 kapitalistlscher P roduk tionsınethoden , Mechanisierung
und maschinelle serienproduk t i on , beherrscht in zunehmenden Masse
die ltarktlage füa Gebaauchsgüter und entzieht damit vielen
Kleinhendlern und Handçerkern die Existenzgrundlage. so werden
kapitalistische Verheltnis5e gepra9t.
Trotz der Bodenschetze kurdistans und des Fleisses seines volkes
ist es die ğrmste Region, selbst innerhalb der un teren twick el ten
Tiirk eı.
Die lJrsache dieser unterentwickIun9 kann nicht auf dle
ungı.eichniissigen Entwick].ungsgesetze des türkischen Kapitalisnus
zurückgeführt werden, sondern ihre Ursache 1j.egt in der Beziehung
Metropole-Kolonie. Die Faemdhearschaft der türklschen Grossbour-
geoiste über Kurdistan benutzt das Land aıs Depot für billi9e
Arbeltskrefte, Rohstoffe und als Absatzmarkt für ihre Produkte.
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II -

d r kurden als verfassunsauftr

}4it dem Terminus nUntei],barkeit von tüfkischen Dasein, 5taat und
staatsgebiet", welcher in der neuen türkischen Verfassun9 und
dem tüikischen strafg es etz bılch verankert ist, wird die Leugnung
dea Existenz der KüJrden zum veafas sungsaıJ f trag eahoben.

7

Dlesen Physischen Völkermord begl€itet ein Ethnozid der nationalen
werte der kurden. n Jeder, der mit dem Tiiakischen staat das Band
der s taa ts a ngehörigkei t veabindet, ist ein Ti.irkeli . so ıautet
def Artikel 66 der neuen tüakischen Verfassung von 1982.

Ganz in stilt des Regin6in der aüakei wird die Existenz der
Kurden, ihre Geschichte, ihre Kuttur negiert. zu dıesem zweck
wird eine rassistisch- chauvinistische Politik verfolgt, die
schliesslich zun Ethnozid führt.
Ihnen ist Jedes ğitteı recht, dem kurdischen votk seinen
Jahrhunderte alten nationalen weaten zu entfremden-

Ueber die türkische Ethnozidpol itik

Das Nichtexistierende kurdistan

Insbesondere ist das wort nKurdj.stanl', Land der Kurden,
beliebteste zielscheibe, die veaschwinden müsste. Man kann sogar
die Entwicklung des türkischen chauvinismus am Beispieı des öfters
türkisieaten Begriffs verfolgen. Als das osmanısche Reich sich
seinen untergang alımehlich naherte und das Nationalbewustsein
der von ıhm unteadrückten völker wie Griechen, Armeniern und Kurden,
rasch sich zu entt.ricke]n begann, hat man Kurdj.stan schritt fÜr
schritt du.ch Begriffe 'lviıayat-i sarkiyeı! ode. ilvilayat-i sitte"
easetzt.
Nachden die Pa.tei 'Ittihat ve Terakkil' ( Jung-Tiirken- Bewegung )
die Hacht ganz an sich riss, vrurde ein für al].e Maı 'lKurdistanll
aus dem offezielIen sprachgebrauch verbannt. Ge9enw6rti9 werden
diese er]rehnten Begriffe duach Neutürkisch 'Dogu" oder nÇüney
Dogu Anadoluı erseazt. (ost- oder südost-Anatolien)
Um das Nichtexistieaen von Kurdi5tan zu beweisen und zu suggerieren,
entwİcke]te man etliche absurde Theorien. serif Firat schrieb:
'iDj.esen Teil der türkischen Heiİnat als lKurdistanl und die dort
1ebende türkische Bevölkerung als 'KurdenI zu bezeichnen, also
ınit Phantasienamen, die mit der wirk]ichkeit nichts zu tun haben .
Unsere ostpaovinzen, die in der gesamten Herrschaf tsper iode der
osmanen unter diesen falschen Namen und Bezeichnungen ıitten,
wurden von der nationaıen türkischen Einheit entfernt und führten
eirl immer erbermlicheres Leben.'ı (36)
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Da dles so ist, scheut das HlIitarreglme auch nlcht davor zurückselbst EuaoPaer, - wie Lufthansamanager Franz Reislg, oder z.B.
das Österreichİsche EhePaaa lülaier, zu veahaften, wei1 §ie Karten
und Bücher bei slch trugen, in denen Kurdlstan aıs Land§chaft
gekennzeichnet ist oder erı,üehnt Uiad.
EbenfalIs musste dea türkische Reisefühaea, Ersln Konuk, sich vor
dem sicherheilsgeaicht wegen seperatismus und Kommunismlrs
verant*orten, wei1 er eine voa 1911 in Deutschland gedruckte
historische Landkafte bei sich truq, auf der Kurdistan und
Erinenistan bezeichnet waren. ( 37)
oementsprechend wird mıt Dokumenten aller Art und BÜchern über
kurden veafahren. sie werden einfach verbrannt. sehr viele
Denkmeler und historische Bauwerke sind verkommen, odea sie werden
wİe Blrca BeIek, 'loer benalte Palast'l, abgerissen, um dort
Kösernen zu baüen. Höufig weİden tragbaae Gegenst5nde in die
westtürkei geholt und als türkische Kunstweake ausgestellt.
Ebenso wird die kurdische Folklore als türkische vorgeführt.

Namensanderunqen

Kuadische Namen der Dijrfer, stadte und Gemelnden r.,urden schon
Iengst türkisiert. zum Beispiel Eıj_ha in Batman, colemerg in
Hakkari u.s.w.. Es ist streng untersagt, den Klndern kurdische
Namen geben. Kurdİsche Nanen werden mit der BegaÜndung abgelehntl'sie verstossen gegen die sitte und nationale Kultur des Landes'l .
Der damalige Gouverneur von Maadin, danach Geheiündienstbeamter
Ergun 6kdeni2 beschreibt in einem Bericht der Verwa1 tungsabtei 1u ng
des rnnenministeaiums die Lage bis zum ]. ı{ov., 19B5i seit der
6ründun9 der Republik ırurden von den insgesamt 44|5o9 Dörfern
die Namen von !2|422 Dörfern verandert.
In Mardin , wo Ergun Gökdeniz als GoıJverneua t5tig war, bekamen 92%
der Dörfer, d.h. fast alle, einen neuen Namen..

Yeni Gündem No. 29

8

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



tjeber den charakter des türklschen Bi ] dunoswes ens

Das tÜrkische. BildungssYstem ist von A bis z vom rassistisch-cnauvınıstischen, miIit5rischen und expansiven 6edanken9utgeprğqt.
Um die begangenen Verbrechen an den unter.lrückten vö].kern zurechtfertigen, wird in den Schulen ein v"."e..İ"" Ceslİİ,cntswlssen
?:]"]]i!.. J"9" Handluno, 9ut oder schlecht, 

";;;hİ ;;;-;";""xepuDIık, als auch des osmanischen Relches, wird als eine Heıdentatin,die Köpfe de. Kinder suggeriert. o".t :İrJ.l-.İ"-tİİ"".Geoanken, der dem Frieden odea der Völ kerf.eundschaf t dienen könnte.i'Unsere sprache'l steht lrn Tijrkischbuch für die Klasse 7. .hat
sowohl über den Handel als auch über eroberunğen İİt. rİO ."r.Kontinente errelcht... Sie reicht von Ba]kan İİ. ,r.-iİJİ".t."Gaenze, vom tiefen china bis in die eı.sıgen steppen-aes-ioraens...Jeder Dialekt dieser sprache hat ein Lan; l"t,"İİ!cl.rt.]]--r:al
Im sozialkundebuch für die 5. Klasse ist unter dem Foto vonTalat Pascha, der für den Völkermorcl a, ar*"n i sihen' voiı. 

-

verantırort]ich ist, folqendes zu 1esen: "Talat P;;;ha-;;r wahrenddes E.sten üdeıtkrieges ılinister und wurde im Jahre 192] tn Berlinvon_ €inem Armenie. ernordet. Talat Pascha *.. ."l.,İ İİİİ.İl9 unaehrl iciı Er hatte einen (hör genau zu!) qüıten Ci,aİ.tİ.İ.-ğ"ln.Leiche wurde nach Istanbul überführt r"j İ. lli; İİiv" İ-İ.p.".(Freiheitsg.ipfet) begraben,, . (39)
Die Bücher für musische Erzihung sind nicht vie1 besser. ,,Ich binTürke, ich bin Tii.ke. Meine Ges;hichte, ,"l". v".iat,ien-"ınagross. ... VolI Ruhm und Ehreı' . (40)
Nicht zu]etzt wird der Expansionismus durch Lieder plopaqiert:l'... nehmt die st5rksten waffen! İch wilt das ıana ier'i:ıaenerobern''. (4l)

Die Bildung ist ei.nes der Hauptprobıeme des kurdischen Votkes.Da die Existenz Kurdistans unj iucı aer kuraisiıen sJiacne se:.tensder türkischen Regierun9 negiert wird, ist auch j". ijnt"i.r"tt lnder !{uttersprache untersaqt.
Gegen den willen des volkes wird die gesanıte 5chu1- und Hoch-schuıbi]dun9 in Tijrkj.sch 9ehalten, wobei insbesonde." iri ce.Lande dıe meisten kinder in der Grundschule erstna1 die türkischesprache lernen müssen.
In Kurdistan hat nan dj_e rassistische, chauvinistische ''RegionaleInternatschuleli eingerichtet, um kurdische Kincler aus dem iamiıien_veroano sowle aus dem sozialen ılilieu zu reissen und zu assimitie_ren, d.h. zu tÜrkisieren. In Türkisch Kurdistan 9urden bis t97948 solcher 'lRegionalen ınternatsschulen'. eröffnet. Necim onuğerklarte den zweck dieser rnternate offi2iös u.a.ı '|Atıf ddsgesarnte Gebiet muss ein Ku]turinpeğialismus angewendet welalen.
tm. dies zu verwirklichen, müssen ausgezeichnet; Lehrer, deren
wohnungs- und Lohnforde.ungen geregeıt werden, dorthin geschickt

Bi 1dunasoo] i ti k in kurdistan
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trBeı der anzuwendenden erziehung werden die kinder von ihren
Pamiıien völI19 ferngehalten - die Beziehung der aIten und der
neuen Generatl;n ııuss gekappt werden.' (42)

Das chauvinj.stische türkische Eaz i€hungs s ys tem bringt einerseits
ıi i r.r r 

"tlons 
g.tahren niit sich, andererselts bringt es die chance

dis Heranractıiens eine sozia1- und nati oıE] bewussten kurdischen
Ğene.ation hervor. Das ist ınımer ein Dilemma der Kolonialisten
9ewesen.
wenn es in vielen Dijrfern keine schule gibt und dle Analphabeten-
ait" eot betregt, dann entsprlcht dies den KoIonialinteressen der
iuit"i, aı. in-K;rdistan einen billigen sklavenmarkt zu erhalten
sucht.
Mit B€dauern kann man feststelten, dass ln den stadten die zahl
;;; İ;;;"; Menschen zunimmt, die ihrer Muttersprache nicht m5chtlg
sind-oder kurdisch qar nicht sprechen können,

6ıeichzeit19 sind die stadte die zentren, wo das.sozia],- und
ıİİion.İU"",]s.tsein soııie Engagement für dle nationalen und
defiokratischen Rechte des kurdischen vo]kes sich 6m st6rksten
entırickelt hat.
Artikel 42, Abs. 9, erhebt diese zwangstürkisierung der Kürden
,"r-vairuu i"nqu, f t;ag . Darin heisst es u,a,: |lIn den Erziehungs-

"na 
u"i.iiı.ı, i..ns tai ten darf keine andere sprache ats Türkisch

a." İriİİİİİt"" Staatsbürgern als Mutte.sprache geleh,t werden oder
İİ"Unt".İİ.tıt verırendet İerden. oie Grundsetze für den Unterıicht
in Fremdsprachen an den Erziehungs- und Un terr ich sans tal ten und für
aİ.- ıulİİl,.t"lt.n, die in einer İ'rem<lsprache unterichten, ı,e,den
Jurctı cesetz bestimınt. Die Bestiİımung der Völ kerrech t 1 ichen
Vertrage bleiben davon unberührt.l'

]o

An den Ttiren der Behdaden steht der Hinı,eis: fEs ist streng untersagt,
eine andere sprache a15 Türkisch zu sprechen,|ı
Auch die kurdische sprache ist eine bevorzugte zielscheibe des'İ;;;.,;l" der Tüfkei. wir Kurden sind daher gezı,ungen,.bei
Beiördenoğnqen eine Fremdsprache zu benutzen, Unglaubtlch3 Kurden
;ü;;";-Jİ; ı6İenste eines D;Imetschers im eigenen Land in Anspruch
nehmen!
Nach dern Militarputsch durfte die kurdische sPrache auch auf
6İİ.nİİl.n z,ıgenglichen Platzen nicht mehı gesprochen werden,
In einer von diesen Anordnungen heisst es u,a,:
İİİ"İ İont."rı"n unserer s ich;rheitg(re f te im Zentrum der Provinz
wuiae iestgesteılt, dass in Cafds und öffentlich zugeng]ichen
pııırun ıı"ılttu"seıten auf ku.disch zazaki in einer ı,ıeise
.lg."pİ.İİ-.r.a"n, dass die BevöIkerung es hören konnte,.Die
scnuldloen wurden an das Gericht verwlesen, In zukunft wird gegen
P"'..İİ"İ. aİ"-İ. d;n Behö.den kurdisch oder zazaki sprechen, aıJf
o"n aui 6"rr"ntrichkeit und der Bevöıkerung zügğng],ichen Platzen
iissette" auf kurdisch oder zazaki abspielen oder publizieren,
im sinne des Krieqsaechtsgesetzes t4o2, verfahren,n (43)
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sHP- Vors 1tzender E. İnönü hat den Abgeordeneten und den Provinz-volstand \.o.1 Diyarbakir aus der Paftei ausgeschlossen, rrel1 sie Clenfreien Gebrauch der kurdischen sPaache fo;derten.
Das Negieren des Daseins der kuadischen Nation, ihre spfache, KüJltur
und Geschichte lst der Konsens aller tÜrkischen bü rgerl ichen ' Partej.en ,egaI weıche Position sie bezÜ9lich anderea Pragen n;hnen. Nur Übeadie Art und weise der Verfol9un9 und Ausbeutunğ Kuadistans unter-scheidet sich ihre politlk voneinander.
seı.bst den einstigen stellvertretenden Generaısekret5İ der sHP,Edip Devrimci, der 1n aler sHP-zentrale ln Ankara kurdisch gespr;chen
haben sol1, 1iess das sicherhei ts gerich t j.n polizeiıichen Gewahrsam
nehmen. (44)

Ein analeres BeisPiel ist das foıgende Befeh 1sschreiben von Genera1
Kema1 Yaııak, Kommandant de! Landstreitkröfte;
Betrifft: veawa l tungsbehÖrden, in denen die kurdische sprache

angewendet ırİrd und das militÖrische Hauptquartier vonDlYarbakir.
1. Es ist festgestellt !,orden, dass in unserer zu§tğndigen
VerwaItungszone die Beamten noch immer Kurdisch sprechen:
2. Der offi2ie].1e sprache ünseres Landes ist Tiirkisch. Aus diese,n
Gğund ist es aIIen untersagt, eine andere sprache zu sprechen.
3. Diejenige_n, die Kurdlsch spaechen und auf die kurdische sprachebestehen, bringen die Einhei.t des Landes in Gefahr und untersaützendie sepeaatisten. Betroffene Peasonen werden nach den Kriegsgesetz,
Paragraph ı4o2, verurteil t.
4. Die Befehlsinhaber sind dazu verpf]ichtet, die Beamten in ihremzustendigen Gebiet ıJnter stiindiger Kontrolle-zu halten.

General Kema1 Yamak
koınmandant des Ausnahmezustandes
(Heute l(omnandant der Landstrei tkrefte )

Gem5ss dem Artikel 28 der neuen Tiirkischen Verfassung 'ıdarf in einer.gesetzlich Verbotenen sprache nicht publiziert werden.n
Im Artikel 25, Absatz 3, heisst es !r.a.a
"Bei der itusserung odea VerbreitıJng von Mej.nungen darf keine duach
Gesetz verbotene sprache Veawendet werden. Gegen dieses verbot
verstossende geschriebene oder gedruckte Papie.e, schallplatten, Ton-
oder Videob:inder sowie andere Ausdrucksmitte1 \re.den aufgrund einer
verfahrensığssiq ergangenen richterlichen Entscheidung oder bei
Gefahr im Verzuge auf Anordnung einea dtırch Gesetz ermechtigten
Beh6rde ein9esamme] t. ll

11

kurdische publikationsverbot aıs verfassundsnorm
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Damit hat das RegiİIe in der Tiirkei jede Art des Publizierens auf
Kurdisch untersagt und dieses Pubı i.ka tionsverbot sogar zua
verf assungsnorİrı erhoben.
Dies richtet sich nicht nur gegen polj.tisch aktive Kurden, sondern
oeoen alle AnqehÖriqen des Kurdischen voİkes, die sich offen zu
itıier turaiscıien Heikunft und sprache bekennen. Das sind
ğil l ionen Menschen.
Mit dieseün Juristischen Arsena1 wird Jede Art des _Publizierensrioeros veriolot. Herausq€ber und verfasser Verhaftet. Alle
İulİİltationen,-aİe in den siebziger Jahren herausgegeben ı,urden, sind

Die türkische zeitung l'Tercüman|' berichtete am 23, Januar 1987, dass
5 Personen in Ma}aty; wegen Aufnahme und verkauf von Tonbandern mit
kı.ırdischer ılusik fe;tgenomııen worden sind. Deaseıben zeitung vom

26. Februar 198? zı.ıfoi9e lnusste der schıaqers5nger L Tatlises, der,
."iısi a,ır Parteiveranğtaıtungen der Reg i erungspart e i ANAP auftritt,

"iin-""" 
dem sicherheit§gericiı in tstanbu1 verantworten, wei1 er

;in kurdisches Lied bei;inem Konzert in o51o gesungen hatte,
Dea staatsanıralt forclerte für ihn wegen seperatisınus fünf Jahre
Gef5n9n iss trafe.
Der türkische staat, der seit seiner Gaündung die Assimiıötions-
ooıitiı oeoenüber din Kurden betrieb, hat diese PoIitik auch l987
?oİİq...İrİ. Dös Verbot des Publizierens in kurdlscher Sprache
U"İrİİ "l.t,t nur auf de!ıı Verbot der jewei}igen Regierung, auch die
im Parlament Vertretenen oppositionspartebİ dnd in diesem Punkt
mit den Herrschenden einer l,leinung. so wurde beispieıweise das
üito]ied des Geschef ts f ührenden vorstandes der soziaıdeınokratischen
VöIiischen Parte! (sHP), Herr Turgut Ata].ay, auf Antrag des
v"İ.İİr".Ou^ dieser Parİei, Erda1 Inönu, für zwej, Jahre aus der
Partei ausgeschlossen, wei1 ALalay cie Herausgabe des Programms
oei iılp ın-xuraıscher sprache vorğeschIagen hatte, Glej,chzeitig

"r.o" gag.n Atatay bei ber Kriegsrechtskomandatur_ wegen dieses
;v"ig.i.i"" Ank}aöe erhoben (v9i. Cumhuriyet, ı4,5,87und 18,5,1987),
|ıDer Mutter von acht Kindern wurde kein P ersona ], aus},ei s (Nüfüs)
a,jiqeslerrt, weil sie kein Tiirkisch behe.r§cht, Ayse erhielt eine

"oiit..q.n"na 9ü1 tige lAüslanderbescheinigung l, Ayse aıJs.Adiyaman
(eine rı]rd:.scrı6 Pro;inz-Anm. d - ij - ) darf offizie] nicht heiraten und

".ıi .ı. als Ausl5nderin behandett wird, dürfen auch ihre Kinder
.iitt ıai. standesaİnt regist iert werden. Ausserdem muss sie eine
Arbeitsealaubnis beantragen, wenn sie arbeiten wilı"'
(cumhuriyet, 2'7.9.a'7'
Infoloe des Veabots entwickett sich kurdische Kultur, Musik und
i;İ";;ar. in Ttirkisch Kurdistan sehr ıangsam. Jede Aktivitat in
dieser Richtung wird streng verfo]gt.
Infolge des Verbots und des schwach entwickelten Nationalbewusstseins
n.t""'i"t,a viele kufdische Int€I1ektı.ıelıe 1hre werke in Tiirkisch
l"İ.i.İ"»"". Immer noch viele von ihnen bringen keinen üut auf,
;ich zu ihrem kurdentum zu bekennen.

-12-
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Kuade zu sein, ist auch bei der Einsteltung in den öffent]ichen
Dienst oder bei anderen Bescheftigungsverhaltnissen ein Hj,nderniss.
ın van (eıE provi.nz in kurdistan) wurden beim postamt in der
Auf nahıneprü fung für die Auswahl der Bediensteten folgende Fragen
gestellt: ı. woher kommen sie? sind sie Tiiake oder Kurde? sind sie
seperatist? cibt es Kurden in der Tiirkei?..." Diejenigen, die sich
zu ihrea Herkunft bekannten, wurden unabhangig von der Qualifikation
nicht eingestelı.t. (vg1. 2ooole Dogru, 6.12.a7, s.28-30)
Kurdi"sche Llteratur, Dichtung, Musik und Kunst halten aufgrund der
Fremdherrschaft der raschen entwickıung unserer zej.t nidlt stand.
Im Vergleich zu Romanen und zur Kunst sind die ıçlusik und Dichtung
entwj.ckelter. sie haben 1hae Renaissance in unserer zej.t noch vor
sich.

ı3 -
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Insbesondere seit dem Hilit5r,streich am ı2.09.I98o hat die
verfo].gung der Kurden quaıitativ und quantitativ ein unübertroffenes
Ausmass erreicht. Den kurdischen volk wird alas Leben im eigenen
Land unertrag]ich gemacht. ob Mann ode. Prau, jung oder alt,
zİgtausend Von unschuldigen und wehr]osen Menschen wurden gedemütigt,
erniedrigt und gefoltert. I'errorisiefung der BevÖlkerung,
Kommandoübeaf5l l e auf kurdi6che srfer und stŞdte zahten zum Alltag.
zweifellos kann man feststellen, dass in aılen kuadischen wohnorten
mindeŞtens zweimaı, seit dem staatsstreich am ı2. septenber,Militiirrazzien durchgeführt worden sind ıınd die Bevölkerung slch
die schikanen der tÜrkischen sicherhei ts kre f te gefalıen ı.assen
ınuss te.
Unmittelbar nach dem Pııtsch sagte Evren a lıLasst sicherheitskrefte
an eure Ttjren klopfen anstatt Terroaisten.ı'
Anhand einiger Berichte aus zeitungen wi].t ich dies bekraftigen.
ı,lach elnem vorfalI wurden alıe 60 m5nnlichen Bewohner über ? Jahre
des Dorfes Balli (ein Dorf in der Provinz Hakkaai) verhaftet.
Danach eazöhten die Bewohnef der sHP- Delegation ihae Problemeı
ıt wegen des verdachts, wir hetten den Terrorlsten geholfen, werden
wia von den soldaten drangsalieat... sie haben einen Grosstei]
unserer Ernte veabaannt; bestraft werden solİ, wer schuldig ist.
was woİİen sie von der Ernte, voü den Baumen ? ''
Auf die Frage, was sle dieses Jahr ohne Ernte machen werden,
antlroatete Mahmet Varis! |lwir werden alle Frauen zu sammen tromme 1n
und mit ihnen zusammen Kenan Evren aufsuchen. wia werden ihm sagen,
9ib uns Broti ansonsten werden wir hungern.''
Der 63 jiihri9e varis, einer der nicht verhafteten M5nner sagte!rlst es unsere schuld, dass wir Kurdisch können ? lrras ist sonst
unseae schuld ? oies ist nicht unsere, sondeln die schuld Von
Ankara. o

Der Dorfml t i zangehör ige Ali (aya eazehlt, dass die soldaten mit
Gewehrkolben aı.lf ihn eingeschlagen haben. Er wurde wah.scheintich
nur deshalb im Dorf gelassen, weil sj€ annahmen, dass er tot sei,
nachden sie ihn bis zur Bewustlosigkeit geschlagen hatten.
A. Dennir, eln Bewohner des Dorfes cukurca, wurde nit der
Begründung auf die Gendarmerie gerufen, als wegführer behilflich
zu sein. oann wurde er 15 Tage lang auf der lrache qefolteat.
Durch die Kelte sjnd seine zehen abgestorben und mussten spater
amputiert werden. (7)
In einem Dorf von Ger:ius/Maadin lrurden afle Dorfbewohner wehrend
eines Militarmanövers gefoltert, viele Frauen vergeıraltj_gt und
Kinder durch elektrischen stİ,om gefoltert. (8)

Nicht selten werden die Angehörigen der Gesuchten Demütigungen
und Erniedrigungen ausgesetzt .

Repressionen ln den k!ırdischen Dörfern
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İn del kurdischen stadt Tuncel1 wurde eine Frau, deaen Ehemann
geşucht lrırd, verhaftet uhd von slcherhei ts kr§f ten gezwungen, sich
gynÖkoıo9isch unteasııchen zu ıassen, um festzustellen, ob sie ln
der ıetzten zelt Geschıechtsverkehr gehabt habe.
Aussefde,n wurde dle Frau gezwungen, in ihr Helmatdorf zu ihrem
Eıternhaus zurückzukehren und sich von İhrem Mann gchej.den zu
1as5en.
Der Gouverneur Kenan Güven, b€zelchnete dles aıs l'natürllche
Veffoİgungsmassnahmen. ı|wie solıen wir denn sonst feststeılen,
ob sle ihrem }lann Unteaschlupf ger,ehrt oder nlcht ? Iınmerhin hatten
wir einen Hi.nweis, dass er sle besucht.n
Er fügte hinzu, dass diese Massnahme kein sondeafaıı sei, sondean
des öfte.en angewendet wird. (9)
Die türklsche wochenzei tgchri f t "Yeni Gündem" berichtete, dass
ein pensioniertef kurdlscher Lehrer, Y. Karakoy, aus Hozat,
dessen sohn schon in Jahae 1982 bei einen Peuergefecht nit der
Polİzei urns Leben kam, zum veahör auf die wache gebracht und dort
gefoİtert iüurde.
Aıs er keine Antwoaten auf ihre Fraqen wusste, saqten sie: İEl tst
aus Eisen, den krj.egen ırir so nicht hin, da müssen ıdi. selne Tochtel
ins spieI brlngen.il
ulyas Yiİdiz erklerte, dass seine wohnung genau 55 HaI von den
sicheahe i tska§f ten dursucht wurde. (ıo)
so tradnierten die soıdaten in Hozat und slverek morgens früh um
07.oo Uhr im Laufschri.tt auf den strassen und sangen lltiasche, dİe
deoÜtj.gend und diskriminierend sind, tie z.B. l'li{İr werden das
Volk von Tunceıl niederınachen, wi! İerden uns die Prauen von ılozat
nehmen... n (lı)
Das kurdlsche volk ist den Ermessen und der l,lllküa von ğouverneuren
und sonder-Armee-Einhelten ausgelıefert. In der Tat lrird ln Kuadistan
elne Poİitik der wlı].kü.gemacht.
Im ],etzten Jahr hat der Gouverneı,rr von Tunceıi 49 geuehıte ooaf-
Voasteher ohne Angabe der Gaünde durch teıefonischen Befehİ ihres
Amtes enthoben und an ihrer stelIe andere Personen eingesetzt.
Im lğıdesinne.n ist die Lage nicht besser. In del kurdischen Provinz
T!nceli hat deaseıbe Gouverneur offj,zieııen Angaben zufoı9e, ca.
34 Personen wegen l'schedigenden Verha].tensl ohne Gerichtsbeschİuss
aus ıhier Heimat vert.rieben und angeoadnet, dass sle sich ln den
anderen Provlnzen, bis zu 1ooo km entfernt, ansledeın İİÜssen.
zu dlesen verbann!ıngen befragt, ant!üortete dea steııvertretende
Gouve.rneur von Tunceli, dass das woat ''verbannungıl sehr hessİich
sei und ünan doch bessaa "Provinzausweisun9s-staafe.| sagen soİle.
Ej"nen Gerichtsbesctlluss sehe er hierfür nicht als notwendi9 an,
er (der Gouveaneur) h5tte von seinem Kompetenzen Gebrauch genacht.

- l5 -
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Auf dlese Voaf5lIe in Tunceıi hln befragt, antİrortete Innenminister
Akbulut , dass sein Mlnisteriun mit diesen Hassnahmen nıchts zu
tun habe, sondern dj.ese in die Kompetenz der Krieg srech tkoflnand a tur
fallen, die entsprechend dieseın Krlegsaechtsgesetz die Mö9ılchkett
habe, Peasonen, 9e9en deren Anrresenheit sie Bedenken habe , aus der
Provinz alrszurreisen. (12)

Kurzum, alt diese operationen sind nlchts anderes als 9eplanter und
organisierter staatsterror. sie Uerden auf unmittelbare Anordnung
der Diktatrrr durchgeführt.

kurze prozesse der Todesschwadronen

16 -

Die Todesschwadronen machen kurzen prozess sogohl mit der kurdischen
opposition als auch mlt unschuldigen Menschen. Der türklsche
staatpresident Kenan gvaen sagte İn seiner Re<ie İn Mus 1 llsollen wir
die Verr5tea verpfleqen, anstatt sie hinzuaichten."
Die zah] deİer, die angeblich vom nrod erfasst wurdenn, 'auf der
Flucht erschossentr, nin den FoIterzentren aus den oberen stockwerken
herunterstürzten'', odea auf andefe Art und weise İselbstmordn
beglngen, belaufen slch aüJf über ıooo.
Der Innenminlster Y. Akbulut sagte am 20.11.ı.985, bei Auseinander-
setzungen lm südosten (seit den August) seien 74 Privatpersonen und
].o8 sePeratisten getötet worden. (13)

Ein Jahf speter in ovacik sagte e!,, 38 ziviıpersonen und l65
Terroristen seien erschossen und ı45o Personen tjegen Kompılzenschaft
in z9ei Jahren verhaftet !,.orden. (14)

ın einem B.eefing des Generalstabs ain ]7.a.l985 wurde erkıaatr dass
tdea osten und südosten von der türkischen Armee durchk5mmt unct
dabei 3o9 Peasonen qefasst und ı60 Personen getötet wuaden. i'

Nach einer lrleldung der zeitschrift nYeni Gündem|ı, die Aı.ıgenzeugen-
berichte veaöffentıichte, werden die Dorfbewohner einfach auf der
Jagd "aus Versehen erschossenll - so 1autet die offizielle Erklerun9,
oder sie werden deshalb erschossen oder Verwundet, rreiı sie, ohne
es zu merken, in die nicht ausreichend gek enn zeich neten nverbotenen
zonenll geraten waren. (15)
Die türkische zeitung ncumhuriyet" berichtete am 06.ı.2.1985 aus
siirt, dass die soldaten İaus Versehenİ auf ejrıen 40 jehrigen
kuadischen Bauern, Tahir Erbay, und seinen ]4 jehrigen sohn, Izet,
geschossen haben. Der Vater wurde t6dlich verIetzt und der sohn
schwer verwundet.
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zehntausende 14i tg1 ieder, symPhathl-sanbn und Funktiona.e derturdlschen P9İt:ren und organisationen rru.den wegen ihrerpolitischen Tetigkeit und uebe.zeugung verhaftet:
Die genaue zahl der seİt dem 12. september ı98o Inhaftierten kannnicht fest9e3te]tt werden, zudein di; negİerung 

"İu"nİ"İİ U"r.nnt

Im rn- und Ausland schetzt man die zahl der insgesa!İt Verhaftetenauf 35O Tausend. Der Justizr.,ıiniste. Sungurlu 
"İğİ.-"".'İ"l"""de. Lohneıhöhung für Richter und staats;nı,ralt" ;ü; J;; jahr lgaz :ı|In de. Tiirkei sind zur zeit 52.ooo Personen innaitieit. a»er rnden Gefengnissen können 80lOOO Personen u n te.getİaİn İ- İİrden. ,' (15)

Das deutsche Nachrlchten - Magazin 'lDer splegelİ schrieb im Juıt 1982|dass ı20.ooo Kurden seit der ;chtübernahri o6" tuiiii.t un Mi].ite.sam 12.9.I98o festgesetzt wurden und 20looo davon iui-Öaier rn xartgenomrıen ırurden.
'tEinigğ Tausend wurden Vorübergehend auf freien Fuss gesetzt, g,eilkein Platz j.n den Gefangnissen ,ar, etrüa ı4looo angetrigt.
220_Personen Uegen Mordes, der Rest wegen seperatismus und 'umstürz-ıerıscner Aktivit5tenl . In hunderten Von Fallen ist bereits dieTodesstaaf e beantaagt. "
_:i]ı:}l l:999 Heflinge, meist Kurden, sitzen l,n ı,l1lita.gefengnisvon uIyarbakir...n (İ?)
Nach dem_Bericht_einiger Mitglieder des Europaischen Parı.anents imüJulı 19ö6 waren 95o m5nnıiche und 12 ü,eibıiche Heftıiroe inberüchtigen Hilit5rgefğnqnis von Dİyarbaklr r.t."q.biiiht.
Die kuadischen Patrioten müssen slch vor Gerichten verantlrorten, aliekeine ıilenschenrechte un<l Freiheiten anertennen, nı.ofrnuthangig'sind, die politische und ideoıogl,sche urteııe iaııen. irigr,.ına -o..
durch tage -.oder monatelangen iolterung eapres§ten Aussağen ırerdensj.e rechtswidrig zıJ sehr hohen Haftstaaien verurteilt.
Es gibt Tausende kurdischea Patrioten, dle nur wegen ihrer PolitischetGesinnung oder kulturellen Aktivitete; angekıagt Ji"a, ,na iııfgrunddieser Akti.viteten zu jahrelangen Haftst.;fen ierurtei],t wuroen.Am 8eispieI Cıer kr.ırdischen Jugendorganisation DDKD (RevolutionerEr
Demokratischea KuIturveaein) ırit1 iah rhnen zeigen, nit welchemRechtsverstendnis dİe Anklagesch.if ten beg.ündei w;rden.
Demonstrationen, selbst die, die zunechst alurch dle 8ehÖrden erıaubtwuroen, wurden speter aIs rechtswldrig bewertet. Die Tej.lnahme derKurden an P all amen tsku nd qebungen dea iozia].istischen Parteien wlrdebenfaıls als schutdbe*eis angefüh.t. (I8)
In deİ Anklageschrift werden die Ku 1 turverans ta 1 tungen ats schıJıd-beweise gegen dj.e kuadische organisationen gesehen, İndenen diekurdische Liede. gesungen urd die Beödlattung-der ku;dischen sprache,insbesondere durch die ı.|ütter, zuln Ausdruci gebracht ı,urde.

verhaftunaen. Fol ter und Prozesse
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Dea staatsanialt bezeichnet es als schuıd, dass an den Abenden
kur:dlsche Reden gehaıten ı Jaden. Er argert sich darüber, dass 9e9en
dle chauvinistische Bl ldungspoı. i tik protestiert und muttersprach-
ılcher unterricht für kurdische Kinder gefordert ,/urde.

In der Anklageschaift heisst e5 u.a. :

l|Ausserde,n wurden kurdlsche Lleder vorgesungen und Losungen auf
Kurdisch gerufen (...)n wenn man die ınhalte dieser Reden überpaüft
geht aus ihnen hervoa, dass (urden lm osten und sÜdosten ausgebeutet.
weaden, lhre sprache unaı Kultur assimlliert werden. A11 dies wird
mlt der Absicht propagieat, dİe nationa].en Gefütııe und die vorhandene
Loyalj.tet zu ve.nichten. (19)

wehrend der Theater- und tlus ikabende 'lwurden Transparente und PIakate
wj.e !Es ıebe die Aktions- und organi sation sel nhei t unseaer Jugerıdl ,
Bili Nelrroz , (E5 tebe lııewroz) i 'Erzlehung ln del uuttersprachel,
rNewroz paoz be' (Getobt sei Neırrozr, an den wenden aufgehğngt.
Diese 5ıogans sind in kuadischer und türkischer sprache geschrieben

..Das an dlesen Abend aufgeführte ?heaterstück lğnde des DehaksI
hahdelt vom Kampf eines schmiedes 9e9en alen Tyrannen Dehak. Daİnj.t
wurde versucht, eine verbindung der derzeitlgen situation mlt dem
Theaterstück h6rzusteııen, wodurch die Kulden vereinigt gegen die
staatsgerüal t auf geruf en werden.'i
wie man 5leht, weaden Henschen, die für Grundrechte und Freiheiten
elntreten, durch türkische Gerichte angekıa9t und verurteilt. Aııeln
in diesem Prozess wurden für 62 Personen in9gesamt 869 Jahre Haft-
atrafen von der Hi 1 i ters taatsanwal tschaf t g€fordert. Dlesem Antraq
wurde von den Gericht entsprochen.
selbst wl ssenschaf tI er, wie der sozioıoge Dr. Besikcı, Ueaden zu
hohen strafen verurteiıt, wei1 sie slch in wis senschaf ı ichen werken
mit der Küıtur und der Unterdrückung des kurdischen volkes befassen.
In einef Ankıageschrift gegen Dr. Besj.kci, der erneut im ı,r5rz t982
zu 10 Jahren Gef5ngnis verurtelıt tırrde, hiess es u.a.: illndem
Besikci 1n selnem Buch Kurden eawehnte, hat er vergessen, dass
ausschılesslich Tiirken in de. Tijrkei 1eben. In dlese. Hj.nslcht
verstösst er gegen die Gesetze. Dle 8ezeichnung von einigen Ti-irken
aı.s Kurden und Von einem Teiı der Tijrkei aıs Kurdistan, solıte
bestraft werden.li ( 20)
Vor dem Mllitargericht von Diyarbakir wurde Mehdi zönar(vor den
l2. septeınber ı98o Bürgermeister von oiyarbakia), zu insgesaınt
22 Jahren Haft verurteit. seine Forderunq, sich in der kurdlschen
sprache ztı ,erteidigen, ıehnte das liliıit5rgerlcht ab.
Dea Prozess lrurde daraufhin ohne selne Anwesenheit abgeschıossen.

Insgesant laufen in den }rilit5rgerichten über 15oo MassenProzesse.
selt dem ı2. september 198o sind 52 Menschen hingerichtet worden
und nehr a}s 5oo §chıreben in der Ungewissheit der juristlschen
Prozeduren. ueber I46 rechtskr5fiige Todesurteiıe Iiegen dem
Parlament Vor.
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In de,n schon zitlerten Bericht der Abgeordeneten des Europeischen
Par}aünents wlrd_konstatlert, ds§ ,politische Gefangene sich überschlechte medizlnlsche versorgıJng und mangelnde K;n tak tmğ], ichkei ten
nl, t Gıelchgaslnnten beklagen.
Die Besuchzelten für Verwandte und Anwelte seien de jure normal,abef de facto durch die weiten Entfernungen zutn Heim;tort sehabegrenzt-'unzunutbar scheint aIlerdingsi., schrieben dle Politlker,.ldass das türkische Gesetz ein strikteğ v;fbot bei verwand tenbesuchenim Gefengnls, dle kurdische sprache benutzen, vorsieht. Vor aııemğlteİe Ve.wandte slnd oft des Tiirkischen übe;haupt ntcht mechtig,
was eine zusğtzıiche Einscha:inkung der Besuch smög ı ichkei tenbedeutet. İ
l'l4an._kann davon ausgehen.', schrieb ai, 'dass aııe AngekIagten j.n
den llassenprozessen 9e9en Kuaden gefoıtert weaden. A;nest' Interna-tİonaı. erh6lt inmer wieder Berichae über Potterungen in d;nHilİtargefengnissen von Erzurum und Diyarbaki!.., a2ı)
soweit nan feststeı].en konnte, sind allein von 1981 bis 1984 32Hğftılnge ln den berüchtigen r.tilit5.gefaingnissen alurch Foıtergestorben. Aber dj.e Behörden ıeugnen dies und behauPten, dassacht.sebstmord verübten, sechs seien an den Folgen von Hıınger-streiks qesorben, vier seien an Kranheiten und aıf eines n6rmaıen
Todes gestorben. (22)
Der Fal1 des Lehre.s siddj.k Bil9in, der für Diskussion gesorgt hat,zeigt wie trıahrn die Behauptungen der BehÖrden sind-
Die am Morcl von Biı9in beteili9ten und veran twortı ichen ısicherheits-
krafte. behaupten, Biı9ln sei iuf der Fıucht erschossen worden.Erst durch die folgende Aussage des am Mord beteiıi9ten soldatenFlkret Bilge kam der Pall ans Licht :
|l... de. Lehaer Bi].gin wurde zu Tode geprügelt. ... er wurde i.nschulhof drei Tage 1an9 geschlagen und er starb. lıir luden ihn abelmit den Anderen zusammen auf das Hl1,1teafahrzeuq. Auf den wege
sagte uns der Hauptmann, Ali sahin, die Leiche abzuıaden. wir İudensle ab. Die Hauptmann ırollte, dass wir die arn Boden ].iegende Leichemit Kugeln durchlöchern und gab er den schiessbefehı . .. sp5ter
wtırde Über dj,e Kr iegsrech tkomfuand a tur erkıart, s. 81lgin hetteauf der Flucht dle Aufforderung tHalt stehenbleibent nicht beachtet
und sei desha]b erschossen worden.'' (23)
oas ist kein Betriebsunfa11, sondern ein übliches Ereignls der
türkischen Poıitlk, die gegen das kurdische Voık und seine
Patriotischen Krefte systematisch praktiziert wird. ılEs lst zur
Ausnahme geworden, wenn nicht gefolte.t ırirdll, berichtğte dea sHP-
Abgeordenete, canver, der die Lage in den kurdischen Provİnzen
untersucht hatte, vor dem tülklschen Parlament Anfang Januaa ı986.

Die Laqe in den 6ef5nonissen
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In seiner Rede saqte er u.a. :

nost- ıınd südostanatolİen sind in eln grosses "straflager' verwandelt
worden. Jeder hat Angst vor jedem, dle Menschen können nicht
sprechen, nicht kritisieren... vieıe Dtjafer, die ArmeeğbeaJelıe
nicht oehr aushalten konnten, sind verlassen ırorden. lıir fragen
Clen Hinister, warurn haben diese Henschen ihae wintervorr5te, 1hr
Hab und 6ut zurückgeıassen und ı{aLs über lbF6 ihre Döafer vertassen ?
Der }1inlster wiad Jetzt woh1 antworten, die Dorfbe9ohner hetten
ihae Hauser verlassen, um in den urıaub zu fahren...n
r E5 ist heaaus gekonınen, dass Menschen durch Folter getötet und
dann mit Fotos Fahndungsplakate gedruckt wurden.ı (24)

- 20-
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zuangsuıhs i ed ı ungen und HassendePortati.onen Kurden qeqenüber waren
eine politische Hassnahme wğhrend des osnanischen Reiches, dle
Öfters angewandt ırurde. Die türklsche Repubıik hat dieses Erbe des
osmanİschen Reiches übernommen, Ja sogar effektiviert. Die türkische
Administration versucht sotJohı dlrektaıs a.rch indirekt, diese
po1 itik durchzusetzen.
zi.el dieser Politik 1st es,
1. die Bevöı k eaungss turuk tur in Kurdistan zu ver5ndern;

der Kurden voranzutreiben;2. dle Assimllation und die Nirki5ierung
3. kurdistan und seine Arbeitskraft aıs

au5zubeu ten.
biı]. İqes Reservoir

Tiirklsche , Regierungen hab€n kurz nach der Gründung der Repubıik
untel dem Vorwand der stattgefundenen Kurdenauf§t6nde Hundert-
taıısende von }lenschen in den westen der Türkei depo.tl,ert. llDie zahı
der lnsgesamt b€i aı,len Aufstanden ums Leben gekomİnenen Kurden ist
nicht festzuste]ıen. sch5tzungen schrranken zwischen }oo.ooo undIr5 Hi11lonen getÖteten Kurden. Fest steht nur dİe zahı der
depo.tie.ten Kurdenr 1l462.076.'. (Jürgen Roth u.a. Geographie der
unterdrückten, Roırohl t, ı,ığrz 1978)
oas Gesetz 1.1r. 25ıo vom ]4.5.1934, ver6ffent],ich im aıntllchen
Nachrlchtenblatt (Resmj. Gazete) vom 2}.6.1934, Nr.2733 hat foıgenden
Text:
tum dle Bevö lkeru,iç5',.o.z:ntration der nicht-tüak ischsp6chi gen
tlenschen zu Verhindean und die bereits vorhandene aufzulösen, ist
es notwendig, eine VerbannıJng innerhalb des Landes vorzunehm€n. ıi

Laut diesem Gesetz ı"rurde die Tiirkei in 3 Zonen aufgeteiı.t:
zone ı: Hier sol]. dle Bevöı,kerungsstruktur zugunsten der tüakischen

Kuıtur(durch Ansi,ed],ung von §irken, Bem.d.uebersetzers)
verıindert werden.

zone 2: Gebiete, di.e für Verbannung vorgesehen sind, in denen eine
Assi,niIation zugunsten der türki.schen Kuıtur für tnögIich
gehalten wird.

zone 3: Gebiete, die aufgrund der lokalea, gesundheittichen,
wirtschafıichen, kultureııen, polıtischen, miıltarischen
und unter sicherhei tspotitischen G€§iclŞhkEn eıra|ollaat weaden
und ln die keine Ansiedıung oder tjmsiedlung gepıant sind.

zone İ, in der der Ei.nftuss der türkischen Kultur eahÖht welden soIl,
ı.ımfasst ost und südos tana to]. ien (Kurdistan d.Ue.)
zone 2, in die die zwangsumsiedıungen stattfinden sollen, umfasst
das Gebied Akdeniz, Ege, Harmara und Thrazien(westlicher Tej.1 der
Ttirkei d.ue. ).
z! zo^e 3 wurde 1,ı Jahre 1951 laut Gesetz 5825 folgende Provinzen
gezahı.t: Ag.i, sason, T!nceli, ziıan(Van), Kars, Diyarbakj.r, BitIisr
Bin9ö1, ıtus(also die kurdischen Provinzen, in denen dea ıiderstand
gegen die unterdrückung aın stdrksten war. d.Ue.)

Deportationen und zwanosums i edl unoen

-2|-

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



Foıgende Paragraphen des Gesetzes 25ıo betreff€n die 1nnere
verbannung i
Artikeı 9: {Die ı{oİıaden, dte nlcht zur türkischen Kuıtur gehören,
terden voneinander getrennt ln stedte und Dörfel mit absoı.ut
überwlegender türkigcher Kultur anqesiedert.(...)"
Aftikeı ıo(c): nDie Angehörlgen de. st5mme, dle die türkische
s taatsangehör igkei t haben, aber nicht zur türkischen Kultur gehören,
werden eln zeİn 1^ zo^e 2 zerstreut angesiedelt.(...).i
Artike1 13(3): |'Dlejenigen, die nicht zur tü.kıschen Rasse gehören,
werden in For,ı von zğskeuung in üirfer, in verschiedene stadtteile
und Bezirke zwangsumges ied€ 1t, damit sie keine ılehrhej.t bi].den.'i
Das obige Gesetz reiht sich l,n eine Kette von Gesetzen oder Erlassen
aus den Jahren 1925, 1926, 1921, |935 und ı960.

İn der Tat Versucht das türkische Regime, nit aılen erdenkıichen
Mitteln die Kurden aıIs j.hrer Heimat zu vertaeiben. Hierfür wll1 1ch
nur einige Beispiele stellvertretend für unz5hıige Praktiken der
Türke1 anführen.
Die Tatsachen sprechen für sich.
unter dem Vorwandrden tzers törer i schen , sepeaatistischen und
k ommun j,s t ischen R5ubern das Aktionsgebiet einzuengenf gerden die
kurdischen sörfer, die bls zu 10 km an der Gaenze zum Irak und
ıran ].1egen, entvöıkert und die Bewohner der 20 Dörfer ln sirnak
(Provinz silat) evakulert und dem Dorf Deaeıea illı Rahmen des Gross-
dörf erpio jekts zugef ührt. ( 4)

Allein 1n T!nceli wu.den ıı oörfe. zwangsumgesiedeft.(5)
Die Grenze zu syrien wuade ebenfaIls nlt alıen erdenkılchen İtlethoden
abgerlegett, llbİs kein vo9e1 mehr fliegt|', so berichtete die
türkische zeitung Mlı]iyet" vo,n 27.o2.ı986. In dem 9Ieichen Bericht
wurde fes tges teİ 1t :

nEin 5om breiter Grenzstreifen sol] gerodet, vermint und mit
frischer Erde versehen werden, un Fussspurğn sichtbar zıJ machen.rı

Dr.esea streifen solı ausserdem nit zğunen, stacheldaaht und Natogitte!
velsehen werden. zusötzIich sollen auf sichtlreite Kontrol1türıne
earichtet und diese mit Richtstrah]ean ausgerü§tet werden. Der
Gaenzstaeifen soI1 ausserdem nachts helı eaıeuchtet r,erden.
Das Regine ln der Tiİrkei woı.lte elnerseİt entıang der Gaenze bls
ı.o kİn ;j.ne Pufferzone einrichten, in der nua noch sicherheitskr:ifte
ihrer Besatzungsarme€ so\rle Einheiten dea Nachrlchtendlen§tes
operieren, andereaselts die kurdlsche Bevölkerung in sammeı.lagern
kontroılieren, um gegenseitige Kontakte und solidaaitet untea KtJaden
in andefen T€ilen kurdistans zu verhindean.

Depoatation und zwangsums l ed ı ungen des tü.kischen Regimes nach
dem Miıita.putsch ı98o
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Den Bealchten zufolge wlrd mit alIen ılitteın versucht, die kurdische
Bevölkerung mit staat].ichen Teraor und Geıralt dazu zu zwingen, ihre
Dörfer zu verıassen.
nDer eheİnaılge Minlste.presldent g.Ecevit hat sich darüber beschwert,
da§s dea staat den Einwohnern der Döafer des G.enzgebletes gfosses
unrecht angetan hat. Er sagte, lder Gaund unal Boden der Bauern, für
den sie sej.t Jahren steuern bezahlten, beflndet sich untea dergesatzung des staates ııit der Begrğndung der Gaenzs icherhei t. l t
(Hürriyet,2I.4.L9a7'
.'Die stemme in slrnak und Uludere verlassen ihre Helmat. Angst
verursacht ı,tigration.n (Mııliyet, ı?.1o.ı987)
lıDıe 61nwohner der !Mezrar (Gehöfte, kıeine wohnsledlungen), diein dle Dörfer einzlehen, erhalten staatliche Hİıfen. Der regionale
Notstandsgouverneur Hayrl Kozakciogıu, angesprochen auf seine
zıJstendlgkeit für die zusammenlegung der Hezra, sagte; lzur ze\t
denken ırlr nicht daran, 5ie zu zwingen.' DieJenigen, die nigrieren
wo1].en, erhaıten eine Hiıie zlıl:schen 2 ı.lnd 4 ı,tilli.onen türkischen
Pfund. " (cunhu.iyet, 27.ı.ı988)
'ıKaraevıi erkı5rte, dass mit den lJnsledlungen dieses Jahr begonnenırlrd. Ddafer entlang der Grenze werden ungesiedett. Der staaasmj.niste|
Karaevlj. saqtei dass mit den Dörfern die nicht wej.ter als 600 l.retet
von dea Grenze entfernt gelegen sind, mit der umsİedlung begonnen
werde. KaraevIi sagte, dass keine Arbeit mehr ln die zusammenıequng
der i.|ezra lnvestiert werden ırürde, doch den Mezra werde in zukunft
weder satom noch tJasser ı ei tungen , noch strassen oder ahnIlche
staatliche versorgung zua verfügun9 gestelıt. Dadurch werden wir
den uhzug in die kirfer förde.n.n (cumhuriyet, 28.2.ı988)
ıDie zwangsums ied 1un9 hat Hunderte von Familien in die Armut
getrieben.ıl (Terciihan, 5.8.87 )
i'Oie Bauern waren zur Mlgaation aufgaund dea ökonomischen und
sozialen Misere, in der sie lebten, und aufgrund der situation von
LandIosigkeit und ı{asserknappheit gezwungen. Und jetzt kommt eln
tebensırichtiger Gaund hinzuI das Recht auf Leben.ll (cumhuriyet,
August ].987)
|rEs waf schwer, der Unterdrückung der G€ndarmerie standzuhalten:
Teg}ich PrÜge1, Bagtğllie, orohung von vergewaltigun9 von Frauen,
schığge 9o9ar gegenüber Kindern. vor allem Angst, getötet zu werden.
Dİe Bewohner vom Dorf Doganli (Provinz Bingöı) haben nur eine
MÖ9lichkeit gehabt, zu überlebena Das Dorf zu r5unen. M5nnea barfuss,
Prauen ohne ihre Mente],- so waren si.e fortgelaufen. Nach Diyarbakir,
Elazig, Adana und sakarya.n (2ooole Dogru, 28.].0.8?)
tjnter dem voawand, die walder zu schützen, soılen hunderttausende
kuaden aus kurdistan von lhrem Grund und Boden vertrleben und in
den westen deİ Tijrkei zwangsurnges iedet t werden.
Den 422 Dörfern der Provinz Tunceli für 234 (ca. 5o.ooo Kurden)
und 2?5 der Provinz Erzincan wurde ein Deportatlonsbeschluss offizleı.:
bekanntgegeben. Dementsprechend sol1 mit anderen kurdischen Provinzen
u.a. wie Erzurum, Nars, Elazig, BingÖl, verfahren ,erden. Ej.nige
tüikische Provinzen rrurden auch aufgezŞhlt, um den Eindruck zu
erwecken, 4ass iich die Deportatlonğ; nicht allein gegen das
kurdi.sche volk richten.
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Dte Regierung oezaı behauptete aıs Reaktion auf massive Paoteste
aus dem Inland und Ausıand

- dass dle BeVöıkerung mİt der Uİısiedlung einveastancen sei.
- dass nlcht nur dİe kurdischen Provinzen von lJınsiedlung betroffen

selen.
tJeder dİe eine noch die andere Behauptung trifft zu. Daru sagte
R. Ylıdlrlm, Abgeofdnet'er def sHP aus rlnceli, der einen
siedIungsbericht Yerfasste, nach dem Bekanntwerden der Pı§neı
nun es zu verschlelern, wurden auch in einige andere Provinzen
ğhnıicbe İ.ritteilungen (gemeint 15t das oben erlr5hnte schreiben ınit
den Ankündlgungen de-r umsiedlung, d.Ue.) verschickt.(...) Es ist
nicht notwendi9, in T,!ınce]i für die umsledlung Druck auszuüben,
denn die Bevijı.kerung ist durch dle tnterdrückung und Foıterungen
so ei ngeschüch ter t, dass sle ihre Dörfei 'freiwillı9' verıiisst."
(cuünhuriyet, Iö. 3.198 7 )

Elne Komtnission der Demok rati sch€n-Link s-P artei ( d ie Partel Ecevits),
die in der Gegend tJntersuchungen anstellt, kommentierte die zah1
de.er, dle angebllch fleiwilli9 umgesiedelt werden ıwoııen', mit
folgenden worten,
.Die }lenschen hier denken, man wird sie so oder so zua urnsiedıung
zuingen. Also t.agen sie sich in die Listen ein.' (Mi].1iyetr25-3.a7'
Nach Aussage von Kamer Genc, heutlger Abgeordneter dei sHP ln
Tunceli, haben dle sicherİreltskrğfte die Bewohner gezlrungen,
Uıns led l u ngsan trege auszufülıen, andernfalls würden ihr Hab und
Gut en tsch5d igungs ı os konfisziert gerden. (vgl. 2ooole Dogrrı,
22-2a.2.a1'
Den Berichten zufol9e wlrd mit alIen Mitteln versucht die kurdische
Bevöıkerung ınit Get alt dazu zu zt,lngen, spezieı!e, durch das Regj.me
vorgefertlate Antr5ge zur Unsiedlung, zu unterschreiben. Ein Bauer
aus Tunceıi (Dersiün' e.zehtte, l,,as ihm passierte, als er das Dorf
nicht verlassen wol] te:
"sie haben uns mit stöcken gesch]agen und unsere }1ütter und Frauen
be].eidigt. Dann haben sıe unsere Töchter gezwungen, mİt lhnen
zu tanzan. Dann haben wlr es nicht mehr ausgeha]ten und das Dorf
evakuiert.l'(5)
wie immer sie aı]ch getaant sein maq, stel].t diese Praktit eine
erneute ı|zwangsu,ns i ad 1un9 " dar. es ist nlchts anderes a]s eine plumpe
Lüge, ı,renn diase Regierung, die den Henschen und ihre würde keinen
we;t'beirııi5st und jeaes Verbrechen an ihnen verübt, von dem nschutz
der waldert|sprlcht.

TÜ
ST

AV
 

TÜ
RK

İY
E 

SO
SY

AL
 T

AR
İH

 A
RA

ŞT
IR

M
A 

VA
K

FI



vieIe kurdische stedte und Döfrer beflnden sich im Bel aqeaunszus tandund sind zu sperrbezirken erkl:irt lrorden. A]lein ln Tun;eli (Dersim)
mit 18.ooo Einwohnern sind 55looo soldaten stationie.t, also pro
Einwohner 3 soıdaten. (25)
Das Haupquartier der 2. Armee !,urde t983 nach lülalatya verlegt.
Dami.t wurde zusğtzlich zuf 3.Armee die 2. Armee gegen kuroistan 1nHarsch gesetzt.

Bei tür'kischen Miıitarman6vern ırird der vermeintllche !.eind
Kurdlsch gekıeidet

Allein in Türkisch-Kurdistan wurden von ]98o bis 1.98? über zehn
Mil itermanövean durchgeführt. 2.B. :

1ı.9.r98o - 2.10.1980 Anviı Express ,NATo-Manöver
3.10.I98o Gene.aı Rafet GünalP 8o ,l.ti 1i termanijver (in Kurdlstan)
29.ı.198t Alley En terpri se , NA?o-a,lanöve. ln Kurdistan
9.2.1981 ''Freihelt oder Tod'l Askal e/ Erzu.urn ,Mi ı i tarmanöver
oktobea 1981 :Mi 1i törınanöver in Dlya.bakir und umgebung
8. 1o. 1 98 2 Erzurun ürin ter 82,1.1i 1 i te.manöver
oktober 1982 Diyarbakİr und Tuncell,Manöve.
8-İo.2-1983 Agrl und Erzuruİn ManÖver
].9.Februar winter 87rManöVer e. t. c.

Nach den Manöver ''Freiheit oder Todlı erklerten atle 14 i ]. i törangehÖr ige]auf der Konferenz im J!ıli 1981 übereins t itımend , ziel dieses Hinöverjsei geıresen, '.den xurden klarzumachen, dass sie Tiirken sind, dass
es keine kıJrdische sprache gibt.i' (26)
Bei dem ManÖvea 'ıcumhuriyet Fazitettir ı982lt wurde der scheinfeindkurdisch gekıeidet. so bauen die NATo-Generale türkischer Nationaıitiiein kurdenfeindl iches Bild aüf.
Dleselbe Arınee ist wiederholt in lrakisch-Kurdistan einmarschiert
und hat dort Ddrfe. bomba.diert.
wie _diese_Angriffe von der türklschen Reglerung auch immer begründet
wurden, sie ga].ten dem nationalen Befreiungskampf des kurdischenVolkes in lrakisch-Kurdistan. Es stellte slch herauş dass deaBeschluss fÜr den Angriff an 15. Auqust 1986 schon a;25. Juı1 1986auf einer geheifi]en sitzung def türkischen Regierung gefasst wurde.
Die Türkei stel]t schon 1ange GebietsansprÜcke an den Irak ıJndwartet darauf, bei passendea Getegenheit in den Besitz dleser Gebiete
2u ge].angen. Deshalb ist es kein zufal1, dass die türkische Pressein 1etzter zeit Artikelserien veröffentiichte, in denen kurdische
wohngebiete wie Kfu.kuk und Moussu1 als der Türkei zugehörig bezeichne,
werden.
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Als Argurnent füf die Gebietsa4sprÜche dea türkischen Regieaung werden
auch die Tiirken genannt, die in der Provinz Kirkuk und Uııgebung leben
Doch ndie sorge um dle schlechte situatj.on der Brijder soıl nua
über die eigentlichen Absichten hinwegtAuschen.
Die türkische zeitung 'lHltliYet'' vom 16.oktober 1986 berichtete über
ein nszenariumfl, das in den politischen kreisen in Ankara dıskutiert
wird. Diese expanslonlstische Politik der Türkei würde die Ausdehnung
der Türkenherrschaf t über Kurdistan bedeuten und zugleich eine
vergterkte Verfolgung der Kurden mit sich bringen.
Dass es sich dabei um massive kriegerische Aktionen handelt, wurde
auch in der türkischen Presse ersichtlich. sie rÜhrte 9anz offen
die Kriegstronmel:
l|Im Gebiet südost-Anatolien hielten die konzentaierten Truppen-
taansporte den Tag über an. Neben Militarfahrzeugen wurden auch
ziVilpersonen gehörende LK]ülls und Busse zum Transport der soldaten
eingesetzt. Es ıılrde bekannt, dass der Kornmandant der 7. Armeeeinheit
Generaı ozorer von dem in sirnak eingerichteten stabsquartier aus
die Leitung das Generalstabs kontinuierlich ıJnterrichtete."
( Mi 11iyet, 5. 3.1987 )

l.Die Mehmetciks (Kosename für türkische soldaten) ruhen weder Taq
noch Nacht. Die operation-.. wird mit Erfoİ9 fortgefÜhrt.
ve rs terkun
61eichzei t

osoruDoen ırerden in GrrrDoen in die Reaion qeschickt.
iq'rüiken Mitit5r-LKw's;' beladen nit ıiaffeıi und Proviant,

Tag und Nacht unrrnterbrochen entlang der Grenze voa." (HürriYet
4.3.ı987)
nAusserdem ıüurde berichtet, dass bei der Regimentskommandantur ein
Hi 1 i terkrankenhaus mit 1oo Betten, einem Team von Aerzten und
Pfleqepersona1 eingerichtet werden soI1. Des weiteren war zu h6ren,
dass in sirnak ein Büro für dle Verbindunq zur Presse und zur
Bevöıkerung errichtet werden so11.tl (Hü.riyet, 28.2. und 4-3.1987)

'.Dieses Mal si.nd wir entschlossen, so weit einzudringen, wle wir
wollen. Faıls es nötig ist, werden wir uns ağch für langere zeit
nicht aus dem Gebiet aIrak) zurückziehen.'l (Hürriyet,2a.2.I9a7)

'lEin hochran9iger Kornmandant des Generalstabs, der die operation
unter militğ;i;chen Aspekt beurteiıte, betonte, dass e5 nötig sein
könnte, ahnliche MiIitAroperationen zu wiederholen. |' (Tercüman.8. 3.87

Al1 diese Ausführungen beweisen, dass da6 türkische Regine eine
Polltik mit der Absicht verfolgt, das kurdische Volk zu velnichten.
Mehr noch:dieser Völkermord, der am kı]rdischen Volk begangen wird,
begleitet diese Republik seit ihre. Gründung.

Deİ damalj.gen türkischen Presse zufolge wurden I'855 Personen
angeklagt; I2o Von ihnen würden zu Todesstrafen und 116 zu hohen
naftsstiaien Verurteilt. Al!ein in Elazi9 erhielten 4oo Kürden
die Todess trafe. (28)

Um die Ara.at-Erhebung im Jahre 1930 zu zeaschlagen, wurden 1ooiooo
Kurden getÖtet und etwa ?oo Dörfer niedergemetze]t. ı'Das.Gebiet
von gitiis und Vann, schrieb Buchard Brentjes, ıi wurde bi.s zu ?o%
en tvöl kert. |'( 29 )
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ın einer Hungerkatastrophe von 1939 starben 13looo Menschen. Die
1etzte Erhebung vo'.. 1937/3B in Dersiüı forderte mehr aıs 5olooo
Ermordete und über ıoolctoo Deportierte. (30)
llwenn nan heute alte Bauern in den aufstandlschen Gebieten darübel
befragt, i.rie e6 damals um ı93o gewesen sei, hört man standig
Geschichten von bestialischer Grausamkeit|l, sagte J.Roth, er zİtiert
Hodja aus sllvan! 'lln semdinli wurde eine Frau verhaftet und zwei
türkische soldaten bringen sie nach Diyarbakir. sie wissen, dass
die Erau in den nachsten wochen ein Kind €rwartet. Dafaufhln sagt
einer der soldatenı ''wir wol1en einmal r,etten, ob das ein Medchen
oder ein Junge wird.lı
Die soldaten wetten um eine schachtel zigaretten, wer recht hat.
sie t6teten die Frau, schneiden den 8auch auf und schauen nach, ob
es ein Junge oder ein M5dchen tst. (3l)
Die zahl der Erhebüngen in den zwanziger oder dreissiger Jahren
getöteten Kurden ist bekannt. Verschiedene schetzungen schwanken
zwischen looiooo und 1r5 Millionen. İDer spiegel'' schrieb, d6s bis zum
2. weltkrie9 1o bis 20 Prozent der kurdischen Einwohner Vernichtet
wurden .( 32 )

wenn man davon ausgeht, dass damals Türkisch-Kurdistan 3r5 Millionen
einwohner hatte, dann heisst das mit den absoluten zahlen, dass
zwischen 350ıooo und ?oo'ooo Menschen massakieİ't wurden. Dageqen stehl
die zah] der Deportierten fest! etwa 1r5 Millionen.
nilur die türkİsche Nation hat das Recht, ethnische und rassische
Forderungen in diesem Land zu stellen'l, sagte der einstige
Premierminister In6nü in sivas. (33)

sein JtJstizministea, M. Esat Bozkurt, f ormuılerte diese verbrecherisch(
Potitik, die physische vernichtung der Kurden Vorsah, u.a. in odimis
wie folgt:ılwir leben in eineın der denokratischsten LHnder der welt - in der
Türkel. Der Türke i5t der elnzige Hearscher und Besitzer dieses
Landes. Diejenıgen, die nicht türkischer Rasse slnd, haben nur das
Recht, Leibeiqene und Diener der Tijrken zu sein.' (34)

Im vergangenen halben Jahrhundert haben sich zwar dİe Methoden des
türkischen ferrörregimes gegenüber den Kurden gewandelt, aber die
Politik ist in ihrem charakter gleichgeblieben. sie wird immer noch
nach deni Motto praktizierti |lDer zweck heiligt die Mittel".
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Regi s trierunq

Es ist nicht neu, dass die kurdischen Bauern, stömme und das
kurdische Volk registriert werden. Aber nach dem ı2. september l98o
werden die Registrationsmethoden systematischer und geplanter
angewandt. soırohl die ],egalen oppos i tions par te ien als auch'die
Presse haben diese verschiedenen Req i s tra t ionsmethoden und lhre
Anırendungen zua spaache gebaacht. tm zuge di.esea veascharfungen wurde
das kurdische Volk in llstaatsfeindel' oder ..staa ts freund€ ıl , d.h.,nverraterİ bzw. nAnhöngerİ auf9espaıten. Die folgenden BeispieIe
zeigen uns das noch deutlicher.
'lIn den t4i]it5rstationen höngen Listen aus, in denen die Dörfer in
ihrem ursprÜnglichen und geÖndeaten Namen sowie di.e Konfesslons-
zugehÖaigkeiben aufgeführt sınd. Abschliessend uerden die einzelnen
Dörfer in trstaatsfeindıichetr und "staatsfreundllcheıi unterteiıt.
so spaltet das Militer das Volk ln zwel Lager.'' (cumhuriYet,23.7.87)
In der Ausgabe der zeitschrift "2ooo|e Dogruİ vom 13-1? Dezembea 1987
wurden Beweisdokumente Über die Praxis,sowohI oÖrfer als auch ganze
st5mme als nverr5terf bzw. nceğreuen zu registrieren, veröffentlicht.
Im April I986 machte der damalige stellvertretende Generalsekreter
der sHP Vecihi Atakli !n der Paovinz Urfa foıgende Beobachtungen:
.l Fotographen daingen mit militerischer Unterstützung in H5user
dörf 1icher Ansiedlungen ein, fotographieren einzelne Bauern, of tmals
sogar die ganze Familie um so die Akten zu vervoİlstÖndigen und
die Registrierung zu perfektionieren. Die gesammelten Infolmationen
werden an die Kriegrechtskommandatllr weitelgeleitet und haben für
die llenschen eine totale Entrechtung zur Folge.'l (cumhuriyetr29.4.86)

Geıness diesea Registaation haben die "staatsfreunde" Vom türkischen
staat lltjaffen erhalten; die sogenannten staatsfeinde" wurden volı-
st5ndig entwaffnet und stehen somit unter Druck.
Der ehemalige Innenminister der oezal-Regierung rınd jetzige National_
aatsvorsitzende yildiaim Akbulut hat wahrend einer Rede in Erzincan
erk].ert: " Bei dem Kampf gegen die Anarchie haben auch die stammes-
führer besondere Aufgaben. Dazu nötige Regelungen werden noch
veröffentl ich. 'ı (13.8.r987, Günaydin)
Laut einem zeitungsbericht (GünaYdin), beabsichtigt die türkische
Regierung eini9e stdmme zıJ benutzen, um sie gegen das kurdische Volk
auszuspielen. ln einem Bericht wıJade folgendes erkıert:
nDie kompetenzen des No ts tandsgouvernemen t wurden im amtlichen
Nachrichtenblatt veröffentlicht. Es gibt auch İlrassnahmen, die nicht
verÖffentlicht werden soı].en, z.B. die '|Verst5rkı]ng der stemme".
Die türkische Regierung plant, dle st5mme9e9en die Rebelıen zu
benutzen. Gem5ss Informationen, die oeza1 erhalten hat, stellt es
für die stdmme eine besondere İEhrel' dar, wenn man es erlaubt, dass
sie sich bewaffnen. In diesem Gebiet gibt es, dem Informationen nach,
über 2oo st:imİne. Diese stemme kennen ih. Territoriu,n wie ihre
westentasche. Die Provinzgouverneure haben die Aufgabe, mit den
stemmeführern Kontakt aufzunehmen und sie gegen dle Rebellen aufzu-
hetzen. Man sieht, dass man sich wieder der alten Methoden bedient.'|
(I6.1.I9a'7 , GünaYdin )
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wj_e man sieht, wi11 die tÜrkische Regierung, dass dle kurdlschen
stğünme sich gegenseitig vernichten. Dieser Plan des tÜrkischen
Regi,nes ist schon in die Praxls ungesetzl. ğit dem Gesetz 299
isa e5 möglich geworden, dass slch bestim.nt€ kurdische stömme
bewaffnen. Einige Nachrichten besagen, dass man diese nün bewaffneten
st5mme in dle Barge geschickt hat, um ihre Aufgabe zu erfüllen.
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Auf Antrag der Regieaung hat das türkische Parlanent am 20. Mai 1987beschlossen, den Kriegsrechtzustand in den restlichen viea kurdischenProvinzen, DiYa.bakir, Hakkari, tlardin und silrt, am ı9. Juli ı98?aufzuheben. Jedoch wurde das Kriegsrecht nach acht Jahren, sechs
Manaten und zweiundzwanzi9 ?agen durch das İRegionale Not;tands-
gouvernement'ı, das fÜa İ1 Provinzen Kurdistans zustendig ist,ersetzt-
Das Krie9srecht wurde in Tijrk i sch-Kufd i s tan zun ersten l4aı am24. Februar ı925 tregen des von der türkischen Regierung bltlti9
zerschlagenen scheich-said Aufstanc Verheng:. Daials u;fasste esdie kurdische Provinzen Diyarbakir, Elazig, Mus, Dersim(Tunceli),
Genc, Ergani, Maden, Urfa, siverek, van , slirt, Bitıis,
Hakkaai und Maıatya.
Von 1940 bis 1947, von 24. April 19?1 bis Mitte ı9?3 und Vom 26.
Dezember 19?8 bis zum ı9. Juli ]987 stand Türkisch-Kurdistan unterKriegsaecht. Durch die Bitdung des 'ıreglonalen Nots tand sgouvernemen t s'
we].che dle elf Provinzen: Diyarbakir, l,lardin, Hakkari, siirt, Bingö1,Tunceli, Eıazig, Van, Bitlis, trlus und Adiyaman umfassa, wird dasXriegsrecht in Verscherfter Forjİü fortgesetzt. Als sitz des regionalen
Nots tand sgouveinemen ts wuade Diyarbakir besti!üımt. Der Beschluss zur
BildıJng dieser Institution wılade bei der sitzung des Regierungs-
kabinetts unter Vorsitz von PrEsident Evren, ehemaliger chef derMiIitarjunta und Genelal a.D., gefasst. Die zustöndigkeiten des
regionalen Notstandsgouvernements bzw.- qouverneursl der die
eİekuti9e Gewalt namens der Regierung in Ankara in iürkisch-Kurdistan
ausÜbt, sind wie folgtI
. Es kann von öffentlichen Institutionen, die in seinem zust5ndig-

keitsbereich 1iegen, alle Anlagen, Gebaude, Instaumente, Transport.
mittel Lıtıd in solchen Bereichen Besch5fti9te, rekrutieren.

. Es kann den ort der stationierung der sicherheitskrafte vorÜber-
gehend oder auf Dauer bestinmen. Aıle privaten und staatlichen
Poıizeikrefte, die sich in der Region befinden, stehen unter
seinem Befehl-

. Der in der Region tetige Nationa]e Geheimdienst (Mlr) wird ihn
unters tel ı t.

. ğs kann von der streitskraften tjnterstützung einfoadern.

VT

Kr i eg srechtzus tand und das ıiregionale Nots tandsqouVernement '

Richter, staatsanw5lte und ArİneeangehÖrige ausgenomnen, hat
das Recht, Besch5ftigte im öffentlichen Dienst ihrer Aemter
entheben oder ihae TEtigkeitsbereiche zu andern.

zu

Es ist befugt, den siedlungsraum der Hezra(kleine wohneinheiten)
2.-r bestimmen, sie zusainmenzulegen oder unter Nichtbeachtung des
Instanzenr.,eges die BesitztÜmea zu konfiszieren.
Es kann die streitkr5fte, die unter seiner Befehl stehen, wenn
nötig in andere angrenzehde Provinzen zur Fortsetzrıng der
mil iterischen Aktionen beorden.
sein Budget unter].iegt nicht der Kontrol1en des staatlichen
Rechnungshofes.
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. Die seinem Befehl unterstellten Bediensteten werden zusetzıiche
Abfindungen erhalten. Diese Abfindungen betragen ztıischen ıo_25d.
des Geha].tes eines Beamten in der höchsten 6ehaıtsklasse. -
Der widerspruch bzw. dle Revision gegen irgendei.ne diese
zust5ndigkeiten lst nicht zugelassen (ausdaückIich erw5hnt ist
de. höchste Gericht5stand der Türkei (DanistaY} der nlcht
angerufen werden kann. )

. Alle unter seineün Befehl Arbeitenden werden datentechnlach
e.f asst. (cumhuriyet, ı, 5.o?. 1987)

Vler Tage vor seinen Amtsantritt wurden dle Befugnlssen des
Not s tandgoııvernemen t mit einer zusa tzen tscheidung erweitert.
Danach İıruroen neben den zj.vilen sicherhei tskraf ten und Gendarmerie
auch die Einheiten der streitkrafte unter den Befeh1 des ıJotrtanda-
gouvernements gestelt t.'l (cumhuriyet, l6. 7. 1987)
Die zusammenarbeit zırischen nilit5rischen und zivi].en stellen wurde
mit einem Protokol1 zlrischen de,rı Innenmi n i s terium ırd &rn Gerıelals tabs-
chef der Armee geregelt. In selnem ersten Interview, kurz nach
sej.nem Amtsantritt, erklarte Nots ta ndsgouverneur Hayr Kozakcioglu
fo]gendes: 'Die wertvollen Erfahrungen, die die 1.1iliters w5hrend
des über siebenjehrigen Kriegsrechts gesam,nelt haben, werden uns
beim Praktizieaen des Aus nahrnezu s tandes ej.n wegweiser sein.'l
(Haftaya Bakis 26.7.8 7 )

Das regionale Not s tand sgouvern enen t, dessen Kompetenzen und }lacht-
befugnisse dem eines Kriegsrechtskommandanten 9Ieichen, in manchen
Rlnkterı sogar noch übersteigen, decken sich im Grossen und Ganzen ıİıit
dem Establishfient des .lI. regionalen Generaıinspektors", der von
t927 bis l947 in Türkisch-Kurdlstan da5 sagen hatte. (Dieser
Generalinspektor ı,/urde gerade in jener zeit eingesetzt, da das
kurdische voık sich mehrmaıs gegen die brutale L'nteadrückung der
zentralregierung aufgel ehnt hatte. )

'' Nach meiner Ansicht wird diesef Gouverneur die Aufgaben von
Kriegsrechtskomnandanten durchführen. seine Befugnisse sind auch
ım Kfj.egsrechtsgesetz Nr. ]4o2 festgehalten. In der Kommandozen t.a l e
wurde statt ei,nes Angehöaigen der Armee ein ziviler Gouverneur
eingesetzt.ll (Ein ehemaıiger Gouverneur und Direktor des provinzialen
verwaltungsbüros beim Innenminj.sterium a.D., der auch in der drei-
köpfigen Kommission den Entwurf für das ''regionale Notstands-
gouvernementı' ausgearbeitet hat, Fikret GÖcert zur wochenzeitschrift
Yeni Gündetıı, Ju] i 1987)
In der ersten offiziellen Verlautbarung des regionalen Notzustands-
gouvernenents (Verlautbarung Nr.1) wurden die Bewohner der Region
aufgefordert, bestinnte Vor:schriften zu befoI9en. Diejeni9en, die
sich nicht an die vorschriften halten, sollen beim jeweiıs
zustŞndigen Denunziationsbüro, wel'chevon der Regiertlng eingerichtet
wurden, denunziert werden- Unter den Vorschriften sind folgendepunkte entha] ten a

. Alle Bürger der Region sowie anreisende Peasonen sind verpflichtet
einen personalausrrej.s odea hierfür ein grsatzdokument bei sich
zu tragen. Die Dorfvorsteher sind Verpflichtet, die sicherheits-
krefte zu i,nfoflnieren, wenn Personen anreisen, die ihnen
verdechtig erscheinen.
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. Jegliche Versamnlungen und Kundgebungen müssen dern stadtgouverneur
fristgerecht ınitgeteilt werden und es muss bei ihın ein Antrag
auf Erlaubnis gesteıı t werden.

. Es ist verboten, zeitungen, zeitschriften und BÜcher, die seitens
der Kriegsrechtskommandantur verboten wııaden, in die Region zu
bringen, diese zu Vervielfaltigen und zu veröff en tl ichen . Dieses
verbot gilt für die zelt, in der Notstand herrscht.

. Alle Öffentlichen Instltutionen, die über spezielte verteidigungs-
und schutzelnrichtungen Verfügen, sind damit beauftragt, die
notwendigen verteldigungsmassnahnen zu ergreifen und diese
auszuüben.

. Für Antrege betreffend der Ausnahnezustandspraxis und für die
Denunziation von Personen, deren Tetigkeiten nach den Ges€tzen
ein Vergehen daasteı.ıen, vrurden für die Bürger fo].gende Ruf-
nulnfnern eingerichtet, die 24 stunden taglich in Anspruch genommen
werden können. (Nachfolgend sind die Teı.efonnummean von Denunzi-
ationsbüros in acht Provinzen Kurdistans aufgeıistet.)

. Gegen Pelsonen, die sich nicht an die Vorschriften halten, 5o11
nach den Gesetz 2935, Abs.25 verfahren welden.

(cumhuriyet, 20. 7. t 98 7 )
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F!ıssnotenver zelchn is
Aııgemeine volkszeh].ung 1985
Natlonaıe Planungsorganisation (DPT), Abteitung soziale Pıanung,Dle Bewertung der ıligratlon zlrischen 1950-1980
Hürrlyet, 17.5.ı986
Tercürnan, II -2. ı9a5, HittiYet 30.4.1986
Yen1 Gündeın, ıır. 4t./ı986
Yeni Gündem

cumhuri.yet,3.9.ı986
wDR IİI vom 6.5.1987
cumhuriyet,3.9.ı986
Yeni Gündem, Nr.2811986, s.20
Yenİ Gündem, Nr.4ıl1986
cumhuriyet,28. und 30. ı. ı986
Hürriyet,21.1ı.I985
Hürriyet,24.9.1986
Yeni Gündeüİ, Nr -26/1986
cuİnhuriyet,7.I.I9a7
Der spiegeı, Nr.2a/|982
Ankıageschrift, s.ı5 fotgend
Anklageschrlft, s.17
Amnesty International, Hasg. Türkei, Fo].ter ünd ande.re Menschen-
rech tsveaı et zungen, s.53, Bonn 1985
Ebenda, s.54
cunhuliyet,8.2.1986
Hürriyet,26.7.19a6
cumhurlyet, 12.2.1986
Yeni Günden, Nr- 41l1986
ı.lİlliyet, ı 4.7. ı98ı
verg1. L.Rahbout, cagdas Kurdistan Tarihi (Geschichte Kuldi5tans)
s.29 ff, ı975 auch Prof. }1.A.Hasretiyan, ı925 Kürtayaklanİnasi(Kurdische Aufstand vom t925) s. 29; Uppsata
vergl. Prof. ır.A. Hasretiyan
Buchard Brenties, wlss. zeitschrlft der Luther Universitat
Haı ı e-wi ttenberg, xIıI. Jg. Heft 9/lo;
Geographie der Unteadaückten, s,53
Der spiegel, Nr.28/|9B2, J. Roth,5.58
Dr.vet.M.Nuri Dersim, Kurdistan Tarlhinde Dersim( Derslm inkurdlsche Geschichte) Halep 19s 2

3.

6.
7.

9.
lo.
11.
|2.
I3.
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I7.
ı8.
l9.
20.
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34.
36.

Jürgen Roth, a.a.o., s.64
vergl. J.Roth a.a.o., s.69 und Der splege]
Mitliyet,28.ı.1930
Miı].iYet, ı6.Io.ı930
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